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A. Bericht des Abgeordneten Lotze: 


Das Justizkostenrecht beruht in seinen wesentli- 
chen Teilen auf den Reichsjustizgesetzen vom Jahre 
1879. Es ist zu einem großen Teil veraltet. Dazu 
kommt, daß eine Reihe von landesrechtlichen Ge- 
bührenordnungen bestehen, die in ihrer Regelung 
uneinheitlich und wegen des ständigen Übergreifens 
der Rechtsangelegenheiten in benachbarte Gebiete 
unpraktisch sind, weil dadurch die notwendige 
Rechtseinheit gefährdet wird. Deshalb hat am 18. 
Juli 1952 der 1. Deutsche Bundestag der Regierung 
aufgegeben, den Entwurf eines Gesetzes vorzulegen, 
das eine umfassende organische Reform des derzei- 
tigen Gebühren- und Kostenwesens zum Inhalt hat 
(Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 1. 
Wahlperiode 1949; stenographische Berichte Band 
12 S. 10 187 A). 

Dementsprechend hat die Bundesregierung einen 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung kostenrechtlicher Vorschriften vorgelegt — 
Drucksache 2545 — . Nachgereicht wurde dazu der 
Entwurf eines Gesetzes über die Entschädigung der 
ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerichten — 
Drucksache 3099 — . Schließlich wurde zu der Justiz- 
beitreibungsordnung noch ein Initiativantrag der 
Abgeordneten Lotze, Dr. Schneider (Lollar), Dr. Greve 
und Genossen — Drucksache 2121 — vorgelegt, durch 
den § 10 der Justizbeitreibungsordnung aufgehoben 
werden sollte. Diese Entwürfe wurden vom Aus- 
schuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht ge- 
meinsam behandelt. Dabei wurde das Gesetz über 
die Entschädigung der ehrenamtlichen Beisitzer bei 
den Gerichten mit der Mehrzahl seiner Bestimmun- 
gen als Artikel V a in das vorhandene Gesetzeswerk 
eingegliedert. Dem Anliegen des Initiativantrags 
wurde durch Neufassung des § 10 der Justizbeitrei- 
bungsordnung Rechnung getragen. 


Durch den vorliegenden Gesetzentwurf werden 
das Gerichtskostengesetz und die Kostenordnung 
grundlegend geändert (Artikel I und II des Ent- 
wurfs). 

Ferner wurden völlig neu entworfen ein Gesetz 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen^, ein Gesetz über die Vergütung der 
Rechtsanwälte und ein Gesetz über die Kosten der 
Gerichtsvollzieher (Artikel III, VI und VIII). Außer- 
dem wurden diie Justizverwaltungskostenordnung 
und die Justizbeitreibungsordnung sowie eine Reihe 
anderer Gesetze im Zusammenhang mit der Kosten- 
rechtsreform geändert (Artikel IV, V und IX). 
Schließlich wurde eine Regelung der Erstattung der 
Kosten von Rechtsbeiständen getroffen (Artikel VII). 
In den Schluß Vorschriften wurden zahlreiche bun- 
des- und landesrechtliche Kostenvorschriften besei- 
tigt (Artikel X). 

Die Regierungsvorlage enthält keine allgemeine 
Anhebung der Gebühren. Diese ist bereits durch die 
Gesetzgebung des Jahres 1952 erfolgt. 

Unterschiede in der Höhe der Gebühren ergeben 
sich jedoch aus systematischen Änderungen des Ko- 
stenrechts und aus Vereinfachungen, die der Entwurf 
vorsieht. Man wird annehmen dürfen, daß sich diese 
Unterschiede im großen und ganzen ausgleichen. 
Schließlich ergeben sich z. B. aus der Vereinheitli- 
chung des Landesgebührenrechts für Rechtsanwälte 
für einzelne Teile des Bundesgebiets geringere, für 
andere Teile höhere Gebühren. 

Der Ausschuß für Rechts wesen und Verfassungs- 
recht konnte im wesentlichen den Vorschlägen der 
Bundesregierung und des Bundesrates folgen. Indem 
nachstehenden Einzelbericht sind niqht berücksich- 
tigt rein redaktionelle und sprachliche Änderungen 
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sowie Änderungen, über die zwischen dem Ausschuß, 
der Bundesregierung und dem Bundesrat Überein- 
stimmung besteht. 


Artikel I 

Änderungen des Gerichtskostengesetzes 
Zu § 7 und § 8 

Im § 7 und § 8 verlangte der Bundesrat die Be- 
messung der Mindestgebühr auf 4 Deutsche Mark 
und eine entsprechende Erhöhung der übrigen Ge- 
bühren. Der Ausschuß konnte dem nicht beitreten. 
Durch solche Erhöhungen würden gerade die kleinen 
Prozesse sozial schwacher Beteiligter betroffen. 

Zu § 10 

Die Gebühren in Mietsachen sind nach geltendem 
Recht nach einem Jahresmietwert zu bemessen. Hier 
auf ein halbes Jahr herunterzugehen, erschien nicht 
gerechtfertigt, einmal wegen der Bedeutung der 
Sache für die Parteien und zum anderen wegen der 
häufig auftretenden tatsächlichen und rechtlichen 
Schwierigkeiten in diesen Prozessen. 

Zu § 10 a 

Der Ausschuß hat in Übereinstimmung mit dem 
Bundesrat den Absatz 5 derart abgeändert, daß die 
Rückstände aus der Zeit vor der Rechtshängigkeit, 
wie bisher üblich, dem Streitwert hinzuzurechnen 
sind. 

Zu § 11 Abs. 1 

Der Streitwert in nichtvermögensrechtlichen 
Streitigkeiten war bereits im Jahre 1879 auf 2000 
Mark festgesetzt. Es kann keinem Zweifel unterlie- 
gen, daß diese Festsetzung den heutigen Geldwert- 
verhältnissen nicht mehr entspricht. Wenn man die 
Kaufkraft von 2000 Mark im Jahre 1879 mit der 
Kaufkraft von 2000 Deutsche Mark im Jahre 1957 
vergleicht, so dürfte eine Anhebung dieses Wertes 
auf 3000 Deutsche Mark außergewöhnlich beschei- 
den sein. Aus diesem Grunde ist auch festgesetzt 
worden, daß die Vorschrift nicht starr gehandhabt 
werden darf, sondern daß die Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalls bei der Wertfestsetzung 
erfolgen muß, da sonst das Interesse des Fiskus an 
einer angemessenen Gebühr nicht hinreichend ge- 
währleistet wird. 

Zu § 69, § 70 b 

Der Ausschuß hat sich dem Vorschlag des Bundes- 
rates angeschlossen, die im § 69 Abs. 1 Satz 1 be- 
stimmte Gebühr auf 10 DM festzusetzen. Dagegen 
erscheint es nicht angemessen, die im § 70 b Abs. 1 
vorgesehene Gebühr von 5 DM auf 10 DM zu erhö- 
hen. 


Zu § 89 a 

Nach geltendem Recht sind Zwangsvollstrek- 
kungshandlungen von derVorauszahlung einer Ge- 
bühr grundsätzlich nicht abhängig. Die von der Re- 
gierung vorgeschlagene Regelung, diese Gebühren 
von der Vorauszahlung eines Vorschusses abhängig 
zu machen, erscheint bedenklich und bedeutet eine 
erhebliche Benachteiligung des Gläubigers. Zwangs- 
vollstreckungen sind in aller Regel eilbedürftig. Die 
Berechnung der Gebühr ist für die Parteien auch 
nicht einfach, weil die einzuziehenden Zinsen und 
Kosten mitberechnet werden müssen (§ 15 Abs. 2 
GKG). Unter diesen Umständen könnte eine solche 
Regelung zu Verlusten für den Gläubiger, aber auch 
bei der Überlastung der Gerichte zu Schadensersatz- 
ansprüchen gegen den Fiskus führen. Ferner wurde 
im § 89 a Abs. 5 die Vorschrift des bisherigen § 74 
Abs. 4 Satz 2 eingefügt, weil der Ausschuß der Über- 
zeugung ist, daß die Voraussetzungen für diese Vor- 
schrift auch heute noch bestehen können. 


Artikel II 

Änderungen der Kostenordnung 

Zu § 13 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die weitere 
Beschwerde nicht von einer Beschwerdesumme ab- 
hängig gemacht werden darf. Die Fälle werden nicht 
allzu häufig sein. Wenn sie aber Vorkommen, so han- 
delt es sich um grundsätzliche Fragen, bei denen im 
Interesse der Rechtseinheit eine Entscheidung durch 
das Oberlandesgericht herbeigeführt werden muß. 

Zu § 52 Abs. 3 

Dem Ausschuß erschien es nicht angemessen, die 
Nachtzeit wie im § 188 Abs. 1 Satz 2 ZPO abzugren- 
zen. Diese Vorschrift ist überaltert. Nachtzeit 
ist gemäß § 188 ZPO im Winter die Zeit 

zwischen 21 Uhr und 6 Uhr und im Sommer 
die Zeit zwischen 21 Uhr und 4 Uhr. In den alten 
Kostenvorschriften war die Gebühr nicht auf die 
Nachtzeit abgesteilt, sondern auf die Geschäftsstun- 
den der Behörden und der Notare. Diese Regelung 
erschien allerdings auch nicht annehmbar, weil eine 
Einheitlichkeit gewahrt werden soll. Deswegen 
wurden die üblichen Geschäftsstunden in das Gesetz 
aufgenommen. 

Zu § 156 

Wie bei § 13 Abs. 3 KostO hat sich der Ausschuß 
dem Vorschlag des Bundesrates, eine Beschwerde- 
summe für die weitere Beschwerde vorzusehen, nicht 
angeschlossen. 

Artikel III und IV 

Kosten der Gerichtsvollzieher und Änderungen 
der Justizverwaltungskostenordnung 

Hier sind Ausschuß, Bundesregierung und Bun- 
desrat einig. 



Artikel V 

Änderung der Justizbeitreibungsordnung 
Zu § 10 

Hier ist lediglich im § 10 eine redaktionelle Ände- 
rung erfolgt, indem das Wort „eines“ Strafverfah- 
rens durch „des“ Strafverfahrens ersetzt worden ist. 
Dadurch soll klargestellt werden, daß der Haftbe- 
fehl, der Unterbringungsbefehl oder das Urteil ge- 
rade in der Sache ergangen sein müssen, in der we- 
gen der Kosten des Strafverfahrens der Arrest an- 
geordnet werden soll. Zu einem völligen Fortfall des 
Arrestes konnte sich der Ausschuß nicht entschlie- 
ßen, weil das Bedürfnis für einen Arrest in gewissen 
Ausnahmefällen gegeben ist und die jetzige Fassung 
des § 10 Gewähr dafür bietet, daß ein Mißbrauch des 
Arrestes nicht möglich ist. Außerdem sind alle er- 
forderlichen rechtsstaatlichen Schlutzmöglichkeiten 
durch den neuen § 10 gewährleistet. 


Artikel Va 

Enschädigung der ehrenamtlichen Beisitzer bei den 
Gerichten 

Dieses Gesetz wurde als Artikel V a aus Gründen 
der Zweckmäßigkeit eingefügt. 

Zu § 10 

Dem Vorschlag des Bundesrates, eine Vorschrift 
über die Rechtsmittel vorzusehen, hat der Ausschuß 
nicht entsprochen, da hierfür kein Bedürfnis be- 
steht. Die Hilfsvorschrift des Artikels X § 1 reicht 
aus. 

Zu §11 

Dem Vorschlag des Bundesrates, dem die Bundes- 
regierung widersprochen hat, die Entschädigung nur 
auf Antrag zu gewähren, hat sich der Ausschuß nicht 
angeschlossen. Ein solches Antragsverfahren würde 
der richterlichen Stellung der ehrenamtlichen Bei- 
sitzer nicht Rechnung tragen. 


Artikel VI 

Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen 
Zu §2 

Der Ausschuß hat die Vorschrift dahin ergänzt, 
daß Hausfrauen wenigstens 1 DM je Stunde er- 
halten sollen. 

Zu §3 

Der Ausschuß hat beschlossen, Absatz 2 dahin zu 
ändern, daß für Sachverständigenleistungen, die be- 
sondere fachliche Kenntnisse erfordern, bis zu 10 DM 


zu zahlen sind. Dem Vorschlag des Bundesrates, eine 
erhöhte Stundenvergütung nur zu gewähren, wenn 
die Leistung „überdurchschnittliche“ fachliche 
Kenntnisse erfordert, kann sich der Ausschuß nicht 
anschließen. Es ist nicht richtig, daß jeder Sachver- 
ständige über „besondere“ fachliche Kenntnisse ver- 
fügen muß. In vielen Fällen, namentlich bei Gutach- 
ten über einfachere handwerkliche und landwirt- 
schaftliche Fragen, genügen fachliche Kenntnisse 
schlechthin. 

Zu § 7 Nr. 3 

Es erscheint angemessen, dem Sachverständigen 
Schreibgebühren auch für den Durchschlag des Gut- 
achtens zuzubilligen, den er für S'eine Handakten 
bei der Terminswahrnehmung benötigt. 

Zu §§ 10 und 11 

In § 10 sind die Kosten notwendiger Begleitper- 
sonen eingefügt worden; damit ist § 11 gegenstands- 
los geworden. 

Zur Anlage zu § 5 
Zu Nr. 2 

Da die Entschädigungen für Leichenöffnungen in 
der Vorlage gegenüber dem bisherigen Recht erhöht 
worden sind, hält der Ausschuß es für angemessen, 
auch die Entschädigung für die Sektionsgehilfen zu 
erhöhen. 

Zu Nr. 5, 6 

Der Ausschuß tritt der Auffassung des Bundes- 
rates bei, daß eine unangemessene Häufung von Ge- 
bühren eintreten könnte, wenn die Entsdiädigung 
„für jeden Untersuchungsgang“ besonders gewährt 
würde. Es erscheint ihm jedoch notwendig, klarzu- 
stellen, daß die Entschädigung „für jede Probe“ ge- 
währt wird. Den Höchstsatz des Rahmens hat der 
Ausschuß von 25 DM auf 50 DM heraufgesetzt, da- 
mit auch besonders schwierige Untersuchungen an- 
gemessen entschädigt werden können. Die in Nr. 6 
enthaltene Aufzählung ist um die serologischen Un- 
tersuchungen ergänzt worden. 

Artikel VII 

Vergütung der Rechtsanwälte 

Zu §4 

Durch die Fassung, die der Ausschuß dieser Vor- 
schrift gegeben hat, soll erreicht werden, daß die Ge- 
bührenordnung auch gilt, wenn der Anwaltsassessor 
oder Referendar, der für den Rechtsanwalt tätig ist, 
einem anderen Rechtsanwalt überwiesen oder zu- 
gewiesen ist. 

Zu § 8 Abs. 2 Satz 2 

Die in dieser Vorschrift vorgesehenen Werte wur- 
den in Anlehnung an die vom Ausschuß beschlos- 
sene Regelung des § 1 1 Abs. 1 GKG erhöht. 
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Zu § 10 Abs. 3 

Entgegen der Empfehlung des Bundesrates konnte 
auf die weitere Beschwerde nicht verzichtet werden, 
weil sonst viele streitige Fragen, die im Interesse 
der Rechtseinheit entschieden werden müssen, nicht 
zur Entscheidung des Oberlandesgerichts kommen 
könnten. Es gelten ähnliche Gesichtspunkte wie bei 
§ 13 der Kostenordnung. 

Zu § 19 

Im Absatz 4 a wurde bestimmt, daß für das Fest- 
setzungsverfahren kein Anwaltszwang besteht. 

Zu § 20 Abs. 2 

Es ist gerechtfertigt, dem Rechtsanwalt, der von 
einer Berufung oder Revision abrät, die Abratege- 
bühr auch dann zuzubilligen, wenn ein Rechtsmittel 
durch diesen Rechtsanwalt nicht eingelegt wird. 

Zu § 23 a 

In der Vorlage ist eine Erledigungsgebühr im 
§ 115 Abs. 2 nur im Verfahren vor Gerichten der 
Finanzgerichtsbarkeit vorgesehen. Der Gedanke, der 
dieser Vorschrift zu Grunde liegt, rechtfertigt es je- 
doch, die Vorschrift auch im Verfahren vor anderen 
Gerichten anzuwenden. Daher wurde die Erledi- 
gungsgebühr in die allgemeinen Vorschriften ein- 
gestellt. 

Zu § 50 Abs. 1 

Aus § 36 Nr. 3 der Vorlage ergibt sich, daß der 
Rechtsanwalt die Gebühren für das Armenrechtsge- 
such nicht neben den Gebühren eines Prozeßbevoll- 
mächtigten erhalten kann. Die Vorschrift im § 50, 
daß der „nicht zum Prozeßbevollmächtigten be- 
stellte“ Rechtsanwalt die Gebühren erhält, ist daher 
als überflüssig zu streichen. 

Zu§ 85 

Zur Klarstellung wurde eingefügt, daß die Ge- 
bühren sich nicht ermäßigen, wenn der Einzelrichter 
als Jugendrichter entschieden hat. 

Zu § 86 a 

Durch die neu eingefügte Vorschrift wird erreicht, 
daß eine Tätigkeit des Rechtsanwalts, die sich auf 
die Einziehung und verwandte Maßnahmen bezieht, 
angemessen vergütet werden kann. 

Zu § 92 Abs. 4, 5, 6 

Es ist nicht gerechtfertigt, die Gebühren für die 
Tätigkeit in einem Sühneversuch nach § 380 StPO 
auf die Gebühren anzurechnen, die dem Rechtsan- 
walt für das Privatklageverfahren zustehen. Der 
Ausschuß hat die Vorschriften daher so gefaßt, 
daß eine solche Anrechnung nicht stattfindet. 


Zu § 95 Abs. 1 Satz 2 

Es ist gerechtfertigt, den Verteidiger, der schon 
vor Eröffnung des Hauptverfahrens tätig geworden 
ist, aber erst später beigeordnet wird, auch für seine 
Tätigkeit vor der Hauptverhandlung aus der Staats- 
kasse zu entschädigen. Daher stellt die vom Aus- 
schuß beschlossene Fassung nicht mehr auf den Zeit- 
punkt der Beiordnung ab. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß nach §§ 140, 
141 StPO die Beiordnung eines Verteidigers von 
Amts wegen spätestens mit der Zustellung der An- 
klageschrift zu erfolgen hat. Eine spätere Bestellung 
des Verteidigers, etwa erst nach dem Eröffnungsbe- 
schluß, bedeutet eine Benachteiligung des Angeklag- 
ten in der Verteidigung. Soweit die Voraussetzungen 
für die Beiordnung eines Verteidigers auf Antrag 
gegeben sind, hat die Beiordnung alsbald nach Ein- 
gang des Antrags zu erfolgen. Daher erscheint es 
als ein nobile officium des Richters, die Frist nach 
§ 201 StPO so zu bemessen, daß dem Angeklagten 
die Möglichkeit, durch einen Verteidiger im Vorver- 
fahren vertreten zu sein, nicht abgeschnitten wird. 

Der Ausschuß hat sich überlegt, ob er nicht aus 
diesem Grunde dem bestellten Verteidiger in jedem 
Falle die Vorverfahrensgebühr zubilligen sollte. Ge- 
bührenrechtliche Gesichtspunkte rechtfertigen es je- 
doch nicht, eine solche Gebühr auch dann zuzubil- 
ligen, wenn der Rechtsanwalt im Vorverfahren nicht 
tätig geworden ist. 

§ 97 Abs. 1 

Der Ausschuß hat die Vorschrift derart geän- 
dert, daß dem Rechtsanwalt bei Vorliegen der Vor- 
aussetzungen eine höhere PauschvergÜtung zu be- 
willigen ist und nicht nur bewilligt werden kann. 
Haushaltsmäßige Gesichtspunkte sollen bei der Ent- 
scheidung des Oberlandesgerichts, die eine rein 
rechtliche ist, keine Rolle spielen. 

Zu § 99 

Die im Absatz 2 Satz 2 enthaltene Einschränkung 
wird nur in seltenen Fällen praktische Bedeutung 
erlangen können. Es dient der Verwaltungsverein- 
fachung, wenn diese Vorschrift gestrichen wird. 

Zu § 100 Abs. 2 

Die Vorschrift, die dem geltenden Recht ent- 
spricht, hat nur geringe praktische Bedeutung, weil 
im Privatklageverfahren nur selten Rechtsanwälte 
gerichtlich bestellt oder beigeordnet werden. Der 
Ausschuß hat die Vorschrift gestrichen, weil es nicht 
gerechtfertigt ist, einen gerichtlich bestellten oder 
beigeordneten Rechtsanwalt in umfangreichen Pri- 
vatklageverfahren schlechter zu stellen als in ande- 
ren Strafsachen, 

Zu § 110 Abs. 4 

Die vom Ausschuß beschlossene Fassung stellt klar, 
daß der von dem Gericht beigeordnete Rechtsan- 
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Walt die in den Absätzen 1, 2 und 3 bestimmten Min- 
destgebühren aus der Staatskasse erhält. 

Zu § 111 Abs. 2 Satz 2 

Der Ausschuß hält es mit Rücksicht auf die Be- 
deutung eines verfassungsgerichtlichen Verfahrens, 
das immer erhebliche rechtliche Vorstudien erfor- 
dert, für angemessen, daß die Gebühren nach den 
Sätzen für zweitinstanzliche Verfahren bemessen 
werden. Auch der in der Vorlage vorgesehene Min- 
dest- und Höchstbetrag des Gegenstandswertes wird 
der Bedeutung der Verfahren vor Verfassungsge- 
richten nicht gerecht. Der Ausschuß hat daher vor- 
gesehen, daß der Gegenstandswert nicht unter 5000 
Deutsche Mark und nicht über 5 Millionen Deutsche 
Mark festgesetzt werden kann. 

Zu § 112 Abs. 2 

Im Hinblick auf die Bedeutung der erstinstanz- 
lichen Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht 
{Verwaltungsgerichtshof) wurden hier die Gebüh- 
ren nach § 11 Abs. 1 Satz 2 als maßgeblich bestimmt. 

Zu § 114 Abs. 2 

Es bereitet Schwierigkeiten, die „volle Gebühr“ 
nach einem Rahmen zu bemessen. Die vom Ausschuß 
beschlossene Fassung sieht daher an Stelle eines 
Rahmens für jede der drei Regelgebühren (§ 30) 
einen einheitlichen Gebührenrahmen vor. Da § 112 
Abs. 1 vorschreibt, daß im übrigen die Vorschriften 
des Dritten Abschnitts sinngemäß gelten, wird es 
ermöglicht, den Rahmen nach unten und oben aus- 
zuweiten, wenn nach den für bürgerliche Rechts- 
streitigkeiten geltenden Vorschriften weniger als 
eine volle oder mehr als drei volle Gebühren ent- 
stehen würden. 

Zu § 116 Abs. 1 Nr. 2 

Die Vorlage könnte so ausgelegt werden, daß auch 
Verhandlungen sachlicher Art, die über den Fern- 
sprecher geführt werden, die Besprechungsgebühr 
nicht begründen. Die Vorschrift ist daher so ge- 
faßt worden, daß nur eine „femmündHche Nach- 
frage“ die Besprechungsgebühr nicht begründet. 

Zu § 121 Abs. 2 Satz 1 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates 
wurden die landgerichtlichen Entmündigungssachen 
und die landgerichtlichen Verfahren auf Feststellung 
des Rechtsverhältnisses zwischen Eltern und Kin- 
dern für die Armenrechtsgebühren den Ehesachen 
gleichgestellt. Der feste Betrag von 30 DM für eine 
volle Gebühr wird jedoch der Bedeutung dieser Sa- 
chen und dem Arbeitsaufwand, den solche Streitig- 
keiten verursachen, in keiner Weise gerecht. Der 
Ausschuß hat daher als volle Gebühr den Betrag 
von 50 DM vorgesehen. 

Zu § 124 

Die im Absatz 1 Satz 2 der Vorlage vorgesehene 


Vorschrift, daß Auslagen für die Wahrnehmung des 
auswärtigen Termins nicht vergütet werden, wenn 
der Rechtsanwalt, der den Termin wahrgenommen 
hat, nicht beigeordnet ist, kann zu Schwierigkeiten 
führen. Es genügt die im Satz 1 vorgesehene allge- 
meine Vorschrift, daß Auslagen zur sachgemäßen 
Wahrnehmung der Interessen der armen Partei 
erforderlich sein müssen. 

Zur Anlage zu § 11 

Mit den in der Tabelle vorgesehenen Gebühren- 
beträgen sollen auch die Gebühren abgegolten wer- 
den, die nach der Vorlage aus Gründen der Verein- 
fachung künftig wegfallen. Insbesondere bei den Ge- 
genstandswerten zwischen 70 000 DM und 100 000DM 
ist dieser Gesichtspunkt in der Tabelle nicht genü- 
gend berücksichtigt. Der Ausschuß hat daher vorge- 
sehen, die bei dem Streitwert von 70 000 DM ein- 
setzende Degression zu beseitigen und dadurch die 
Gebühren für die Werte zwischen 70 000 DM und 
100 000 DM leicht anzuheben. 

Artikel VIII 

Gebühren und Auslagen von Rechtsbeiständen 

Durch diese Vorschriften soll gesetzlich festgelegt 
werden, inwieweit die Gebühren und Auslagen von 
Rechtsbeiständen erstattungsfähig sind. Damit wird 
eine Lücke in der bisherigen Gesetzgebung geschlos- 
sen. Es steht nunmehr fest, daß neben den Gebühren 
der Rechtsanwälte auch die Gebühren von Rechtsbei- 
ständen und nur diese erstattungsfähig sind. 

Artikel IX 

Änderungen sonstiger Gesetze 

Zu § 2 

1. Als Nr. 1 a ist eine Vorschrift eingefügt wor- 
den, nach der es dem Urkundsbeamten über- 
tragen wird, auch die Verzinsung der festge- 
setzten Kosten auszusprechen. 

2. Durch die als Nr. 3 a eingefügte Vorschrift 
wird sichergestellt, daß bei der Anordnung der 
Nachzahlung die Forderung der Staatskasse 
und die Forderung des Armenanwalts gleich- 
mäßig berücksichtigt werden. 

3. Der Empfehlung des Bundesrates, das soge- 
nannte Ratenarmenrecht im Rahmen der Re- 
form des Kostenrechts gesetzlich zu veran- 
kern, hat sich der Ausschuß nicht anschließen 
können. Ein Bedürfnis für eine alsbaldige ge- 
setzliche Regelung besteht nicht, da die Zu- 
lässigkeit des sogenannten Ratenarmenrechts 
von der Rechtsprechung anerkannt ist. 

Zu § 4, § 6 Nr. 1 

Die Vorschriften sind gestrichen worden, weil es 
sich, wie zu § 10 Abs. 2 GKG ausgeführt ist, nicht 
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rechtfertigt, den Streitwert oder Geschäftswert für 
diese Angelegenheiten herabzusetzen. 

Zu § 12 

Die als Nr. 1 eingestellte Vorschrift beseitigt Zwei- 
felsfragen, die nach der geltenden Fassung des § 12 
Abs. 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes bestehen. 


Artikel X 

Schlußvorschriften 

Zu §7 

In die Neufassung der Kostenordnung (Anl. 2) 
wurden die Vorschriften wieder eingearbeitet, die 


mit Rücksicht auf die Regierungsvorlage eines Ge- 
setzes zur Vereinheitlichung und Änderung fami- 
lienrechtlicher Vorschriften — Drucksache 1586 — 
weggelassen worden sind. 

Zu § 8 a 

Der Ausschuß hat die negative Saar-Klausel ein- 
gefügt. Mit Rücksicht auf die finanziellen Auswir- 
kungen können die Kostengesetze im Saarland zu- 
nächst noch nicht eingeführt werden. 


Bonn, den 5. April 1957 

Lotze 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Gesetzentwürfe — Drucksachen 2545, 3099 — 
zu verbinden und in der aus der anliegenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu- 
nehmen, 

2. den von den Abgeordneten Lotze, Dr. Schneider 
(Lollar), Dr. Greve und Genossen eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des § 10 
der Justizbeitreibungsordnung — Drucksache 
2121 — abzulehnen. 

Bonn, den 5. April 1957 

Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 
Hoogen Lotze 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
kostenrechtlicher Vorschriften 

- Drucksache 2545 - 

in Verbindung mit dem , Entwurf eines Gesetzes über die 
Entschädigung der ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerichten") 

- Drucksache 3099 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 
(16, Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung kostenrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 


Artikel I 

Änderungen des Gerichtskosten- 
gesetzes 

Das Gerichtskostengesetz wird wie folgt 
geändert; 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 1 

Für das Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten nach der Zivilprozeßordnung, 
der Konkursordnung, der Vergleichsord- 
nung, dem Gesetz über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung, der 
Strafprozeßordnung und dem Gesetz über 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung kostenrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderungen des Gerichtskosten- 
gesetzes 

Das Gerichtskostengesetz wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 


Die aus dem Entwurf eines Gesetzes über die Entschädigung der ehrenamtlichen 
Beisitzer bei den Gerichten — Drucksache 3099 — übernommenen Vor- 
schriften sind in der linken Spalte mit •••••••••••••••« gekennzeichnet. 
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Entwurf 

Ordnungswidrigkeiten werden Kosten 
(Gebühren und Auslagen) nur nach diesem 
Gesetz erhoben." 

2. § 2 tritt außer Kraft. 

♦ 

3. Als neuer § 2 wird folgende Vorschrift 
eingefügt; 

„§2 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind 
befreit der Bund und die Länder sowie die 
nach den Haushaltsplänen des Bundes und 
der Länder für Rechnung des Bundes oder 
eines Landes verwalteten öffentlichen An- 
stalten und Kassen. 


(2) Sonstige bundesrechtliche Vorschrif- 
ten, durch die eine sachliche oder persön- 
liche Befreiung von Kosten gewährt ist, 
bleiben in Kraft. Landesrechtliche Vor- 
schriften, die In weiteren Fällen eine sach- 
liche oder persönliche Befreiung von Ko- 
sten gewähren, bleiben unberührt. 

(3) Soweit jemandem, der von Kosten 
befreit ist, Kosten des Verfahrens auferlegt 
werden, sind Kosten nicht zu erheben; be- 
reits erhobene Kosten sind zurückzuzah- 
len. Das gleiche gilt, soweit ein von Ko- 
sten Befreiter Kosten des Verfahrens über- 
nimmt.“ 

4. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

(1) Über Erinnerungen des Kostcn- 
schuldners und der Staatskasse gegen den 
Kostenansatz entscheidet das Gericht der 
Instanz. Die Entscheidung ergeht gebüh- 
renfrei. Das Gericht der Instanz kann 
seine Entscheidung von Amts wegen än- 
dern. Schwebt das Verfahren wegen der 
Hauptsache oder wegen der Entscheidung 
über den Streitwert, den Kostenansatz 
oder die Kostenfestsetzung in der Rechts- 
mittelinstanz, so ist hierzu auch das Rechts- 
mittelgericht befugt. 

(2) Gegen Entscheidungen nach Ab- 

satz 1 ist die Beschwerde nach § 567 
Abs. 2, 3, § 568 Abs. 1, 569 bis 575 der 

Zivilprozeßordnung zulässig. Gegen die 


B e s c h 1 üsse des 16. Ausschusses 


2. unverändert 

3. Als neuer § 2 wird folgende Vorschrift 
^ eingefügt: 

4 2 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind 
befreit der Bund und die Länder sowie 
die nach den Haushaltsplänen des Bun- 
des und der Länder für Rechnung des 
Bundes oder eines Landes verwalteten 
öffentlichen Anstalten und Kassen. Bun- 
desbahn und Bundespost sind von der 
Zahlung der Auslagen nicht befreit. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


4. § 4 wird wie folgt gefaßt: 
♦ 4 4 

(1) unverändert 


(2) Gegen Entscheidungen nach Ab- 
satz 1 ist Beschwerde nach § 567 Abs. 2, 3, 
§ 568 Abs. 1, §§ 569 bis 575 der Zivil- 
prozeßordnung, in Strafsachen und in ge- 
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Entwurf 

Entscheidung, die ein Landgericht als Be- 
schwerdegericht trifft, ist die weitere Be- 
schwerde statthaft, wenn sie das Landge- 
richt wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
der zur Entscheidung stehenden Frage zu- 
läßt. Die weitere Beschwerde kann nur 
darauf gestützt werden, daß die Entschei- 
dung auf einer V erletzung des Gesetzes be- 
ruht; die §§ 550 und 551 der Zivilprozeß- 
ordnung gelten entsprechend. Für die wei- 
tere Beschwerde gilt § 567 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung nicht. 

(3) In Strafsachen und in gerichtlichen 
Verfahren nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten findet gegen Entschei- 
dungen nach Absatz 1 Beschwerde nach 
den §§ 304 bis 310 der Strafprozeßord- 
nung statt. 

(4) Erinnerungen oder Beschwerden 
können in allen Fällen durch Erklärung zu 
Protokoll der Geschäftsstelle oder schrift- 
lich ohne Mitwirkung eines Rechtsanwalts 
eingelegt werden. 

(5) Der Kostenansatz kann auch im Ver- 
waltungsweg berichtigt werden, solange 
nicht eine gerichtliche Entscheidung getrof- 
fen ist." 

5. Als § 4 a wird folgende Vorschrift einge- 

♦ fügt: 

„S 4 a 

Gegen den Beschluß, durch den auf 
Grund dieses Gesetzes die Tätigkeit des 
Gerichts von der Zahlung eines Kosten- 
vorschusses abhängig gemacht wird, und 
wegen der Höhe des Vorschusses findet die 
Beschwerde nach § 567 Abs. 1 und 3, 
§ 568 Abs. 1, §§ 569 bis 571, § 572 Abs. 1, 
§§ 573 bis 576 der Zivilprozeßordnung, In 
Strafsachen nach § 304 Abs. 1 und 4, § 306, 
§ 307 Abs, 1, §§ 308 bis 310 der Strafpro- 
zeßordnung statt, auch wenn der Be- 
schwerdegegenstand fünfzig Deutsche 
Mark nicht übersteigt." 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

riditlichen Verfahren nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten ist Be- 
schwerde nach den §§ 304 bis 310 der 
Strafprozeßordnung zulässig. 


(3) entfällt 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


5. unverändert 


6. § 5 wird wie folgt gefaßt: 6. unverändert 

♦ 4 5 

Wegen irrigen Ansatzes dürfen Kosten 
nur nachgefordert werden, wenn der be- 
richtigte Ansatz dem Zahlungspflichtigen 
vor Ablauf des nächsten Kalenderjahres, 
nachdem die Entsdieidung Rechtskraft er- 
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langt oder das Verfahren sich anderweitig 
erledigt hat, mitgeteilt worden ist. Ist die 
Wertfestsetzung geändert worden, so ge- 
nügt es, wenn der berichtigte Ansatz dem 
Zahlungspflichtigen drei Monate nach der 
Änderung der Wertfestsetzung mitgeteilt 
worden ist.“ 

7. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 6 

(1) Kosten, die bei richtiger Behandlung 
der Sache nicht entstanden wären, werden 
nicht erhoben. Das gleiche gilt für Ausla- 
gen, die durch eine von Amts wegen ver- 
anlaßte Verlegung eines Termins oder 
Vertagung einer Verhandlung entstanden 
sind. Für abweisende Bescheide sowie bei 
Zurücknahme eines Antrags kann von der 
Erhebung von Kosten abgesehen werden, 
wenn der Antrag auf unverschuldeter Un- 
kenntnis der tatsächlichen oder rechtlichen 
Verhältnisse beruht. 

(2) Die Entscheidung trifft das Gericht. 
Solange nicht das Gericht entschieden hat, 
können Anordnungen nach Absatz 1 im 
Verwaltungsweg erlassen werden. Eine im 
Verwaltungsweg getroffene Anordnung 
kann nur im Verwaltungsweg geändert 
werden.“ 

8. § 6 a Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(3) Auf die Verjährung sind die Vor- 

schriften des Bürge rlidien Gesetzbuches 
anzuwenden; die Verjährung wird nicht 
von Amts wegen berücksichtigt. Die Ver- 
jährung der Ansprüche auf Zahlung von 
Kosten wird auch durch die Aufforderung 
zur Zahlung oder durch eine dem Schuld- 
ner mitgeteilte Stundung unterbrochen. 
Ist der Aufenthalt des Kostenschuldners 
unbekannt, so genügt die Zustellung durch 
Aufgabe zur Post unter seiner letzten be- 
kannten Anschrift. Bei Kostenbeträgen 
unter zwanzig Deutsche Mark wird die 
Verjährung nicht unterbrcxhen.“ 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. § 7 wird wie folgt gefaßt: 9. unverändert 

♦ 4 7 

(1) Der Mindestbetrag einer Gebühr ist 
drei Deutsche Mark. 

(2) Pfennigbeträge werden auf volle 
zehn Deutsche Pfennig aufgerundet.“ 
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Entwurf 

10. In § 8 tritt an die Stelle der Absätze 2 und 

^ 3 folgender Absatz 2: 

„(2) Die volle Gebühr bestimmt sich 
nach der Tabelle, die diesem Gesetz als 
Anlage beigefügt ist.“ 

1 1. § 9 wird wie folgt geändert; 

♦ a) Es wird folgender neuer Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) In Beruf ungs- und Revisions- 
verfahren bestimmt sich der Streitwert 
nach den Anträgen des Rechtsmittel- 
klägers. Endet das Verfahren, ohne daß 
solche Anträge eingereicht werden, 
oder werden innerhalb der Frist für die 
Berufungs- oder Revisionsbegründung 
(§ 519 Abs. 2, § 554 Abs. 2 der Zivil- 
prozeßordnung) Berufungs- oder Revi- 
sionsanträge nicht eingereicht, so ist 
die Beschwer maßgebend.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

12. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

«§ 10 

(1) Ist das Bestehen oder die Dauer eines 
Miet-, Pacht- oder ähnlichen Nutzungsver- 
hältnisses streitig, so ist der Betrag des auf 
die streitige Zelt entfallenden Zinses und, 
wenn der einjährige Zins geringer ist, die- 
ser Betrag für die Wertberechnung maß- 
gefbend. 

(2) Wird wegen Beendigung eines Miet-, 
Pacht- oder ähnlichen Nutzungsverhältnis- 
ses die Räumung eines Grundstücks, Ge- 
bäudes oder Gebäudeteils verlangt, so ist 
cyhne Rücksicht darauf, ob über das Be- 
stehen des Nutzungsverhältnisses Streit 
besteht, der für die Dauer eines halben 
Jahres zu entrichtende Zins maßgebend, 
wenn sich nicht nach Absatz 1 ein geringe- 
rer Streitwert ergibt. Verlangt ein Kläger 
die Räumung oder Herausgabe auch aus 
einem anderen Reditsgrund, so ist der 
Wert der Nutzung eines halben Jahres 
maßgebend.“ 

13. Nach § 10 wird als § 10 a folgende Vor- 
schrift eingefügt: 

»§ 10 a 

(1) Bei Ansprüchen auf Erfüllung einer 
gesetzlichen Unterhaltspflicht ist der Jahres- 
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10. unverändert 


11. unverändert 


12. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 10 

(1) unverändert 


(2) Wird wegen Beendigung eines Miet-, 
Pacht- oder ähnlichen Nutzungsverhältnis- 
ses die Räumung eines Grundstücks, Ge- 
bäudes oder Gebäudeteils verlangt, so ist 
ohne Rücksicht darauf, ob über das Be- 
stehen des Nutzungsverhältnisses Streit 
besteht, der für die Dauer eines Jahres 
zu entrichtende Zins maßgebend, wenn 
sich nicht nach Absatz 1 ein geringerer 
Streitwert ergibt. Verlangt ein Kläger 
die Räumung oder Herausgabe auch aus 
einem anderen Rechtsgrund, so ist der 
Wert der Nutzung eines Jahres maß- 
gebend.“ 

13. Nach § 10 wird als § 10 a folgende Vor- 
^ Schrift eingefügt: 

4 10 a 

(1) unverändert 
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betrag 'der wiederkehrenden Leistungen 
maßgebend, wenn nicht der Gesamtbetrag 
der geforderten Leistungen geringer ist. 

(2) Ist In einem Verfahren nach § 627 
der Zivilprozeßordnung die Unterhalts- 
pflicht der Ehegatten zu regeln, so wird 
der Wert des Rechts auf Unterhalt nach 
dem dreimonatigen Bezug berechnet. Im 
Verfahren nach § 627 b der Zivilprozeß- 
ordnung Ist der Betrag des sechsmonatigen 
Bezuges maßgebend. 

(3) Wird wegen der Tötung eines Men- 
schen oder wegen der Verletzung des Kör- 
pers oder der Gesundheit eines Menschen 
Schadensersatz durch Entrichtung einer 
Geldrente verlangt, so ist der fünffache 
Betrag des einjährigen Bezuges maßgebend, 
wenn nicht der Gesamtbetrag der gefor- 
derten Leistungen geringer ist. Dies gilt 
nicht bei Ansprüchen aus einem Vertrag, 
der auf Leistung einer solchen Rente ge- 
richtet ist. 

(4) Bei Ansprüchen von Richtern, Beam- 
ten und Arbeitnehmern auf wiederkeh- 
rende Leistungen ist der Wert nach Ab- 
satz 3 Satz 1 zu berechnen. 

(5) In den Fällen der Absätze 1, 3 und 4 
werden Rückstände aus den letzten 6 Mo- 
naten vor der Rechtshängigkeit dem 
Streitwert hinzugerechnet.“ 


14. Als § 13 a wird folgende Vorschrift ein- 
♦ gefügt: 

„§ 13 a 

Im Offenbarungseidverfahren nach §807 
der Zivilprozeßordnung bestimmt sich der 
Wert nach dem Betrag, der aus dem Voll- 
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(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Bei Ansprüchen von Arbeitneh- 
mern auf wiederkehrende Leistungen ist 
der Wert nach Absatz 3 Satz 1 zu be- 
rechnen. 

(5) In den Fällen der Absätze 1, 3 und 4 
werden Rückstände aus der Zeit vor der 
Rechtshängigkeit dem Streitwert hinzu- 
gerechnet.“ 

13 a. Der § 11 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(1) Bei nichtvermögensrechtlichen 

Streitigkeiten beträgt der Wert des Streit- 
gegenstandes 3000 Deutsche Mark. Er ist 
unterBerücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalles, insbesondere des Umfangs 
und der Bedeutung der Sadhe und der 
Vermögens- und Einkommensverhältnisse 
der Parteien, höher oder, ausgenommen 
in Ehesachen (§ 606 der Zivilprozeßord- 
nung), niedriger anzunehmen; jedoch 
darf der Wert nicht über eine Million 
Deutsche Mark und nicht unter 500 
Deutsche Mark angenommen werden.“ 

14. unverändert 
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streckungstitel noch geschuldet wird. Der 
Wert beträgt jedoch höchstens zweitausend 
Deutsche Mark.'^ 

15. Als § 13 b wird folgende Vorschrift ein- 

♦ gefügt: 

4 13 b 

Im Verfahren über einen Antrag auf 
Anordnung, Abänderung oder Aufhebung 
eines Arrestes oder einer einstweiligen 
Verfügung bestimmt sidi der Wert nach 
§ 3 der Zivilprozeßordnung." 

16. § 17 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 17 

Ist der Streitwert für die Entscheidung 
über die Zuständigkeit des Prozeßgerichts 
oder die Zulässigkeit des Rechtsmittels 
festgesetzt, so ist die Festsetzung auch für 
die Berechnung der Gebühren maßgebend. 
§ 9 Abs. 2, 3 und die §§ 10, 10 a, 12, 13 
bleiben unberührt.“ 

17. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

4 18 

(1) Soweit eine Entscheidung gemäß § 17 
nicht ergeht, setzt das Prozeßgericht den 
Wert durch Beschluß fest, wenn dies eine 
Partei oder die Staatskasse beantragt oder 
das Gericht es für angemessen erachtet. Für 
den Antrag gilt § 4 Abs. 4 entsprechend. 
Die Festsetzung kann von dem Gericht, 
das sie getroffen hat, und, wenn das Ver- 
fahren wegen der Hauptsache oder wegen 
der Entscheidung über den Streitwert, den 
Kostenansatz oder die Kostenfestsetzung 
in der Rechtsmittelinstanz schwebt, von 
dem Rechtsmittelgericht von Amts wegen 
geändert werden. Die Änderung ist nur bis 
zum Ablauf des nächsten Kalenderjahres, 
nachdem die Entscheidung in der Haupt- 
sache Rechtskraft erlangt oder das Verfah- 
ren sich anderweitig erledigt hat, zulässig. 

(2) Gegen den Beschluß findet die Be- 
schwerde nach Maßgabe des § 567 Abs. 2, 
3 und der §§ 568 bis 576 der Zivilprozeß- 
ordnung sowie des § 4 Abs. 4 dieses Ge- 
setzes statt; dies gilt nicht, wenn das 
Rechtsmittelgericht den Beschluß erlassen 
hat. Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn 
sie innerhalb der im Absatz 1 Satz 4 be- 
stimmten Frist eingelegt wird; ist der 
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15. unverändert 


16. unverändert 


17. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 18 

(1) Soweit eine Entscheidung gemäß § 17 
nicht ergeht, setzt das Prozeßgeridit den 
Wert durch Beschluß fest, wenn dies eine 
Partei oder die Staatskasse beantragt oder 
das Gericht es für angemessenerachtet. Für 
den Antrag gilt § 4 Abs. 3 entsprechend. 
Die Festsetzung kann von dem Gericht, 
das sie getroffen hat, und, wenn das Ver- 
fahren wegen der Hauptsache oder wegen 
der Entscheidung über den Streitwert, den 
Kostenansatz oder die Kostenfestsetzung 
in der Rechtsmittelinstanz schwebt, von 
dem Rechtsmittelgericht von Amts wegen 
geändert werden. Die Änderung ist nur bis 
zum Ablauf des nächsten Kalenderjahres, 
nachdem die Entscheidung in der Haupt- 
sache Rechtskraft erlangt oder das Verfah- 
ren sich anderweitig erledigt hat, zulässig. 

(2) Gegen den Beschluß findet die Be- 
schwerde nach Maßgabe des § 567 Abs. 2, 
3 und der §§ 568 bis 576 der Zivilprozeß- 
ordnung sowie des § 4 Abs. 3 dieses Ge- 
setzes statt; dies gilt nicht, wenn das 
Rechtsmittelgericht den Beschluß erlassen 
hat. Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn 
sie innerhalb der im Absatz 1 Satz 4 be- 
stimmten Frist eingelegt wird; ist der 
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Streitwert innerhalb eines Afonats vor Ab- 
lauf dieser Frist festgesetzt worden, so 
kann die Beschwerde noch innerhalb eines 
Monats nach Zustellung oder formloser 
Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses ein- 
gelegt werden." 

18. § 20 wird wie folgt geändert; 

^ a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. für die Anordnung einer Beweis- 
aufnahme oder der Parteiverneh- 
mung nach § 619 der Zivilprozeß- 
ordnung (Beweisgebühr),". 

b) Absatz 3 Satz 2 tritt außer Kraft. 

19. § 21 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 21 

Die Urteilsgebühr wird auch erhoben 

1. für Versäumnisurteile, die auf Antrag 
des Berufungs- oder Revisionsklägers 
ergehen; 

2. für Urteile nach Lage der Akten 
(§§ 251 a, 331 a der Zivilprozeßord- 
nung); 

3. für Urteile auf Grund nichtstreitiger 
Verhandlung in Ehesachen, In Rechts- 
streitigkeiten über die Feststellung des 
Rechtsverhältnisses zwischen Eltern und 
Kindern und in den vor die Landge- 
richte gehörenden Entmündigungssachen, 
wenn der Kläger verhandelt hat.“ 

20. § 22 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 22 

Zwischenurteile, die nach § 135 der 
Zivilprozeßordnung ergehen, oder Zwi- 
schenurteile, auf die §387 der Zivilprozeß- 
ordnung anzuwenden ist, gelten nicht als 
Urteile Im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 3.“ 

21. Im § 29 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

^ „(3) Haben die Parteien den Rechtsstreit 

in der Hauptsache für erledigt erklärt, so 
steht dies der Zurücknahme der Klage 
nicht gleich." 

22. Im § 30 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

^ „(2) § 29 Abs. 3 gilt entsprechend." 


Streitwert später als einen Monat vor Ab- 
lauf dieser Frist festgesetzt worden, so 
kann die Beschwerde noch innerhalb eines 
Monats nach Zustellung oder formloser 
Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses ein- 
gelegt werden." 

18. unverändert 


19. unverändert 


20. unverändert 


21. unverändert 


22. unverändert 
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23. § 31 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

^ „Wird der Antrag auf Terminsbestim- 
mung, der Widerspruch oder der Einspruch 
zurückgenommen, so gilt für die im Satz 1 
bestimmte Gebühr § 29 entsprechend." 

24. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 32 

(1) Bei Arresten oder einstweiligen Ver- 
fügungen wird die Hälfte der vollen Ge- 
bühr erhoben 

1. für das Verfahren über Anträge auf An- 
ordnung eines Arrestes oder einer einst- 
w' eiligen Verfügung, 

2. für die Vernehmung von Zeugen oder 
Sachverständigen, 

3. für die Entscheidung durch Urteil. 

Eine Gebühr wird nicht erhoben, wenn 
der Antrag zurückgenommen wird, bevor 
der Arrest oder die einstweilige Verfü- 
gung, die vorgängige Sidierheitsleistung 
oder mündliche Verhandlung angeordnet 
oder der Antrag zurückgewiesen ist. 

(2) Die im Absatz 1 bestimmten Ge- 
bühren werden auch erhoben für das Ver- 
fahren über Anträge auf Abänderung oder 
Aufhebung eines Arrestes oder einer einst- 
weiligen Verfügung gemäß § 926 Abs. 2, 
§§ 927, 936 der Zivilprozeßordnung. Eine 
Gebühr wird nicht erhoben, wenn der An- 
trag vor Bestimmung des Termins zur 
mündlichen Verhandlung zurückgenommen 
wird. 

(3) Für einen Beschluß nach § 91 a der 
Zivilprozeßordnung wird ein Viertel der 
vollen Gebühr erhoben. 

(4) Im Falle des § 942 der Zivilprozeß- 
ordnung gilt das Verfahren vor dem Amts- 
gericht und dem Geridit der Hauptsache 
als ein Rechtsstreit. 

(5) Im Verfahren über die Berufung 
gegen ein Urteil, das in einem der in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Verfahren er- 
gangen ist, werden die in den Absätzen 1, 
2 und 3 bestimmten Gebühren erhoben; 
die in den Absätzen 1 und 2 bestimmten 
Gebühren erhöhen sich jedoch um die 
Hälfte." 

25. § 33 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 Nr. 1 a wird aufgehoben. 
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24. unverändert 


25. unverändert 
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b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für die Gewährung der Einsicht in 
das Schuldnerverzeichnis (§ 915 der 
Zivilprozeßordnung, § 107 der Kon- 
kursordnung) und für die Erteilung 
einer mündlichen Auskunft über das 
Bestehen oder Nichtbestehen einer Ein- 
tragung wird eine Gebühr von 
0,60 Deutsche Mark, für die Erteilung 
einer schriftlichen Auskunft über das 
Bestehen oder Nichtbestehen einer Ein- 
tragung eine Gebühr von 1,20 Deutsche 
Mark erhoben; § 7 Abs. 1 ist insoweit 
nicht anzuwenden.“ 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Für das Verfahren über An- 
träge auf Löschung der Eintragung im 
Schuldnerverzeidinis (§915 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung) wird eine Gebühr 
von 3 Deutsche Mark erhoben.“ 


26. § 33 a wird wie folgt gefaßt: 

♦ »§ 33 a 

(1) Für Verfahren nach § 627 und nach 
§ 627 b Abs, 1 der Zivilprozeßordnung 
wird die Fiälfte der vollen Gebühr er- 
hoben. 

(2) Eine Gebühr wird nicht erhoben: 

a) wenn der Antrag vor Anordnung einer 
mündlichen Verhandlung oder, wenn 
ohne mündliche Verhandlung entschie- 
den wird, vor der Entscheidung zurück- 
genommen wird; 

b) wenn lediglich beantragt ist, eine Eini- 
gung der Parteien zu richterlichem 
Protokoll zu nehmen; 

c) für Verfahren nach § 627 b Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung.“ 

27. Im § 34 Abs. 1 wird folgende Nummer 4 
^ angefügt: 

„4. für Verfahren nach den §§ 765 a, 811a, 
813 a, 851 a, 851 b der Zivilprozeß- 
ordnung und den §§ 30, 31 des Wohn- 
raumbewirtschaftungsgesetzes.“ 

28. Im § 38 Abs. 2 wird folgender Satz an- 

♦ gefügt: 

„Auslagen, die durch eine für begründet be- 
fundene Beschwerde entstanden sind, wer- 


26. unverändert 


27. unverändert 


28. unverändert 
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den nicht erhoben, soweit das Beschwerde- 
verfahren gebührenfrei ist; dies gilt nicht, 
soweit das Beschwerdegericht die Kosten 
dem Gegner des Beschwerdeführers aufer- 
legt hat.“ 

29. § 43 Abs. 1 Satz 2 tritt außer Kraft. 

♦ 

30. Nach § 48 c wird folgender neuer Ab- 
schnitt eingefügt: 

„Abschnitt 3 a 

Gebühren in Verfahren der Zwangsver- 
steigerung und Zwangsverwaltung von 
Gegenständen des unbeweglichen Ver- 
mögens 'md in ähnlichen Verfahren 

§48d 

(1) Für die Entscheidung über den An- 
trag auf Anordnung der Zwangsversteige- 
rung oder Zwangsveifwaltung eines Grund- 
stücks und die Entscheidung über den Bei- 
tritt werden drei Zehntel der vollen Ge- 
bühr erhoben. 

(2) Ist der Antrag von einem Gläubiger 
gestellt, so bestimmt sich der Wert nach 
dem Betrag der Forderung einschließlich 
der mit einzuziehenden Zinsen und Kosten, 
höchstens jedoch nach dem letzten Ein- 
heitswert des Grundstücks, der zur Zeit 
der Fälligkeit der Gebühr festgestellt ist. 
Weicht der Gegenstand des Verfahrens 
vom Gegenstand der Einheitsbewertung 
wesentlich ab oder hat sich der Wert in- 
folge bestimmter Umstände, die nach dem 
Feststellungszeitpunkt des Einheitswerts 
eingetreten sind, wesentlich verändert, so 
ist höchstens der nach freiem Ermessen auf 
der Grundlage des Einheitswerts ermittelte 
Wert maßgebend. Wird der Einheitswert 
nicht nachgewiesen, so ist das Finanzamt 
um Auskunft über die Flöhe des Einheits- 
werts zu ersuchen. Wird der Antrag wegen 
eines Teils der Forderung gestellt, so ist 
der Teilbetrag nur maßgebend, wenn es 
sich um einen nach § 10 Abs. 1 Nr. 3,5 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung zu befriedi- 
genden Anspruch handelt. 

(3) In anderen als den im Absatz 2 be- 
stimmten Fällen ist die Fiälfte des Ein- 
heitswerts maßgebend. Dies gilt auch. 
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29. unverändert 

30. Nach § 48 c wird folgender neuer Ab- 
^ schnitt eingefügt: 

„Abschnitt 3 a 

Gebühren in Verfahren der Zwangsver- 
steigerung und Zwangsverwaltung von 
Gegenständen des unbeweglichen Ver- 
mögens und in ähnlichen Verfahren 

§ 48 d 

(1) unverändert 


(2) Ist der Antrag von einem Gläubiger 
gestellt, so bestimmt sich der Wert nach 
dem Betrag der vollstreckbaren Forde- 
rung einschließlich der mit einzuziehen- 
den Zinsen und Kosten, höchstens jedoch 
nach dem letzten Einheitswert des Grund- 
stücks, der zur Zeit der Fälligkeit der Ge- 
bühr festgestellt ist. Weicht der Gegen- 
stand des Verfahrens vom Gegenstand der 
Einheitsbewertung wesentlich ab oder hat 
sich der Wert infolge bestimmter Um- 
stände, die nach dem Feststellungszeit- 
punkt des Einheitswerts eingetreten sind, 
wesentlich verändert, so ist höchstens der 
nach freiem Ermessen auf der Grundlage 
des Einheitswerts ermittelte Wert maß- 
gebend. Wird der Einheitswert nicht 
nachgewiesen, so ist das Finanzamt um 
Auskunft über die Flöhe des Einheits- 
werts zu ersuchen. Wird der Antrag wegen 
eines Teils der Forderung gestellt, so ist 
der Teilbetrag nur maßgebend, wenn es 
sich um einen nach § 10 Abs. 1 Nr. 3,5 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung zu befriedi- 
genden Anspruch handelt. 

(3) unverändert 
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wenn ein Gläubiger eines Miteigentümers 
die Zwangsversteigerung zum Zwecke der 
Aufhebung der Gemeinschaft betreibt. 

(4) Wird der Antrag vor Erlaß der Ent- (4) unverändert 

Scheidung zurückgenommen, so wird ein 
Zehntel der vollen Gebühr erhoben. Bel 
teilweiser Zurücknahme ist die Gebühr 
nach dem Wert des zurückgenommeneii 
Teils zu erheben, jedoch nur insoweit, als 
die Gebühr für die Erledigung des ganzen 
Antrags die Gebühr für die teilweise Er- 
ledigung übersteigt. 


§48e §48e 

(1) Bei der Zwangsversteigerung werden unverändert 

außer der Gebühr des § 48 d erhoben 

1. für das Verfahren im allgemeinen ein- 
schließlich des Einstellungsverf ahrens 
nach den §§ 30 a bis d, § 180 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung drei Zehntel 
der vollen Gebühr; wird das Zwangs- 
versteigerungsverfahren infolge eines 
Einstellungsverfahrens nadb den §§ 30 a 
bis d, § 180 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
verwaltung nicht durchgeführt, so wird 
nur ein Zehntel der vollen Gebühr er- 
hoben; 

2. für die Abhaltung des Versteigerungs- 
termins drei Zehntel der vollen Gebühr; 
die Gebühr wird nur einmal erhoben, 
audi wenn mehrere Termine stattfinden; 

3. für die Erteilung des Zuschlags sechs 
Zehntel der vollen Gebühr; 

4. für das Verteilungsverfahren sechs Zehn- 
tel der vollen Gebühr; in den Fällen der 
§§ 143, 144 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
verwaltung nur drei Zehntel der vollen 
Gebühr. 

(2) Der Versteigerungstermin gilt als ab- 
gehalten, wenn zur Abgabe von Geboten 
aufgefordert worden Ist. 

(3) Wird der Zuschlag auf Grund des 
§ 74 a des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung ver- 
sagt, so sind die Gebühren für den Ver- 
steigerungstermin nicht zu erheben. 

(4) Die Gebühren des Absatzes 1 Nr. 1, 

2 und 3 sind von dem gemäß § 74 a Abs. 5 
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des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung festgesetzten 
Wert zu berechnen; ist ein solcher Wert 
nicht festgesetzt, so ist der Einheitswert 
maßgebend. Im Falle der Zwangsversteige- 
rung zur Aufhebung einer Gemeinschaft 
bleibt jedoch bei der Berechnung der Ge- 
bühr für die Erteilung des Zuschlags der 
Anteil des Erstehers an dem Gegenstand 
des Verfahrens außer Betracht; bei Ge- 
samthandeigehtum ist jeder Mitberechtigte 
wie ein Eigentümer nach dem Verhältnis 
seines Anteils anzusehen. 

(5) Die Gebühr für das Verteilungsver- 
fahren bestimmt sich nach dem Gebot, für 
das der Zuschlag erteilt ist, einschließlich 
des Wertes der nach den Versteigerungs- 
bedingungen bestehen bleibenden Rechte. 
Der Erlös aus einer gesonderten Versteige- 
rung oder sonstigen Verwertung (§ 65 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung) wird hinzuge- 
redinet. 


§48f §48f 

Betrifft das Verfahren mehrere Gegen- unverändert 

stände, so werden die Im § 48 e bestimm- 
ten Gebühren einheitlich nach dem Ge- 
samtwert erhoben. Bei Zuschlägen an ver- 
schiedene Ersteher werden die Gebühren 
für die Erteilung des Zuschlags (§ 48 e 
Abs. 1 Nr. 3) jedoch von jedem Ersteher 
besonders erhoben. 


§48g §48g 

(1) Für das Verfahren der Zwangsver- unverändert 

waltung werden außer der Gebühr des 

§ 48 d für jedes angefangene Jahr sechs 
Zehntel der vollen Gebühr erhoben. Das 
erste Jahr beginnt mit dem Tag der Be- 
schlagnahme. 

(2) Maßgebend ist der Gesamtwert der 
Einkünfte, abzüglich der dem Zwangsver- 
walter (der Aufsichtsperson) zustehenden 
Vergütung und der laufenden Beträge der 
öffentlichen Lasten, ausgenommen der 
Hypothekengewinnabgabe. Die Mindest- 
gebühr beträgt 12 Deutsche Mark. 

§48h §48h 

(1) Für das Verfahren über Beschwerden unverändert 

werden erhoben 
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1. bei Verwerfung oder Zurückweisung der 
Beschwerde zwei Zehntel der vollen Ge- 
bühr; 

2. bei Zurücknahme der Beschwerde ein 
Zehntel der vollen Gebühr; betrifft die 
Zurücknahme nur einen Teil des Be- 
schwerdegegenstandes, so ist die Gebühr 
nur insoweit zu erheben, als sich die Be- 
schwerdegebühr erhöht haben würde, 
wenn die Entscheidung auf den zurück- 
genommenen Teil erstreckt worden wäre. 

Im übrigen ist das Beschwerdeverfahren 
gebührenfrei; § 38 Abs. 2 Satz 2 gilt ent- 
sprechend. 

(2) Der Wert bestimmt sich nach § 3 der 
Zivilprozeßordnung. 

(3) Soweit in Angelegenheiten der 
Zwangsversteigerung und der Zwangsver- 
waltung andere Behörden oder Stellen als 
Gerichte zuständig sind, steht die An- 
rufung des Gerichts hinsichtlich der Ge- 
bühren einer Beschwerde gleich. 

§48 i 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gel- 
ten entsprediend für die Zwangsverstei- 
gerung von Schiffen und Schiffsbauwerken 
sowie für die Zwangsversteigerung oder 
die Zwangsverwaltung von Rechten, die 
den Vorschriften der Zwangsvollstreckung 
ln das unbewegliche Vermögen unterlie- 
gen, einschließlich der unbeweglichen Kuxe. 

§48k 

(1) Für die Entsdieidung über den An- 
trag auf F.röffnung der Zwangsliquidation 
einer Bahneinheit wird dieselbe Gebühr 
wie nach § 48 d erhoben. 

(2) Für das Verfahren selbst werden die 
Hälfte der vollen Gebühr und, wenn das 
Verfahren eingestellt wird, drei Zehntel 
der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr 
bestimmt sich nach dem Gesamtwert der 
Bestandteile der Bahneinheit. 

(3) Für das Beschwerdeverfahren gilt 
§ 48 h entsprechend.“ 

31. Die §§ 49 bis 51 werden wie folgt gefaßt: 

»§49 

(1) In Strafsachen bemessen sich die Ge- 
richtsgebühren für alle Rechtszüge nach 
der rechtskräftig erkannten Strafe. 


§ 48 i 

unveränder 


§ 48 k 

unveränder 


31 . Die §§ 49 bis 51 werden wie 
♦ 4 49 

(1) unverändert 


t 


folgt gefaßt: 
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(2) Bei Verurteilung zu Jugendstrafe 
von unbestimmter Dauer bemißt sich die 
Gebühr nach dem im Urteil festgesetzten 
Mindestmaß. Bestimmt das Urteil das Min- 
destmaß nicht ausdrücklich, so wird das 
gesetzliche Mindestmaß zugrunde gelegt. 

(3) Ist auf Geldstrafe erkannt, so bleibt 
bei der Bemessung der Gebühr die Ersatz- 
freiheitsstrafe außer Betracht. Nach der 
Geldstrafe bestimmt sich die Gebühr auch 
dann, wenn auf die Geldstrafe an Stelle 
einer verwirkten Freiheitsstrafe erkannt 
ist (§ 27 b des Strafgesetzbuchs). Ist neben 
einer Freiheitsstrafe auf Geldstrafe er- 
kannt, so wird die Gebühr nach jeder 
Strafe gesondert berechnet. 

(4) Ist auf Einziehung, Ersatzeinziehung, 
Wertersatz an Stelle von Einziehung, Un- 
brauchbarmachung, Verfallerklärung oder 
Abführung des Mehrerlöses erkannt, so ist 
bei der Bemessung der Gebühren der Wert 
der Gegenstände, auf die sich die Entschei- 
dung bezieht, wie eine Geldstrafe zu be- 
handeln. Besteht der Gegenstand nicht In 
einem Geldbetrag, so setzt das Gericht den 
Wert fest. Der Wert wird nach dem Zeit- 
punkt der Verurteilung bestimmt. 

(5) Eine Gebühr wird für alle Rechts- 
züge auch bei reditskräftlger Anordnung 
einer Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung erhoben. Ist die Maßregel neben einer 
Strafe angeordnet worden, so wird die Ge- 
bühr gesondert berechnet. 


§50 

(1) Wird auf Grund des § 79 des Straf- 
gesetzbuchs eine Gesamtstrafe gebildet, so 
bemißt sich die Gebühr für das neue Ver- 
fahren nach dem Betrag, um den die Ge- 
samtstrafe die früher erkannte Strafe über- 
steigt. Dies gilt entsprechend, wenn ein 
Urteil, in dem auf Jugendstrafe erkannt ist, 
nach § 31 Ahs. 2 des Jugendgerichtsgeset- 
zes in ein neues Urteil einbezogen wird. 

(2) In den Fällen des § 460 der Straf- 
prozeßordnung und des § 66 des Jugend- 
gerichtsgesetzes verbleibt es bei den Ge- 
bühren für die früheren Verfahren. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Ist auf Einziehung, Ersatzeinziehung, 
Wertersatz an Stelle von Einziehung, 
Vernichtung, Unbrauchbarmachung, Ver- 
fallerklärung oder Abführung des Mehr- 
erlöses erkannt, so ist bei der Bemessung 
der Gebühren der Wert der Gegenstände, 
auf die sich die Entscheidung bezieht, 
wie eine Geldstrafe zu behandeln. Besteht 
der Gegenstand nicht in einem Geld- 
betrag, so setzt das Gericht den Wert 
fest. Der Wert wird nach dem Zeitpunkt 
der Verurteilung bestimmt. 

(5) unverändert 


§ 50 

unverändert 
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§51 

(1) Betrifft eine Strafsache mehrere An- 
geschuldigte, so ist die Gebühr von jedem 
gesondert nach Maßgabe der gegen ihn er- 
kannten Strafe oder angeordneten Maß- 
regel der Sicherung und Besserung zu er- 
heben. 

(2) Wird wegen derselben Tat auf Ein- 
ziehung, Ersatzeinziehung, Wertersatz an 
Stelle von Einziehung, Unlbrauchbar- 
machung, Verfallerklärung oder Abfüh- 
rung des Mehrerlöses erkannt, so wird 
hierfür nur eine Gebühr erhoben; mehrere 
wegen der Tat Verurteilte haften als Ge- 
samtschuldner.“ 

32. § 52 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

^ „Bei Entziehung der Erlaubnis zum Füh- 
ren von Kraftfahrzeugen beträgt die Ge- 
bühr dreißig Deutsche Mark; daneben 
fällt für die Einziehung des Führerscheins 
keine weitere Gebühr an.“ 

33. § 53 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(1) In den Verfahren bei Strafbefehlen 

und Strafverfügungen wird die Hälfte 
der Gebühren des § 52 erhoben. Die Ge- 
bühr darf jedoch den Betrag der Strafe 
nicht übersteigen; § 7 Abs. 1 gilt insoweit 
nicht.“ 

34. § 55 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 55 

(1) Für das Berufungsverfahren und für 
das Revisionsverfahren werden die Ge- 
bühren des § 52 erhöben, wenn ln dem 
Rechtszug eine Hauptverhandlung statt- 
gefunden hat. 

(2) Ein Viertel der Gebühren des § 52 
wird erhoben, 

1. wenn das Rechtsmittel vor Beginn der 
Hauptverhandlung zurückgenommen 
wird; 

2. wenn das Rechtsmittel durch Beschluß 
als unzulässig verworfen wird. 

(3) Die Hälfte der Gebühren des § 52 
wird erhoben. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 51 

(1) unverändert 


(2) Wird wegen derselben Tat auf Ein- 
ziehung, Ersatzeinziehung, Wertersatz an 
Stelle von Einziehung, Vernichtung, Un- 
brauchbarmachung, Verfallerklärung oder 
Abführung des Mehrerlöses erkannt, so 
wird hierfür nur eine Gebühr erhoben; 
mehrere wegen der Tat Verurteilte haf- 
ten als Gesamtschuldner.“ 


32. u n V e r ä nd e r t 


33. unverändert 


34. unverändert 
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1 . wenn das Rechitsmittel nach Beginn der 
Haup tv erhan dlumg zurückge nomm en 
wird; 

2. wenn die Berufung wegen Ausbleibens 
des Angeklagten in der Hauptverhand- 
lung verworfen wird (§ 329 der Straf- 
prozeßordnung) ; 

3. wenn die Revision durch Beschluß des 
Revisionsgerich'ts als offensichtlich un- 
begründet verworfen wird (§ 349 Abs, 2 
der Strafprozeßordnung).“ 

35, Die §§ 57 und 58 werden wie folgt ge- 35. u n v e r ä n d e r t 
4 faßt: 

4 57 

(1) Werden dem Antragsteller im Klage- 
erzwingungsverfahren nach den §'§ 177 
oder 472 der Strafprozeßordnung die Ko- 
sten auferlegt, so wird eine Gebühr von 
vierzig Deutsdie Mark, im Falle des § 176 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung eine Ge- 
bühr von zwanzig Deutsche Mark erho- 
ben. 

(2) Werden dem Anzeigenden im Falle 
einer unwahren Anzeige die Kosten auf- 
erlegt (§ 469 der Strafprozeßordnung), so 
wird eine Gebür von vierzig Deutsche 
Mark erhoben. 


§58 

(1) Wird das Verfahren nach Eröffnung 
des Hauptverfahrens infolge Zurücknahme 
des Antrags, durch den es bedingt war, ein- 
gestellt, so wird eine Gebühr von dreißig 
Deutsche Mark erhoben. 

(2) Das Gericht kann die Gebühr herab- 
setzen oder beschließen, daß von der Er- 
hebung einer Gebühr abgesehen wird.“ 

36. § 60 Abs. 2 Satz 2 und 3 werden wie folgt 36. unverändert 
^ gefaßt: 

„Wird das Rechtsmittel vor Beginn der 
Hauptverhandlung zurückgenommen oder 
durch Beschluß als unzulässig verworfen, 

SO beträgt die Ge^bühr zehn Deutsche 
Mark. Wird das Rechtsmittel nach Beginn 
der Hauptverhandlung zurückgenommen 
oder wird die Berufung des Privatklägers 
wegen Versäumungen nach § 391 Abs. 3 
der Strafprozeßordnung oder die Revision 
durch Beschluß des Revisionsgerichts als 
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offensichtlich unbegründet nach § 349 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung verworfen, 
so wird eine Gebühr von zwanzig Deut- 
sehe Mark erhoben/* 

37. Dem § 61 Abs. 2 wird folgender Satz an- 

^ gefügt: 

„Erledigt sich das Verfahren nach einer Zu- 
rückverweisung, so wird für jeden Rechts- 
zug eine Gebühr von zwanzig Deutsche 
Mark erhoben.“ 

38. § 62 wird wie folgt gefaßt: 

♦ „§62 

Die §§60 und 61 gelten für das Verfah- 
ren auf erhobene Widerklage entspre- 
chend.“ 

39. § 69 wird wie folgt gefaßt; 

„§ 69 

(1) Für die Zurückweisung einer Be- 
schwerde wird, wenn sie sich gegen eine 
Entscheidung der im § 56 Abs. 1, im § 63 
Abs. 1 oder im § 67 Satz 2 bezelchneten 
Art richtet, die dort bestimmte Gdbühr, im 
übrigen eine Gebühr von fünf Deutsche 
Mark erhoben. Die Gebühr darf den Be- 
trag der Strafe nicht übersteigen; § 7 Abs. 1 
gilt insoweit nicht. § 38 Abs. 2 Satz 2 ist 
ent sp re ch en d anzu wen d en . 

(2) Die Gebühr wird von dem Beschul- 
digten nur erhoben, wenn gegen ihn 
rechtskräftig eine Strafe erkannt oder eine 
Maßregel der Sicherung und Besserung an- 
geordnet ist. 

(3) Im Kostenfestsetzungsverfahren wird 
eine volle Gebühr (§ 8) für das Beschwerde- 
verfahren erhoben, soweit die Beschwerde 
als unzulässig verworfen oder zurückge- 
wiesen wird.“ 

40. Nach dem Vierten Abschnitt wird folgen- 
der Abschnitt eingefügt: 

„Abschnitt 4 a 

Gebühren in gerichtlichen Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten 

§ 70a 

(1) Für das Verfahren über den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung, über die 
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37. unverändert 


38. unverändert 


39. § 69 wird wie folgt gefaßt: 

♦ „§ 69 

(1) Für die Zurückweisung einer Be- 
schwerde wird, wenn sie sich gegen eine 
Entscheidung der im § 56 Abs. 1, im § 63 
Abs. 1 oder im § 67 Satz 2 bezelchneten 
Art richtet, die dort bestimmte Gebühr, im 
übrigen eine Gebühr von zehn Deutsche 
Mark erhoben. Die Gebühr darf den Be- 
trag der Strafe nicht übersteigen; § 7 Abs. 1 
gilt insoweit nicht. § 38 Abs. 2 Satz 2 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


40. Nach dem Vierten Abschnitt wird folgen- 
^ der Abschnitt eingefügt: 

„Abschnitt 4 a 

Gebühren in gerichtlichen Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten 

§ 70 a 

unverändert 
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Rechtsbeschwerde und zur Änderung eines 
rechtskräftigen Bußgeldbescheides (§§ 54, 
56 und § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten) wird die Hälfte der 
Gebühren des S 52 erhoben. 

(2) Hat eine mündliche Verhandlung 
nadi § 55 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten stattgefunden, so 
werden die vollen Gebühren des § 52 er- 
haben. 

(3) Wird die Rechtsbeschwerde zurück- 
genommen, so wird ein Viertöl der Gebüh- 
ren des § 52 erhoben. Für die Gebühr in 
dem Verfahren zur Änderung eines rechts- 
kräftigen Bußgeldbescheides gilt § 56 
Abs. 2 Satz 2 entsprediend. 

(4) Die Gebühr beträgt h ödist ens 
10 000 Deutsche Mark und darf den Be- 
trag der Geldbuße nicht übersteigen. § 7 
Abs. 1 gilt insoweit nicht. 

§70b 

(1) Für das Verfahren über den Antrag 
des Betroffenen auf gerichtliche Entschei- 
dung nach § 47 Abs. 2 und 3, über die Be- 
schwerde nach § 42 Abs. 3 Satz 2 und über 
die sofortige Beschwerde nach § 69 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten wird die in ^ 69 Abs. 1 bestimmte 
Gebühr erhoben, wenn das Gericht die an- 
gefoditene Maßnahme, Anordnung oder 
Bestätigung aufrechterhält. 

(2) Die Gebühr wird von dem Betrof- 
fenen nur erhoben, wenn eine Geldbuße 
gegen ihn rechtskräftig festgesetzt ist. 

§70c 

Die Vorschriften des § 49 Abs. 1 und 4 
sowie des § 51 gelten in gerichtlichen Ver- 
fahren na^ dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten entsprechend.“ 

41. § 71 wird wie folgt gefaßt: 

»§71 

(1) Als Auslagen werden Schreibgebüh- 
ren erhoben für 

1. Ausfertigungen und Abschriften, die auf 

Antrag erteilt werden; 

2. Abschriften, die angefertigt werden, 

weil die Partei es unterläßt, einem von 


§ 70 b 

(1) Für das Verfahren über den Antrag 
des Betroffenen auf gerichtlidie Entsdiei- 
dung nach § 47 Abs. 2 und 3, über die Be- 
schwerde nach § 42 Abs. 3 Satz 2 und über 
die sofortige Beschwerde nach § 69 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten wird eine Gebühr von fünf Deut- 
sche Mark erhoben, wenn das Gericht die 
angefochtene Maßnahme, Anordnung oder 
Bestätigung aufrechterhält. 

(2) unverändert 

§ 70 c 

unverändert 


41. § 71 wird wie folgt gefaßt: 
♦ 4 71 

(1) unverändert 
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Amts wegen zuzustellenden Schriftsatz 
die erforderliche Zahl von Abschriften 
beizufügen; 

3. Ausfertigungen und Abschriften jeder 
Art, wenn sachliche oder persönliche 
Gebührenfreiheit gewährt ist; Absatz 2 
bleibt unberührt. 

(2) Für die erste einer Partei oder einem 
Beschuldigten erteilte Ausfertigung oder 
Abschrift jeder gerichtlichen Entscheidung 
und jedes vor Gericht abgeschlossenen Ver- 
gleichs werden Sch reib gebühren nicht er- 
hoben, Dies gilt für die erste vollständige 
Ausfertigung oder Abschrift auch dann, 
wenn eine Ausfertigung unter Weglassung 
des Tatbestands und der Entscheidungs- 
gründe bereits erteilt worden ist, ohne daß 
Sch reib gebühren erhoben worden sind. 

(3) Die Schreibgöbühr beträgt für die 
Seite, die 28 Zeilen von durchschnittlich 
15 Silben enthält, 50 Deutsche Pfennig, 
auch wenn die Herstellung auf mechani- 
schem Wege (Druck, Lichtbild usw,) statt- 
gefunden hat. Jede angefangene Seite wird 
als voll gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt sind, wird die doppelte 
Schreibgebühr erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer 
Form, Grundbuchbrätter, Registetblätter, 
Verzeichnisse, Listen, Rechnungen, Zeich- 
nungen und dgl. wird die Schreibgebühr 
nach dem Zeitaufwand berechnet, der bei 
durchschnittlicher Arbeitsleistung zur Her- 
stellung benötigt wird. Sie beträgt für jede 
angefangene Fünftelstunde 50 Deutsche 
Pfennig. 

(6) Werden von Schriftstücken der in 
den Absätzen 4 und 5 genannten Art Ab- 
schriften durch Ablichtung hergestellt, so 
werden für jede Seite ohne Rücksicht auf 
Zeilen- und Silbenzahl 50 Deutsche Pfen- 
nig, bei größerem Format als DIN B 4 
eine Deutsche Mark erhoben. 


(2) unverändert 


(3) Die Schreibgebühr beträgt für die 
Seite, die 28 Zeilen von durchschnittlich 
15 Silben enthält, 50 Deutsche Pfennig, 
auch wenn die Herstellung auf mechani- 
schem Wege (ausgenommen durch Ab- 
lichtung) stattgefunden hat. Jede ange- 
fangene Seite wird als voll gerechnet. 

(4) unverändert 


(5) Für Schriftstücke in tabellarischer 
Form, Grundbuchbrätter, Registerblätter, 
Verzeichnisse, Listen, Rechnungen, Zeich- 
nungen und dgl. wird die Schreibgebühr 
nach dem Zeitaufwand berechnet, der bei 
durchschnittlicher Arbeitsleistung zur Her- 
stellung benötigt wird. Sie beträgt für jede 
angefangene Viertelstunde 60 Deutsche 
Pfennig. 

(6) Werden Abschriften durch Ablich- 
tung hergestellt, so werden für jede Seite 
ohne Rücksicht auf Zeilen- und Silben- 
zahl 50 Deutsche Pfennig, bei größerem 
Format als DIN B 4 eine Deutsche Mark 
erhoben. 


(7) Der Bundesminister der Justiz wird (7) unverändert 

ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates für be- 
stimmte Arten von Fällen zur Vermeidung 
von Unbilligkeiten die Schreibgebühren 
niedriger festzusetzen.“ 
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42. § 72 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 72 

Als Auslagen werden ferner erhoben 

1. Telegrafen- und Fernschreibgebühren; 

2. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen, mit Amnahme der 
hierbei erwachsenen Postgebühren; 

3. die nach dem Gesetz über die Entschä- 
digung von Zeugen und Sachverständi- 
gen zu zahlenden Betrage; erhält ein 
Sachverständiger für die Sadiverstän- 
digentätigkeit aus der Bundes- oder 
Landeskasse eine laufende, nicht auf 
den Einzelfall abgestellte Vergütung, 
so ist der Betrag zu erheben, der nach 
dem Gesetz über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen zu 
zahlen wäre; 

4. die bei Geschäften außerhalb der Ge- 
richtsstelle den Gerichtspersonen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften ge- 
wahrten Vergütungen (Reisekosten- 
vergütung, Auslagenersatz) und die 
Kosten für die Bereitstellung von 
Räumen; 

5. die Beträge, die anderen in- oder aus- 
ländischen Behörden, Öffentlichen Ein- 
richtungen oder Beamten zustehen, 
und zwar auch dann, wenn die Kasse 
des Gerichts aus Gründen der Gegen- 
seitigkeit, der Verwaltungsvereinfa- 
chung und dgl. an die Behörden, Ein- 
richtungen oder Beamten keine Zah- 
lungen zu leisten hat; 

6. die an Rechtsanwälte zu zahlenden 
Beträge; 

7. Rechnungsgebühren (§ 73); 

8. die Kosten einer Beförderung von Per- 
sonen sowie Beträge, die mittellosen 
Personen für die Reise zum Ort einer 
Verhandlung, Vernehmung oder Un- 
tersuchung und für die Rückreise ge- 
währt werden; 

9. die Kosten der Beförderung von Tie- 
ren und Sachen, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenen Postgebühren, der 
Verwahrung von Sachen, der Be- 
wachung von Schiffen sowie der Ver- 
wahrung und Fütterung von Tieren; 


42. unverändert 
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10. die Kosten der Beugehaft In Höhe der 
für die Strafhaft gelteniden Sätze, die 
Kosten einer sonstigen Haft nur dann, 
wenn sie nach den für die Strafhaft gel- 
tenden Vorschriften zu erheben waren; 

11. die Kosten für die einstweilige Unter- 
bringung (§ 126 a der Strafprozeßord- 
nung), die Unterbringung zur Beob- 
achtung (§81 der Strafprozeßordnung, 
§ 73 des Jugendgerichtsgesetzes) und 
für die einstweilige UnteArlngung in 
einem Erziehungsheim (§71 Abs. 2, 
§ 72 Abs. 3 des Jugendgerichtsgeset- 
zes).“ 

43. a) § 73 tritt außer Kraft. 

b) Als neuer § 73 wird folgende Vorschrift 
eingefügt: 

4 73 

(1) Für Rechnungsarbeiten, die durch 
einen dafür besonders bestellten Beam- 
ten oder Angestellten (Rechnungs- 
beamten) vorgenommen werden, sind 
als Auslagen Rechnungsgebühren zu 
erheben, die nach dem für die Arbeit 
erforderlichen Zeitaufwand bemessen 
werden. Sie betragen 4 Deutsche Mark 
für die Stunde; die letzte, bereits be- 
gonnene Stunde wird voll gerechnet. 

(2) Die Rechnungsgebühren setzt das 
Gericht, das den Rechnungisbeamten 
beauftragt hat, von Amts wegen fest. 
§ 4 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4, Abs. 2 und 4 
gilt entsprechend. Beschwerdeberech- 
tigt sind die Staatskasse und derje- 
nige, der für die Rechnungsgebühren 
als Kostenschuldner In Anspruch ge- 
nommen worden ist.“ 
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43. a) unverändert 

^ b) Als neuer § 73 wird folgende Vorschrift 
eingefügt: 

„§ 73 

(1) unverändert 


(2) Die Rechnungsgebühren setzt das 
Gericht, das den Rechnungsbeamten 
beauftragt hat, von Amts wegen fest. 
§ 4 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4, Abs. 2 und 3 
gilt entsprechend. Beschwerdeberech- 
tigt sind die Staatskasse und derje- 
nige, der für die Rechnungsgebühren 
als Kostenschuldner in Anspruch ge- 
nommen worden ist.“ 


44. Der Sechste Abschnitt „Kostenzahlung 
und Kostenvorschuß“ wird wie folgt ge- 
faßt: 

4 74 

(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
ist Schuldner der Kosten derjenige, der 
das Verfahren der Instanz beantragt hat. 
Dies gilt nicht im amtsgerichtlichen Ent- 
mündigungsverfahren wegen Geistes- 
krankheit oder Geistesschwäche. 

(2) In den Fällen des § 30 a Abs. 1 ist 
Sdiuldner der Gebühren derjenige, auf 


44. Der Sechste Abschnitt „Kostenzahlung 
^ und Kostenvorschuß“ wird wie folgt ge- 
faßt: 

4 74 


unverändert 
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dessen Betreiben das schiedsrichterlidie 
Verfahren eingeleitet worden ist. 

§ 75 

(1) Im Konkursverfahren ist der An- 
tragsteller Schuldner der im § 41 und im 
§ 48 Abs. 2 bestimmten Gebühren. Wird 
der Antrag auf Eröffnung oder Wieder- 
aufnahme des Verfahrens abgewiesen oder 
zurückgenommen, so ist der Antragsteller 
auch Schuldner der in dem Verfahren 
entstandenen Auslagen. 

(2) Im übrigen ist Schuldner der Ge- 
bühren und Auslagen der Gemeinsdhuld- 
ner. 


§ 76 

Im Vergleichsverfahren zur Abwen- 
dung des Konkurses ist Schuldner der 
Kosten der Vergleichsschuldner. 

§ 77 

(1) Im Zwangsversteigerungs- und 
Zwangsverwaltungsverfahren ist Schuld- 
ner der im § 48 d, im § 48 e Abs. 1 Nr. 1, 
2 und 4, im § 48 g und im § 48 k Abs. 1 
und 2 bestimmten Gebühren und der im 
Verfahren entstehenden Auslagen, soweit 
sie nicht dem Erlös entnommen werden 
können, der Antragsteller. 

(2) Schuldner der Gebühr für die Er- 
teilung des Zuschlags ist, vorbehaltlich der 
Vorschrift des § 78 Nr. 3, nur der Er- 
steher. Im Falle der Abtretung der Rechte 
aus dem Meistgebot oder der Erklärung, 
für einen Dritten geboten zu haben (§81 
des Gesetzes über die Zwangsversteige- 
rung und die Zwangsverwaltung), haften 
der Ersteher und der Meistbietende als 
Gesamtschuldner. 


§ 78 

Kostenschuldner Ist ferner 

1. derjenige, dem durch gerichtliche Ent- 
scheidung die Kosten des Verfahrens 
auferlegt sind; 

2. derjenige, der sie durch eine vor Ge- 
richt abgegebene oder dem Gericht mit- 
geteilte Erklärung oder in einem vor 
Gericht abgeschlossenen oder dem Ge- 
richt mitgeteilten Vergleich übernom- 


§ 75 


unverändert 


§ 76 

unverändert 


§ 77 

unveränder 


t 


§ 78 

unverändert 
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men hat; dies gilt audi, wenn die 
Kosten nach § 98 der Zivilprozeßord- 
nung als übernommen anzusehen sind; 

3. derjenige, der nadi den Vorschriften 
des bürgerlidien Rechts für die Kosten- 
schuld eines anderen kraft Gesetzes 
haftet; 

4. der Vollstreckungsschuldner für die 
notwendigen Kosten der Zwangsvoll- 
streckung. 

§ 79 

(1) Der Beschuldigte, der den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung gegen einen 
Strafbescheid einer Verwaltungsbehörde 
zurücknimmt, ist Schuldner der entstan- 
denen Auslagen. 

(2) Wird der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gegen einen Bußgeldbe- 
scheid oder eine Maßnahme der Verwal- 
tungsbehörde oder der Antrag auf Ände- 
rung oder Aufhebung des rechtskräftigen 
Bußgeldbescheides (§ 54, § 47 Abs. 2 und 
3, § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten) zurückgenommen, so 
ist der Antragsteller Schuldner der ent- 
standenen Auslagen. 

§ 80 

Schuldner der Schreibgebühren ist fer- 
ner der Antragsteller. Im Falle des § 71 
Abs. 1 Nr. 2 ist Schuldner der Schreibge- 
bühren nur die Partei, die es unterlassen 
hat, einem von Amts wegen zuzustellen- 
den Schriftsatz die erforderliche Zahl von 
Abschriften beizufügen. 

§ 81 

Die durch gerichtliche Entscheidung be- 
gründete Verpflichtung zur Zahlung von 
Kosten erlischt, soweit die Entscheidung 
durch eine andere gerichtliche Entschei- 
dung aufgehoben oder abgeändert wird. 
Soweit die Verpflichtung zur Zahlung 
von Kosten nur auf der aufgehobenen 
oder abgeänderten Entscheidung beruht 
hat, werden bereits gezahlte Kosten zu- 
rückerstattet. 

§ 82 

(1) Mehrere Kostenschuldner haften als 
Gesamtschuldner. 


§ 79 

unverändert 


§ 80 

unverändert 


§ 81 

unverändert 


§ 82 

unverändert 
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(2) Soweit einer Partei die Kosten 
durch gerichtliche Entscheidung auferlegt 
oder von ihr durch eine vor dem Gericht 
abgegebene oder ihm mitgeteilte Erklä- 
rung übernommen sind, soll die Haftung 
der anderen Partei nur geltend gemacht 
werden, wenn eine Zwangsvollstreckung 
in das bewegliche Vermögen der ersteren 
erfolglos geblieben ist oder aussichtslos 
erscheint. 


§ 83 

Besteht eine Partei aus mehreren Per- 
sonen, so haften sie als Gesamtschuldner, 
wenn die Kosten nicht durch gerichtliche 
Entscheidung unter sie verteilt worden 
sind. 


§ 83 

unverändert 


§ 84 

Die nach § 100 Abs. 4, § 658 Abs. 2 
der Zivilprozeßordnung, §§ 57 bis 60, 
§142 der Konkursordnung, § 466, § 471 
Abs. 4, § 472 der Strafprozeßordnung be- 
gründete Verpflichtung zur Zahlung von 
Kosten besteht auch gegenüber der Staats- 
kasse. 


§ 85 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, Im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung des 
Konkurses und im Konkursverfahren 
wird die Gebühr mit der Stellung des An- 
trags fällig, durch den das Verfahren be- 
dingt Ist; soweit die Gebühr eine Ent- 
scheidung oder sonstige gerichtliche Hand- 
lung voraussetzt, wird sie mit dieser 
fällig. 


§ 86 

(1) Die Gebühren des § 48 d werden 
mit der Entscheidung, die Gebühren des 
§ 48 e Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 werden im 
Verteilungstermin und, wenn das Ver- 
fahren vorher aufgehoben wird, mit der 
Aufhebung fällig. 

(2) Die Gebühr des § 48 e Abs. 1 Nr. 3 
wird mit der Verkündung des Zuschlags, 
und, wenn der Zuschlag vom Beschwerde- 
gericht erteilt wird, mit der Zustellung 
des Besdilusses an den Ersteher fällig. 
Wird der Zuschlagsbeschluß aufgehoben, 


§ 84 


unverändert 


§ 85 


unverändert 


§ 86 


unverändert 
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so wird die Gebühr nicht erhoben oder, 
wenn sie bezahlt ist, erstattet. 

(3) Im Verfahren der Zwangsverwal- 
tung werden die Gebühren mit der Auf- 
hebung des Verfahrens und, wenn es län- 
ger als ein Jahr dauert, am Ende eines 
jeden Jahres fällig. 

§ 87 

Die im § 30 a Abs. 1 bestimmte Ge- 
bühr wird mit der Niederlegung des 
Schiedsspruchs oder des schiedsrichter- 
lichen Vergleichs fällig. 

§ 88 

(1) Im übrigen werden die Gebühren 
sowie die Auslagen fällig, sobald eine un- 
bedingte Entscheidung über die Kosten 
ergangen ist oder das Verfahren oder die 
Instanz durch Vergleich, Zurücknahme 
oder anderweitige Erledigung beendigt 
ist. 

(2) In Strafsachen werden die Kosten, 
die dem verurteilten Beschuldigten zur 
Last fallen, erst mit der Rechtskraft des 
Urteils fällig. Satz 1 gilt in gerichtlichen 
Verfahren nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten entsprechend. 

§ 89 

(1) Die Schreibgebühren werden sofort 
nach Aushändigung oder Absendung der 
Schriftstücke fällig. 

(2) Die Anfertigung der auf Antrag zu 
erteilenden Ausfertigungen und Abschrif- 
ten kann von der vorherigen Zahlung 
eines die Schreibgebühren deckenden Be- 
trags abhängig gemacht werden. § 4 
Abs. 1 bis 4 gilt entsprechend. 

§ 89 a 

(1) Der Termin zur mündlichen Ver- 
handlung soll auf Grund der Klage erst 
nach Zahlung der erforderten Prozeßge- 
bühr bestimmt werden. Das gleiche gilt 
im Mahnverfahren bei dem Antrag des 
Gläubigers auf Bestimmung eines Termins 
zur mündlichen Verhandlung nach Erhe- 
bung des Widerspruchs oder nach Erlaß 
eines Vollstreckungsbefehls unter Vorbe- 
halt der Ausführung der Rechte des Be- 
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§ 87 

unverändert 


§ 88 

unverändert 


§ 89 

(1) unverändert 

(2) Die Anfertigung der auf Antrag zu 
erteilenden Ausfertigungen und Abschrif- 
ten kann von der vorherigen Zahlung 
eines die Schreibgebühren deckenden Be- 
trags abhängig gemacht werden. § 4 
Abs. 1 bis 3 gilt entsprechend. 

§ 89 a 

(1) unverändert 


32 



Entwurf 

klagten. Wird der Klageantrag erweitert, 
so soll vor Zahlung der erforderten Pro- 
zeßgebühr keine gerichtliche Handlung 
vorgenommen werden. 

(2) Der Zahlungsbefehl soll erst nach 
Zahlung der im § 31 Abs. 1 bestimm^ 
ten Gebühr erlassen werden. 

(3) Der Termin zur Abnahme des Of- 
fenbarungseids soll erst nach Zahlung der 
im § 33 Abs. 1 Nr. 5 vorgesehenen Ge- 
bühr hestimmt werden. 

(4) Über Anträge auf ZwangsvoH- 
Streckungshandlungen der im § 34 Abs, 1 
Nr. 2 bezeichneten Art soll erst na(h 
Zahlung der Gebühr (§ 34 Abs. 1 Nr. 2, 
§ 35 Abs. 2) entsdoieden werden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, 
soweit dem Antragsteller das Armenrecht 
bewilligt Ist; sie gelten ferner nicht, wenn 
dem Antragsteller Gebührenfreiheit zu- 
steht oder wenn glaubhaft gemacht wird, 
daß ihm die alsbaldige Zahlung der Ge- 
bühr mit Rücksicht auf seine Vermögens- 
lage oder aus sonstigen Gründen Schwie- 
rigkeiten bereiten würde. Absatz 4 gilt 
nicht im Arrestverfahren. 


§ 89 b 

(1) Im Zwangsversteigerungsverfahren 
ist spätestens bei Bestimmung des 
Zwangs Versteigerungstermins ein Vor- 
schuß in Höhe des , Doppelten der im 
ersten Halbsatz des § 48 e Abs. 1 Nr. 1 
bestimmten Gebühr zu erheben. 

(2) Im Zwangsverwaltungsverfahren 
hat der Antragsteller jährlich einen an- 
gemessenen Gebührenvorschuß zu zahlen. 

(3) Die Anordnung des Verfahrens, die 
Zulassung des Beitritts zum Verfahren 
oder die Fortsetzung des Verfahrens 
kann nicht von der Zahlung eines Vor- 
schusses abhängig gemacht werden. 

§ 89 c 

(1) In Strafsachen hat der Privatkläger 
oder derjenige, der als Privatkläger oder 
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(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) entfällt 


(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, 
soweit dem Antragsteller das Armenrecht 
bewilligt ist; sie gelten ferner nicht, wenn 
dem Antragsteller Gebührenfreiheit zu- 
steht oder wenn glaubhaft gemacht wird, 
daß ihm die alsbaldige Zahlung der Ge- 
bühr mit Rücksicht auf seine Vermögens- 
lage oder aus sonstigen Gründen Schwie- 
rigkeiten bereiten würde. Das gleiche 
gilt, wenn glaubhaft gemacht wird, daß 
eine Verzögerung dem Kläger einen nicht 
oder nur schwer zu ersetzenden Sdiaden 
bringen würde; zur Glaubhaftmachung 
genügt in diesem Falle die Erklärung des 
zum Prozeßbevollmächtigten bestellten 
Rechtsanwalts. 

§ 89b 

unverändert 


§ 89 c 

unverändert 


33 



Entwurf 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Nebenkläger eine Berufung oder Revi- 
sion einlegt oder eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens beantragt, einen Gebüh- 
renvorschuß in Höhe der Hälfte der im 
§ 60 Abs. 1 bestimmten Gebühr für die 
Instanz zu zahlen. § 64 gilt entsprechend. 
Der Widerkläger ist zur Zahlung eines 
Gebührenvorschusses nicht verpflichtet. 


(2) Wer als Privatkläger das Verfahren 
nach den §§ 430 bis 432 der Strafprozeß- 
ordnung betreibt oder als Privatkläger 
oder Nebenkläger in einem solchen Ver- 
fahren ein Rechtsmittel einlegt oder die 
Wiederaufnahme des Verfahrens bean- 
tragt, hat gleichfalls den im Absatz 1 be- 
stimmten Gebührenvorschuß zu bezahlen. 


S89d 

§ 89 d 

(1) Wird die Vornahme einer Hand- 
lung, mit der Auslagen verbunden sind, 
beantragt, so hat der Antragsteller einen 
zur Dedcung der Auslagen hinreichenden 
Vorschuß zu zählen. Das Gericht soll die 
Vornahme der Handlung von der vor- 
herigen Zahlung des Vorschusses abhän- 
gig machen. 

(1) Wird die Vornahme 'einer Hand- 
lung, mit der Auslagen verbunden sind, 
beantragt, so hat derjenige, der die Hand- 
lung beantragt hat, einen zur Deckung 
der Auslagen hinreichenden Vorschuß zu 
zahlen. Das Gericht soll die Vornahme 
der Handlung von der vorherigen Zah- 
lung des Vorschusses abhängig machen. 

(2) Die Vorschußpflicht nach Absatz 1 
besteht in Strafsachen nur für den Pri- 
vatkläger, den Widerkläger sowie für den 
Nebenkläger, der Berufung oder Revi- 
sion eingelegt hat. 

(2) unverändert 

(3) Bei Handlungen, die von. Amts 
wegen vorgenommen werden, kann ein 
Vorschuß zur Deckung der Auslagen er- 
hoben werden. Dies gilt nicht in Straf- 
sachen. 

(3) unverändert 

§ 89 e 

Die Verpflichtung zur Zahlung der 
vorzuschießenden Beträge bleibt be- 
stehen, auch wenn die Kosten des Ver- 
fahrens einem anderen auferlegt oder 
von einem anderen übernommen sind. 

§ 82 Abs. 2 gilt entsprechend.“ 

S 89 e 

unverändert 

45. § 90 fällt weg. 

♦ 

45. unverändert 
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olle Gebühr beträgt bei Gegenständen 

im Wert 




bis zu 

50 

Deutsche 

Mark 

einschließilich 3 Deutsche Mark 
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100 

jy 

39 

33 

4 

yy 

55 



150 

yy 

yy 

33 

6 

yy 

55 


» jj 

200 

yy 

33 

33 

8 

yy 

55 
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300 

» 

yy 

yy 

12 

yy 

55 
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400 

yy 

33 

93 

16 

„ 

55 


>j jj 

500 

yy 

yy 

39 

20 

yy 

55 


jj y? 

600 

yy 

yy 

yy 

24 

yy 

>5 


yy yy 

700 

yy 

yy 

yy 

27 

yy 

55 


yy yy 

800 

yy 

yy 

33 

30 

„ 

55 


» >5 

900 

yy 

yy 

yy 

33 

>5 

55 


yy yy 

1 000 

yy 

yy 

yy 

36 

yy 

55 


yy yy 

1 100 

yy 

yy 

yy 

39 

yy 

55 


)> yy 

1 200 

yy 

39 

yy 

42 

yy 

55 


yy j) 

1 300 

yy 

yy 

yy 

45 

yy 

55 


yy yy 

1 400 

yy 

yy 

yy 

48 

yy 

55 


yy yy 

1 500 

yy 

yy 

33 

51 

yy 

55 


yy yy 

1 600 


yy 

yy 

54 

yy 

55 


yy yy 

1 700 

yy 

yy 

yy 

57 

yy 

55 


yy yy 

1 800 


yy 

j> 

59 

yy 

55 


yy yy 

1 900 



yy 

61 

„ 



yy yy 

2 000 


yy 

yy 

63 

yy 

55 


yy yy 

2 300 

yy 

yy 

yy 

67 

yy 

55 


yy yy 

2 600 

yy 

yy 

yy 

71 

yy 

55 


yy yy 

2 900 

yy 

yy 

yy 

75 

yy 

55 


yy yy 

3 200 

yy 

yy 

yy 

79 

yy 

55 


yy yy 

3 500 

yy 

yy 

yy 

83 


55 


yy yy 

3 800 

» 

„ 

yy 

87 

55 

55 


yy yy 

4 100 

yy 

yy 

yy 

91 


55 


yy 

4 400 

yy 

yy 

yy 

95 

55 

55 


yy yy 

4 700 

yy 

yy 

yy 

99 

55 

55 


yy yy 

5 000 

yy 

yy 

„ 

103 

55 

55 


yy yy 

5 400 

yy 

yy 

„ 

108 

55 

55 


yy yy 

5 800 

yy 

yy 

yy 

113 

55 

55 


yy yy 

6 200 

„ 

yy 

yy 

118 

55 

„ 


yy yy 

6 600 

yy 

yy 

yy 

123 

55 

55 


yy yy 

7 000 



yy 

128 

55 

55 


yy yy 

7 400 

yy 

yy 

yy 

133 

55 

55 


yy yy 

7 800 

yy 

yy 

„ 

138 

55 

55 


yy yy 

8 200 

yy 

yy 


143 

„ 

„ 


yy yy 

8 600 

yy 

yy 

„ 

148 

55 

55 


yy yy 

9 000 

yy 

yy 

yy 

153 

55 

„ 


yy j> 

9 500 

yy 

yy 

yy 

158 

55 



j> yy 

10 000 


yy 

yy 

163 

55 

55 


yy yy 

10 800 

„ 

yy 

yy 

168 

55 

55 


yy yy 

11 600 

yy 

yy 

yy 

173 

55 

55 


yy yy 

12 400 

yy 

yy 

yy 

178 

55 

55 


yy yy 

13 200 

yy 

yy 

yy . 

183 

55 



yy yy 

14 000 

yy 

yy 

yy 

188 

55 

55 
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bis zu 14 800 

Deutsdie 

Mark 

einschließlidi 

193 Deutsdie Mark 

„ „ 15 600 


M 

>1 

198 

„ 

11 

„ „ 16 400 


11 

11 

203 

11 

11 

„ „ 17 200 


11 

» 

208 

11 

11 

„ „ 18 000 


11 

» 

213 

11 

» 

„ „ 18 800 


» 

11 

218 

11 


„ „ 19 600 


„ 

„ 

223 

11 

11 

„ „ 20 400 


„ 

>1 

228 

11 

11 

„ „21 200 

» 

„ 

>1 

233 

11 

11 

„ „ 22 000 


11 

>1 

238 

11 

» 

„ „ 22 800 


11 

11 

243 

11 

>1 

„ „ 23 600 


» 

11 

248 


11 

„ „ 24 400 


11 

11 

253 


11 

„ „ 25 200 


11 

11 

258 

„ 

11 

„ „ 26 000 


11 


263 

11 

11 

„ „ 26 800 

» 

11 


268 

11 

» 

„ „ 27 600 



11 

273 

„ 

11 

„ „ 28 400 

>» 


11 

278 

„ 

11 

„ „ 29 200 


11 

11 

283 

11 

» 

„ „ 30 000 

» 

11 


288 

11 

„ 

„ „ 30 800 


11 

11 

293 

11 

r > 

„ „31 600 


>1 

11 

298 

11 


„ „ 32 400 



11 

303 

11 

11 

„ „ 33 200 


11 

11 

308 

„ 

„ 

„ „ 34 000 


11 


313 

11 

„ 

„ „ 34 800 

„ 

11 

11 

318 

11 

„ 

„ „ 35 600 


11 

11 

323 

„ 

>1 

„ „ 36 400 


11 

11 

328 

„ 

11 

„ „ 37 200 


11 

11 

333 

11 

„ 

„ „ 38 000 

11 

11 


338 

„ 

11 

„ „ 38 800 


11 

11 

343 

11 

» 

„ „ 39 600 

11 

11 

11 

348 

11 

11 

„ „ 40 400 

11 

11 


353 

„ 

» 

„ „ 41 200 

11 

11 

11 

358 

„ 

11 

„ „ 42 000 

11 

11 

11 

363 

11 


„ „ 42 800 

11 



368 

11 

11 

„ „ 43 600 

11 


11 

373 

11 

„ 

„ „ 44 400 

11 

11 

11 

378 

11 


„ „ 45 200 

>1 

11 

11 

383 

„ 

11 

„ „ 46 000 

11 

11 

11 

388 

11 

„ 

„ „ 46 800 

11 

11 

11 

393 

„ 

n 

„ „ 47 600 



11 

398 

11 

11 

„ „ 48 400 


11 

11 

403 

11 

11 

„ „ 49 200 


11 


408 

11 

11 

„ „ 50 000 

11 

11 

11 

413 

11 

11 


von dem Mehrbetrag für je 1000 Deutsche Mark 6 Deutsche Mark. 
Werte über 50 000 Deutsche Mark sind auf volle 1000 Deutsche Mark 
aufzurunden. 
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Artikel II 

Änderungen der Kostenordnung 

Die Verordnung über die Kosten in Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und der Zwangsvollstreckung in das unbe- 
wegliche Vermögen (Kostenordnung) vom 
25. November 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1371) 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

^ „Gesetz über die Kosten in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Kostenordnung) “ 

2. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 1 

In den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit werden, soweit bundes- 
rechtlich nichts anderes bestimmt ist, 
Kosten (Gebühren und Auslagen) nur nach 
diesem Gesetz erhoben.“ 

3. Als § 3 a wird folgende Vorschrift einge- 

♦ fügt; 

„§ 3 a 

Gebührenschuldner in besonderen Fällen 

Die Gebühr für die Eintragung des Er- 
stehers als Eigentümer wird nur von die- 
sem erhoben; für die Gebühren, die durch 
die Eintragung der Sicherungshypothek für 
Forderungen gegen denErsteher erwachsen, 
haftet neben den Gläubigern auch der Er- 
steher.“ 

4. § 7 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Gegen Anordnungen nach Absatz 2 
ist wegen der Höhe des Vorschusses die 
Beschwerde nach den §§ 19, 20, 21, 23, 
§ 24 Abs. 1, §§ 25, 30 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, jedoch in Grundbuchsachen 
nach den §§ 71 bis 77, § 81 der Grund- 
buchordnung und in Schiffsregistersachen 
na(k den §§ 75 bis 82, § 89 der Schiffs- 
registerordnung zulässig. Soweit in erster 
Instanz das Landgericht zuständig ist, ent- 
scheidet über die Beschwerde das Ober- 
landesgericht. Die Beschwerde ist auch 
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Artikel II 

Änderungen der Kostenordnung 

Die Verordnung über die Kosten in Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und der Zwangsvollstreckung in das unbe- 
wegliche Vermögen (Kostenordnung) vom 
25. November 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1371) 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 7 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(3) Gegen Anordnungen nach Absatz 2 
ist auch wegen der Höhe des Vorschusses 
die Beschwerde nach den §§ 19, 20, 21, 23, 
§ 24 Abs. 1, §§ 25, 30 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, jedoch in Grundbudisachen 
nach den §§ 71 bis 77, § 81 der Grund- 
buchordnung und in Schiffsregistersachen 
nach den §§ 75 bis 82, § 89 der Schiffs- 
registerordnung zulässig. Soweit in erster 
Instanz das Landgericht zuständig ist, ent- 
scheidet über die Beschwerde das Ober- 
landesgericht. Die Beschwerde ist auch 
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statthaft, wenn der Beschwerdegegenstand 
fünfzig Deutsche Mark nicht übersteigt. 
Die Kosten für die Beschwerde bestimmen 
sich nach den §§ 123, 138 bis 142 dieses 
Gesetzes.“ 

5. § 9 wird wie folgt geändert: 

^ a) Als Absatz 2 wird folgende Vorschrift 
eingefügt: 

„(2) Von der Zurückbehaltung ist 
abzusehen, 

1. wenn der Eingang der Kosten mit 
Sicherheit zu erwarten ist; 

2. wenn glaubhaft gemacht wird, daß 
die Verzögerung der Herausgabe 
einem Beteiligten einen nicht oder 
nur schwer zu ersetzenden Schaden 
bringen würde, und nicht anzuneh- 
men ist, daß die Kosten entzogen 
werden sollen; 

3. wenn das Schriftstück nicht vom 
Kostenschuldner, sondern von einem 
Dritten eingereicht ist, dem gegen- 
über die Zurückbehaltung eine un- 
billige Härte wäre.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 
und wird wie folgt gefaßt: 

„(3) § 13 Abs. 2 bis 4 gilt ent- 
sprechend.“ 

6. Die Zwischenüberschrift vor § 10 wird wie 
folgt gefaßt: 

„Kosten/re/Äei^“ 

7. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

4 10 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind 
befreit der Bund und die Lander sowie 
die nach den Haushaltsplänen des Bundes 
und der Länder für Rechnung des Bundes 
oder eines Landes verwalteten öffentlichen 
Anstalten und Kassen. 


(2) Sonstige bundesrechtliche Vorschrif- 
ten, durch die eine sachliche oder persön- 
liche Befreiung von Kosten gewährt ist, 
bleiben in Kraft. Land es rechtliche Vor- 
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statthaft, wenn der Beschwerdegegenstand 
fünfzig Deutsche Mark nicht übersteigt. 
Die Kosten für die Beschwerde bestimmen 
sich nach den §§ 123, 138 bis 142 dieses 
Gesetzes.“ 

5. unverändert 


6. Die Zwischenüberschrift vor § 10 wird wie 
^ folgt gefaßt: 

„Kostenbefreiungen“. 

7. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

4 10 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind 
befreit der Bund und die Länder sowie 
die nach den Haushaltsplänen des Bundes 
und der Länder für Rechnung des Bundes 
oder eines Landes verwalteten öffentlichen 
Anstalten und Kassen. Bundesbahn und 
Bundespost sind von der Zahlung der 
Auslagen nicht befreit. 

(2) unverändert 
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Schriften, die in weiteren Fällen eine sach- 
liche oder persönliche Befreiung von Ko- 
sten gewähren, bleiben unberührt. 

(3) Nadi dem .... (Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes) ... in Kraft tre- 
tende bundes- oder landesrechtliche Vor- 
schriften, die Gebührenfreiheit gewähren, 
gelten für die Beurkundungs- und Beglau- 
bigungsgebühren nur, wenn sie ausdrück- 
lich auch hiervon Befreiung gewähren.“ 

8. § 13 Abs. 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(2) Über Erinnerungen des Kosten- 

schuldners und der Staatskasse gegen den 
Kostenansatz entscheidet das Gericht, bei 
dem die Kosten angesetzt sind. Die Ent- 
scheidung ergeht gebührenfrei. Das Gericht 
kann seine Entscheidung von Amts wegen 
ändern. Schwebt das Verfahren wegen der 
Hauptsache oder wegen der Entscheidung 
über den Geschäftswert, den Kostenansatz 
oder die Kostenfestsetzung in der Rechts- 
mittelinstanz, so ist hierzu auch das Rechts- 
mittelgericht befugt. 

(3) Gegen Entscheidungen nach Ab- 
satz 2 ist die Beschwerde nach § 567 Abs. 2, 
3, § 568 Abs. 1, §§ 569 bis 575 der Zivil- 
prozeßordnung zulässig. Gegen die Ent- 
scheidung, die ein Landgericht als Be- 
schwerdegericht trifft, ist die weitere Be- 
schwerde statthaft, wenn sie das Land- 
gericht wegen der grundsätzlichen Bedeu- 
tung der zur Entscheidung stehenden Fra- 
gen zuläßt. Die weitere Beschwerde kann 
nur darauf gestützt werden, daß die Ent- 
scheidung auf einer Verletzung des Ge- 
setzes beruht; die §§ 550 und 551 der 
Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. 
Für die weitere Beschwerde gilt § 567 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung nicht.“ 

9. § 15 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(1) Kosten, die bei richtiger Behand- 

lung der Sache nicht entstanden wären, 
werden nicht erhoben. Das gleiche gilt von 
Auslagen, die durch eine von Amts wegen 
veranlaßte Verlegung eines Termins oder 
Vertagung einer Verhandlung entstanden 
sind.“ 

10. § 16 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(3) Auf die Verjährung sind die Vor- 

schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs an- 
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(3) Nach dem 1. Oktober 1957 in Kraft 
tretende bundes- oder landesrechtliche 
Vorschriften, die Gebührenfreiheit ge- 
währen, gelten für die Beurkundungs- 
und Beglaubigungsgebühren nur, wenn sie 
ausdrücklich auch hiervon Befreiung ge- 
währen.“ 

8. unverändert 


9. unverändert 


1 0. u n V e r ä n d e rt 
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zuwenden; die Verjährung wird nicht von 
Amts wegen berücksichtigt. Die Verjäh- 
rung der Ansprüche auf Zahlung von Ko- 
sten wird auch durch die Aufforderung, 
zur Zahlung und durch eine dem Schuld- 
ner mitgeteilte Stundung unterbrochen; ist 
der Aufenthalt des Kostenschuldners un- 
bekannt, so genügt die Zustellung durch 
Aufgabe zur Post unter seiner letzten be- 
kannten Anschrift. Bei Kostenbeträgen 
unter zwanzig Deutsche Mark wird die 
Verjährung nicht unterbrochen.“ 

11. § 17 Abs. 4 tritt außer Kraft. 11. 

♦ 

12. § 18 wird wie folgt geändert: 12. 

^ a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Bewertung von Grundbe- 
sitz ist, sofern sich aus dem Inhalt des 
Geschäfts nicht genügend Anhalts- 
punkte für einen höheren Wert erge- 
ben, der letzte Einheitswert maßge- 
bend, der zur Zeit der Fälligkeit der 
Gebühr festgestellt ist.“ 

b) Im Absatz 1 werden folgende Sätze 3 
und 4 angefügt: 

„Wird der Einheitswert nicht nachge- 
wiesen, so ist das Finanzamt um Aus- 
kunft über die Höhe des Einheitswerts 
zu ersuchen. Ist der Einheitswert noch 
nicht festgestellt, so ist dieser vorläufig 
zu schätzen; die Schätzung ist nach der 
ersten Feststellung des Einheitswerts 
zu berichtigen; die Angelegenheit ist 
erst mit der Feststellung des Einheits- 
werts endgültig erledigt (§ 14).“ 

13. Nach § 19 wird als § 19a folgende Vor- 13. 

^ Schrift eingefügt: 

„§ 19a 

Erbbaurecht, Wohnungseigentum, Woh- 
nungserbbaurecht 

(1) Bei der Bestellung eines Erbbau- 
rechts beträgt der Wert achtzig vom Hun- 
dert des Werts des belasteten Grundstücks 
(§18 Abs. 1). Eine für Rechnung des Erb- 
bauberechtigten erfolgte Bebauung des 
Grundstücks bleibt bei der Ermittlung des 
Grundstückswerts außer Betracht. Ist als 
Entgelt für die Bestellung des Erbbaurechts 
ein Erbbauzins vereinbart, dessen nach 
§ 22 errechneter Wert den nach Satz 1 


unverändert 

unverändert 


unverändert 
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und 2 berechneten Wert übersteigt, so Ist 
der Wert des Erbbauzinses maßgebend; 
entsprechendes gilt, wenn statt des Erb- 
bauzinses ein fester Kapitalbetrag verein- 
bart ist. 

(2) Bei der Begründung von Wohnungs- 
eigentum (Teileigentum) sowie bei Ge- 
schäften, die die Aufhebung oder das Er- 
löschen von Sondereigentum betreffen, ist 
als Geschäftswert die Hälfte des Werts des 
Grundstücks (§18 Abs. 1) anzunehmen. 

(3) Bei Wohnungserbbaurechten (Tell- 
erbbaurechten) gilt Absatz 2 entsprechend 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Werts des Grundstücks der Einheitswert 
des Erbbaurechts oder, wenn ein solcher 
nicht festgestellt ist, der nach Absatz 1 zu 
bestimmende Wert des Erbbaurechts tritt.“ 

14. § 21 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(2) Als Wert einer Hypothek, Schiffs- 

hypothek oder Grundschuld gilt der Nenn- 
betrag der Schuld, als Wert einer Renten- 
schuld der Nennbetrag der Ablösungs- 
summe; bei der Einbeziehung in die Mit- 
haft und bei der Entlassung aus der Mit- 
haft ist jedoch der Wert des Grundstücks 
(Schiffs, Schiffsbauwerks) maßgebend, 
wenn er geringer Ist.“ 

15. Nach § 23 werden als § 23 a, § 23 b, § 23 c 
und § 23d folgende Vorschriften einge- 
fügt: 

„§ 23 a 

Anmeldungen zum Handelsregister, 
Eintragungen in das Handelsregister 

(1) Bei Anmeldungen zum Handels- 
register und bei Eintragungen in das Han- 
delsregister richtet sich der Geschäftswert, 
sofern nicht ein bestimmter Geldbetrag in 
das Register einzutragen Ist, nach den fol- 
genden Vorschriften. 

(2) Der Geschäftswert richtet sich nach 
dem letzten Einheitswert des Betriebsver- 
mögens, der zur Zeit der Fälligkeit der 
Gebühr festgestellt Ist. 

(3) Der Geschäftswert beträgt, wenn es 
sich um die erste Eintragung der Firma 
handelt, 

bei einem Einheitswert des Betriebsver- 
mögens 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


14. unverändert 


15. Nach § 23 werden als § 23 a, § 23 b, § 23 c 
^ und § 23 d folgende Vorschriften einge- 
fügt: 

„§ 23 a 

Anmeldungen zum Handelsregister, 
Eintragungen in das Handelsregister 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Geschäftswert beträgt, wenn es 
sich um die erste Anmeldung oder Ein- 
tragung der Firma handelt, 

bei einem Einheitswert des Betriebsver- 
mögens 


41 



Entwurf 

bis zu 10 000 Deutsche Mark 3 000 DM, 
bis zu 20 000 Deutsche Mark 6 000 DM, 
bis zu 30 000 Deutsche Mark 10 000 DM, 
bis zu 50 000 Deutsche Mark 16 000 DM, 
bis zu 100 000 Deutsche Mark 20 000 DM, 

von dem Mehrbetrag bis zu 
1 Million Deutsche Mark für 
je 100 000 Deutsche Mark 5 000 DM, 

von dem Mehrbetrag bis zu 
3 Millionen Deutsche Mark 
für je 400 000 Deutsche Mark 15 000 DM, 

von dem Mehrbetrag über 
3 Millionen Deutsche Mark 
für je 500 000 Deutsche Mark 20 000 DM. 

Bei der Berechnung des Gesdiäftswertes 
sind Einheitswerte über 100 000 Deutsche 
Mark bis zu 1 Million Deutsche Mark auf 
volle 100 000 Deutsche Mark, Einheits- 
werte über 1 Million bis zu 3 Millionen 
Deutsche Mark auf volle 400 000 Deutsche 
Mark und höhere Einheitswerte auf volle 
500 000 Deutsche Mark aufzurunden. 

(4) Wenn es sich um eine spätere Ein- 
tragung handelt, ist die Hälfte des in Ab- 
satz 3 bestimmten Wertes zugrunde zu 
legen. 

(5) Der Geschäftswert für Eintragun- 
gen, die dasselbe Unternehmen betreffen 
und gleichzeitig angemeldet werden, ist 
einheitlich nach den Absätzen 2 bis 4 zu 
bemessen; er kann jedoch nach billigem Er- 
messen eine bis drei Stufen höher ange- 
nommen werden. Dies gilt auch, wenn die 
Eintragung eines bestimmten Geldbetrages 
und andere Eintragungen Zusammentref- 
fen. Ist die Hälfte des einzutragenden 
Geldbetrages höher, so ist diese maßge- 
bend. Der Wert für Eintragungen, die sich 
auf Prokuren beziehen, ist gesondert zu 
bemessen. 

(6) Wird der Einheitswert nicht nachge- 
wiesen, so ist das Finanzamt um Auskunft 
über die Höhe des Einheitswerts zu ersu- 
chen. Ist der Einheitswert noch nicht fest- 
gestellt, so ist dieser vorläufig zu schätzen; 
die Schätzung ist nach der ersten Feststel- 
lung des Einheitswerts zu berichtigen; die 
Angelegenheit ist erst mit der Feststellung 
des Einheitswerts endgültig erledigt (§ 14). 

(7) Ist eine Firmenänderung nur deshalb 
einzutragen, weil der Ortsname sich geän- 
dert hat, oder handelt es sich um eine ähn- 
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bis zu 10 000 Deutsdie Mark 3 000 DM, 
bis zu 20 000 Deutsche Mark 6 000 DM, 
bis zu 30 000 Deutsche Mark 10 000 DM, 
bis zu 50 000 Deutsche Mark 16 000 DM, 
bis zu 100 000 Deutsche Mark 20 000 DM, 

von dem Mehrbetrag bis zu 
1 Million Deutsche Mark für 
je 100 000 Deutsche Mark 5 000 DM, 

von dem Mehrbetrag bis zu 
3 Millionen Deutsche Mark 
für je 400 000 Deutsche Mark 15 000 DM, 

von dem Mehrbetrag über 
3 Millionen Deutsche Mark 
für je 500000 Deutsche Mark 20 000 DM. 

Bei der Berechnung des Geschäftswertes 
sind Einheitswerte über 100 000 Deutsche 
Mark bis zu 1 Million Deutsche Mark auf 
volle 100 000 Deutsche Mark, Einheits- 
werte über 1 Million bis zu 3 Millionen 
Deutsche Mark auf volle 400 000 Deutsche 
Mark und höhere Einheitswerte auf volle 
500 000 Deutsche Mark aufzurunden. 

(4) Wenn es sich um eine spätere An- 
meldung oder Eintragung handelt, ist die 
Hälfte des in Absatz 3 bestimmten Wer- 
tes zugrunde zu legen. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) Ist eine Firmenänderung nur deshalb 
anzumelden oder einzutragen, weil der 
Ortsname sich geändert hat, oder handelt 
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liehe Eintragung, die für das Unternehmen 
keine wirtschaftliche Bedeutung hat, so be- 
trägt der Geschäftswert ein Zehntel des im 
Absatz 3 bestimmten Wertes, höchstens je- 
doch 3000 Deutsche Mark. 

(8) Betrifft die Anmeldung oder Ein- 
tragung nur eine Zweigniederlassung, so 
ist der Geschäftswert unter Berücksichti- 
gung der Bedeutung und des Betriebskapi- 
tals der Zweigniederlassung nach billigem 
Ermessen niedriger festzusetzen. 


(9) Bei der Anmeldung einer Komman- 
ditgesellschaft bestimmt sich der Geschäfts- 
wert nach Absatz 3; er kann nach billigem 
Ermessen eine bis drei Stufen höher ange- 
nommen werden. Ist die einzutragende 
Einlage des Kommanditisten höher als der 
nach Satz 1 bestimmte Wert, so richtet sich 
der Wert nach der Einlage. 

(10) Bei der Beurkundung von Anmel- 
dungen beträgt der Geschäfts wert, auch 
wenn mehrere Anmeldungen in derselben 
Verhandlung beurkundet werden, in kei- 
nem Fall mehr als 1 Million Deutsche 
Mark. Dies gilt auch, wenn ein bestimmter 
Geldbetrag in das Register einzutragen ist. 


§ 23 b 

Beschlüsse von Aktiengesellschaften, 
anderen Vereinigungen und Stiftungen 

§ 23 a gilt entsprechend für Beschlüsse, 
deren Gegenstand keinen bestimmten 
Geldwert hat und die von Organen von 
Aktiengesellschaften, anderen Verelnigun- 
gungen und Stiftungen, für deren Be- 
triebsvermögen ein Einheitswert festge- 
stellt wird, gefaßt werden. Als Geschäfts- 
wert ist die Hälfte des in § 23 a Abs. 3 
bestimmten Werts, höchstens 1 Million 
Deutsche Mark anzunehmen. 
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es sich um eine ähnliche Eintragung, die 
für das Unternehmen keine wirtschaft- 
liche Bedeutung hat, so beträgt der Ge- 
schäftswert ein Zehntel des im Absatz 3 
bestimmten Wertes, höchstens jedoch 
3000 Deutsche Mark. 

(8) Betrifft die Anmeldung oder Ein- 
tragung eine Zweigniederlassung, so ist 
der Geschäftswert unter Berücksichtigung 
der Bedeutung und des Betriebskapitals 
der Zweigniederlassung nach billigem Er- 
messen niedriger festzusetzen. Dies gilt 
auch, wenn ein bestimmter Geldbetrag 
eingetragen wird. 

(9) unverändert 


(10) unverändert 


§ 23 b 

Beschlüsse von Aktiengesellschaften, 
anderen Vereinigungen und Stiftungen 

(1) § 23 a gilt entsprechend für Be- 
schlüsse, deren Gegenstand keinen be- 
stimmten Geldwert hat und die von Or- 
ganen von Aktiengesellschaften, anderen 
Vereinigungen und Stiftungen, für deren 
Betriebsvermögen ein Einheitswert festge- 
stellt wird, gefaßt werden. Als Geschäfts- 
wert ist die Hälfte des in § 23 a Abs. 3 
bestimmten Wertes anzunehmen. 

(2) Werden in einer Verhandlung 
mehrere Beschlüsse beurkundet, so gilt 
§38 entsprechend. Dies gilt auch, wenn 
Beschlüsse, deren Gegenstand keinen be- 
stimmten Geldwert hat, und andere Be- 
schlüsse Zusammentreffen. Mehrere Wah- 
len oder Wahlen zusammen mit Beschlüs- 
sen über die Entlastung der Verwaltungs- 
träger gelten als ein Beschluß. 
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§ 23 c 

Anmeldungen zu einem Register, Ein- 
tragungen in ein Register, Beurkundung 
von Beschlüssen 

Kommt die Feststellung eines Einheits- 
werts des Betriebsvermögens nicht in Be- 
tracht, so bestimmt sich bei Anmeldungen 
zu einem Register, bei Eintragungen in 
ein Register und bei der Beurkundung 
von Beschlüssen (§ 41), deren Gegenstand 
keinen bestimmten Geldwert hat, der Ge- 
schäftswert nach § 24 Abs. 2. 

§ 23 d 

Anmeldungen zum Güterrechtsregister, 
Eintragungen in das Güterrechtsregister, 

Eintragungen auf Grund von Ehe- 
verträgen 

Bei Anmeldungen zum Güterrechtsre- 
gister und Eintragungen in dieses Register 
bestimmt sich der Wert nach § 24 Abs. 2, 
bei Eintragungen auf Grund von Ehever- 
trägen nadi § 32 Abs. 3." 

16. § 24 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(2) In Ermangelung genügender tat- 

sächlicher Anhaltspunkte für eine Schät- 
zung ist der Wert regelmäßig auf 3000 
Deutsche Mark anzunehmen. Er kann 
nach Lage des Falles niedriger oder höher, 
jedoch nicht unter 200 Deutsche Mark 
und nicht über 1 Million Deutsche Mark 
angenommen werden.“ 

17. § 25 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

^ a) Im Satz 1 wird das Wort „Reichs- 
kasse“ durch „Staatskasse“ ersetzt, 
b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt ent- 
sprechend.“ 

18. Die Zwischenüberschrift vor § 26 wird 

^ wie folgt gefaßt: 

„Volle Gebühr, Rahmengebühren, 
Nebengeschäfte“ 
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(3) Der Wert von Beschlüssen der im 
Absatz 1 bezeichneten Art beträgt, auch 
wenn in einer Verhandlung mehrere Be- 
schlüsse beurkundet werden, in keinem 
Falle mehr als 1 Million Deutsche Mark. 

§ 23 c 

unverändert 


§ 23 d 

unverändert 


16. unverändert 


17. unverändert 


18. unverändert 
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19. § 26 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 26 

Volle Gebühr 

Die volle Gebühr bestimmt sich nach 
der Tabelle, die diesem Gesetz als Anlage 
beigefügt ist.“ 

20. Nach § 26 wird folgende Vorschrift eln- 

^ gefügt: 

4 26 a 

Mindestbetrag einer Gebühr, 
Aufrundung 

Der Mindestbetrag einer Gebühr ist 
drei Deutsche Mark, Pfennigbeträge sind 
auf volle zehn Deutsche Pfennig aufzu- 
runden.“ 

21. Nach § 26 a wird folgende Vorschrift ein- 

♦ gefügt: 

4 26 b 

Rahmengebühren 

Ist die Gebühr nur nach einem Min- 
dest- und Höchstbetrag bestimmt, so Ist 
die Gebühr im Einzelfall unter Berück- 
sichtigung aller Umstände, insbesondere 
des Umfangs und der Bedeutung der 
Sache, nach billigem Ermessen zu bestim- 
men.“ 

22. § 28 tritt außer Kraft. 

♦ 

23. § 31 Abs. 1 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

^ „6. für die Beurkundung 

a) der Auflassung, 

b) der Einigung über die Einräu- 
mung oder Aufhebung von Son- 
dereigentum, 

c) der Einigung über die Bestellung 
oder Übertragung eines Erbbau- 
rechts, 

d) der Abtretung von Geschäftsan- 
teilen einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, 

wenn das zugrunde liegende Rechts- 
geschäft bereits beurkundet ist;“. 

24. § 35 tritt außer Kraft. 

♦ 
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20. unverändert 


21. unverändert 


22. unverändert 

23. unverändert 


24. unverändert 
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25. § 38 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(1) Werden in einer Verhandlung 

mehrere Erklärungen beurkundet, die 
denselben Gegenstand haben (z. B. der 
Kauf und die Auflassung, die Schuld- 
erklärung und die zur Hypothekenbe- 
stellung erforderlichen Erklärungen), so 
wird die Gebühr nur einmal von dem 
Wert dieses Gegenstandes nach dem höch- 
sten in Betracht kommenden Gebühren- 
satz berechnet. Dies gilt auch dann, wenn 
von mehreren Erklärungen die einen den 
ganzen Gegenstand, die anderen nur 
einen Teil davon betreffen (z. B. das 
Schuldversprechen und die Bürgschaft für 
einen Teil der Schuld); unterliegen in die- 
sem Fall die Erklärungen verschiedenen 
Gebührensätzen, so werden die Gebüh- 
ren gesondert berechnet, wenn dies für 
den Kostensdiuldner günstiger ist." 

26. § 39 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 39 

Beglaubigung von Unterschriften 

(1) Für die Beglaubigung von Unter- 
schriften oder Handzeichen wird ein 
Viertel der vollen Gebühr, höchstens Je- 
dodi ein Betrag von 250 Deutsche Mark, 
erhoben. Der Wert ist ebenso zu bestim- 
men, wie wenn die Erklärung, unter der 
die Unterschrift oder das Handzeichen 
beglaubigt wird, beurkundet würde. 

(2) Für die nach den Staatsschuldbuch- 
gesetzen erforderlichen Unterschriftsbe- 
glaubigungen wird nur die Mindest- 
gebühr erhoben.“ 

27. § 40 wird wie folgt geändert: 

♦ a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für die Beurkundung eines 
Testaments wird die volle, für die Be- 
urkundung eines Erbvertrags oder 
eines gemeinschaftlichen Testaments 
wird das Doppelte der vollen Gebühr 
erhoben.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Wird ein Erbvertrag gleichzei- 
tig mit einem Ehevertrag beurkundet, 
so wird die Gebühr nur einmal be- 
rechnet und zwar nach dem Vertrag, 
der den höchsten Geschäftswert hat.“ 


25. unverändert 


26. unverändert 


27. unverändert 
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28. § 41 wird wie folgt gefaßt: 

♦ »§ 41 

Beschlüsse von Gesellschaftsorganen 

Für die Beurkundung von Beschlüssen 
von Hauptversammlungen, Aufsichts- 
räten und sonstigen Organen von 
Aktiengesellschaften, anderen Vereini- 
gungen und Stiftungen wird das Dop- 
pelte der vollen Gebühr erhoben. Die 
Gebühr beträgt in keinem Fall mehr als 
6000 Deutsche Mark.“ 

29. § 42 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(3) Der Geschäftswert bestimmt sich, 

soweit nicht ein bestimmter Geldwert 
feststeht, nach § 24 Abs. 2; er betragt in 
allen Fällen hödistens eine Million Deut- 
sche Mark.“ 

30. § 43 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Bei einer eidesstattlichen Ver- 
sicherung zur Erlangung eines Erb- 
scheins oder eines Zeugnisses der in 
den §§ 101 bis 103 bezeichneten Art 
bestimmt sich der Geschäftswert nach 
den §§ 99, 101 bis 103. Treten in Erb- 
scheinsverfahren weitere Erben einer 
anderweit beurkundeten eidesstatt- 
lichen Versicherung bei, so bestimmt 
sich die Gebühr nach dem Wert ihres 
Anteils an dem Nachlaß.“ 

b) Folgender neuer Absatz 3 wird ein- 
gefügt: 

„(3) Wird mit der eidesstattlichen 
Versicherung zugleich der Antrag auf 
Erteilung eines Erbscheins oder eines 
Zeugnisses der in den §§ 101 und 103 
bestimmten Art beurkundet, so wird 
dafür eine besondere Gebühr nicht 
erhoben.“ 

c) Der bisherige ^ 43 Abs. 3 tritt außer 
Kraft. 

31. § 44 wird wie folgt geändert: 

^ a) Die bisherige Nummer 5 fällt weg. 
b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für die Aufnahme von Ver- 
klarungen sowie Beweisaufnahmen 


28. unverändert 


29. unverändert 


30. unverändert 


31. unverändert 
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nach dem Binnenschiffahrtsgesetz und 
dem Flößereigesetz wird das Doppelte 
der vollen Gebühr, mindestens ein 
Betrag von 20 Deutsche Mark er- 
hoben. Für die nachträgliche Ergän- 
zung der Verklarung wird eine volle 
Gebühr, mindestens der Betrag von 
10 Deutsche Mark erhoben.“ 

32. § 45 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Daneben wird für jeden Weg, der 
zur Erledigung des Protestes zurück- 
zulegen ist, eine Wegegebühr von 
3 Deutsche Mark erhoben.“ 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Für das Zeugnis über die Pro- 
testerhebung (Artikel 90 Abs. 2 des 
Wechselgesetzes und Artikel 59 Abs. 2 
des Scheckgesetzes) werden eine Ge- 
bühr von 3 Deutsche Mark und die 
durch die Abschriften erwachsenen 
Schreibgebühren erhoben.“ 

33. § 46 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

^ „Nimmt das Geschäft einen Zeitauf- 
wand von mehr als zwei Stunden in An- 
sprudi, so erhöht sich die Gebühr für 
jede weitere angefangene Stunde um 
4 Deutsche Mark.“ 

34. § 48 Abs, 3 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(3) Die Kosten können aus dem Erlös 

vorweg entnommen werden.“ 

35. § 49 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt; 

^ „(1) Für die Beglaubigung von Ab- 

schriften wird, soweit nicht § 124 anzu- 
wenden ist, eine Gebühr von 30 Deutsche 
Pfennig für jede angefangene Seite er- 
hoben; ist die Schrift nicht in deutscher 
Sprache abgefaßt, so erhöht sich die Ge- 
bühr auf 40 Deutsche Pfennig. Minde- 
stens werden zwei Deutsche Mark er- 
hoben.“ 

36. § 50 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 50 

Sicherstellung der Zeit 

Für die Sicherstellung der Zeit, zu der 
eine Privaturkunde ausgestellt ist, ein- 


32. unverändert 


33. unverändert 


34. unverändert 


35. unverändert 


36. unverändert 
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schließlich der über die Vorlegung ausge- 
stellten Bescheinigung, wird eine Gebühr 
von 3 bis 25 Deutsche Mark erhoben.“ 

37. § 51 wird wie folgt gefaßt; 

♦ 4 51 

Erfolglose Verhandlung 

Unterbleibt die beantragte Beurkun- 
dung infolge Zurücknahme des Antrags 
oder aus ähnlichen Gründen, nachdem 
das Gericht mit den Beteiligten darüber 
verhandelt hat, so wird die Hälfte der 
vollen Gebühr, jedoch nicht mehr als die 
für die beantragte Beurkundung be- 
stimmte Gebühr erhoben; die Gebühr 
darf 100 Deutsche Mark nicht überstei- 
gen.“ 

38. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Geschäfte außerhalb der Gerichts- 
stelle, an Sonn- und Feiertagen und 
zur Nachtzeit“ 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt; 

„Wird ein Geschäft auf Verlangen des 
Antragstellers oder mit Rücksicht auf 
die Art des Geschäftes außerhalb der 
Gerichtsstelle vorgenommen, so wird 
eine Zusatzgebühr in Höhe der Hälfte 
der vollen Gebühr erhoben, die je- 
doch den Betrag von 60 Deutsche 
Mark und die für das Geschäft selbst 
zu erhebende Gebühr nicht überstei- 
gen darf.“ 

c) Als neuer Absatz 3 wird folgende 
Vorschrift eingefügt: 

„(3) Für Beurkundungen an Sonn- 
tagen und allgemeinen Feiertagen so- 
wie 2 ur Nachtzeit ff 188 Abs. 1 
Satz 2 der Zivilprozeßordnung) wird 
eine Gebühr in Höhe der Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben, die jedoch 
den Betrag von 60 Deutsche Mark 
und die für das Geschäft selbst zu er- 
hebende Gebühr nicht übersteigen 
darf. Treffen mehrere der in Satz 1 
genannten Voraussetzungen zu, so 
wird die Zusatzgebühr nur einmal er- 
hoben.“ 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 
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37. unverändert 


38. § 52 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) Als neuer Absatz 3 wird folgende 
Vorschrift eingefügt: 

„(3) Für Beurkundungen an Sonn- 
tagen und allgemeinen Feiertagen so- 
wie an Werktagen außerhalb der Zeit 
von acht bis achtzehn Uhr, jedoch an 
Sonnabenden nach dreizehn Uhr, 
wird eine Gebühr in Höhe der Hälfte 
der vollen Gebühr erhoben, die jedoch 
den Betrag von 60 Deutsche Mark 
und die für das Geschäft selbst zu er- 
hebende Gebühr nicht übersteigen 
darf. Treffen mehrere der in Satz 1 
genannten Voraussetzungen zu, so 
wird die Zusatzgebühr nur einmal er- 
hoben.“ 

d) unverändert 
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39. § 53 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(1) Gibt ein Beteiligter die zu beur- 

kundende Erklärung in einer fremden 
Sprache ab, so wird für die Beurkundung 
eine Zusatzgebühr in Höhe der Hälfte 
der für die Beurkundung erwadisenden 
Gebühr bis zum Höchstbetrag von 60 
Deutsche Mark erhoben.“ 

40. § 56 wird wie folgt geändert; 

^ a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für die Eintragung einer 
Hypothek, Grundsdiuld oder Ren- 
tensdiuld, einer Dienstbarkeit, eines 
Dauerwohnredits, eines Dauernut- 
zungsrechts, eines Vorkaufsredit5, 
einer Reallast, eines Erbbaurechts 
oder eines ähnlidien Redits an einem 
Grundstück wird die volle Gebühr er- 
hoben.“ 

b) Absatz 4 tritt außer Kraft. 

41. § 57 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

^ „Als Belastung mit einem und demselben 
Recht gilt auch die Belastung mehrerer 
Grundstücke mit einem Nießbrauch, mit 
einer beschränkten persönlichen Dienst- 
barkeit, mit einem Altenteil oder mit 
einem Vorkaufsrecht.“ 


42. § 59 wird wie folgt geändert: 

^ a) Im Absatz 2 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

„Betreffen die Eintragungen Rechte, 
mit denen mehrere Grundstücke ge- 
meinsam belastet sind, so gilt § 57 
Abs. 2 und 3 entsprechend; eine Ver- 
fügungsbeschränkung, die Eigentum 
an mehreren Grundstücken betrifft, 
steht einer Belastung der Grundstücke 
mit einem und demselben Recht 
gleich.“ 

b) Absatz 5 tritt außer Kraft. 


43. § 61 wird wie folgt geändert: 

^ a) In Absatz 1 Satz 2 wird folgende 
Nummer 6 angefügt: 

„6. für die Eintragung der Unter- 
werfung unter die sofortige 


39. unverändert 


40. unverändert 


41. unverändert 


42. unverändert 


43. unverändert 
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Zwangsvollstreckung bei einer Hy- 
pothek, Grundschuld oder Ren- 
tenschuld.“ 

b) Als neuer Absatz 2 wird folgende 
Vorschrift eingefügt: 

„(2) § 54 Abs. 4, § 57 Abs. 2, § 58 
Abs. 3 gelten entsprechend, jedoch ist 
mindestens ein Viertel der vollen Ge- 
bühr zu erheben.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 
und wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Wert bestimmt sich nach 
§ 24.“ 

44. § 63 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

^ „4. für die Eintragung der Vereinigung 
mehrerer Grundstücke zu einem 
Grundstück und für die Zuschreibung 
eines oder mehrerer Grundstücke zu 
einem anderen Grundstück als dessen 
Bestandteil einschließlich hierzu not- 
wendiger Grundstücksteilungen und 
der Aufnahme des erforderlichen An- 
trags durch das Grundbuchamt, so- 
fern die das amtliche Verzeichnis 
(§ 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung) 
führende Behörde bescheinigt, daß die 
Grundstücke örtlich und wirtschaft- 
lich ein einheitliches Grundstück dar- 
stellen;“. 

45. § 66 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für die Ergänzung des Grund- 
buchauszugs auf dem Brief sowie für 
sonstige Vermerke auf dem Brief 
wird, sofern es sich nicht um eine ge- 
bührenfreie N ebentätigkeit handelt, 
eine Gebühr von 3 bis 25 Deutsche 
Mark erhoben.“ 

b) Absatz 2 tritt außer Kraft. 

46. § 67 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 67 

Beglaubigte Abschriften 

Für die Erteilung beglaubigter Ab- 
schriften aus dem Grundbuch wird eine 
Gebühr von 3 bis 25 Deutsche Mark er- 
hoben; daneben werden die durch die 
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44. unverändert 


45. unverändert 


46. unverändert 
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Abschriften erwachsenen Sdireibgebüh- 
ren erhoben. Gebührenfrei ist die Ertei- 
lung der beglaubigten Abschriften, der 
Auskunft und der Mitteilungen gemäß 
§ 19 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
verwaltung.“ 

47. Nadi § 69 wird folgender § 69 a einge- 

♦ fügt: 

„§ 69 a 

Wohnungs- und Teileigentum 

(1) Für die Eintragung der vertrag- 
lichen Einräumung von Sondereigentum 
(§ 7 Abs. 1 des Wohnungseigentums- 
gesetzes) und für die Anlegung der Woh- 
nungsgrundbücher (Teileigentumsgrund- 
bücher) im Falle des § 8 des Wohnungs- 
eigentumsgesetzes wird die Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr wird 
auch dann besonders erhoben, wenn die 
Eintragung von Miteigentum und die 
Eintragung des Sondereigentums gleich- 
zeitig beantragt werden. 

(2) Für die Eintragung von Änderun- 
gen des Inhalts des Sondereigentums gilt 
§ 58 entsprechend. 

(3) Für die Eintragung der Aufhebung 
von Sondereigentum (§ 4 Abs. 1 des 
Wohnungseigentumsgesetzes) und für die 
Anlegung des Grundbudiblatts für das 
Grundstück (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3, 
Abs. 3 des Wohnungseigentumsgesetzes) 
wird die Hälfte der vollen Gebühr er- 
hoben. 

(4) Für das Wohnungserbbaurecht 
(Teilerbbaurecht) gelten die Absätze 1 bis 
3 entsprechend.“ 

48. § 72 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 72 

Eintragungen in das Handelsregister 

(1) Für Eintragungen in das Flandels- 
register wird die volle Gebühr erhoben. 
Wenn kein bestimmter Geldbetrag in das 
Register eingetragen wird, wird das Dop- 
pelte der vollen Gebühr erhoben. Das 
Doppelte der vollen Gebühr wird auch 
erhoben, wenn die Eintragung bestimm- 
ter Geldbeträge und andere Eintragungen 
Zusammentreffen (% 23 a Abs. 5 Satz 1 
bis 3). 


47. unverändert 


48. unverändert 
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(2) Die in Absatz 1 Satz 2 bestimmte 
Gebühr darf 

a) für die Eintragung einer 

Prokura oder deren Ände- 
rung den Betrag von 400 DM, 

b) für die Eintragung des Er- 
löschens der Prokura den 

Betrag von 200 DM, 

c) für die Löschung der 

Firma den Betrag von 600 DM, 

d) für alle sonstigen Eintra- 

gungen, wenn kein be- 
stimmter Geldbetrag in 
das Register eingetragen 
wird und es sich nicht um 
die erste Eintragung der 
Firma handelt, den Be- 
trag von 1200 DM 

nicht übersteigen. 

(3) Wird die Eintragung einer Firma 

gelöscht (rot unterstrichen) und die 

Firma gleichzeitig in der anderen Abtei- 
lung des Fiandelsregisters eingetragen, so 
werden die Gebühren für die Löschung 
(Rotunterstreichung) und die neue Ein- 
tragung besonders erhoben. 

(4) Die Vermerke über die Eintragung 
oder Aufhebung einer Zweigniederlas- 
sung im Register der Fiauptniederlassung 
werden gebührenfrei eingetragen.“ 

49. Die §§ 73 und 74 treten außer Kraft. 

♦ 

50. § 75 Abs. 3 tritt außer Kraft. 

♦ 


51. § 76 Satz 2 tritt außer Kraft. 

♦ 

52. Nach § 76 wird als § 76 a folgende Vor- 

^ Schrift eingefügt: 

«§ 76 a 
Musterregister 

(1) Für jede Eintragung und Nieder- 
legung eines einzelnen Musters oder Mo- 
dells nach § 7 des Gesetzes betreffend das 
Urheberrecht an Mustern und Modellen 
vom 11. Januar 1876 (Reichsgesetzbl. 
S. 11) — Gesdimadcsmustergesetz — 


49. unverändert 

50. unverändert 

51. unverändert 


52. unverändert 
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wird, wenn die Schutzfrist auf nicht län- 
ger als drei Jahre beansprucht wird (§ 8 
Abs. 1 des Geschmacksmustergesetzes), 
eine Gebühr von 3 Deutsche Mark für 
jedes Jahr erhoben. Wird ein Paket mit 
Mustern oder Modellen niedergelegt (§ 9 
Abs. 4 des Geschmacksmustergesetzes), so 
werden für jedes darin enthaltene Muster 
oder Modell 30 Deutsche Pfennig, insge- 
samt jedoch mindestens 3 Deutsche Mark 
erhoben. 

(2) Nimmt der Urheber gemäß § 8 
Abs. 2 des Geschmacksmustergesetzes eine 
längere Schutzfrist in Anspruch, so wird 
für jedes weitere Jahr bis zum zehnten 
Jahre einschließlich eine Gebühr von 
6 Deutsche Mark, vom elften bis fünf- 
zehnten Jahre eine Gebühr von 9 Deut- 
sche Mark für jedes einzelne Muster oder 
Modell erhoben. 

(3) Für jeden Eintragungsschein sowie 
für jeden sonstigen Auszug aus dem 
Musterregister wird eine Gebühr von je 
3 Deutsche Mark erhoben.“ 

53. Nach § 76 a wird als § 76 b folgende Vor- 
schrift eingefügt: 

♦ 

4 76 b 

Genossenschaftsregister 

Für Eintragungen in das Genossen- 
schaftsregister, in die Liste der Genossen, 
für Vormerkungen in dieser Liste sowie 
für die Zurückweisung oder Zurück- 
nahme von Anträgen auf Eintragung der 
Vormerkung werden Gebühren nicht er- 
hoben; jedoch werden Postgebühren In 
allen Fällen und Schreibgebühren für 
Ausfertigungen und Abschriften jeder 
Art erhoben.“ 

54. § 77 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Für die Löschung der Eintra- 
gung des Schiffs wird eine Gebühr 
nur im Fall des § 20 Abs. 2 Satz 2 
der Schiffsregisterordnung erhoben; 
die Gebühr beträgt ein Viertel der 
vollen Gebühr; der Wert bestimmt 
sich nach dem Wert des Schiffs. Für 
die Eintragung, daß das Schiff das 
Recht zur Führung der Bundesflagge 


53. unverändert 


54. unverändert 
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verloren hat oder daß das Schiff sei- 
nen Heimatort im Ausland hat, wird 
eine Gebühr nicht erhoben; das 
gleiche gilt für Eintragungen in den 
Fällen des § 17 Abs. 2 der Schiffs- 
registerordnung. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Bei einer Reederei wird für die 
Eintragung eines neuen Mitreeders 
oder der Verpfändung oder Pfändung 
einer Schiffspart, für die Eintragung 
einer Verfügungsbeschränkung, die 
eine Schiffspart betrifft, und für die 
Eintragung eines Korrespondentree- 
ders eine Gebühr von 10 bis 250 Deut- 
sche Mark erhoben. ‘‘ 

c) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für die Erteilung des Schiffszertifi- 
kats, des Schiffsbriefs oder des Flag- 
genzeugnisses und für den Vermerk 
von Veränderungen auf dem Zertifi- 
kat oder dem Brief wird eine Gebühr 
von 3 bis 25 Deutsche Mark erhoben.“ 


55. § 82 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(1) Für die Erteilung beglaubigter 

Abschriften aus den in diesem Abschnitt 
genannten Registern wird eine Gebühr 
von 3 bis 25 Deutsche Mark erhoben; 
daneben werden die durch die Abschrif- 
ten erwachsenen Schreibgebühren er- 
hoben.“ 


56. § 93 wird wie folgt geändert: 

^ a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt; 

„Verwahrung von Verfügungen 
von Todes wegen“ 

b) § 93 Abs. 2 tritt außer Kraft. 


57. Im § 99 wird folgender Absatz 3 ange- 
♦ fügt: 

»(3) Wird ein Erbschein für einen be- 
stimmten Zweck gebührenfrei oder zu er- 
mäßigten Gebühren erteilt, so werden 
die im Absatz 1 bestimmten Gebühren 
nacherhoben, wenn von dem Erbschein 
zu einem anderen Zweck Gebrauch ge- 
macht wird.“ 


55. unverändert 


56. unverändert 
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58. § 103 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ein Viertel der vollen Gebühr 
bis zum Höchstbetrag von 15 Deut- 
sche Mark wird erhoben: 

1. für die Zeugnisse nach §§ 36, 37 der 
Grundbuchordnung und § 42 der 
Schiffsregisterordnung; 

2. für die nach den Staatsschuldbuch- 
gesetzen erforderlichen Bescheini- 
gungen, daß ein Rechtsnachfolger 
von Todes wegen, ein die Güterge- 
meinschaft fortsetzender Ehegatte 
oder ein Testamentsvollstrecker 
über die Buchforderung verfügen 
kann.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 
„(4) § 99 Abs. 3 gilt entsprechend.“ 

59. § 104 Abs. 1 Nr. 9 wird wie folgt ge- 

4 faßt: 

„9. Anzeigen des Verkäufers oder Käu- 
fers einer Erbschaft über deren Ver- 
kauf nach § 2384 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sowie Anzeigen in den 
Fällen des § 2385 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs.“ 

60. § 116 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(1) Soweit bei der Enteignung, bei der 

Flurbereinigung, bei der Beschädigung 
von Grundstücken durch Bergbau oder 
in ähnlichen Fällen ein Verteilungsverfah- 
ren vorgesehen ist, wird dafür das Dop- 
pelte der vollen Gebühr nach dem zu 
verteilenden Gesamtbetrag erhoben.“ 


61. § 117 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

“(1) Für die Niederlegung des Ver- 
pfändungsvertrags nach dem Pacht- 
kreditgesetz vom 5. August 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 494) einschließ- 
lich der Erteilung einer Bescheinigung 
über die erfolgte Niederlegung wird 
die Hälfte der vollen Gebühr er- 
hoben.“ 

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge- 
faßt: 


58. unverändert 


59. unverändert 


60. unverändert 
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„Für die Erteilung einer beglaubig- 
ten Abschrift des Verpfändungs Ver- 
trags sowie einer Bescheinigung an den 
Päditer, daß ein Verpfändungsvertrag 
bei dem Amtsgericht nicht niederge- 
legt ist, werden 3 bis 25 Deutsche 
Mark erhoben." 

62. § 118 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Auf die Familienregister sowie auf 
die bei den Gerichten aufbewahrten Stan- 
desregister und Kirchenbücher finden die 
Vorschriften der 113 der Ersten 

Verordnung zur Ausführung des Perso- 
nenstandsgesetzes entsprechende Anwen- 
dung,^ 

63. § 119 tritt außer Kraft. 

♦ 


64. § 120 tritt außer Kraft. 

♦ 

65. § 122 wird wie folgt geändert; 

^ a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wird in Fällen, in denen das 
Gericht nur auf Antrag tätig wird, 
ein Antrag znrückgewiesen, so wird, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, 
die Hälfte der vollen Gebühr, höch- 
stens jedoch ein Betrag von 60 Deut- 
sche Mark erhoben." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Wird ein Antrag zurückgenom- 
men, bevor über ihn eine Entschei- 
dung ergangen ist oder die beantragte 
Handlung stattgefunden hat, so wird, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, 
ein Viertel der vollen Gebühr, höch- 
stens jedoch ein Betrag von 30 Deut- 
sche Mark erhoben." 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Bei Zurückweisung oder Zu- 
rücknahme eines Antrags kann von 
der Erhebung von Kosten abgesehen 
werden, wenn der Antrag auf unver- 
schuldeter Unkenntnis der tatsäch- 
lichen oder rechtlichen Verhältnisse 
beruht. §15 Abs. 2 gilt entsprechend." 
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62. § 118 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt; 

^ „(1) Für die Familienregister sowie für 

die bei den Gerichten aufbewahrten Stan- 
desregister und Kirchenbücher gelten die 
Kostenvorsdiriften für die Amtstätigkeit 
des Standesbeamten entsprechend." 


63. u nve rändert 


64. unverändert 


65. unverändert 
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66. § 123 wird wie folgt geändert; 

♦ a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Wert ist in allen Fällen 
nach § 24 zu bestimmen.“ 

b) Im Absatz 4 wird folgender Satz 3 
angefügt: 

„Es gilt ferner nicht, wenn nach einem 
Verwaltungs verfahren der Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt 
wird.“ 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Auslagen, die durch eine für 
begründet befundene Beschwerde ent- 
standen sind, werden nicht erhoben, 
soweit das Beschwerdeverfahren ge- 
mäß Absatz 1 Satz 2 gebührenfrei 
ist,“ 

67. a) Die Überschrift des § 124 wird wie 

♦ folgt gefaßt: 

„Beglaubigte Abschriften“ 

b) Im § 124 fallen die Worte „neben 
Schreibgebühren“ weg. 

68. Der Dritte Abschnitt (§§ 128 bis 137) 

^ tritt außer Kraft. 

69. § 138 wird wie folgt gefaßt: 

4 138 

Schreibgebühren 

(1) Als Auslagen werden Schreibgebüh- 
ren erhoben für 

1 . Ausfertigungen und Abschriften, die 
auf Antrag erteilt werden; 

2. Ausfertigungen und Abschriften, die 
angefertigt werden müssen, weil zu den 
Akten gegebene Urkunden, von denen 
eine Abschrift zurückbehalten werden 
muß, zurückgefordert werden; in die- 
sem Fall wird die bei den Akten zu- 
rückbehaltene Abschrift gebührenfrei 
beglaubigt; 

3. Ausfertigungen und Abschriften jeder 
Art, wenn sachliche oder persönliche 
Gebührenfreiheit gewährt ist; Absatz 2 
bleibt unberührt. 

(2) Schreibgebühren werden nicht 
erhoben 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
66. unverändert 


67. unverändert 

68. unverändert 

69. § 138 wird wie folgt gefaßt: 

4 138 

Schreibgebühren 
(1) unverändert 


(2) unverändert 
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1. bel Beurkundungen von Verträgen für 
zwei Ausfertigungen oder Abschriften, 
bei sonstigen Beurkundungen für eine 
Ausfertigung oder Absdirlft; 

2. für die erste einem Beteiligten erteilte 
Ausfertigung oder Abschrift jeder ge- 
richtlichen Entscheidung oder jedes vor 
Gericht abgeschlossenen Vergleichs; dies 
gilt für die erste vollständige Ausferti- 
gung oder Abschrift auch dann, wenn 
eine Ausfertigung unter Weglassung 
der Entscheidungsgründe bereits erteilt 
worden ist, ohne daß Schreibgebühren 
erhoben worden sind. 

(3) Die Schreibgebühr beträgt für die 
Seite, die 28 Zeilen von durdischnittlich 
15 Silben enthält, 50 Deutsche Pfennig, 
auch wenn die Herstellung auf mechani- 
schem Wege (Druck, Lichtbild usw.) statt- 
gefunden hat. Jede angefangene Seite 
wird als voll gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt sind, wird die doppelte 
Sdireibgebühr erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer 
Form , Grundbuchbl ätter, Registerblätter, 
Verzeichnisse, Listen, Rechnungen, Zeich- 
nungen und dgl. wird die Schreibgebühr 
nach dem Zeitaufwand berechnet, der bei 
durchschnittlicher Arbeitsleistung zur Her- 
stellung benötigt wird. Sie beträgt für jede 
angefangene Fünftelstunde 30 Deutsche 
Pfennig. 

(6) Werden von Schriftstücken der in 
den Absätzen 4 und 3 genannten Art Ab- 
schriften durch Ablichtung hergestellt, so 
werden für jede Seite ohne Rücksicht auf 
Zeilen- und Silbenzahl 50 Deutsche Pfen- 
nig, bei größerem Format als DIN B 4 
eine Deutsche Mark erhoben. 

(7) Aufwendungen für die besondere 
Ausstattung einer Urkunde (Verwendung 
besonderen Papiers und dgl.) sind in je- 
dem Fall zu erheben. 

(8) Der Bundesminister der Justiz wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates für be- 
stimmte Arten von Fällen zur Vermei- 
dung von Unbilligkeiten die Schreib- 
gebühren niedriger festzusetzen." 
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(3) Die Schreibgebühr beträgt für die 
Seite, die 28 Zeilen von durchschnittlich 
15 Silben enthält, 50 Deutsche Pfennig, 
auch wenn die Herstellung auf mechani- 
schem Wege (ausgenommen durch Ab- 
lichtung) stattgefunden hat. Jede ange- 
fangene Seite wird als voll gerechnet. 

(4) unverändert 


(5) Für Schriftstücke in tabellarischer 
Form, Grundbuchblätter, Registerblätter, 
Verzeichnisse, Listen, Rechnungen, Zeich- 
nungen und dgl. wird die Schreibgebühr 
nach dem Zeitaufwand berechnet, der bei 
durchschnittlicher Arbeitsleistung zur Her- 
stellung benötigt wird. Sie beträgt für jede 
angefangene Viertelstunde 60 Deutsche 
Pfennig. 

(6) Werden Abschriften durch Ablich- 
tung hergestellt, so werden für jede Seite 
ohne Rücksicht auf Zeilen- und Silben- 
zahl 50 Deutsche Pfennig, bei größerem 
Format als DIN B 4 eine Deutsche Mark 
erhoben. 

(7) unverändert 


(8) unverändert 
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70. § 139 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 139 

Sonstige Auslagen 

Als Auslagen werden ferner erhoben 

1. Telegrafen- und Fernschreibgebühren; 

2. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenen Postgebühren; 

3. die nach dem Gesetz über die Entschä- 
digung von Zeugen und Sachverständi- 
gen zu zahlenden Beträge sowie die an 
Urkundszeugen zu zahlenden Vergü- 
tungen; erhält ein Sachverständiger für 
die Sachverständigentätigkeit aus der 
Bundes- oder Landeskasse eine laufende, 
nicht auf den Einzelfall abgestellte 
Vergütung, so ist der Betrag zu erheben, 
der nach dem Gesetz über die Entschädi- 
gung von Zeugen und Sachverständigen 
zu zahlen wäre; 

4. die bei Geschäften außerhalb der Ge- 
richtsstelle den Gerichtspersonen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften gewähr- 
ten Vergütungen (Reisekostenvergütung, 
Auslagenersatz) und die Kosten für die 
Bereitstellung von Räumen; 

5. die Beträge, die anderen in- oder aus- 
ländischen Behörden, öffentlichen Ein- 
richtungen oder Beamten zustehen, und 
zwar auch dann, wenn die Kasse des 
Gerichts aus Gründen der Gegenseitig- 
keit, der Verwaltungsvereinfachung und 
dgl. an die Behörden, Einrichtungen 
oder Beamten keine Zahlungen zu lei- 
sten hat; 

6. die an Rechtsanwälte zu zahlenden Be- 
träge; 

7. Rechnungsgebühren (§ 142); 

8. die Kosten einer Beförderung von Per- 
sonen sowie Beträge, die mittellosen 
Personen für die Reise zum Ort einer 
Verhandlung, Vernehmung oder Unter- 
suchung und für die Rückreise gewährt 
werden; 

9. die Kosten der Beförderung von Tieren 
und Sachen, mit Ausnahme der hierbei 
erwachsenen Postgebühren, der Ver- 
wahrung von Sachen sowie der Ver- 
wahrung und Fütterung von Tieren; 

10. die Kosten der Beugehaft in Höhe der 
für die Strafhaft geltenden Sätze, die 


70. unverändert 
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Kosten einer sonstigen Haft nur dann, 
wenn sie nach den für die Strafhaft gel- 
tenden Vorschriften zu erheben wären.“ 

71. § 140 tritt außer Kraft. 

♦ 

72. § 141 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

^ „Sind die im § 139 Nr. 4 bezeichneten 
Aufwendungen durch mehrere Geschäfte 
veranlaßt, so werden sie auf die mehreren 
Geschäfte unter Berücksichtigung der Ent- 
fernung und der auf die einzelnen Ge- 
schäfte verwendeten Zelt angemessen ver- 
teilt.“ 

73. § 142 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 142 

Rechnungsgebühren 

(1) Für Rechnungsarbeiten, die durch 
einen dafür besonders bestellten Beamten 
oder Angestellten (Rechnungsbeamtenj 
vorgenemmen werden, sind als Auslagen 
Rechnungsgebühren zu erheben, die nach 
dem für die Arbeit erforderlichen Zeit- 
aufwand bemessen werden. Sie betragen 
4 Deutsche Mark für die Stunde; die letzte, 
bereits begonnene Stunde wird voll gerech- 
net. 

(2) In Vormundschafts- und Pfleg- 
schaftssachen werden unbeschadet der Vor- 
schrift des § 89 für die Prüfung eingereich- 
ter Rechnungen Rechnungsgebühren nur 
erhoben, wenn die nachgewiesenen Brutto- 
einnahmen mehr als 2000 Deutsche Mark 
für das Jahr betragen. Einnahmen aus dem 
Verkauf von Vermögensstücken rechnen 
nicht mit. 

(3) Die Rechnungsgebühren setzt das 
Gericht, das den Rechnungsbeamten beauf- 
tragt hat, von Amts wegen fest. § 13 
Abs. 2 Satz 2, 3 und 4, Abs. 3 und 4 gilt 
entsprechend. Beschwerdeberechtigt sind 
die Staatskasse und derjenige, der für die 
Rechnungsgebühren als Kostenschuldner In 
Anspruch genommen worden ist.“ 

74. § 143 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 143 

Verbot der Gebührenvereinbarung 

Die Kosten der Notare bestimmen sich, 
soweit bundesrecbtlich nichts anderes vor- 


71. unverändert 

72. unverändert 


73. unverändert 
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geschrieben ist, ausschließlich nach diesem 
Gesetz. Vereinbarungen über die Höhe der 
Kosten sind unwirksam.“ 


75. § 144 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 144 

Anwendung des Ersten Teils 

Für die Kosten der Notare gelten die 
Vorschriften des Ersten Teils dieses Geset- 
zes entsprechend, soweit in den nachste- 
henden Vorschriften nichts anderes be- 
stimmt ist.“ 


76. Nach § 144 werden folgende Vorschriften 
^ eingefügt: 

„§ 144 a 

Entscheidung durch das Amtsgericht in 
Baden-Württemberg 

Soweit im Lande Baden-Württemberg 
die Gebühren für die Tätigkeit des Notars 
der Staatskasse zufließen, entscheidet in 
den Fällen des § 13 Abs. 2 und des § 25 
(Erinnerung gegen den Kostenansatz, Fest- 
setzung des Geschäftswerts) das Amts- 
gericht, in dessen Bezirk der Notar (Be- 
zirksnotar) seinen Amtssitz hat. 

§ 144b 

Nichtanwendung des Ersten Teils 

Fließen die Gebühren für die Tätigkeit 
des Notars diesem selbst zu, so finden die 
folgenden Vorschriften des Ersten Teils 
keine Anwendung: 

§ 13 (Kostenansatz, Erinnerung, Be- 
schwerde), 

§ 14 (Nachforderung), 

§ 15 Abs. 2 (Entscheidung über die 
Nichterhebung von Kosten), 

§ 16 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 (Verjährung), 

§ 25 (Festsetzung des Geschäftswerts), 

§ 139 Nr. 7, § 142 (Rechnungsgebühren). 

§ 144c 

Anwendung von Kostenbefreiungsvor- 
schriften 

(1) Soweit in den Absätzen 2 bis 5 
nichts anderes bestimmt ist, gelten bundes- 
oder landesreditliche Vorschriften, die Ge- 


75. unverändert 


76. unverändert 
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bühren- oder Auslagenbefreiung gewähren, 
nicht für den Notar, dem die Gebühren 
für seine Tätigkeit selbst zufließen. 

(2) Die im § 28 der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht in der Fassung des 
Fünften Teils, Kapitel VIII der Zweiten 
Notverordnung vom 5. Juni 1931 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 279) bestimmte Gebühren- 
freiheit gilt auch für den Notar, wenn die 
Notare am Ort der Amtshandlung für das 
Amtsgeschäft ausschließlich zuständig sind. 

(3) Ist am Ort der Amtshandlung durch 
Bundes- oder Landesrecht sachliche Ge- 
bührenbefreiung gewährt, so kann der No- 
tar, dem die Gebühren für seine Tätigkeit 
selbst zufließen, die in den §§ 29 bis 53, 
§§ 65, 125, 145, 148 bestimmten Gebüh- 
ren um 80 vom Hundert ermäßigen; § 26 a 
bleibt unberührt. Bei persönlicher Gebüh- 
renfreiheit gilt das gleiche gegenüber dem 
befreiten Kostenschuldner; auf andere Be- 
teiligte, die mit dem Befreiten als Gesamt- 
schuldner haften, erstreckt sich die in 
Satz 1 vorgesehene Ermäßigung insoweit, 
als sie von dem Befreiten auf Grund ge- 
setzlicher Vorschrift Erstattung verlangen 
können. 

(4) Die im Absatz 3 vorgesehene Er- 
mäßigung tritt ohne weiteres ein, wenn am 
Ort der Amtshandlung die Notare für Be- 
urkundungen ausschließlich zuständig sind. 

(5) Wird nur die nach Absatz 3 oder 4 
ermäßigte Gebühr erhoben, so sind bei der 
Beurkundung Schreibgebühren für alle 
Ausfertigungen und Abschriften der Ver- 
handlung zu entrichten. Bei persönlicher 
Gebührenfreiheit gilt dies nicht, wenn einer 
der Beteiligten die vollen Gebühren zu 
entrichten hat.“ 


77. § 145 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 145 

Entwürfe 

(1) Fertigt der Notar auf Erfordern nur 
den Entwurf einer Urkunde, so wird die 
für die Beurkundung bestimmte Gebühr 
erhoben. Nimmt der Notar demnächst auf 
Grund des Entwurfs eine oder mehrere Be- 
urkundungen vor, so wird die Entwurfsge- 
bühr auf die Beurkundungsgebühren in der 
Reihenfolge ihrer Entstehung angerechnet. 
Beglaubigt der Notar demnächst unter einer 


77. unverändert 
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von ihm entworfenen Urkunde Unter- 
schriften oder Handzeichen, so wird für 
die erste Beglaubigung eine Gebühr nicht 
erhoben, für weitere gesonderte Beglaubi- 
gungen werden die Gebühren besonders er- 
hoben. 

(2) Fertigt der Notar über ein Rechts- 
geschäft, das der behördlichen Nachprü- 
fung unterliegt, im Einverständnis mit den 
Beteiligten einen Entwurf zur Vorlegung 
bei einer Behörde, kommt das Rechtsge- 
schäft jedoch auf Grund der behördlichen 
Maßnahme nicht zustande, so wird die 
Hälfte der für die Beurkundung bestimmten 
Gebühr, mindestens aber eine volle Ge- 
bühr, erhoben; jedoch wird die für die Be- 
urkundung bestimmte Gebühr erhoben, 
wenn sie geringer ist als eine volle Gebühr. 

(3) Die im Absatz 2 bestimmte Gebühr 
wird auch erhoben, wenn der Notar auf 
Erfordern den Entwurf einer Urkunde für 
ein Rechtsgeschäft, das der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung bedarf, aushän- 
digt, die Beurkundung aber infolge Zu- 
rücknahme des Auftrags oder aus ähn- 
lichen Gründen unterbleibt. Daneben wer- 
den die im § 51 und im § 122 Abs. 2 be- 
stimmten Gebühren nicht erhoben.“ 


78. § 146 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 146 

Vollzug des Geschäftes 

(1) Bei Grundstücksveräußerungen er- 
hält der Notar neben der Beurkundungs- 
oder Entwurfsgebühr die Hälfte der vollen 
Gebühr, wenn er auf Verlangen der Be- 
teiligten zum Zwecke des Vollzugs des 
Geschäftes tätig wird. Dies gilt jedoch 
nicht, wenn sich die Tätigkeit des Notars 
auf die ihm nach besonderen Vorschriften 
obliegenden Mitteilungen an Behörden 
und auf den Verkehr mit dem Grundbuch- 
amt beschränkt. 

(2) ln anderen Fällen erhält der Notar 
für Anträge und Beschwerden, die er auf 
Grund einer von ihm aufgenommenen 
oder entworfenen Urkunde bei Gerichten, 
Behörden oder anderen Dienststellen ein- 
reicht, die Hälfte der vollen Gebühr, wenn 
es notwendig ist, den Antrag oder die Be- 
schwerde tatsächlich oder rechtlich näher 
zu begründen und der Beteiligte dies ver- 
langt. 


78. unverändert 
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(3) Betreibt der Notar, der den Entwurf 
nidit gefertigt, sondern nur die Unter- 
schrift oder das Handzeichen beglaubigt 
hat, im Auftrag des Antragstellers den 
Vollzug eines Antrags auf Eintragung, 
Veränderung oder Löschung einer Hypo- 
thek, Grundsdiuld oder Rentenschuld oder 
einer Sdiiffshypothek, so erhalt er hierfür 
ein Viertel der vollen Gebühr. Beschränkt 
sidi die Tätigkeit des Notars darauf, den 
Antrag an das Grundbudiamt oder das 
Registergericht zu übermitteln, so erhält 
er hierfür keine Gebühr. 

(4) Für die Erwirkung der Legalisation 
der eigenen Unterschrift und für die Er- 
ledigung von Beanstandungen, elnschlleß- 
lidi des Beschwerdeverfahrens, erhält der 
Notar keine Gebühr. 

(5) Der Geschäftswert ist in den Fällen 
der Absätze 1 und 3 ebenso wie bei der 
Beurkundung, im Fall des Absatzes 2 nach 
§ 24 zu bestimmen.“ 


79. Der bisherige § 150 wird § 147. 

♦ 

80. Der bisherige § 147 wird § 148. 

♦ 

81. § 149 tritt außer Kraft. 

♦ 

82. Der bisherige § 148 wird § 149 und wird 
^ wie folgt gefaßt: 


79. unverändert 

80. unverändert 

81. unverändert 

82. unverändert 


„§ 149 

Erhebung, Verwahrung und Ablieferung 
von Geld, Wertpapieren und 
Kostbarkeiten 

(1) Werden an den Notar Zahlungen 
geleistet, so erhält er für die Auszahlung 
oder Rückzahlung bei Beträgen 
bis zu 1000 Deutsche Mark 
einsdilleßlich 1 vom Hundert, 

von dem Mehrbetrag bis zu 
10 000 Deutsdie Mark 
einsdilleßlidi 0,6 vom Hundert, 

von dem Mehrbetrag über 
10 000 Deutsdie Mark 0,3 vom Hundert. 

Unbare Zahlungen stehen baren Zahlungen 
gleidi. Der Notar kann die Gebühr bei der 
Ablieferung an den Auftraggeber ent- 
nehmen, 
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(2) Ist Geld in mehreren Beträgen ge- 
sondert ausgezahlt oder zurückgezahlt, so 
wird die Gebühr von jedem Betrag be- 
sonders erhoben. 

(3) Die Mindest gebühr beträgt eine 
Deutsche Mark. 

(4) Für die Ablieferung oder Rückliefe- 
rung von Wertpapieren und Kostbarkeiten 
erhält der Notar die in den Absätzen 1 
bis 3 bestimmte Gebühr nach dem Wert. 

(5) Die Gebühr wird im Fall des § 45 
Abs. 3 auf die Protestgebühr, nicht jedoch 
auf die Wegegebühr, angeredinet.“ 

83. Als neuer § 150 wird folgende Vorschrift 
^ eingefügt: 

4 150 

Bescheinigung 

Für die Erteilung einer Bescheinigung 
nach § 23 der Reichsnotarordnung erhält 
der Notar eine Gebühr von 3 Deutsche 
Mark.“ 


83, Als neuer § 150 wird folgende Vorschrift 
eingefügt: 

4 150 
Bescheinigung 

Für die Erteilung einer Bescheinigung 
nach § 23 der Bundesnotzvordmxng erhält 
der Notar eine Gebühr von 3 Deutsche 
Mark.“ 


84. § 151 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 84. unverändert 

^ „(2) Ist der zweite Notar ohne Ver- 

langen eines Beteiligten anstatt der Zeu- 
gen zugezogen, so darf der mit der Beur- 
kundung beauftragte Notar dafür an Ge- 
bühren nicht mehr als 2,50 Deutsche Mark 
für jede angefangene Stunde in Rechnung 
stellen.“ 

85. § 152 wird wie folgt gefaßt: 85. unverändert 

♦ 4 152 

Schreib- und Postgebühren 

(1) Der Notar, dem die Gebühren für 
seine Tätigkeit selbst zufließen, erhält 
Schreibgebühren auch für die ihm auf 
Grund besonderer Vorschriften obliegen- 
den Mitteilungen an Behörden. 

(2) Er kann außer den im Vierten Ab- 
schnitt des Ersten Teils genannten Aus- 
lagen erheben 

1. Postgebühren 

a) für die Übersendung auf Antrag er- 
teilter Ausfertigungen und Abschrif- 
ten, 

b) für die in Absatz 1 genannten Mit- 
teilungen; 
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2. die im Orts- und Fernverkehr zu ent- 
richtenden Fernsprechgebühren.“ 

86. § 153 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 133 

Reisekosten 

(1) Für Geschäftsreisen, die der Notar 
im Auftrag eines Beteiligten vornimmt, 
erhält er Reisekostenvergütung und Aus- 
lagenersatz nach den für Bundesbeamte 
der Reisekostenstufe II geltenden Vor- 
schriften. Ist es nach den Umständen, ins- 
besondere nach dem Zweck der Geschäfts- 
reise erforderlich, ein anderes als ein 
öffentliches, regelmäßig verkehrendes Be- 
förderungsmittel zu benutzen, so erhält 
der Notar Ersatz der notwendigen Auf- 
wendungen, bei Benutzung eines eigenen 
Kraftwagens 25 Deutsche Pfennig für 
jedes angefangene Kilometer des Hln- 
und Rückwegs. 

(2) Fließen die Gebühren für die Tätig- 
keit des Notars diesem selbst zu, so erhält 
er außerdem ein Abwesenheitsgeld von 
15 Deutsche Mark für jeden Werktag. Für 
Geschäftsreisen von nicht mehr als vier 
Stunden beträgt das Abwesenheitsgeld 
7,50 Deutsche Mark. Das Abwesenheits- 
geld ist auf die Im § 52 Abs. 1 bestimmte 
Zusatzgebühr anzuredinen. § 141 gilt für 
das Abwesenheitsgeld entsprechend, und 
zwar auch, wenn auf derselben Reise 
Notargeschäfte und Rechtsanwaltsgeschäfte 
erledigt werden.“ 

87. § 156 wird wie folgt geändert: 


a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 5 
angefügt: 

„Für die weitere Beschwerde gilt § 567 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung nicht.“ 

b) Absatz 6 tritt außer Kraft. 

88. § 158 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Unberührt bleiben die landes- 
rechtlichen Kostenvorschriften für 
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86. unverändert 


87. § 156 wird wie folgt geändert: 

^ vor a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt 
gefaßt: 

„Sie ist nur zulässig, wenn das 
Beschwerdegeridit sie wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der zur 
Entscheidung stehenden Frage zu- 
läßt.“ 

a) unverändert 


b) unverändert 
88. unverändert 
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1 . Verf ahren zwecks anderweitiger 
Festsetzung von Altenteils -und ähn- 
lidien Bezügen; 

2. die in landesreditlichen Vorschriften 
vorgesehenen Geschäfte der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit.“ 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Ist für ein in landesrechtlicJien 
Vorsdiriften vorgesehenes Gesdiäft der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit wegen der 
Gebühren nichts bestimmt, so wird die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben.“ 

89. § 160 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

^ „Soweit andere Stellen als Gerichte, No- 
tare oder Gericiitsvollzieher in bestimmten 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit zuständig sind oder als gericht- 
liche Hilfsbeamte tätig werden, bleiben die 
landesrechtlichen Kostenvorschriften un- 
berührt.“ 

90. § 161 tritt außer Kraft. 

♦ 

91. § 164 tritt außer Kraft. 

♦ 


89. unverändert 


90. unverändert 

91. unverändert 


68 



Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Anlage 

(zu Artikel II Nr. 19) 


Die volle Gebühr beträgt bei einem Geschäftswert 


bis zu 50 Deutsche Mark einschließlich 3 Deutsche Mark 
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A r t i k e 1 III 

Kosten der Gerichtsvollzieher 

An die Stelle der Gebührenordnung für Ge- 
richtsvollzieher in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 14. Dezember 1922 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 917) tritt das folgende 
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Artikel III 

Kosten der Gerichtsvollzieher 

An die Stelle der Gebührenordnung für Ge- 
richtsvollzieher in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 14. Dezember 1922 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 917) tritt das folgende 


Gesetz über Kosten der Gerichts- 
vollzieher 


Gesetz über Kosten der Gerichts- 
vollzieher 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§1 

Geltungsbereich 

Für die Tätigkeit des Gerichtsvolllziehers 
werden Kosten (Gebühren und Auslagen) nur 
nach diesem Gesetz erhöben. 


§2 


Sadiliche Unzuständigkeit 


Kosten werden nicht erhöben, wenn der 
Gerichtsvollzieher weder nach Bundes- noch 
nach Landesrecht sachlich zuständig ist. 


§3 

K OS te ns chul dne r 

(1) Kostenschuldner sind 

1. der Auftraggeber, 

2. der Vollstreckungsschuldner für die not- 
wendigen Kosten der Zwangsvollstrek- 
kung. 

(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Ge- 
samtschuldner. 

(3) Wird der Auftrag vom Gericht erteilt, 
so gelten die Kosten als Auslagen des gericht- 
lichen Verfahrens. 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorsdiriften 

S 1 

unverändert 


§ 2 


unverändert 


§ 3 


unverändert 


§4 


Fälligkeit 

Die Kosten werden mit der Beendigung der 
gebührenpflichtigen Amtshandlung fällig. 


§ 4 


unverändert 
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§3 

Vorsdiuß 

Die Amtshandlung kann von der Zahlung 
eines Vorschusses, der die voraussichtlichen 
Kosten deckt, abhängig gemacht werden. Dies 
gilt nicht, wenn der Auftrag vom Gericht er- 
teilt wird oder dem Auftraggidber das Armen- 
recht bewilligt ist. § 9 Abs. 3 Satz 2 des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes bleibt uniberührt. 

§6 

Entnahmerecht 

Die im § 21 bestimmten Gebühren können 
dem Erlös vorweg entnoinmen werden. Son- 
stige Kosten können bei der Ablieferung von 
Geld an den Auftraggelber entnommen wer- 
den. 

§7 

Verwendung des Erlöses im Falle des 
Armenrechts 

Ist das Armenrecht bewilligt und reicht der 
Erlös einer Zwangsvollstreckung nicht aus, 
um die für die arme Partei beizutreibende 
Forderung unid die nach § 123 Abs, 1, § 788 
der Zivilprozeßordnung einzuzieh nden Ge- 
richtsvollzieherkosten zu decken, lo kann der 
Volktreckungserlös bis zur Höhe eines Fünf- 
tels zur Deckung dieser Kosten verwendet 
werden. 

$8 

Kostenbefreiungen 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind be- 
freit der Bund und die Länder sowie die nach 
den Haushaltsplänen des Bundes und der Län- 
der für Rechnung des Bundes oder eines Lan- 
des verwalteten öffentlichen Anstalten und 
Kassen. 

(2) § 28 der Verordnung über die Für- 
sorgepflicht in der Fassung des Fünften 
Teils Kapitel VIII Artikel 1 Nr. 17 der Not- 
verordnung vom 5. Juni 1931 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 279) gilt auch für die nach diesem 
Gesetz zu erhebenden Gebühren. Sonstige 
Vorschriften, die eine sachliche oder persön- 
liche Befreiung von Kosten gewähren, gelten 
für Gericht svoMzieherkosten nur insoweit, sds 
sie ausdrücklich auch diese Kosten umfassen. 
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S5 

unverändert 


S 6 

unverändert 


S 7 

unverändert 


S 8 

Kostenbefreiungen 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind be- 
freit der Bund und die Länder sowie die nach 
den Haushaltsplänen des Bundes und der Län- 
der für Rechnung des Bundes oder eines Lan- 
des verwalteten öffentlichen Anstalten und 
Kassen. Bundesbahn und Bundespost sind 
von der Zahlung der Auslagen nicht befreit. 

(2) unverändert 
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(3) Landesreditliiche Vorsdiriften, die in 
weiteren Fällen eine sachliche oder persönEche 
Befreiung von Gerichtsvolbieherkosten ge- 
währen, bleiben unberührt. 

§9 

Erinnerungen 

Für Erinnerungen des Kostenschuldners 
oder der Staatskasse gegen den Ansatz von 
Gerichtsvollzieherkosten gilt, soweit nicht 
nach § 766 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung das 
VoUstredcungsgericht zuständig ist, § 4 des 
Gerichtskostengesetzes entspreAend. Zustän- 
dig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk der 
Gerichtsvollzieher seinen Amtssitz hat. 


S 10 

Nachforderung 

Wegen irrigen Ansatzes dürfen Kosten nur 
nachgefordert werden, wenn der berichtigte 
Ansatz vor Ablauf des nächsten Kalenderjah- 
res nach \der Erledigung des Auftrags dem 
Zahlungspflichtigen mitgeteilt worden ist. 


Sil 


Nichterhdbung von Kosten wegen 
unrichtiger Sachbethandlung 

(1) Kosten, die bei richtiger Behandlung der 
Sache nicht entstanden wären, sind nicht zu 
erhetben. , 


(2) Die Anordnung trifft das Amtsgericht, 
in dessen Bezirk der Gerichtsvollzieher seinen 
Amtssitz hat. Gegen die Entscheidung ist die 
Beschwerde zulässig. § 4 Abs. 2, 4 des Ge- 
richtskostengesetzes gilt entsprechend. 

(3) Solange nicht das Gericht entschieden 
hat, kann die Anordnung im Verwaltungs- 
weg getroffen werckn. Eine im Verwaltungs- 
weg getroffene Anordnung kann nur im Ver- 
waltungsweg geändert werden. 


% 12 

Verjährung 

(1) Ansprüche auf Zahlung von Kosten ver- 
jähren in vier Jahren nach Ablauf des Kalen- 
derjahres, in dem der Auftrag erledigt ist. 

(2) Ansprüche auf Rückerstattung von Ko- 
sten verjähren in vier Jaihren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem der Anspruch entstan- 


(3) unverändert 


S 9 


unverändert 


§ 10 

unverändert 


S 11 

Nichterhebung von Kosten wegen 
unrichtiger Sachbehandlung 

(1) unverändert 


(2) Die Anordnung trifft das Amtsgericht, 
in dessen Bezirk der Gerichtsvollzieher seinen 
Amtssitz hat. Gegen die Entscheidung ist die 
Beschwerde zulässig. § 4 Abs. 2, 4 des Ge- 
richtskostengesetzes gilt entsprechend. 

(3) unverändert . 


S 12 

u n V e r ä n 


d e 


r t 
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den ist. Die Verjährung beginnt jedoch nicht 
vor dem im Absatz 1 bezeldineten Zeitpunkt. 

(3) Auf die Verjährung sind die Vorsdirif- 
teil des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwen- 
den; die Verjährung wird nicht von Amts we- 
gen berücksichtigt. Die Verjährung der An- 
sprüche auf Zahlung von Kosten wird auch 
durch die Aufforderung zur Zahlung oder 
durch eine dem Kostenschuldner mitgeteilte 
Stundung unterbrochen; ist der Aufenthalt 
des Kostenschuldners unbekannt, so genügt 
die Zustellung durch Aufgabe zur Post unter 
seiner letzten bekannten Anschrift. Bei Ko- 
stenbeträgen unter zwanzig Deutsche Mark 
wird die Verjährung nicht unterbrochen. 

§13 

Volle Gebühr, Aufrundung 

(1) Die volle Gebühr bestimmt sich nach der 
Tabelle, die diesem Gesetz als Anlage beigefügt 
ist. 

(2) Pfennigbeträge von Gebühren sind auf 
volle 10 Deutsche Pfennig aufzurunden. 

§14 

Dauer der Amtshandlung 

Ist die Höhe der Gebühren von der Dauer 
der Amtshandlung abhängig, so wird die für 
die geringste Dauer bestimmte Gebühr erho- 
ben, wenn im Protokoll keine längere Dauer 
angegeben ist. 

§15 

Mehrere Aufträge 

Werden Aufträge eines oder mehrerer Auf- 
traggeber durch dieselbe Amtshandlung erle- 
digt, so werden die Kosten nur einmal erho- 
ben. Wertgebühren werden nach dem zusam- 
mengerechneten Wert er^hoben und nach dem 
Verhältnis der Gebühren, die bei gesonderter 
Ausführung entstanden wären, verteilt. Son- 
stige Kosten werden nach der Zahl der Auf- 
traggeber verteilt. 


§ 13 


unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 


unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 
Einzelne Gebührenvorschriften 
§ 16 

Zustellung 

(1) Die Gebühr für die Zustellung durch 
Aufgabe zur Post (§ 175 der Zivllprozeßord- 


ZWEITER ABSCHNITT 
Einzelne Gebührenvorschriften 
§ 16 

unverändert 
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nung) sowie für das an die Post gerichtete 
Ersuchen um Bewirkung einer Zustellung 
(§ 194 der Zivilprozeßordnung) beträgt 0,50 
Deutsche Mark. Die gleiche Gebühr wird für 
die im Auftrag eines Rechtsanwalts an den 
Gegenanwalt bewirkte Zustellung erhoben. 

(2) Stellt der Gerichtsvollzieher in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Satz 1 persönlich zu, ohne 
die Post in Anspruch zu nehmen, so beträgt 
die Gebühr 1,50 Deutsche Mark. 

(3) Ist mit der persönlichen Zustellung eine 
Aufforderung naA § 840 der Zivilprozeßord- 
nung oder bei der Ladung von Zeugen oder 
Sadiverständigen das Darbleten einer Entschä- 
digung (§ 220 Abs. 2 der Strafprozeßordnung) 
verbunden oder ist dem Empfänger zugleich 
mit der Zustellung eine Urkunde vorzulegen, 
so beträgt die Gebühr 2 Deutsche Mark. Die 
im § 27 Abs. 2 bestimmte Gebühr wird dane- 
ben nicht erhoben. 

(4) Ist die versuchte persönliche Zustellung, 
nachdem sich der Gerichtsvollzieher an Ort 
und Stelle begeben hat. Infolge von Umstän- 
den, die weder in der Person des Gerichtsvoll- 
ziehers liegen noch von seiner Entschlie- 
ßung abhängig sind, ohne Erfolg geblieben, so 
beträgt die Gebühr 1 Deutsche Mark. 

(5) Wird der Zustellungsauftrag im Falle 
des Absatzes 1 vor seiner Erledigung zurück- 
genommen, so beträgt die Gebühr 0,30 Deut- 
sche Mark. Dies gilt auch, wenn der Zustel- 
lungsauftrag In den Fällen der Absätze 2 und 
3 zurückgenommen wird, bevor sich der Ge- 
richtsvollzieher an Ort und Stelle begeben hat. 

(6) Die Zustellung an den Zustellungs^bevoll- 
mächtigten mehrerer Beteiligter (§ 189 Abs. 2 
der Zivilprozeßordnung) gilt als eine Zustel- 
lung. 

(7) Für die Beglaubigung eines Schriftstücks, 
das dem Gerichtsvollzieher zum Zwecke der 
Zustellung übergeben ist (§ 170 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung), wird eine Gebühr von 
0,10 Deutsche Mark für die Seite erhoben. 

Eine angefangene Seite wird als voll berech- 
net. 

§ 17 § 17 

Pfändung unverändert 

(1) Für die Pfändung von beweglichen 
SaAen (§§ 808, 809 der Zivilprozeßordnung), 
von Früchten, die vom Boden noch nicht ge- 
trennt sind (§ 810 der Zivilprozeßordnung), 
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von Forderungen aus Wechseln oder anderen 
Papieren, die durch Indossament übertragen 
werden können (§ 831 der Zivilprozeßord- 
nung) und von Postspareiinlagen (§ 17 Abs. 1 
der Postsparkassenordnung vom 11. Novem- 
ber 1938, Reidisgesetzbl. I S. 1645) wird die 
vcdle Gebühr nach dem Betrag der beizutrei- 
benden Forderung erhoben. 

(2) Erfolgt die Pfändung zur Vollziehung 
eines Arrestes, so ist der in dem Arrestbefehl 
nach § 923 der Zivilprozeßordnung festge- 
stellte Geldbetrag maßgefbend. Bei der Pfän- 
dung eines im Schiffsregister eingetragenen 
Schiffes oder eines im Sdiiffsbauregister ein- 
getragenen Schiffs'bauwerkes (§ 931 der Zivil- 
prozeßordnung) oder eines ausländischen 
Schiffes, das, wenn es ein deutsches Schiff wäre, 
in das Register eingetragen werden müßte, be- 
trägt die Gdbühr mindestens 12 Deutsche 
Mark. 

(3) Nimmt die Pfändung mehr als eine 
Stunde in Anspruch, so erhöht sich die Ge- 
bühr für jede angefangene weitere Stunde um 
die Häilfte, höchstens jedoch um je 4 Deutsche 
Mark. 

(4) Wenn nach dem Inhalt des Protokolls 
pfändbare Gegenstände nicht vorhanden sind 
oder die Pfändung nach § 803 Abs. 2, § 812, 
§ 851 b Abs. 2 Satz 2 der ZivilprozelSordnung 
zu unterbleiben hat, so wird für den Pfän- 
dungsversuch die Hälfte der für die Pfändung 
bestimmten Gebühr, mindestens 1 Deutsche 
Mark, erhoben. 


§18 

Übernahme beweglicher Sachen 

(1) Für die Übernahme beweglicher Sachen 
zum Zwecke ider Verwertung in den Fällen der 
§§ 847, 854 der Zivilprozeßordnung wird die 
Hälfte der vollen Gebühr nach dem Betrag 
der beizutreibenden Forderung, mindestens 
1 Deutsche Mark, erhoben. 

(2) Die gleiche Gebühr wird erhoben, wenn 
der Schuldner unter Mitnahme der Pfand- 
stücke in einen anderen Amtsgerichtsibezirk 
verzieht und ein anderer Gerichtsvollzieher 
den Vollstreckungsauftrag übernimmt. 

§19 

Entfernung aus dem Gewahrsam 

(1) Werden Pfandstücke, die im Gewahrsam 
des Schuldners belassen sind, durch den Ge- 


§ 

u n V e r 


§ 

u n V e r 


18 

ändert 


19 

ändert 
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richtsvollzieher zum Zwecke der Versteige- 
rung oder aus einem anderen Grunde aus dem 
Gewahrsam des Schtildners entfernt, so wird 
eine Gebühr von 1,20 Deutsche Mark erhoben. 

(2) Nimmt das Geschäft mehr als eine 
Stunde in Anspruch, so erhöht sich die Gebühr 
für jede angefangene weitere Stunde um den 
gleichen Betrag. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn der GerichtsvoUzieiher außerhailb einer 
Zwangsvollstreckung Gegenstände aus 'dem 
Gewahrsam des Inhaibers zum Zwecke der 
Versteigerung oder der Verwahrung entfernt. 

§ 20 § 20 
Zurücknahme oder Erledigung des Auftrags unverändert 

(1) Wird eine Vollstreckungshandlung 
nach den §§ 17, 18 infolge von Umständen, 
die weder in cler Person des Gerichtsvoll- 
ziehers liegen noch von seiner Entschließung 
abhängig sind, nicht durchgeführt, so wird 
ein Viertel der in den §§ 17, 18 bestimmten 
Gebühren, mindestens 0,50 Deutsche Mark 
und höchstens 60 Deutsdie Mark, erhoben, 
wenn sich der Gerichtsvollzieher noch nicht 
an Ort und Stelle begeben hatte. 

(2) Wird eine Vollstreckungshandlung nach 
den §§ 17, 18, 19 aus den im Absatz 1 be- 
zeichneten Gründen nicht durchgeführt, so 
wird die Hälfte der für die Amtshandlung 
bestimmten Gebühr erhoben, in den Fällen 
der §§ 17, 18 jedoch mindestens 1 Deutsche 
Mark und höchstens 120 Deutsche Mark, 
wenn sich der Gerichtsvollzieher bereits an 
Ort und Stelle begeben hatte. 

(3) Treffen die Absätze 1 oder 2 nur für 
Teile der beizutreibenden Forderung zu, so 
sind die Gebühren von jedem Teil besonders 
zu berechnen. Es darf jedoch nicht mehr er- 
hoben w:erden, als wenn die Gebühr von der 
Summe dieser Forderungsteile nach dem 
höchsten der nach den Absätzen 1 oder 2 in 
Betracht kommenden Gebührensätze erho- 
ben würde. 

S 21 

Versteigerung, Verkauf, Verpachtung, 

Verwertung 

(1) Für die Versteigerung oder den Ver- 
kauf von beweglichen Sachen, von Früchten, 
die vom Boden noch nicht getrennt sind, so- 


§ 21 

unverändert 
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wie von Forderungen oder anderen Vermö- 
gensrechten wird das Zweieinhalbfadie der 
vollen Gebühr nadi dem Betrag des Erlöses 
erhoben. 

(2) Die gleiche Gebühr wird für die öffent- 
lidie Verpachtung an den Meistbietenden 
nach dem für drei Jahre zu entrichtenden 
Pachtzins erhoben. Ist die vereinbarte Pacht- 
zelt kürzer, so ist der für diese Zeit zu ent- 
richtende Pachtzins maßgebend. 

(3) Ist ein zum Zuschlag führendes Gebot 
nicht abgegeben worden oder ist die Ver- 
steigerung, der Verkauf oder die Verpach- 
tung aus Gründen der im § 20 Abs. 1 be- 
zeichneten Art unterblieben, nachdem sich 
der Gerichtsvollzieher an Ort und Stelle be- 
geben hat, so beträgt die Gebühr 1,20 Deut- 
sche Mark. Diese Gebühr wird nur erhoben, 
wenn keine Gebühr nach den Absätzen 1 
oder 2 entsteht; dies gilt auch, wenn nur ein 
Teil der Gegenstände versteigert, verkauft 
oder verpachtet wird. 

(4) Hat der Versteigerungs- oder Verpach- 
tungstermin auf Antrag des Gläubigers oder 
des Antragstellers oder nach den Vorschrif- 
ten der §§ 765 a, 775, 813 a der Zivilprozeß- 
ordnung nicht stattgefunden oder ist der 
Termin infolge Ausbleibens von Bietern oder 
wegen ungenügender Gebote erfolglos geblie- 
ben, so wird für die Anberaumung eines 
neuen Termins eine Gebühr von 0,60 Deut- 
sche Mark erhoben. 

(5) Für die Mitwirkung bei einer vom 
Vollstreckungsgericht nach § 825 der Zivil- 
prozeßordnung angeordneten besonderen 
Art der Verwertung einer gepfändeten Sache 
wird, sofern nicht Absatz 1 anzuwenden ist, 
die volle Gebühr nach dem Betrag des Er- 
löses oder sonstigen Preises, höchstens jedoch 
ein Betrag von 25 Deutsche Mark, erhoben. 

Besteht die Mitwirkung des Gerichtsvollzie- 
hers lediglich in der Übergabe oder Über- 
sendung der Sache, so beträgt die Gebühr 
höchstens 2,50 Deutsche Mark. Nimmt das 
Geschäft mehr als eine Stunde in Anspruch, 
so erhöht sich die Gebühr für jede angefan- 
gene weitere Stunde um den gleichen Betrag, 
hödistens jedoch um je 4 Deutsche Mark. 

§ 22 

unverändert 


§ 22 

Wegnahme beweglicher Sachen 

(1) Für die Wegnahme beweglicher Sachen 
einschließlich ihrer Übergabe wird eine Ge- 
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bühr von 6 Deutsche Mark erhoben. Die Ge- 
bühr wird auch dann erhoben, wenn der 
Schuldner an den zur Vornahme der Voll- 
streckungshandlung erschienenen Gerichts- 
vollzieher freiwillig leistet. 

(2) Nimmt das Geschäft mehr als eine 
Stunde in Anspruch, so erhöht sich die Ge- 
bühr für jede angefangene weitere Stunde 
um 2 Deutsche Mark. 

(3) Wenn nach dem Inhalt des Protokolls 
die herauszugebenden Sachen nicht aufzufin- 
den sind, wird für den Wegnahmeversuch 
die Hälfte der in den Absätzen 1 und 2 be- 
stimmten Gebühr erhoben. 

§ 23 

Wegnahme von Personen 

§ 22 gilt für die Wegnahme einer Person 
entsprechend; es wird jedoch das Doppelte 
der im § 22 bestimmten Gebühren erhoben. 

§ 24 

Entsetzung aus dem Besitz, Übergabe un- 
beweglicher Sachen, Beseitigung von 
Widerstand 

(1) Eine Gebühr von 9 Deutsche Mark 
wird erhoben 

1. für die Entsetzung aus dem Besitz unbe- 
weglicher Sachen oder eingetragener 
Schiffe oder Schiffsbauwerke und die Ein- 
weisung In den Besitz (§ 885 der Zivilpro- 
zeßordnung) sowie für die Wegnahme aus- 
ländischer Schiffe, die, wenn sie deutsche 
Schiffe wären. In das Register eingetragen 
werden müßten, und ihre Übergabe an den 
Gläubiger; 

2. für die Übergabe unbeweglicher Sachen an 
den Verwalter im Falle der Zwangsverstei- 
gerung oder Zwangsverwaltung; 

3. im Falle der Zuziehung zur Beseitigung 
des Widerstandes des Schuldners gegen die 
Vornahme einer Handlung (§ 892 der Zi- 
vilprozeßordnung). 

(2) Nimmt das Geschäft mehr als eine 
Stunde in Anspruch, so erhöht sich die Ge- 
bühr für jede angefangene weitere Stunde 
um 3 Deutsche Mark. 

(3) In die Dauer der Vollstreckungshand- 
lungen Ist auch die Zeit einzurechnen, die der 
Gerichtsvollzieher aufzuwenden hat, um be- 


§ 23 


unverändert 


§ 24 

unverändert 
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weglidie Sachen, die nicht Gegenstand der 
Zwangsvollstreckung sind, wegzuschaffen, zu 
übergeben oder in Verwahrung zu bringen. 

§ 25 

Zurüdcnahme oder Erledigung des Auftrags 

(1) Wird eine Vollstreckungshandlung 
nach den §§ 22, 23, 24 aus den im §20 Abs. 1 
bezeichneten Gründen nidit durchgeführt, so 
wird eine Gebühr von 1 Deutsche Mark er- 
hoben, wenn sich der Gerichtsvollzieher noch 
nicht an Ort und Stelle begeben hatte. 

(2) Wird die Vollstreckungshandlung aus 
den im § 20 Abs, 1 bezeichneten Gründen 
nicht durchgeführt, so beträgt die Gebühr 
2 Deutsche Mark, wenn sich der Gerichtsvoll- 
zieher bereits an Ort und Stelle begeben 
hatte. Wird im Falle des § 24 Abs, 1 Nr. 1 
die Vollstreckungshandlung nicht durchge- 
führt, weil nach dem Inhalt des Protokolls 
der Gerichtsvollzieher das Schiff oder Schiffs- 
bauwerk nicht vorgefunden hat, so wird die 
Hälfte der im § 24 Abs. 1 und 2 bestimmten 
Gebühr erhoben. 

(3) Hat in den Fällen des § 24 Abs. 1 
Nr. 1 oder 2 der Termin entsprechend einem 
Antrag des Gläubigers oder auf Grund der 
Vorschriften der §§ 765 a, 775 der Zivilpro- 
zeßordnung oder des § 30 oder des § 31 
Abs. 1, 2, 4 des Wohnraumbewirtschaftungs- 
gesetzes nicht stattgefunden, so wird für die 
Anberaumung eines neuen Termins eine Ge- 
bühr von 0,60 Deutsche Mark erhoben. 

§ 26 

Verhaftung, Vorführung 

(1) Für die Verhaftung und für die 
zwangsweise Vorführung wird eine Gebühr 
von 12 Deutsche Mark, für jede Nachverhaf- 
tung eine Gebühr von 2,40 Deutsche Mark 
erhoben. 

(2) § 20 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend; im 
Falle des § 20 Abs. 1 wird eine Gebühr von 
1,20 Deutsche Mark, im Falle des § 20 Abs. 2 
eine Gebühr von 2,40 Deutsche Mark er- 
hoben. 


§ 27 

Hebegebühr 

(1) Leistet der Schuldner oder für ihn ein 
Dritter an den Gerichtsvollzieher eine Zah- 


§ 25 


unverändert 


§ 26 

unverändert 


§ 27 


unverändert 
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lung, so wird ein Viertel der vollen Gebühr 
nach dem Betrag der Zahlung, mindestens je- 
doch 0,50 Deutsche Mark erhoben; dies gilt 
auch, wenn nur Kosten bezahlt werden; un- 
bare Zahlungen stehen, soweit sie zulässig 
sind, baren Zahlungen gleich. Die in 
§ 20 Abs. 2, § 21 Abs. 3, § 26 Abs. 2 be- 
stimmten Gebühren werden daneben er- 
hoben. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die An- 
nahme, Aufbewahrung und Ablieferung von 
Geld, das dem Gerichtsvollzieher freiwillig 
außerhalb der Zwangsvollstreckung überge- 
ben wird. 


§ 28 


§ 28 


Bewachung und Verwahrung von Schiffen unverändert 

Für die Bewachung und Verwahrung eines 
Schiffes oder Schiffsbauwerks (§§ 165, 170, 

170 a, 171 des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung) wird 
eine Gebühr von 12 Deutsche Mark erhoben. 

Wird der Auftrag, nachdem sich der Gerichts- 
vollzieher an Ort und Stelle begeben hat, 
niht durhgeführt, weil er zurückgenommen 
ist, die Zwangsvollstreckung nah § 775 der 
Zivilprozeßordnung einzustellen ist oder der 
Geriditsvollzieher das Shiff oder das 
Shiffsbauwerk niht vorgefunden und dies 
im Protokoll vermerkt hat, so wird eine Ge- 
bühr von 6 Deutshe Mark erhoben. 


§ 29 § 29 

Feststellung von Mietern oder Pähtern unverändert 

(1) Für die im Auftrag des Gerihts er- 
folgte Feststellung der Mieter oder Pähter 
von Grundstücken wird je festgestellte Per- 
son eine Gebühr von 1,50 Deutshe Mark er- 
hoben. Werden mehr als fünf Personen fest- 
gestellt, so wird für die Feststellung der seh- 
sten und jeder weiteren Person eine Gebühr 
von 1 Deutshen Mark erhoben. Mindestens 
werden 3 Deutshe Mark erhoben. 

(2) Haben die Ermittlungen zur Feststel- 
lung eines Mieters oder Pähters niht ge- 
führt, so wird eine Gebühr von 3 Deutshe 
Mark erhoben. 
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§ 30 

Angebot einer Leistung, Beurkundungen, 
Bekanntmadiung von Willenserklärungen 

(1) Für das tatsächliche Angebot einer Lei- 
stung (§5 293, 294 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs) wird eine Gebühr von 6 Deutsche 
Mark erhoben. § 27 bleibt unberührt. 

(2) Hat der Gerichtsvollzieher das Lei- 
stungsangebot nur zu beurkunden, so wird 
eine Gebühr von 3 Deutsdie Mark erhoben. 

(3) Die im Absatz 2 bestimmte Gebühr 
wird auch für die Bekanntmadiung empfangs- 
bedürftiger Willenserklärungen unter Ab- 
wesenden einsdiließlidi der Beurkundung der 
Bekanntmachung erhoben. 


§ 31 


Anheftung von Terminsbestimmungen, Mit- 
wirkung bei der Hinterlegung, Abfassung 
von Willenserklärungen 


Es werden erhoben 


1. für die Anheftung der Terminsbestim- 
mung gemäß § 39 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
vcrwaltung eine Gebühr von 1,20 Deutsche 
Mark; 

2. für die Mitwirkung bei einer durch die 
Partei zu bewirkenden Hinterlegung (An- 
fertigung der an die Hinterlegungsstelle 
einzusendenden Erklärung) eine Gebühr 
von 1,20 Deutsche Mark; 

3. für die Mitwirkung bei der Abfassung 
einer rechtserheblichen Willenserklärung, 
die vom Gerichtsvollzieher außerhalb eines 
anhängigen gerichtlichen Verfahrens zuzu- 
stellen ist, eine Gebühr von 3 Deutsche 
Mark. 


§ 32 

Beglaubigungen, Siegelungen, Vermögens- 
verzeichnisse, Proteste und ähnliche 
Geschäfte 

(1) Die Gebühren für die Beglaubigung 
einer Unterschrift oder eines Handzeichens, 
für Wechsel- und Scheckproteste, für Siege- 
lungen und Entsiegelungen, für die Auf- 
nahme von Vermögensverzeichnissen sowie 
für die Mitwirkung als Urkundsperson bei 
der Aufnahme von Vermögensverzeichnissen 
bestimmen sich nach §§ 17 bis 27 , §§ 39, 45, 
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§ 30 

unverändert 


§ 31 
u n V e r ä n 


d 


e r t 


§ 32 


Beglaubigungen, Siegelungen, Vermögens- 
verzeichnisse, Proteste und ähnliche 
Geschäfte 


(1) Die Gebühren für die Beglaubigung 
einer Unterschrift oder eines Handzeichens, 
für Wechsel- und Scheckproteste, für Siege- 
lungen und Entsiegelungen, für die Auf- 
nahme von Vermögensverzeichnissen sowie 
für die Mitwirkung als Urkundsperson bei 
der Aufnahme von Vermögensverzeichnissen 
bestimmen sich nach §§ 18 bis 35, §§ 45, 51, 
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46, §122 Abs. 2 bis 4 der Kostenordnung. 
Der Reisekostenpauschbetrag (§ 37) und das 
Wegegeld (§ 38) werden auf die nach § 45 
Abs. 2 Satz 1 der Kostenordnung zu erhe- 
bende Wegegebühr angerechnet. 

(2) Für die Empfangnahme der Wechsel- 
oder Schecksumme (Artikel 84 des Wechsel- 
gesetzes, Artikel 55 Abs. 3 des Scheckgesetzes) 
wird die im § 149 der Kostenordnung be- 
stimmte Gebühr erhoben. Die im § 27 
Abs. 2 bestimmte Gebühr wird daneben nicht 
erhoben. 

§ 33 

Schätzung 

(1) Für die auf Grund eines besonderen 
Auftrags vorgenommene Schätzung des 
Werts einer Sache oder eines Rechts wird die 
volle Gebühr nach dem Schätzwert erhoben. 
Werden mehrere Sachen oder Rechte gleich- 
zeitig geschätzt, so ist der Gesamtbetrag der 
Schätzwerte maßgebend. 

(2) Erfordert die Schätzung mehr als zwei 
Stunden, so erhöht sich die Gebühr, wenn 
die im § 32 Abs. 1 bestimmte Gebühr nicht 
daneben erhoben wird, für jede angefangene 
weitere Stunde um 4 Deutsche Mark. 

(3) § 25 Abs. 1, 2 gilt entsprechend. 

§ 34 

Tätigkeit zur Nachtzeit und an Sonn- oder 
Feiertagen 

Wird der Gerichtsvollzieher auf Verlangen 
zur Nachtzeit (§ 188 Abs. 1 Satz 2 der 
Zivilprozeßordnung) oder an einem Sonn- 
oder Feiertag tätig, so werden die doppelten 
Gebühren erhoben. 

DRITTER ABSCHNITT 
Auslagen 

§ 35 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Als Auslagen werden erhoben 

1. Schreibgebühren; 

2. die Auslagen für die bei der Erledigung 
des Auftrags verwendeten Vordrucke aller 
Art, soweit keine Schreibgebühren zu er- 
heben sind; 
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52, § 129 Abs. 2 bis 4 der Kostenordnung. 
Der Reisekostenpauschbetrag (§ 37) und das 
Wegegeld (§ 38) werden auf die nach § 51 
Abs. 2 Satz 1 der Kostenordnung zu erhe- 
bende Wegegebühr angerechnet. 

(2) Für die Empfangnahme der Wedisel- 
oder Schecksumme (Artikel 84 des Wechsel- 
gesetzes, Artikel 55 Abs. 3 des Scheckgesetzes) 
wird die im § 148 der Kostenordnung be- 
stimmte Gebühr erhoben. Die im § 27 
Abs. 2 bestimmte Gebühr wird daneben nicht 
erhoben. 

^ 33 

unverändert 


§ 34 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Auslagen 

§ 35 

Allgemeine Vorschriften 
(1) Als Auslagen werden erhoben 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. Post-, Telegrafen-, Fernsprech- und Fern- 
schreibkosten; 

4. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen; 

5. die an Zeugen und Sachverständige zu 
zahlenden Beträge; 

6. die Entschädigung der zum öffnen von 
Türen und Behältnissen sowie zur Durch- 
suchung weiblicher Schuldner zugezoge- 
nen Personen; 

7. die für die Umschreibung eines auf den 
Namen lautenden Wertpapiers oder für 
die Wiederinkurssetzung eines Inhaber- 
papiers zu zahlenden Beträge; 

8. die Kosten einer Beförderung von Per- 
sonen oder Sachen, der Verwahrung und 
Beaufsichtigung von Sachen, der Abern- 
tung von Früchten und der Verwahrung 
und Fütterung von Tieren; 

9. Reisekostenpauschbeträge, Wegegelder; 

10. die für Auskünfte über die Wohnung des 
Beteiligten an Einwohnermeldestellen zu 
zahlenden Beträge; 

11. die Kosten für Arbeitshilfen und für die 
Benutzung von eigenen Beförderungs- 
mitteln des Gerichtsvollziehers zur Beför- 
derung von Personen und Sachen. 

(2) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, zur Vereinfachung der Kostenberech- 
nung für folgende Arten von Auslagen 
Pauschsätze durch Rechtsverordnung festzu- 
setzen: 

1. Vordruckkosten (Absatz 1 Nr. 2), 

2. im Ortsverkehr zu entrichtende Fern- 
sprechgebühren (Absatz 1 Nr. 3), 

3. Kosten der Verwahrung von Sachen (Ab- 
satz 1 Nr. 8), 

4. Kosten für Arbeitshilfen und für die Be- 
nutzung von eigenen Beförderungsmitteln 
des Gerichtsvollziehers (Absatz 1 Nr. 11). 
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3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. die Entschädigung der zum öffnen von 
Türen und Behältnissen sowie zur Durch- 
suchung von Schuldnern zugezogenen 
Personen; 

7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 


(2) unverändert 


Die Landesregierungen können die Ermäch- 
tigung auf die Landesjustizverwaltungen 
übertragen. 
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§ 36 

Schreibgebühren 

(1) Schreibgebühren werden erhoben 

1. für alle nach gesetzlicher Vorschrift oder 
auf Antrag erteilten Abschriften der von 
dem Gerichtsvollzieher aufgenommenen 
Urkunden und Protokolle, ausgenommen 
die nach gesetzlicher Vorschrift zu ertei- 
lende Abschrift der Zustellungsurkunde; 
in den Fällen des § 189 Abs. 2 und des 
§ 829 Abs. 2 Satz 2 der Zivilprozeßord- 
nung wird die Schreibgebühr jedoch für 
jede Abschrift der Zustellungsurkunde er- 
hoben; 

2. für Absdirlften, die angefertigt werden, 
weil der Auftraggeber es unterlassen hat, 
einem zuzustellenden Schriftstück die er- 
forderliche Zahl von Abschriften beizu- 
fügen; 

3. für die bei einer Hinterlegung zu erstat- 
tende Anzeige an das Vollstreckungsgericht 
(§5 827, 854 der Zivilprozeßordnung); 

4. für die Aufnahme der von dem Dritt- 
schuldner bei der Zustellung eines Pfän- 
dungsbesdilusses oder nachträglich abgege- 
benen Erklärungen (§ 840 der Zivilpro- 
zeßordnung); 

5. für die vor der Verhaftung erforderliche 
Anzeige an die Vorgesetzte Dienstbehörde 
des zu Verhaftenden (§ 910 der Zivilpro- 
zeßordnung) und für die auf Antrag ge- 
fertigte Abschrift des Haftbefehls (§ 909 
Satz 2 der Zivilprozeßordnung). 

(2) Die Höhe der Schreibgebühren be- 
stimmt sich nach § 7/ Abs. 3, 4 und 6 des 

Gerichtskostengesetzes. 
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§ 36 

Sdireibgebühren 
(1) unverändert 


(2) Die Höhe der Schreibgebühren be- 
stimmt sich nach § 91 Abs. 3, 4 und 6 des 
Gerichtskostengesetzes. 


§ 37 

Reisekostenpauschbetrag 

(1) Muß der Gerichtsvollzieher zur Vor- 
nahme einer Amtshandlung einen Hinweg 
und einen Rückweg von mindestens je zwei 
Kilometern außerhalb des Gebiets der Ge- 
meinde seines Amtssitzes zurücklegen, so 
wird ein Reisekostenpauschbetrag erhoben, 
der für jedes angefangene Kilometer des 
Hin- und Rückwegs, gerechnet von Orts- 
mitte zu Ortsmitte, 0,15 Deutsche Mark be- 
trägt. 


§ 37 

unverändert 
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(2) Der Reisekostenpauschbetrag wird für 
jede Amtshandlung erhoben, auch wenn der 
Gerichtsvollzieher auf derselben Reise meh- 
rere Amtshandlungen vornimmt. Werden je- 
doch auf einer Reise mehrere Amtshandlun- 
gen 

a) gegen einen Schuldner oder 

b) in derselben Gemeinde für einen Auftrag- 
geber 

vorgenommen, so wird der Reisekosten- 
pauschbetrag nur einmal erhoben. 

Der Rcisekostenpauschbetrag wird aufgeteilt 
im Falle des Buchstaben a nach der Zahl der 
Aufträge, 

im Falle des Buchstaben b nach der Zahl der 
Schuldner. 

(3) Ein Reisekostenpauschbetrag wird nicht 
erhoben, soweit Wegegeld als Auslage anzu- 
setzen ist. 

§ 38 

Wegegeld 

(1) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durdi Rechtsverordnung zu bestimmen, 
daß ein Wegegeld erhoben wird 

1. zur Verminderung der Kosten bei Vor- 
nahme einer Amtshandlung in einer be- 
nachbarten Gemeinde; 

2. zum Ausgleich von Aufwendungen für 
Wege, die der Gerichtsvollzieher zurück- 
legt 

a) innerhalb des Gebiets der Gemeinde 
seines Amtssitzes, 

b) nach Orten außerhalb dieses Gebiets, 
die, gerechnet von Ortsmitte zu Orts- 
mitte, weniger als zwei Kilometer ent- 
fernt sind. 

(2) Die Landesregierungen können die Er- 
mächtigung auf die Landesjustizverwaltun- 
gen übertragen. 
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§ 38 

Wegegeld 

(1) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 
daß ein Wegegeld erhoben wird 

1. unverändert 


2. zum Ausgleich von Aufwendungen für 
Wege, die der Gerichtsvollzieher zurück- 
legt 

a) unverändert 

b) nach Orten außerhalb dieses Gebiets, 
sofern die Voraussetzungen für die 
Erhebung eines Reisekostenpauschbe- 
trages (§ 37 Abs. 1) nicht gegeben sind. 

(2) unverändert 
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Anlage 

(zu Artikel III § 13 Abs. 1) 


Die volle Gebühr beträgt bei einem Wert 


bis 

zu 

50 

Deutsche Mark einschließlich 

1 

Deutsche Mark 


yy 

100 

yy 

yy 

yy 

2 

yy 

yy 


yy 

150 

yy 

yy 

yy 

3 

yy 

yy 

n 

yy 

200 

yy 

yy 

yy 

4 

yy 

yy 

n 

yy 

300 

yy 

yy 

yy 

5 

yy 

yy 

n 

yy 

400 

yy 

yy 

yy 

6 

yy 

yy 

» 

yy 

500 

yy 

yy 

yy 

7 

yy 

yy 


yy 

600 

yy 

yy 

yy 

8 

yy 

yy 

» 

yy 

900 

yy 

yy 

yy 

10 

yy 

yy 

n 

yy 

1 200 

yy 

yy 

yy 

12 

yy 

yy 

yy 

yy 

1 500 

yy 

yy 

yy 

14 

yy 

yy 

yy 

yy 

2 000 

yy 

yy 

yy 

17 

yy 

yy 

yy 

yy 

2 500 

yy 

yy 

yy 

20 

yy 

yy 

yy 

yy 

3 000 

yy 

yy 

yy 

23 

yy 

yy 

yy 

yy 

3 500 

yy 

yy 

yy 

26 

yy 

yy 

yy 

yy 

4 000 

yy 

yy 

yy 

29 

yy 

yy 

yy 

yy 

4 500 

yy 

yy 

yy 

32 

yy 

yy 

yy 

yy 

5 000 

yy 

yy 

yy 

35 

yy 

yy 

yy 

yy 

6 000 

yy 

yy 

yy 

40 

yy 

yy 

yy 

yy 

7 000 

yy 

yy 

yy 

45 

yy 

yy 

yy 

yy 

8 000 

yy 

yy 

yy 

50 

yy 

yy 

yy 

yy 

9 000 

yy 

yy 

yy 

55 

yy 

yy 

yy 

yy 

10 000 

yy 

yy 

yy 

60 

yy 

yy 

yy 

yy 

11 000 

yy 

yy 

yy 

65 

yy 

yy 

yy 

yy 

12 000 

yy 

yy 

yy 

70 

yy 

yy 

yy 

„ 

13 000 

yy 

yy 

yy 

75 

yy 

yy 

yy 

yy 

14 000 

yy 

yy 

yy 

80 

yy 

yy 

yy 

yy 

15 000 

yy 

yy 

yy 

85 

yy 

yy 

yy 

yy 

16 000 

yy 

yy 

yy 

90 

yy 

yy 

yy 

yy 

17 000 

yy 

yy 

yy 

95 

yy 

yy 

yy 

yy 

18 000 

yy 

yy 

yy 

100 

yy 

yy 

yy 

yy 

19 000 

yy 

yy 

yy 

105 

yy 

yy 

yy 

yy 

20 000 

yy 

yy 

yy 

110 

yy 

yy 


von dem Mehrbeträge für je 1000 Deutsche Mark 5 Deutsche Mark. 
Werte über 20 000 Deutsche Mark sind auf volle 1000 Deutsche 
Mark aufzurunden. 
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Artikel IV 

Änderungen der Justizverwaltungs- 
kostenordnung 

Die Verordnung über Kosten im Bereidi 
der Justizverwaltung vom 14. Februar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 357) wird, soweit sie als 
Bundesrecht anzuwenden ist, wie folgt ge- 
ändert: 

l.Im § 1 wird das Wort „Verordnung'^ 
durch das Wort yy Justizverwaltungskosten- 
ordnung" ersetzt. 


2. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

4 4 

(1) Als Auslagen werden Schreibgebüh- 
ren für Ausfertigungen und Abschriften, 
die auf besonderen Antrag erteilt werden, 
erhoben. 

(2) Die Höhe der Schreibgebühren be- 
stimmt sich nach § 138 Abs. 3 bis 7 der 
Kostenordnung. 

(3) Für einfache Abschriften gerichtlicher 
Entscheidungen, die zur Veröffentlichung 
in Entscheidungssammlungen oder Fach- 
zeitschriften beantragt werden, beträgt die 
Schreibgebühr 20 Deutsche Pfennig je 
Seite, höchstens 1 Deutsche Mark je Ent- 
scheidung. 

(4) Die Behörde kann vom Ansatz von 
Sdireibgebühren ganz oder teilweise ab- 
sehen, wenn Ausfertigungen oder Ab- 
schriften für Zwecke verlangt werden, 
deren Verfolgung überwiegend im öffent- 
lichen Interesse liegt, oder wenn Abschrif- 
ten amtlicher Bekanntmachungen anderen 
Tageszeitungen als den amtlichen Bekannt- 
machungsblättern auf Antrag zum unent- 
geltlichen Abdruck überlassen werden.“ 
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Artikel IV 

Änderungen der Justizverwaltungs- 
kostenordnung 

Die Verordnung über Kosten im Bereich 
der Justizverwaltung vom 14. Februar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 357) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 1 

(1) In Justizverwaltungsangelegenheiten 
werden, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
von den Justizbehörden des Bundes Kosten 
(Gebühren und Auslagen) nach den Vor- 
schriften dieser Justizverwaltungskosten- 
ordnung erhoben. 

(2) § 10 und § 13 dieser Justizverwal- 
tungskostenordnung sind auch dann anzu- 
wenden, wenn Kosten in Justizverwal- 
tungsangelegenheiten von Justizbehörden 
der Länder erhoben werden.“ 

2. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 4 

(1) unverändert 


(2) Die Höhe der Schreibgebühren be- 
stimmt sich nach § 135 Abs. 3 bis 7 der 
Kostenordnung. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


87 



Entwurf 

3. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

4 5 

(1) Für die Erhebung sonstiger Auslagen 
gilt § 139 Nr. 1 bis 5, 8, 9 der Kostenord- 
nung entsprechend. 

(2) Die im Absatz 1 genannten Auslagen 
sind auch dann zu erheben, wenn eine Ge- 
bühr für die Amtshandlung nicht zum An- 
satz kommt. 

(3) Postsendungen können als gebühren- 
pflichtige Dienstsache aufgegeben wer- 
den.“ 

4. § 8 Abs. 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(1) Von der Zahlung der Gebühren 

sind befreit der Bund und die Länder so- 
wie die nach den Haushaltsplänen des Bun- 
des und der Länder für Rechnung des 
Bundes oder eines Landes verwalteten 
öffentlichen Anstalten und Kassen. 

(2) Die sonstigen Vorschriften, durch die 
eine sachliche oder persönliche Kostenfrei- 
heit gewährt wird, bleiben unberührt.“ 

5. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 10 

(1) Kosten der Vollstreckung von Frei- 
heitsstrafen oder mit Freiheitsentziehung 
verbundenen Maßregeln der Sicherung und 
Besserung werden nicht erhoben, wenn der 
Gefangene oder Verwahrte die ihm zuge- 
wiesene Arbeit verrichtet oder wenn er 
ohne sein Verschulden nicht arbeiten kann. 

(2) Die Landesregierungen werden er- 
mäditigt, durch Rechtsverordnung zu be- 
stimmen, in welcher Höhe die Kosten der 
Vollstreckung von Strafen oder von Maß- 
regeln der Sicherung und Besserung zu er- 
heben sind. Sie können insbesondere Pausch- 
sätze bestimmen. Die Landesregierungen 
können die Ermächtigung auf die Landes- 
justizverwaltungen übertragen.“ 

6. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

4 13 

(1) Über Einwendungen gegen die Fest- 
setzung und den Ansatz der Kosten oder 
gegen Maßnahmen gemäß § 7 Abs. 2, 3 
entscheidet das Amtsgericht, in dessen Be- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

3. § 5 wird wie folgt gefaßt; 

♦ 4 5 

(1) Für die Erhebung sonstiger Auslagen 
gilt § 136 Nr. 1 bis 5, 8, 9 der Kosten- 
ordnung entsprechend. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. ^ 13 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 13 

(1) Über Einwendungen gegen die Fest- 
setzung und den Ansatz der Kosten oder 
gegen Maßnahmen gemäß § 7 Abs. 2, 3 
entscheidet das Amtsgericht, in dessen Be- 
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zirk die Behörde ihren Sitz hat. § 13 Abs. 2 
Satz 2, Abs. 3 bis 5 der Kostenordnung gilt 
entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn in Justiz- 
Verwaltungsangelegenheiten Kosten von 
Behörden der Länder erhoben werden.'' 

7. § 15 tritt außer Kraft. 

♦ 

8. Das Gebührenverzeichnis (Anlage zu § 2 

^Abs. 1) wird wie folgt gefaßt: 


zirk die Behörde ihren Sitz hat. § 14 Abs. 2 
Satz 2, Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 und 5 der 
Kostenordnung gilt entsprechend. 

(2) entfällt 


7. unverändert 

8. unverändert 
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Anlage (zu § 2 Abs. 1) 


Gebührenverzeichnis 


Nr. 


Gegenstand 


Gebühren 


1 


Beglaubigungen 


a) von amtlichen Unterschriften für den Auslandsverkehr 

aa) auf Urkunden, die keine rechtsgeschäftliche Erklä- 
rung enthalten, z. B. Patentschriften, Handelsregister- 
auszügen, Ernennungsurkunden u. dgl 

bb) auf sonstigen Urkunden 


3 bis 30 DM 

die gleiche Gebühr, die 
nach den am Sitz der 
Behörde geltenden 
Vorschriften für die 
gerichtliche Beglaubi- 
gung einerUnterschrift 
zu erheben Ist 


Die Gebühr wird nur einmal erhoben, auch wenn eine 
weitere Beglaubigung durch die übergeordnete Justiz- 
behörde erforderlich Ist. 

b) von Abschriften und Auszügen, jedoch nur wenn die Be- 
glaubigung beantragt ist 

— bei Schriftstücken, die nicht in deutscher Sprache abge- 
faßt sind 


Wird die Abschrift von der Behörde selbst hergestellt, so 
kommen die Schreibgebühren (§ 4) hinzu. 

Die Behörde kann vom Ansatz der Gebühr zu Buch- 
stabe b absehen, wenn die Beglaubigung für Zwecke ver- 
langt wird, deren Verfolgung überwiegend im öffent- 
lichen Interesse liegt. 


0,30 DM 
0,50 DM 

für jede angefangene 
Seite, mindestens 
3 DM 


2 


Bescheinigungen, Zeugnisse u. dgl. (außer Beglaubigungen) 

a) Bescheinigungen und schriftliche Auskünfte aus Akten 

und Büchern 

b) Bescheinigungen über die Beurkundungsbefugnis eines 

Justizbeamten, die zum Gebrauch einer Urkunde Im Aus- 
land verlangt werden 

— Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn eine Beglaubi- 
gungsgebühr nach Nummer 1 Buchstabe a zum Ansatz 
kommt — 

c) Zeugnisse über das Im Bund oder In den Ländern gel- 
tende Recht 


2 bis 20 DM 

2 bis 20 DM 


3 bis 500 DM 
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Nr. 

Gegenstand 

Gebühren 


d) Bescheinigungen, Auskünfte und Abschriften aus den 
Akten und Büchern des vormaligen Preußischen Herolds- 
amtes 

Die Behörde kann vom Ansatz der Gebühren absehen, 
wenn die Bescheinigung oder das Zeugnis für Zwecke ver- 
langt wird, deren Verfolgung überwiegend im öffent- 
lichen Interesse liegt. 

3 bis 100 DM 

3 

Einsicht oder Durchsicht von Akten und Büchern 



a) Die Einsicht oder Durchsicht ist — abgesehen von den 
Fällen zu Buchstaben b und c — gebührenfrei. 



b) Wird die Vorlegung verlangt, nachdem fünf Jahre seit 
Schluß des Jahres vergangen sind, in dem die Akten weg- 
gelegt oder die Bücher geschlossen sind, so werden er- 
hoben 

1 DM je Band, 
mindestens 2 DM 


c) Für die Einsicht in die Akten und Bücher des vormaligen 
Preußischen Heroldsamtes werden erhoben 

3 bis 20 DM 


Die Behörde kann vom Ansatz der Gebühren zu Buchstaben b 
und c absehen, wenn die Vorlegung der Akten oder Bücher für 
Zw^ecke verlangt wird, deren Verfolgung überwiegend im 
öffentlichen Interesse liegt. 


4 

1 

Genehmigungen, Erlaubniserteilungen u. dgl., 

die dem Justizminister zustehen oder von ihm auf andere 
Stellen übertragen sind in Fällen, die nicht anderweit ge- 
regelt sind 

5 bis 5000 DM 


Die Gebühr wird nicht erhoben für Genehmigungen u. dgl., 
die sich als innerdienstliche Maßnahmen oder als Auswirkun- 
gen der Dienstaufsidit darstellen. Dies gilt auch für Geneh- 
migungen u. dgl. auf dem Gebiete des Anwalts- und Notar- 
rechts. 

! 

5 

Rechtshilfe 



I. in Zivilsachen und in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 



a) Prüfung von Ersuchen nach dem Ausland 

3 bis 100 DM 


b) Erledigung von Zustellungsanträgen in ausländischen 
Rechtsangelegenheiten 

3 bis 50 DM 


c) Erledigung von Rechtshilfeersuchen in ausländischen 
Rechtsangelegenheiten 

6 bis 500 DM 


Die Gebühren zu Buchstaben b und c werden auch dann 
erhoben, wenn die Zustellung oder Rechtshilfehandlung 
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Nr. 


Gegenstand 


Gebühren 


wegen unbekannten Aufenthalts des Empfängers oder 
sonst Beteiligten oder aus ähnlichen Gründen nicht ausge- 
geführt werden kann. 

In den Fällen zu Buchstaben b und c werden Gebühren und 
Auslagen nicht erhoben, wenn die Gegenseitigkeit ver- 
bürgt ist. 

Die Bestimmungen der Staatsverträge bleiben unberührt. 


11. in Strafsachen zur Erledigung ausländischer Rechtshilfe- 
ersuchen 

Schreibgebühren, Telegrafen- und Fernschrcibgebühren 
werden nicht erhoben. 

Sonstige Auslagen werden erhoben, soweit nicht gewähr- 
leistet Ist, daß der ausländische Staat in gleichartigen Fäl- 
len Rechtshilfe kostenfrei leistet. 


6 


Vereidigung 

Allgemeine Vereidigung von Sachverständigen, Dolmetschern 
oder Übersetzern 

Die Vereidigung von Richtern oder Justizbeamten als Dol- 
metscher oder Übersetzer ist gebührenfrei.“ 


6 DM 
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Artikel V 

Änderungen der Justizbeitreibungs- 
ordnung 

Die Justizbeltreibungsordnun^ vom 11. 
März 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 298) wird, so- 
weit sie als Biindesrecht anzuwenden ist, nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Eingangsworte des Absatzes 1 wer- 
den wie folgt gefaßt: 

„Nach dieser Justizbeitreibungsord- 
nung werden folgende Ansprüche, so- 
weit sie für Justizverwaltungsbehörden 
einzuziehen sind, beigetrieben:“ 

b) ln Absatz 1 Nr. 4 wird das Wort 
„Y erordnung' durch das Wort „Justiz- 
beitreibungs Ordnung' ersetzt. 

c) ln Absatz 1 Nr. 5 und 6 werden die 
Worte „aus der Reichskasse" gestrichen. 

d) In Absatz 1 Nr. 7 werden die Worte 
„Reichs- oder Landesrecht" durch die 
Worte „Bundes- oder Landesrecht" er- 
setzt. 
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Artikel V 

Änderungen der Justizbeitreibungs- 
ordnung 

Die Justizbeitreibungsordnung vom 11. 
März 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 298) wird 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften ge- 
ändert: 

1.^1 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 wird durch folgende Ab- 
sätze 1 bis 3 ersetzt; 

„(1) Nach dieser Justizbeitreibungs- 
ordnung werden folgende Ansprüche 
beigetrieben, soweit sie von Justizbe- 
hörden des Bundes einzuziehen sind: 

1. Gerichtskosten; 

2. Zulassungs- und Prüfungsgebühren; 

3. alle sonstigen Justizverwaltungs- 
abgaben; 

4. Kosten der Gerichtsvollzieher und 
Vollziehungsbeamten, soweit sie 
selbständig oder gleichzeitig mit 
einem Anspruch, der nach den Vor- 
schriften dieser Justizbeitreibungs- 
ordnung vollstreckt wird, bei dem 
Auftraggeber oder Ersatzpflich- 
tigen beigetrieben werden; 

5. Ansprüche gegen Beamte, nichtbe- 
amtete Beisitzer und Vertrauens- 
personen, gegen Rechtsanwälte, 
gegen Zeugen und Sachverständige 
sowie gegen mittellosePersonen auf 
Erstattung von Beträgen, die ihnen 
in einem gerichtlichen Verfahren 
zuviel gezahlt sind; 

6. Ansprüche gegen Beschuldigte auf 
Erstattung von Beträgen, die ihnen 
in den Fällen der §§ 467, 473 der 
Strafprozeßordnung zuviel gezahlt 
sind; 

7. alle sonstigen Ansprüche, die nach 
Bundes- oder Landesrecht im Ver- 
waltungszwangsverfahren beige- 
trieben werden können. 

(2) Die Justizbeitreibungsordnung 
findet auch auf die Einziehung von 
Ansprüchen im Sinne des Absatzes 1 
durch Justizbehörden der Länder An- 
wendung, soweit die Ansprüche auf 
bundesrechtlicher Regelung beruhen. 
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siehe Buchstabe f 


e) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Nach dieser Justizbeltreibungs- 
ordnung werden auch die Gebühren 
und Auslagen des Deutschen Patent- 
amts und die sonstigen dem Absatz 1 
entsprechenden Ansprüche, die beim 
Deutschen Patentamt entstehen, beige- 
trieben. Dies gilt auch für Ansprüche 
gegen Patentanwälte und Erlaubnis- 
schein Inhaber." 

f) Folgender neuer Absatz 4 wird ange- 
fügt: 

yy(4) Die Vorschriften dieser Justiz- 
beitreibungsordnung über das gericht- 
liche Verfahren gelten auch, soweit in 
den Absätzen 1 bis 3 bezeichnete An- 
sprüche auf Grund Landesrechts bei- 
getrieben werden“ 

2. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

4 2 

(1) Die Beitreibung liegt den Gerichts- 
kassen als Vollstreckungsbehörden ob. Die 
Landesregierungen werden ermächtigt, an- 
dere Behörden als Vollstreckungsbehörden 
zu bestimmen. Die Landesregierungen 
können die Ermächtigung auf die Landes- 
justizverwaltung übertragen. 

(2) Für Ansprüche, die beim Bundesge- 
richtshof entstehen, ist die Amtskasse des 
Bundesgerichtshofes, für Ansprüche, die 
beim Deutschen Patentamt entstehen, die 
Amtskasse des Deutschen Patentamts Voll- 
streckungsbehörde. Soweit die Amtskasse 
des Bundesgerichtshofes Kassengeschäfte 
anderer Behörden wahrnimmt. Ist sie auch 
für Ansprüche, die bei diesen Behörden 
enstehen, V ollstreckungsbehörde. 

(3) Zuständig ist die Vollstreckungs- 
behörde, die den beizutreibenden An- 
sprudi einzuziehen hat. Sachpfändungen 
soll die Vollstreckungsbehörde nur in 
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(3) Die Vorschriften der Justizbel- 
treibungsordnung über das gericht- 
liche Verfahren finden auch dann An- 
wendung, wenn sonstige Ansprüdie 
durch die Justizbehörden der Länder 
im Verwaltungszwangsverfahren ein- 
gezogen werden.“ 

b) Absatz 2 wird Absatz 4. 

c) Absatz 3 wird Absatz 5 und erhält 
folgende Fassung: 

„(5) Nadi dieser Justizbeitreibungs- 
ordnung werden auch die Gebühren 
und Auslagen des Deutschen Patent- 
amts und die sonstigen dem Absatz 1 
entsprechenden Ansprüche, die beim 
Deutschen Patentamt entstehen, bei- 
getrieben. Dies gilt auch für An- 
sprüche gegen Patentanwälte und Er- 
laubnisscheininhaber." 

siehe Buchstabe a Absatz 3 


2. unverändert 
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ihrem Amtsbezirk vornehmen. Die Unzu- 
ständigkeit einer Vollstreckungsbehörde 
berührt die Wirksamkeit ihrer Vollstrek- 
kungsmaßnahmen nicht. 

(4) Die Vollstreckungsbehörden haben 
einander Amtshilfe zu leisten.“ 

3. § 3 Satz 4 fällt weg. 

♦ 

4. Im § 5 Abs. 2 fällt der letzte Halbsatz weg. 

5. § 6 wird wie folgt gefaßt: 


4 6 

(1) Für die Vollstreckung gelten nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 4 folgende 
Vorschriften sinngemäß: 

1. Die §§ 735 bis 737, 739 bis 741, 743, 745 
bis 748, 758, 759, 761, 762, 764, 765 a, 
766, 771 bis 776, 778, 779, 781 bis 784, 
786, 788, 789, 792, 793, 803 bis 827, 
§ 828 Abs. 2, §§ 829 bis 837 a, § 840 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 2, §§ 841 bis 844, 846 
bis 886, 899 bis 910, 913 bis 915 der 
Zivilprozeßordnung, 

2. sonstige Vorschriften des Bundesrechts, 
die die Zwangsvollstreckung aus Urtei- 
len in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
beschränken, sowie 

3. die landesrechtlichen Vorschriften über 
die Zwangsvollstreckung gegen Ge- 
meindeverbände oder Gemeinden. 

(2) An die Stelle des Gläubigers tritt die 
Vollstreckungsbehörde. Bei der Zwangs- 
vollstreckung in Forderungen und andere 
Vermögensrechte wird der Pfändungs- und 
der Überweisungsbeschluß von der Voll- 
streckungsbehörde erlassen. Die Aufforde- 
rung zur Abgabe der im § 840 Abs. 1 der 
Zivilprozeßordnung genannten Erklärun- 
gen ist in den Pfändungsbeschluß aufzu- 
nehmen. 

(3) An die Stelle des Gerichtsvollziehers 
tritt der Vollziehungsbeamte. Der Voll- 
ziehungsbeamte wird zur Annahme der 
Leistung, zur Ausstellung von Empfangs- 
bekenntnissen und zu Vollstreckungshand- 
lungen durch einen schriftlichen Auftrag 
der Vollstreckungsbehörde ermächtigt. 

(4) Gepfändete Forderungen sind nicht 
an Zahlungs Statt zu überweisen.“ 


3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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6. § 8 tritt außer Kraft. 

♦ 

7. Als neuer § 8 wird folgende Vorschrift 

^ eingefügt: 

4 8 

(1) Einwendungen, die den beizutreiben- 
den Anspruch selbst, die Haftung für den 
Anspruch oder die Verpflichtung zur Dul- 
dung der Vollstreckung betreffen, sind 
vom Schuldner gerichtlich geltend zu 
machen 

bei Ansprüchen nach 5 1 Abs. 1 Nr. 1, 
3,4 

nach den Vorschriften über Erinnerun- 
gen gegen den Kostenansatz, 

bei Ansprüchen gegen nichtlbeamtete 
Beisitzer, Vertrauenspersonen, Rechts- 
anwälte, Zeugen, Sadi verständige und 
mittellose Personen (§ 1 Abs. 1 Nr. 5) 
nach den Vorschriften über die Feststellung 
eines Anspruchs dieser Personen, 

bei Ansprüchen nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 

nach den Vorschriften über Erinnerungen 
gegen den Festsetzungsibeschluß. Die Ein- 
wendung, daß mit einer Gegenforderung 
aufgerechnet worden sei, ist in diesen Ver- 
fahren nur zulässig, wenn die Gegenfor- 
derung anerkannt oder gerichtlich festge- 
stellt ist. Das Gericht kann anordnen, daß 
die Beitreibung bis zum Erlaß der Entschei- 
dung gegen oder ohne Sicherheitsleistung 
eingestellt werde und daß die VoUstrek- 
kungsmaßregeln gegen Sicherheitsleistung 
aufzuheben seien. 

(2) Für Einwendungen, die auf Grund 
der §§781 bis 784, 786 der Zivilprozeß- 
ordnung erhoben werden, gelten die Vor- 
schriften der §§ 767, 769, 770 der Zivilpro- 
zeßordnung sinngemäß. Für die Klage ist 
das Gericht zuständig, in dessen Bezirk die 
Vollstreckung stattgefunden hat.“ 

8. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

4 10 

(1) Wegen der voraussichtlich entstehen- 
den Kosten eines Strafverfahrens aus- 
schließlich der Vollstredcungskosten kann 
der dingliche Arrest angeordnet werden, 
wenn zu besorgen ist, daß sich der Schuld- 
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6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

4 10 

(1) Wegen der voraussichtlich ent- 
stehenden Kosten des Strafverfahrens 
ausschließlich der Vollstreckungskosten 
kann der dingliche Arrest angeordnet 
werden, wenn zu besorgen ist, daß sich 
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ner der Zahlung entziehen wird, und Haft- 
befehl oder Unterbringungsbefehl (§ 126 a 
der Strafprozeßordnung) oder wegen eines 
Verbrcdiens oder Vergehens ein auf Strafe 
lautendes Urteil gegen ihn ergangen ist. 
Zur Sicherung geringfügiger Beträge er- 
geht kein Arrest. 

(2) Für die Anordnung des Arrestes ist 
das Amtsgericht zuständig, bei dem der 
Schuldner seinen allgemeinen Gerichts- 
stand hat oder in dessen Bezirk der mit 
Arrest zu belegende Gegenstand sich befin- 
det. 

(3) § 920 Abs. 1, § 921 Abs. 1, §§ 922 bis 
925, 927 bis 932, § 934 Abs. 1, 3, 4 der 
Zivilprozeßordnung gelten sinngemäß. 
§ 945 der Zivilprozeßordnung gilt sinn- 
gemäß, wenn sldi erweist, daß bei Anord- 
nung des Arrestes die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht Vorgelegen haben; hier- 
über wird im Rechtsstreit von den ordent- 
lichen Gerichten entschieden. 

(4) Auf Antrag des Schuldners hat das 
Arrestgericht als Vollstreckungsgericht 
eine Vollziehungsmaßnahme aufzuheben, 
soweit der Schuldner den Pfandgegen- 
stand zur Aufbringung der Kosten seiner 
Verteidigung, seines Unterhalts oder des 
Unterhalts seiner Familie benötigt. Die 
Entscheidung kann ohne mündliche Ver- 
handlung ergehen.“ 

9. Die §§ 1 1 bis 18 treten außer Kraft. 

♦ 

10. Als neuer § 11 wird folgende Vorschrift 
^ eingefügt: 

4 11 

(1) Bei der Pfändung von Forderungen 
oder anderen Vermögensrechten gelten 
die Vorschriften des Gerichtskostengeset- 
zes sinngemäß. 

(2) Für die Tätigkeit des Vollziehungs- 
beamten gelten die Vorsdiriften des Geset- 
zes über Kosten der Geriditsvollzieher 
sinngemäß. Der Reisekostenpauschbetrag 
wird Jedoch nicht erhoben.“ 
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der Schuldner der Zahlung entziehen 
wird, und Haftbefehl oder Unterbrin- 
gungsbefehl (§ 126 a der Strafprozeßord- 
nung) oder wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens ein auf Strafe lautendes 
Urteil gegen ihn ergangen ist. Zur Siche- 
rung geringfügiger Beträge ergeht kein 
Arrest. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 
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Artikel V a 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Entschädigung der ehrenamt- 
lichen Beisitzer bei den Gerichten 

ERSTER ABSCHNITT 

§1 

Geltungsbereich und Grundsatz 
der Entschädigung 

Die ehrenamtlichen Beisitzer bei den or- 
dentlichen Gerichten und den Gerichten für 
Arbeitssachen sowie bei den Gerichten der 
Verwaltungs-, der Finanz- und der Sozial- 
gerichtsbarkeit erhalten eine Entschädigung 
für 

1. Zeitversäumnis (§ 2), 

2. Fahrtkosten und Fußwegstrecken (§ 3), 

3. Aufwand (§§ 4 bis 6). 

§2 

Entschädigung für Zeitversäumnis 

(1) Die ehrenamtlichen Beisitzer werden 
für ihre Zeitversäumnis entschädigt. 

(2) Entsteht dem ehrenamtlidien Beisitzer 
ein Verdienstausfall, so beträgt die Entschä- 
digung für jede Stunde der versäumten Ar- 
beitszeit wenigstens zwei Deutsche Mark und 
höchstens vier Deutsche Mark. Dabei ist auch 
die Zeit zu berücksichtigen, in der er seine 
gewöhnliche Beschäftigung nicht wieder auf- 
nehmen kann. Die letzte, bereits begonnene 
Stunde wird voll gerechnet. Die Entschädi- 
gung richtet sich nach dem regelmäßigen 
Bruttoverdienst. 

(3) Soweit ein Verdienstausfall nicht nach- 
weisbar oder nicht eingetreten ist, erhalten 
die ehrenamtlichen Beisitzer wenigstens die 
nach dem geringsten Satz bemessene Entschä- 
digung. 

(4) Die Entschädigung darf den Gesamt- 
betrag von zweiunddreißig Deutsche Mark je 
Tag nicht übersteigen. 

§3 

Fahrtkosten, Wegegeld 

(1) Den ehrenamtlichen Beisitzern werden 
die notwendigen Fahrtkosten ersetzt. 
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Artikel V a 

An die Stelle der bisherigen Vorschriften 
über die Entschädigung der ehrenamtlichen 
Beisitzer bei den Gerichten tritt das folgende 

Gesetz 

über die Entschädigung der ehrenamt- 
lichen Beisitzer bei den Gerichten 


§ 2 ^ 

Entschädigung für Zeitversäumnis 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Soweit ein Verdienstausfall nicht nach- 
weisbar oder nicht eingetreten ist, erhalten 
die ehrenamtlichen Beisitzer die nach dem 
geringsten Satz bemessene Entschädigung. 

(4) Die Entschädigung wird für höchstens 
zehn Stunden je Tag gewährt. 

§ 3 

Fahrtkosten, Wegegeld 
(1) unverändert 
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• 

• {2) Bei Benutzung von öffentlichen, regel- 
: mäßig verkehrenden Beförderungsmitteln 
: werden die wirklichen Auslagen eins<hließlich 
: der Kosten für die Beförderung des notwen- 
: digen Gepädts bis zur Höhe der Tarife der 

• ersten Wagen- oder Schiffsklasse ersetzt. Die 
I Mehrkosten für zusdilagspflichtige Züge kön- 
t nen erstattet werden, wenn ihre Benutzung 

• nach den Verkehrsverhältnissen zweckmäßig 
: gewesen ist, insbesondere, um die Gesamt- 
: dauer der Reise abzukürzen. 

i (3) Für Fußwege und bei Benutzung von 

• anderen als öffentlichen, regelmäßig verkeh- 
I renden Beförderungsmitteln werden bei Ent- 

• fernungen von mehr als zwei Kilometern für 
: jedes angefangene Kilometer des Hin- und 
I Rückweges 0,25 Deutsche Mark gewährt. 

• Kann ein Hin- und Rückweg von zusammen 
i mehr als zweihundert Kilometern mit öf- 
I fentlichen, regelmäßig verkehrenden Beför- 
: derungsmitteln zurückgelegt werden, so gilt 
: Satz 1 nur insoweit, als die Mehrkosten ge- 
I genüber der Benutzung von öffentlichen, 
I regelmäßig verkehrenden Beförderungsmit- 
: teln durch eine Minderausgabe an Entschädi- 
I gung ausgeglichen werden. Kann der ehren- 
j amtliche Beisitzer wegen besonderer Um- 

• stände ein öffentliches, regelmäßig verkeh- 
: rendes Beförderungsmittel nicht benutzen, so 

• werden die nachgewiesenen Mehrauslagen er- 

• setzt, soweit sie angemessen sind: 

{ (4) Für Reisen während der Tagung wer- 

I den Fahrtkosten nur insoweit ^^setzt, als 
I MehrLr,.ciäge an Entschädigung erspart wer- 
I den, die beim Verbleiben am Sitzungsort ge- 
i währt werden müßten. 

I (5) Tritt der ehrenamtliche Beisitzer die 

• Reise zum Sitzungsort von einem anderen 

• als seinem Wohnort an oder fährt er nach der 
l Sitzung zu einem anderen Ort als seinem 
I Wohnort, so werden die Fahrtkosten bis zur 
I Höhe der bei der Fahrt von und zum Wohn- 
I ort zu erstattenden Kosten ersetzt. Mehr- 
5 kosten werden nach billigem Ermessen er- 
I setzt, wenn der ehrenamtliche Beisitzer zu 

• diesen Fahrten durch besondere Umstände 
I genötigt war. 

I . . 

! Entschädigung für Aufwand 

• (1) Die ehrenamtlichen Beisitzer erhalten 
S eine Entschädigung für den mit ihrer Dienst- 
I leistung verbundenen Aufwand. 
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(2) Bei Benutzung von öffentlichen, regel- 
mäßig verkehrenden Beförderungsmitteln 
werden die wirklichen Auslagen einschließ- 
lich der Kosten für die Beförderung des not- 
wendigen Gepäcks bis zur Höhe der Tarife, 
bei Benutzung der Eisenbahn oder von Sdiif« 
fen bis zum Fahrpreis der ersten Wagen- 
oder Schilfsklasse, ersetzt. Die Mehrkosten 
für zuschlagpflichtige Züge werden erstattet. 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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(2) Ehrenamtliche Beisitzer, die innerhalb 
der Gemeinde, in der die Sitzung stattfindet, 
weder wohnen noch berufstätig sind, erhal- 
ten ein Tagegeld 

von fünf Deutsche Mark für jeden Tag, an 
dem sie aus Anlaß der Dienstleistung mehr 
als fünf bis acht Stunden, 

von acht Deutsche Mark für jeden Tag, an 
dem sie aus Anlaß der Dienstleistung mehr 
als acht bis zwölf Stunden, 

von zwölf Deutsche Mark für jeden Tag, an 
dem sie aus Anlaß der Dienstleistung mehr 
als zwölf Stunden 

von ihrem Wohnort abwesend sein müssen. 

Bei Abwesenheit bis zu fünf Stunden werden 
die nachgewiesenen notwendigen Auslagen 
bis zu vier Deutsche Mark erstattet. 

(3) Ehrenamtliche Beisitzer, die innerhalb 
der Gemeinde, in der die Sitzung stattfindet, 
wohnen oder berufstätig sind, erhalten ein 
Tagegeld 

von vier Deutsche Mark, wenn sie an einer 
Sitzung mehr als fünf Stunden teilnehmen. 

Übersteigen ihre Auslagen diesen Betrag, so 
werden die nachgewiesenen notwendigen 
Auslagen bis zur Höhe der in Absatz 2 vor- 
gesehenen Sätze erstattet. Bei einer Sitzungs-' 
dauer bis zu fünf Stunden werden die nach- 
gewiesenen notwendigen Auslagen bis zu vier 
Deutsche Mark ersetzt. 

(4) Ist eine auswärtige Übernachtung not- 
wendig, so wird ein Übernachtungsgeld in 
Höhe des Satzes für Bundesbeamte der Reise- 
kostenstufe II gewährt. 

§5 

Ersatz sonstiger Aufwendungen 

Notwendige bare Auslagen, die nicht den 
durch den Aufenthalt außerhalb der Woh- 
nung verursachten Aufwand betreffen, sind 
dem ehrenamtlichen Beisitzer zu ersetzen. 
Dies gilt besonders von den Kosten einer 
notwendigen Vertretung. 


§6 


Entschädigung des Begleiters 


Bedarf der ehrenamtliche Beisitzer wegen 
Gebrechens eines Begleiters, so sind die Ent- 
schädigungen für beide zu gewähren. 


§ 5 

u n V e r ä n 


de 


r t 


S 6 


unverändert 
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§7 

Ehrenamtliche Beisitzer 
bei den oberen Bundesgerichten 

Die Aufwandsentschädigung der ehren- 
amtlichen Beisitzer bei den oberen Bundes- 
gerichten erhöht sich im Falle des § 4 Abs. 2 
Satz 1 auf das Eineinhalbfache der dort fest- 
gelegten Sätze. Im Falle des § 4 Abs. 4 er- 
halten sie ein Übernachtungsgeld in Höhe des 
Satzes für Bundesbeamte der Reisekosten- 
stufe I b. 

§8 

Entschädigung in besonderen Fällen 
des Arbeits- und des Sozialgerichtsgesetzes 

Die Entschädigung nach den §§ 1 bis 7 
wird auch gewährt, wenn die ehrenamtlichen 
Beisitzer bei den Gerichten für Arbeitssachen 
und den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit 
in dieser Eigenschaft an der Wahl von gesetz- 
lich für sie vorgesehenen Ausschüssen oder an 
den Sitzungen solcher Ausschüsse teilnehmen 
(§§ 29, 38 des Arbeitsgerichtsgesetzes, §§ 23, 
35 Abs. 1, § 47 des Sozialgerichtsgesetzes). 

§9 

Aufrundung 

Die dem ehrenamtlidien Beisitzer zu zah- 
lende Gesamtentsdiädigung wird auf zehn 
Deutsche Pfennig aufgerundet. 

§ 10 

Vorsdiuß 

Den ehrenamtlichen Beisitzern ist auf An- 
trag ein angemessener Vorschuß zu bewil- 
ligen. 

§ 11 

Erlösdien des Anspruchs 

Der Anspruch auf Entschädigung erlischt, 
wenn er nicht binnen eines Jahres nadi Be- 
endigung der Dienstleistung bei der Stelle 
geltend gemadit wird, weldie die Entsdiädi- 
gung anzuweisen hat. 

§ 12 

Gerlchtlidae Festsetzung 

(1) Die dem ehrenamtlichen Beisitzer zu 
gewährende Entschädigung wird durdi ge- 


§ 7 

u n V e r ä n 


d e r t 


§ 8 

u n V e r ä n 


d 


e r t 


§ 9 


unverändert 


§ 10 

unverändert 


§ 11 


unverändert 


§ 12 


Geriditliche Festsetzung 
(1) unverändert 
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richtlichen Beschluß festgesetzt, wenn der 
ehrenamtliche Beisitzer oder die Staatskasse 
die richterliche Festsetzung beantragen. Zu- 
ständig ist das Gericht, bei dem der ehren- 
amtliche Beisitzer mitgewirkt hat. Das Ge- 
richt kann seine Festsetzung von Amts wegen 
ändern. 

(2) Gegen die richterlidie Festsetzung ist 
die Besdiwerde zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes fünfzig Deutsche 
Mark übersteigt. Beschwerdeberechtigt sind 
nur der ehrenamtliche Beisitzer und die 
Staatskasse. Eine Besdiwerde an ein oberes 
Bundesgericht ist nidit zulässig. Die Be- 
schwerde wird bei dem Gericht eingelegt, das 
die angefochtene Entscheidung erlassen hat. 
Das Gericht kann der Beschwerde abhelfen. 

(3) Die Entscheidungen treffen die richter- 
lichen Mitglieder des Gerichts allein. 

(4) Anträge, Erklärungen und Beschwer- 
den können zu Protokoll der Geschäftsstelle 
gegeben oder schriftlich ohne Mitwirkung 
eines Rechtsanwalts eingereicht werden. 

§ 13 

Entschädigung der Vertrauensleute 

(1) Nach den §§ 2 bis 6 sowie 9 bis 11 
werden entschädigt 

1. die Vertrauenspersonen in den Ausschüs- 
sen zur Wahl von Schöffen und Geschwo-^ 
renen (§ 40 des Gerichtsverfassungsgeset- 
zes); 

2. die Vertrauensleute in den Ausschüssen 
zur Wahl der ehrenamtlichen V erwaltungs- 
richter (§27 der Verwaltungsgerichtsord- 
nung); 

3. die Vertrauensleute in den Ausschüssen 
zur Wahl der ehrenamtlichen Finanzrichter 
(§ 26 der Finanzgerichtsordnung); 

4. die nicht im öffentlichen Dienst stehenden 
Mitglieder der nach § 18 des Arbeitsge- 
richtsgesetzes errichteten Ausschüsse; 

5. die nicht im öffentlichen Dienst stehenden 
Mitglieder der nach §11 des Sozialgerichts- 
gesetzes errichteten Ausschüsse. 

(2) § 12 gilt entsprechend. Für die gericht- 
liche Festsetzung ist das Gericht zuständig, 
bei dem der Ausschuß gebildet ist. 
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(2) unverändert 


(3) Die Entscheidung trifft das Gericht 
ohne die Hinzuziehung der ehrenamtlichen 
Beisitzer. 

(4) unverändert 


S 13 

Entschädigung der Vertrauensleute 

(1) Nach den §§ 2 bis 6 sowie 9 bis 11 
werden entschädigt. 

1. unverändert 


2. die Vertrauensleute in den Ausschüssen 
zur Wahl der ehrenamtlichen Beisitzer bei 
den Gerichten der Verwaltungsgerichts- 
barkeit; 

3. die Vertrauensleute in den Ausschüssen zur 
Wahl der ehrenamtlichen Beisitzer bei den 
Gerichten der Finanzgerichtsbarkeit. 

4. e n t f ä 1 1 1 


5. e n t f ä 1 1 1 


(2) unverändert 
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I § H 

; Besondere Regelungen 

• Die Bestimmungen über die Entschädigung 
: von Personen, die als Beisitzer bei den in § 1 

• genannten Gerichten in ehren- oder berufs- 
; gerichtlichen Verfahren mitwirken, bleiben 
: unberührt. Das gleiche gilt für die Bestlm- 

• mungen über die Entschädigung der Beisit- 
: zer bei Dienst- und Dienststrafgerichten. 
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§ 14 

unverändert 


Artikel VI 

Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen 

An die Stelle der Gebührenordnung für Zeu- 
gen und Sachverständige in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Dezember 1925 
(Relchsgesetzbl. I S. 471) tritt das folgende 

Gesetz über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen 


Artikel VI 

Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen 

An die Stelle der Gebührenordnung für Zeu- 
gen und Sachverständige in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Dezember 1925 
(Relchsgesetzbl. I S. 471) tritt das folgende 

Gesetz über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen 


§ 1 


Geltungsbereich 


(1) Nach diesem Gesetz werden Zeugen und 
Sachverständige entschädigt, die von dem Ge- 
richt oder von dem Staatsanwalt zu Beweis- 
zwecken herangezogen werden. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht, wenn Sachver- 
ständige herangezogen werden, die für die 
Sachverständigen tätigkeit aus der Bundes- oder 
Landeskasse eine laufende, nicht auf den Ein- 
zelfall abgestellte Vergütung erhalten. 


§ 1 

Geltungsbereich 


(1) unverändert 


(2) Dieses Gesetz gilt nicht, wenn Sach- 
verständige herangezogen werden, die für 
die Sachverständigentätigkeit im Sinne des 
Absatzes 1 aus der Bundes- oder Landes- 
kasse eine laufende, nicht auf den Einzelfall 
abgestellte Vergütung erhalten. 


§ 2 


Entschädigung von Zeugen 

(1) Zeugen werden für Ihren Verdienstaus- 
fall entschädigt. Dies gilt auch bei schriftlicher 
Beantwortung einer Beweisfrage (§ 377 

Abs. 3,4 der Zivilprozeßordnung). 


(2) Die Entschädigung beträgt für jede 
Stunde der versäumten Arbeitszeit wenigstens 
0,50 Deutsche Mark und höchstens 3 Deut- 
sche Mark. Die letzte, bereits begonnene 
Stunde wird voll gerechnet. Die Entschädigung 
richtet sich nach dem regelmäßigen Bruttover- 
dienst. 


§ 2 


Entschädigung von Zeugen 


(1) u n V e r ä n d er t 


(2) unverändert 
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(3) Zeugen erhalten wenigstens die nach 
dem geringsten Satz bemessene Entschädigung, 
es sei denn, daß sie durch die Heranziehung 
ersichtlich keine Nachteile erlitten haben. 


(4) Die Entschädigung wird für höchstens 
10 Stunden je Tag gewährt. Sie darf den Ge- 
samtbetrag von 24 Deutsche Mark je Tag 
nicht überschreiten. 


§ 3 


Entschädigung von Sachverständigen 


(1) Sachverständige werden für ihre Lei- 
stungen entschädigt. 

(2) Die Entschädigung ist nach der erforder- 
lichen Zeit zu bemessen. Sie beträgt bis zu 
5 Deutsche Mark, bei Leistungen, die beson- 
dere fachliche Kenntnisse erfordern, bis zu 
8 Deutsche Mark für jede Stunde. Die letzte, 
bereits begonnene Stunde wird voll gerechnet. 


(3) Für ein schriftliches Gutachten, in dem 
der Sachverständige sich für den Einzelfall ein- 
gehend mit der wissenschaftlichen Lehre aus- 
einanderzusetzen hat, kann die nach Absatz 2 
zu gewährende Entschädigung bis zu 50 vom 
Hundert überschritten werden. 


§ 4 


Zu berücksichtigende Zeit 


Zu berücksichtigen ist für Zeugen und Sach- 
verständige audi die Zeit, während der sie 
ihre gewöhnliche Beschäftigung nicht wieder 
aufnehmen können. 


§ 5 


Besondere Verrichtungen 


Verrichtungen, die in der Anlage zu diesem 
Gesetz bezeichnet sind, werden nach der An- 
lage entschädigt. Dies gilt auch für sachver- 
ständige Zeugen und für Hilfspersonen von 
Sachverständigen, die von dem Gericht oder 
von dem Staatsanwalt zugezogen werden. 


§ 6 


Besondere Entschädigung 


(1) Haben sich die Parteien dem Gericht 
gegenüber mit einer bestimmten Entschädi- 
gung für die Leistung des Sachverständigen 
einverstanden erklärt, so ist diese Entschädi- 
gung zu gewähren, wenn ein ausreichender Be- 
trag an die Staatskasse gezahlt ist. 
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(3) Zeugen erhalten wenigstens die nach 
dem geringsten Satz bemessene Entschädi- 
gung, Hausfrauen jedoch wenigstens 1 Deut- 
sdie Mark je Stunde, es sei denn, daß sie 
durch die Heranziehung ersichtlich keine 
Nachteile erlitten haben. 

(4) Die Entschädigung wird für höchstens 
10 Stunden je Tag gewährt. 


§ 3 

Entschädigung von Sachverständigen 

(1) unverändert 

(2) Die Entschädigung ist nach der erfor- 
derlichen Zeit zu bemessen. Sie beträgt bis zu 
5 Deutsche Mark, bei Leistungen, die beson- 
dere fachliche Kenntnisse erfordern, bis zu 
10 Deutsche Mark für jede Stunde. Die letzte, 
bereits begonnene Stunde wird voll gerechnet. 

(3) unverändert 


§ 4 


unverändert 


§ 5 


unverändert 


§ 6 


unverändert 
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(2) Die Erklärung nur einer Partei genügt, 
wenn das Gericht zustimmt. Vor der Zustim- 
mung hat das Gericht die andere Partei zu 
hören. Die Zustimmung und die Ablehnung 
der Zustimmung sind unanfechtbar. 

§ 7 

Ersatz von Aufwendungen 
Dem Sachverständigen werden ersetzt 

1. die für die Vorbereitung und Erstattung des 
Gutachtens aufgewendeten Kosten, ein- 
schließlich der notwendigen Aufwendungen 
für Hilfskräfte, sowie die für eine Unter- 
suchung verbrauchten Stoffe und Werk- 
zeuge; 

2. für das schriftliche Gutachten der für 
Schreibgebühren im Gerichtskostengesetz be- 
stimmte Betrag; 

3. für Durchschläge, die auf Erfordern gefer- 
tigt worden sind, 0,25 Deutsche Mark für 
jede Seite. 


§ 8 

Fahrtkosten, Wegegeld 

(1) Zeugen und Sachverständige werden 
die notwendigen Fahrtkosten ersetzt. 

(2) Bei Benutzung von öffentlichen, regel- 
mäßig verkehrenden Beförderungsmitteln wer- 
den die wirklichen Auslagen einschließlich der 
Kosten für die Beförderung des notwendigen 
Gepäcks bis zur Hohe der Tarife ersetzt. Bei 
Benutzung der Eisenbahn oder von Schiffen Ist 
der Ersatz der Beförderungsauslagen nach den 
persönlichen Verhältnissen des Zeugen oder 
Sachverständigen zu bemessen, jedoch soll der 
Fahrpreis der zweiten ^ zgenklasse oder der 
ersten Schiffsklasse nicht überschritten werden. 
Die Mehrkosten für zuschlagpflichtige Züge 
können erstattet werden, wenn ihre Benutzung 
nach den Verkehrsverhältnissen zweckmäßig 
gewesen ist, insbesondere, um die Gesamtdauer 
der Reise abzukürzen. 

(3) Für Fußwege und bei Benutzung von 
anderen als den im Absatz 2 genannten Beför- 
derungsmitteln werden bei Entfernungen von 
mehr als zwei Kilometern für jedes ange- 
fangene Kilometer des Hin- und Rückwegs 
0,25 Deutsche Mark gewährt. Kann ein Hin- 
und Rückweg von zusammen mehr als zwei- 
hundert Kilometern mit öffentlichen, regel- 
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§ 7 

Ersatz von Aufwendungen 
Dem Sachverständigen werden ersetzt 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. für Durchschläge, die auf Erfordern ge- 
fertigt worden sind, sowie für einen 
Durdischlag für die Handakten des Sach- 
verständigen 0,25 Deutsche Mark für jede 
Seite. 


§ 8 

Fahrtkosten, Wegegeld 

(1) Zeugen und Sachverständigen werden 
die notwendigen Fahrtkosten ersetzt. 

(2) Bei Benutzung von öffentlichen, regel- 
mäßig verkehrenden Beförderungsmitteln 
werden die wirklichen Auslagen einschlleß- 
licxi der Kosten für die Beförderung des not- 
wendigen Gepäcks bis zur Höhe der Tarife, 
bei Benutzung der Eisenbahn oder von 
Schiffen bis zum Fahrpreis der ersten Wagen- 
oder Scliiffsklasse, ersetzt. Der Ersatz der 
Beförderungsauslagen ist nach den persön- 
lichen Verhältnissen des Zeugen oder Sach- 
verständigen zu bemessen. Die Mehrkosten 
für zuschlagpflichtige Züge werden erstattet. 


(3) unverändert 


105 



Entwurf 

mäßig verkehrenden Beförderungsmitteln zu- 
rückgelegt werden, so gilt Satz 1 nur insoweit, 
als die Mehrkosten gegenüber der Benutzung 
von öffentlichen, regelmäßig verkehrenden 
Beförderungsmitteln durch eine Minder ausgabe 
an Entschädigung ausgeglichen werden. Kann 
der Zeuge oder Sachverständige wegen beson- 
derer Umstände ein öffentliches, regelmäßig 
verkehrendes Beförderungsmittel nicht be- 
nutzen, so werden die nachgewiesenen Mehr- 
auslagen ersetzt, soweit sie angemessen sind. 

(4) Für Reisen während der Terminsdauer 
werden die Fahrtkosten nur insoweit ersetzt, 
als dadurch Mehrbeträge an Entschädigung er- 
spart werden, die beim Verbleiben an der 
Terminsstelle gewährt werden müßten. 

(5) Tritt der Zeuge oder Sachverständige die 
Reise zum Terminsort von einem anderen als 
dem in der Ladung bezeichneten oder der 
ladenden Stelle unverzüglich angezeigten Ort 
an oder fahrt er zu einem anderen als zu die- 
sem Ort zurück, so werden, wenn die dadurch 
entstandenen Gesamtkosten höher sind, höch- 
stens die Kosten ersetzt, die für die Reise von 
dem in der Ladung bezeichneten oder der 
ladenden Stelle angezeigten Ort oder für die 
Rückreise zu diesem Ort zu ersetzen wären. 


§ 9 

Entschädigung für Aufwand 

(1) Zeugen und Sachverständige erhalten für 
den durch Abwesenheit vom Aufenthaltsort 
oder durch die Wahrnehmung eines Termins 
am Aufenthaltsort verursachten Aufwand eine 
Entschädigung. Die Entschädigung Ist nach den 
persönlichen Verhältnissen des Zeugen oder 
Sachverständigen zu bemessen. 

(2) Die Entschädigung für den durch Ab- 
wesenheit vom Aufenthaltsort verursachten 
Aufwand soll nicht den Satz überschreiten, der 
den Bundesbeamten der Reisekostenstufe II 
nach den Vorschriften über die Reisekosten- 
vergütung der Bundesbeamten als Tagegeld 
zusteht. Die Vorschriften, nach denen bei Rei- 
sen, die an demselben Kalendertag angetreten 
oder beendet werden, sich das Tagegeld ver- 
mindert oder ein Tagegeld nicht gewährt 
wird, gelten entsprechend. Dem Zeugen und 
Sachverständigen, der vom Aufenthaltsort 
weniger als 6 Stunden abwesend ist, sind 
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(4) unverändert 


(5) Tritt der Zeuge oder Sachverständige die 
Reise zum Terminsort von einem anderen als 
dem in der Ladung bezeichneten oder der 
ladenden Stelle unverzüglich angezeigten Ort 
an oder fahrt er zu einem anderen als zu die- 
sem Ort zurück, so werden, wenn die dadurch 
entstandenen Gesamtkosten höher sind, höch- 
stens die Kosten ersetzt, die für die Reise von 
dem in der Ladung bezeichneten oder der 
ladenden Stelle angezeigten Ort oder für die 
Rückreise zu diesem Ort zu ersetzen wären. 
Mehrkosten werden nach billigem Ermes- 
sen ersetzt, wenn der Zeuge oder Sachver- 
ständige zu diesen Fahrten durch besondere 
Umstände genötigt war. 

§ 9 

Entschädigung für Aufwand 
(1) unverändert 


(2) Die Entschädigung für den durch Ab- 
wesenheit vom Aufenthaltsort verursachten 
Aufwand soll nicht den Satz überschreiten, der 
den Bundesbeamten der Reisekostenstufe II 
nach den Vorschriften über die Reisekosten- 
vergütung der Bundesbeamten als Tagegeld 
zusteht. Die Vorschriften, nach denen bei Rei- 
sen, die an demselben Kalendertag angetreten 
oder beendet werden, sich das Tagegeld ver- 
mindert oder ein Tagegeld nicht gewährt 
wird, gelten entsprechend. Dem Zeugen oder 
Sachverständigen, der vom Aufenthaltsort 
weniger als 6 Stunden abwesend ist, sind 
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Zehrkosten bis zu 2,50 Deutsche Mark zu er- 
setzen. Mußte der Zeuge oder Sachverständige 
außerhalb seines Aufenthaltsortes übernachten, 
so erhält er hierfür Ersatz seiner Aufwendun- 
gen, soweit sie angemessen sind. 

(3) Bei Terminen am Aufenthaltsort des 
Zeugen oder Sachverständigen sind Zehrkosten 
bis zu 2,50 Deutsche Mark für jeden Tag, an 
dem der Zeuge oder Sachverständige länger 
als 4 Stunden von seiner Wohnung abwesend 
sein mußte, zu ersetzen. 

§ 10 

Ersatz sonstiger Aufwendungen 

Notwendige bare Auslagen, die nicht den 
durch den Aufenthalt außerhalb der Wohnung 
verursachten Aufwand betreffen, sind dem 
Zeugen oder Sachverständigen zu ersetzen. 
Dies gilt besonders von den Kosten einer 
notwendigen Vertretung. 

§ 11 

Entschädigung des Begleiters 

Bedarf der Zeuge wegen jugendlichen Alters 
oder wegen Gebrechens eines Begleiters, so 
sind die Entschädigungen für beide zu ge- 
währen. 


§ 12 

Aufrundung 

Die dem Zeugen oder Sachverständigen zu 
zahlende Gesamtentschädigung wird auf 
10 Deutsche Pfennig aufgerundet. 


§ 13 


Vereinbarung der Entschädigung 

Mit Sachverständigen, die häufiger heran- 
gezogen werden, kann die oberste Landes- 
behörde oder die von ihr bestimmte Stelle 
eine Entschädigung im Rahmen der nach die- 
sem Gesetz zulässigen Entschädigung verein- 
baren. 


§ 14 
Vorschuß 

(1) Geladenen Zeugen und Sachverständigen 
ist auf Antrag ein Vorschuß zu bewilligen, 
wenn sie nicht über die Mittel für die Reise 
verfügen oder wenn ihnen, insbesondere we- 
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Zehrkosten bis zu 2,50 Deutsche Mark zu er- 
setzen. Mußte der Zeuge oder Sachverständige 
außerhalb seines Aufenthaltsortes übernachten, 
so erhält er hierfür Ersatz seiner Aufwendun- 
gen, soweit sie angemessen sind. 

(3) unverändert 


§ 10 

Ersatz sonstiger Aufwendungen 

Notwendige bare Auslagen, die nicht den 
durch den Aufenthalt außerhalb der Woh- 
nung verursachten Aufwand betreffen, sind 
dem Zeugen oder Sachverständigen zu er- 
setzen. Dies gilt besonders von den Kosten 
einer notwendigen Vertretung und für die 
Kosten notwendiger Begleitpersonen. 

§ 11 

entfällt 


§ 12 


unverändert 


§ 13 


unverändert 


§ 14 


unverändert 
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gen der Höhe der enstehenden Reisekosten, 
nicht zugemutet werden kann, diese aus eige- 
nen Mitteln vorzuschießen. 

(2) Dem Sachverständigen ist ferner auf 
Antrag ein Vorschuß zu bewilligen, wenn die 
Erstattung des Gutachtens bare Aufwendun- 
gen erfordert und dem Sachverständigen, ins- 
besondere wegen der Höhe der Aufwendun- 
gen, nicht zugemutet werden kann, eigene 
Mittel vorzuschießen. 

(3) § 16 gilt sinngemäß. 

§ 15 

Erlöschen des Anspruchs 

(1) Zeugen und Sachverständige werden nur 
auf Verlangen entschädigt. 

(2) Verlangt der Zeuge nicht binnen drei 
Monaten nach Beendigung der Zuziehung 
Entschädigung bei dem zuständigen Gericht 
oder bei der zuständigen Staatsanwaltschaft, 
so erlischt der Anspruch. 

(3) Das Gericht (§ 16 Abs. 1) kann den 
Sachverständigen auffordern, seinen Anspruch 
innerhalb einer bestimmten Frist zu beziffern. 
Die Frist muß mindestens zwei Monate be- 
tragen. In der Aufforderung Ist der Sachver- 
ständige über die Folgen einer Versäumung 
der Frist zu belehren. Die Frist kann auf An- 
trag vom Gericht verlängert werden. Der 
Anspruch erlischt, soweit ihn der Sachverstän- 
dige nicht innerhalb der Frist beziffert. War 
der Sachverständige ohne sein Verschulden 
verhindert, die Frist einzuhalten, so Ist ihm 
auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu erteilen, wenn er innerhalb von 
zwei Wochen nach Beseitigung des Hindernis- 
ses den Anspruch beziffert und die Tatsachen, 
die die Wiedereinsetzung begründen, glaub- 
haft macht. 

(4) § 196 Abs. 1 Nr. 17 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bleibt unberührt. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 15 


unverändert 


§ 16 § 16 
Gerichtliche Festsetzung Gerichtliche Festsetzung 

(1) Die einem Zeugen oder Sachverständigen unverändert 

ZU gewährende Entschädigung wird durch ge- 
richtlichen Beschluß festgesetzt, wenn der 
Zeuge oder Sachverständige oder die Staats- 
kasse die richterliche Festsetzung beantragen 
oder das Gericht sie für angemessen hält. Zu- 
ständig ist das Gericht oder der Richter, von 


108 



Entwurf 

dem der Zeuge oder Sachverständige heran- 
gezogen worden ist. Ist der Zeuge oder Sach- 
verständige von dem Staatsanwalt herange- 
zogen worden, so ist das Gericht zuständig, bei 
dem die Staatsanwaltschaft errichtet ist. Das 
Gericht kann seine Festsetzung von Amts 
wegen ändern. Schwebt das Verfahren wegen 
der Fiauptsache oder wegen der Entscheidung 
über den für die Gerichtsgebühren maßgeben- 
den Wert, den Kostenansatz oder die Kosten- 
festsetzung in der Rechtsmittelinstanz, so 
ist auch das Rechtsmittelgericht hierzu befugt. 

(2) Gegen die richterliche Festsetzung ist 
die Beschwerde zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 50 Deutsche Mark 
übersteigt. Beschwerdeberechtigt sind nur der 
Zeuge oder Sachverständige und die Staats- 
kasse. Die weitere Beschwerde ist statthafty 
wenn sie das Bescbwerdegericht wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der zur Entschei- 
dung stehenden Frage zuläßt. Die weitere Be- 
schwerde kann nur darauf gestützt werden^ 
daß die Entscheidung auf einerV erletzung des 
Gesetzes beruht; die §§ 550 und 551 der Zivil- 
prozeßordnung gelten sinngemäß. Eine Be- 
schwerde an ein oberes Bundesgericht ist nicht 
zulässig. 

(3) Die Beschwerde wird bei dem Gericht ^ 
das die angefochtene Entscheidung erlassen 
hat, oder bei dem Beschwerdegericht eingelegt, 
Das Gericht, dessen Entscheidung angefochten 
wird, kann der Beschwerde abhelfen. 

(4) Anträge, Erklärungen und Beschwerden 
können zu Protokoll der Geschäftsstelle ge- 
geben oder schriftlich ohne Mitwirkung eines 
Rechtsanwalts eingercicht werden. 

§ 17 

Dolmetscher und Übersetzer 

(1) Für Dolmetscher und Übersetzer gelten 
die Vorschriften dieses Gesetzes sinngemäß. 

(2) Dolmetscher werden wie Sachverständige 
entschädigt. 

(3) Die Entschädigung für die Übertragung 
eines Textes aus einer Sprache in eine andere 
Sprache beträgt für die Zeile der schriftlichen 
Übersetzung, die durchschnittlich fünfzehn 
Silben enthält, 0,30 Deutsche Mark. Bei der 
Übertragung von Fachtexten, Insbesondere 
technlsdien oder medizinischen Gutachten, und 
bei sonstigen besonders schwierigen Übertra- 
gungen kann die Entschädigung bis auf 
1 Deutsche Mark für eine Zeile erhöht werden. 
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(2) Gegen die richterliche Festsetzung ist 
die Beschwerde zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 50 Deutsche Mark 
übersteigt. Beschwerdeberechtigt sind nur 
der Zeuge oder Sachverständige und die 
Staatskasse. Eine Beschwerde an ein oberes 
Bundesgericht ist nicht zulässig. Die Be- 
schwerde wird bei dem Gericht eingelegt, 
das die angefochtene Entscheidung erlassen 
hat. Das Gericht kann der Beschwerde ab- 
helfen. 


(3) entfällt 


(4) unverändert 


§ 17 

unverändert 
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Anlage 

(zu Artikel VI § 5) 


Lfd. Nr. 

Bezeichnung der Verrichtung 

Entschädigung 

in 

Deutsche Mark 

1 

Der Arzt, der eine Leiche, Teile einer Leiche oder eine Leibes- 
frucht besichtigt oder bei einer richterlichen Leichenschau mit- 
wirkt, erhält hierfür und für seinen zur Niederschrift gege- 
benen Bericht 

15 


Für mehrere solcher Verrichtungen bei derselben Gelegenheit 
erhält der Arzt höchstens 

40 


Sind Berichte schriftlich zu erstatten oder nachträglich zur 
Niederschrift zu geben, so erhält der Arzt für jeden Bericht . 
höchstens 

7 

25 

2 

Jeder Obduzent erhält 

a) für die Leichenöffnung 

40 


b) für die Sektion von Teilen einer Leiche oder die Öffnung 
einer nicht lebensfähigen Leibesfrucht 

20 


Erfolgt die Obduktion unter besonders ungünstigen äußeren 
Bedingungen, so beträgt die Entschädigung 



zu a) 

50 


zu b) 

30 


Die Entschädigung umfaßt auch den zur Niederschrift gege- 
benen Bericht einschließlich des vorläufigen Gutachtens. 



Der Sektionsgehilfe erhält für die Leichenöffnung 

12 

3 

Der Arzt erhält für die Ausstellung des Befundscheins oder 
die Erteilung einer schriftlichen Auskunft ohne nähere gut- 
achtliche Äußerung 

8 

4 

Der Arzt erhält für das Zeugnis über einen ärztlichen Befund 
mit kurzer gutachtlicher Äußerung oder für ein Formbogen- 
gutachten, wenn sich die Fragen auf Vorgeschichte, Angaben 
und Befund beschränken und nur ein kurzes Gutachten er- 
fordern 

10 

5 

Für die Untersuchung eines Nahrungs- oder Genußmittels 
oder eines Gebrauchsgegenstands, Arzneistoffs, Geheimmittels 
und dgl. oder von Wässern oder Abwässern und eine kurze 
schriftliche, gutachtliche Äußerung beträgt die Entschädigung 
für jede Probe 

8 bis 

50 

6 

Für die mikroskopische, physikalische, röntgenologische, 
chemische, bakteriologische, serologische Untersuchung, wenn 
das Untersuchungsmaterial von Mensdien oder Tieren stammt, 
und eine kurze gutachtliche Äußerung, einschließlich des ver- 
brauchten Materials an Farbstoffen und anderen geringwer- 
1 eigen Stoffen, beträgt die Entschädigung für jede Probe . . . 

8 bis 

50 
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Lfd. Nr. 

Bezeichnung der Verrichtung 

Entschädigung 

in 

Deutsche Mark 

7 

Bei Blutgruppenbestimmungen beträgt die Entschädigung 



a) für die Bestimmung von ABO-Blutgruppen 

10 


für die Bestimmung von Untergruppen ........ 

8 


b) für die MN-Bestimmung 

8 


c) für zusätzlich erforderliche Absorptionsversuche .... 

d) für die Bestimmung des Rh-Faktors und ähnlicher Fak- 

14 


toren, je Faktor 

10 


bei derselben Blutprobe je Person insgesamt höchstens . . 

50 


e) für jede Blutentnahme einschließlich Venüle 

3 


f) für das schriftliche Gutachten , . 

7 

8 

Für erbbiologische Abstammungsgutachten nach den aner- 
kannten erbbiologischen Methoden beträgt die Entschädigung 



a) wenn bis zu drei Personen untersucht werden 

230 


b) für die Untersuchung jeder weiteren Person 

Die Entschädigung umfaßt die gesamte Tätigkeit des Sachver- 
ständigen und etwaiger Hilfspersonen, insbesondere die Unter- 
suchung, die Herstellung der Lichtbilder einschließlich der 
erforderlichen Abzüge, die Herstellung von Abdrücken, etwa 
notwendige Abformungen und dgl. sowie die Auswertung 
und Beurteilung des gesamten Materials; sie umfaßt ferner die 
Post- und Fernsprechgebühren sowie die Kosten* für die An- 
fertigung des schriftlichen Gutachtens in drei Stüchen. 

Die Entschädigung umfaßt nicht notwendige Reisen außerhalb 
des Aufenthaltsorts des Sachverständigen, die Kosten für 
Blutgruppenbestimmungen und Röntgenaufnahmen und für 
die Begutachtung etwa vorhandener erbpathologischer Be- 
funde durch Fachärzte. 

60 

9 

Der Arzt erhält für die Teilnahme an einer Sitzung eines Ge- 



richts der Sozialgerichtsbarkeit, einschließlich des Akten- 
studiums, der körperlichen Untersuchung und der mündlichen 
Erstattung von Gutachten ohne Rücksicht auf die Zahl der 



verhandelten Sachen für die erste Stunde 

14 


für jede angefangene weitere Stunde 

9 
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A r t i k e 1 VII 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

A r t i k e I VII 


Vergütung der Reditsanwälte 


Vergütung der Reditsanwalte 


An die Stelle der Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte in der Fassung der Bekanntmadiung 
vom 5. Juli 1927 (ReichsgesetzbL I S. 162) 
tritt folgende 


An die Stelle der Gebührenordnung fürRedits- 
anwälte in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Juli 1927 (ReichsgesetzbL I S. 162) 
tritt folgende 


Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 


Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 


ERSTER ABSCHNITT 


ERSTER. ABSCHNITT 


Allgemeine Vorschriften 


Allgemeine Vorschriften 


Geltungsbereich 

(1) Die Vergütung (Gebühren und Aus- 
lagen) des Reditsanwalts für seine Berufs- 
tätigkeit bemißt sich nach diesem Gesetz. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht, wenn der 
Rechtsanwalt als Vormund, Pfleger, Testa- 
mentsvollstrecker, Konkursverwalter, Ver- 
gleichsverwalter, Mitglied des Gläubigeraus- 
schusses oder Gläubigerbelrats, Nachlaß Ver- 
walter, Zwangsverwalter, T reuhander, Schieds- 
richter oder in ähnlicher Stellung tätig wird. 
§ 1835 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt 
unberührt. 




unverändert 




Sinngemäße Anwendung des Gesetzes 


Ist in diesem Gesetz über die Gebühren 
für eine Berufstätigkeit des Rechtsanwalts 
nichts bestimmt, so sind die Gebühren in 
sinngemäßer Anwendung der Vorschriften 
dieses Gesetzes zu bemessen. 


S2 


unverändert 


§3 ' 

Vereinbarung der Vergütung 

(1) Aus einer Vereinbarung kann der 
Rechtsanwalt eine höhere als die gesetzliche 
Vergütung nur fordern, wenn die Erklärung 
des Auftraggebers schriftlich abgegeben und 
nicht 'in der Vollmacht oder in einem Vor- 
druck, der auch andere Erklärungen umfaßt, 
enthalten ist. Hat der Auftraggetber freiwillig 


§3 


unverändert 
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und ohne Vorbehalt geleistet, so kann er das 
Geleistete nicht deshalb zurückfordern, well 
seine Erklärung der Vorschrift des Satzes 1 
nicht entspricht. 

(2) Die Festsetzung der Vergütung kann 
dem billigen Ermessen des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer überlassen werden. Ist 
die Festsetzung der Vergütung dem Ermessen 
eines Vertragsteils überlassen, so gilt die ge- 
setzliche Vergütung als vereinbart. 

(3) Ist eine vereinbarte oder von dem Vor- 
stand der Rechtsanwaltskammer festgesetzte 
Vergütung unter Berücksichtigung aller Um- 
stände unangemessen hoch, so kann sie im 
Rechtsstreit auf den angemessenen Betrag bis 
zur Höhe der gesetzlichen Vergütung herab- 
gesetzt werden. Vor der Herabsetzung hat 
das Gericht ein Gutachten des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer einzuholen; dies gilt 
nicht, wenn der Vorstand der Rechtsanwalts- 
kammer die Vergütung nach Absatz 2 Satz 1 
festgesetzt hat. 

(4) Durch eine Vereinbarung, nach der ein 
im Armenrecht beigeordneter Rechtsanwalt 
eine Vergütung erhalten soll, wird eine Ver- 
bindlichkeit nicht begründet. Hat der Auf- 
traggeber freiwillig und ohne Vorbehalt ge- 
leistet, so kann er das Geleistete nidat deshalb 
zurückfordern, weil eine Verbindlichkeit 
nicht bestanden hat. 


§4 


§4 


Vergütung für Tätigkeiten von Vertretern 
des Rechtsanwalts 


Vergütung für Tätigkeiten von Vertretern 
des Rechtsanwalts 


Die Vergütung für eine Tätigkeit, die der 
Rechtsanwalt nicht persönlich vornimmt, 
wird nach diesem Gesetz bemessen, wenn der 
Rechtsanwalt durch einen Rechtsanwalt, den 
allgemeinen Vertreter oder einen dem Rechts- 
anzüalt zur Ableistung des Anwärterdienstes 
überwiesenen Anwaltsassessor oder zur Aus- 
bildung zugewiesenen Referendar vertreten 
wird. 


Die Vergütung für eine Tätigkeit, die der 
Rechtsanwalt nicht persönlich vornimmt, 
wird nach diesem Gesetz bemessen, wenn der 
Rechtsanwalt durch einen Rechtsanwalt, den 
allgemeinen Vertreter oder einen zur Ablei- 
stung des Anwärterdienstes überwiesenen An- 
waltsassessor oder zur Ausbildung zugewiese- 
nen Referendar vertreten wird. 


§3 


Mehrere Rechtsanwälte 

Ist der Auftrag mehreren Rechtsanwälten 
zur gemeinschaftlichen Erledigung über- 
tragen, so erhält jeder Rechtsanwalt für seine 
Tätigkeit die volle Vergütung. 


§5 


unverändert 
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§ 6 

Mehrere Auftraggeber 

(1) Wird der Rechtsanwalt in derselben 
Angelegenheit für mehrere Auftraggeber 
tätig, so erhält er die Gebühren nur einmal. 
Bei Gebühren, die nur dem Mindest- und 
Höchstbetrag nach bestimmt sind, erhöht sidi 
der Mindest- und Höchstbetrag um die 
Hälfte. Ist der Gegenstand der anwaltlichen 
Tätigkeit derselbe, so erhöht sich, wenn die 
Aufträge nicht gleichzeitig erteilt sind, die 
Prozeßgebühr (§ 30 Nr. 1) durch jeden Bei- 
tritt um zwei Zehntel; die Erhöhung wird 
nach dem Betrag berechnet, an dem die Auf- 
traggeber gemeinschaftlich beteiligt sind; 
mehrere Erhöhungen dürfen den Betrag einer 
vollen Gebühr nicht übersteigen. 

(2) Jeder der Auftraggeber schuldet dem 
Rechtsanwalt die Gebühren und Auslagen, 
die er schulden würde, wenn der Rechtsan- 
walt nur in seinem Auftrag tätig geworden 
wäre. Der Rechtsanwalt kann aber Insgesamt 
nicht mehr als die nach Absatz 1 berechneten 
Gebühren fordern; die Auslagen kann er nur 
einmal fordern. 


§ 7 


Gegenstandswert 

(1) Die Gebühren werden, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt, nadi dem 
Wert berechnet, den der Gegenstand der an- 
waltlichen Tätigkeit hat (Gegenstandswert). 

(2) In derselben Angelegenheit werden die 
Werte mehrerer Gegenstände zusammenge- 
rechnet. 


§6 

u n V e r ä n 


d 


e r t 


§7 

u n V e r ä n 


d e r t 


§ 8 


W ertvorschrif ten 


(1) In gerichtlichen Verfahren bestimmt 
sich der Gegenstandswert nach den für die 
Gerichtsgebühren geltenden Wertvorschrif- 
ten. Diese Wertvorschriften gelten sinn- 
gemäß auch für anwaltliche Tätigkeiten, 
die einem gerichtlichen Verfahren voraus- 
gehen, insbesondere für Zahlungsaufforde- 
rungen, Mahnungen, Kündigungen, Ver- 
suche der gütlichen Einigung, ferner für 
die Vorbereitung der Klage oder der Rechts- 
verteidigung und für die Tätigkeit in einem 
Einspruchs-, Beschwerde- oder Abhilfever- 
fahren; dies gilt auch dann, wenn sich die 


§8 


Wertvorschriften 


(1) unverändert 


114 



Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Angelegenheit ohne gericlitliches Verfahren 
erledigt oder der Rechtsanwalt in dem ge- 
richtlichen Verfahren nidit tätig wird. Sind 
für die Gerichtsgebühren keine Wertvor- 
sdiriften vorgesehen, so bestimmt sich der 
Gegenstandswert nach Absatz 2. 

(2) In anderen Angelegenheiten gelten für 
den Gegenstandswert § 17 Abs. 2 §§ 18 bis 
21, § 22 Abs. 1, 2, 4, 5, 6, § 23, § 32 
Abs. 2 der Kostenordnung vom 23. Novem- 
ber 1935 ( Reich $ ge setzbl. I S. 1371) sinnge- 
mäß. Soweit sich der Gegenstandswert aus 
diesen Vorschriften nicht ergibt und auch 
sonst nicht feststeht, ist er nach billigem Er- 
messen zu bestimmen; in Ermangelung ge- 
nügender tatsächlicher Anhaltspunkte für 
eine Schätzung und bei niditvermögensrecht- 
lidien Gegenständen ist der Gegenstandswert 
auf 2000 Deutsche Mark, nach Lage des Fal- 
les niedriger oder höher, jedoch nicht unter 
200 Deutsche Mark und nicht über eine MiL 
lion Deutsche Mark anzunehmen. 


(2) In anderen Angelegenheiten gelten für 
den Gegenstandswert § 18 Abs. 2, §§ 19 bis 
23, § 24 Abs. 1, 2, 4, 5, 6, § 25, § 39 
Abs. 2 der Kostenordnung sinngemäß. Soweit 
sich der Gegenstandswert aus diesen Vor- 
schriften nidit ergibt und auch sonst nicht 
feststeht, ist er nach billigem Ermessen zu 
bestimmen; in Ermangelung genügender tat- 
sächlicher Anhaltspunkte für eine Schätzung 
und bei nicht vermögensrechtlichen Gegen- 
ständen ist der Gegenstandswert auf 3000 
Deutsche Mark, nach Lage des Falles niedri- 
ger oder höher, jedoch nicht unter 300 Deut- 
sche Mark und nicht über eine Million Deut- 
sche Mark anzunehmen. 


§ 9 

Wertfestsetzung für die Gerichtsgebühren 

(1) Wird der für die Gerichtsgebühren 
maßgebende Wert gerichtlich festgesetzt, so 
ist die Festsetzung auch für die Gebühren des 
Rechtsanwalts maßgebend. 

(2) Der Rechtsanwalt kann aus eigenem 
Recht die Festsetzung des Werts beantragen 
und Rechtsmittel gegen die Festsetzung ein- 
Icgen. Rechtsbehelfe, die gegeben sind, wenn 
die Wertfestsetzung unterblieben ist, kann 
er aus eigenem Redn ergreifen. 


§ 10 

Wertfestsetzung für die Rechtsanwalts- 
gebühren 

(1) Berechnen sich die Gebühren für die 
anwaltliche Tätigkeit in einem gerichtlichen 
Verfahren nicht nach dem für die Gerlchts- 
gebühren maßgebenden Wert oder fehlt cs 
an einem solchen Wert, so setzt das Gericht 
des Rcchtszugs den Wert des Gegenstands 
der anwaltlichen Tätigkeit auf Antrag durch 
Beschluß selbständig fest. 

(2) Der Antrag ist erst zulässig, wenn die 
Vergütung fällig ist. Antragsberechtigt sind 
der Rechtsanwalt, der Auftraggeber und ein 
erstattungspflichtiger Gegner; in Armen- 
sachen auch die Bundes- oder Landeskasse. 


§9 


unverändert 


§ 10 

Wertfestsetzung für die Reditsanwalts- 
gebühren 

(1) unverändert 


(2) Der Antrag ist erst zulässig, wenn die 
Vergütung fällig ist. Antragsberechtigt sind 
der Reditsanwalt, der Auftraggeber und ein 
erstattungspflichtiger Gegner; in Armen- 
sachen auch die Bundes- oder Landeskasse. 
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Vor der Entsclieidung sind die Beteiligten zu 
hören. Der Rechtsanwalt erhält in dem Ver- 
fahren keine Gebühren. 


Vor der Entscheidung sind die Beteiligt 
hören. Das Verfahren ist gebührenfre 
Rechtsanwalt erhält in dem Verfahren 
Gebühren. 


(3) Gegen die Entscheidung ist die sofor- (3) unverändert 

tige Beschwerde zulässig, wenn der Be- 
schwerdegegenstand fünfzig Deutsche Mark 

übersteigt. § 568 Abs. 1, § 570, § 573 Abs. 1, 

§§ 574, 575 und § 577 Abs. 1, 2 und 3 der 
Zivilprozeßordnung gelten sinngemäß. Die 
weitere Beschwerde ist statthaft, wenn sie das 
Beschwerdegericht wegen der grundsätzlichen 
Bedeutung der zur Entscheidung stehenden 
Frage zuläßt. Die weitere Beschwerde kann 
nur darauf gestützt werden, daß die Entschei- 
dung auf einer Verletzung des Gesetzes be- 
ruht; die §§ 550 und 551 der Zivilprozeßord- 
nung gelten sinngemäß. Eine Besdtwerde an 
ein oberes Bundesgericht ist nicht zulässig. 

(4) Anträge, Erklärungen und Beschwerden (4) unverändert 

können zu Protokoll der Geschäftsstelle ge- 
geben oder schriftlich ohne Mitwirkung eines 

Rechtsanwalts eingereicht werden. 


§11 § 11 

Volle Gebühr, Mindestbetrag einer Gebühr unverändert 

(1) Die volle Gebühr bestimmt sich nach 
der Tabelle, die diesem Gesetz als Anlage bei- 
gefügt ist. Im Berufungs- und im Revisions- 
verfahren erhöhen sich die Beträge der Ta- 
belle um drei Zehntel. 

(2) Der Mindestbetrag einer Gebühr ist 
drei Deutsche Mark. Pfennigbeträge sind auf 
zehn Deutsche Pfennig aufzurunden. 


§ 12 

Rahmengebühren 

(1) Bel Rahmengebühren ist die Gebühr 
im Einzelfall unter Berücksichtigung aller 
Umstände, insbesondere der Bedeutung der 
Angelegenheit, des Umfangs und der Schwie- 
rigkeit der anwaltlichen Tätigkeit sowie der 
Vermögens- und Einkommensverhältnisse 
des Auftraggebers nach billigem Ermessen zu 
bestimmen. 

(2) Im Rechtsstreit hat das Gericht ein 
Gutachten des Vorstandes der Rechtsanwalts- 
kammer einzuholen. 


§ 12 


unverändert 


s s e s 

:en zu 
l Der 
keine 
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§ 13 


Abgeltungsbereich der Gebühren 


(1) Die Gebühren entgelten, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt, die gesamte 
Tätigkeit des Rechtsanwalts vom Auftrag bis 
zur Erledigung der Angelegenheit. 


(2) Der Rechtsanwalt kann die Gebühren 
in derselben Angelegenheit nur einmal for- 
dern. In gerichtlichen Verfahren kann er die 
Gebühren in jedem Rechtszug fordern. 

(3) Sind für Teile des Gegenstands ver- 
schiedene Gebührensätze anzuwenden, so er- 
hält der Rechtsanwalt für die Teile gesondert 
berechnete Gebühren, jedoch nicht mehr als 
die aus dem Gesamtbetrag der Wertteile nach 
dem höchsten Gebührensatz berechnete Ge- 
bühr. 


(4) Auf bereits entstandene Gebühren ist 
es, soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, ohne Einfluß, wenn sich die Ange- 
legenheit vorzeitig erledigt oder der Auftrag 
endigt, bevor die Angelegenheit erledigt ist. 

(5) Wird der Rechtsanwalt, nachdem er in 
einer Angelegenheit tätig geworden ist, be- 
auftragt, in derselben Angelegenheit weiter 
tätig zu werden, so erhält er nicht mehr an 
Gebühren, als er erhalten würde, wenn er 
von vornherein hiermit beauftragt worden 
wäre. 


(6) Ist der Rechtsanwalt nur mit einzelnen 
Handlungen beauftragt, so erhält er nicht 
mehr an Gebühren als der mit der gesamten 
Angelegenheit beauftragte Rechtsanwalt für 
die gleiche Tätigkeit erhalten würde. 


§ 14 

Verweisung, Abgabe 

Wird eine Sache an ein anderes Gericht 
verwiesen oder abgegeben, so sind die Ver- 
fahren vor dem verweisenden oder abgeben- 
den und vor dem übernehmenden Gericht 
ein Reditszug. Wird eine Sache an ein Ge- 
richt eines niedrigeren Rechtszugs verwiesen 
oder abgegeben, so ist das weitere Verfahren 
vor diesem Gericht ein neuer Rechtszug. 


§ 13 


Zurück Verweisung 

Wird eine Sache an ein untergeordnetes 
Gericht zurückverwiesen, so ist das weitere 


§ 13 
u n V e r ä n 


d e r t 


§ 14 

unverändert 


§ 15 


unverändert 
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Verfahren vor diesem Geridit ein neuer 
Rechtszug. Die Prozeßgebühr erhält der 
Rechtsanwalt jedoch nur, wenn die Sache an 
ein Gericht zurückverwiesen ist, das mit der 
Sache nodi nicht befaßt war. 


§ 16 

Fälligkeit 

Die Vergütung des Reditsanwalts wird fäl- 
lig, wenn der Auftrag erledigt oder die Ange- 
legenheit beendigt ist. Ist der Rechtsanwalt 
in einem gerichtlichen Verfahren tätig, so 
wird die Vergütung auch fällig, wenn eine 
Kostenentscheidung ergangen oder der Rcchts- 
zug beendigt ist oder wenn das Verfahren 
länger als drei Monate ruht. 


§ 16 


unverändert 


§ 17 

Vorschuß 

Der Rechtsanwalt kann von seinem Auf- 
traggeber für die entstandenen und die vor- 
aussichtlich entstehenden Gebühren und Aus- 
lagen einen angemessenen Vorschuß fordern. 


§ 17 


unverändert 


§ 18 § 18 
Berechnung unverändert 

(1) Der Rechtsanwalt kann die Vergütung 
nur auf Grund einer von ihm Unterzeich- 
neten und dem Auftraggeber mitgeteilten Be- 
rechnung einfordern. Der Lauf der Verjäh- 
rungsfrist ist von der Mitteilung der Berech- 
nung nicht abhängig. 

(2) In der Berechnung sind die Beträge der 
einzelnen Gebühren und Auslagen, Vor- 
schüsse sowie die angewandten Gebührenvor- 
schriften und bei Gebühren, die nach dem 
Gegenstandswert berechnet sind, auch dieser 
allzugeben. Bei Post-, Telegrafen-, Fern- 
sprech- und Fernschreibkosten genügt die An- 
gabe des Gesamtbetrags. 

(3) Fiat der Auftraggeber die Vergütung 
gezahlt, ohne die Berechnung erhalten zu 
haben, so kann er die Mitteilung der Berech- 
nung noch fordern, solange der Rechtsanwalt 
zur Aufbewahrung der Fdandakten verpflich- 
tet ist. 
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§ 19 

Festsetzung der Vergütung 

(1) Die gesetziiche Vergütung, -die dem 
Rechtsanwalt als Prozeßbevollmächtigten, Bei^ 
stand, Unterbevollmächtigten oder Verkehrs- 
anwalt (§ 51) zusteht, wird auf Antrag des 
Rechtsanwalts oder des Auftraggebers durch 
den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
festgesetzt. Getilgte Beträge sind abzusetzen. 

(2) Der Antrag ist erst zulässig, wenn die 
Vergütung fällig ist. Zuständig ist der Ur- 
kundsibeamte des Gerichts des ersten Rechts- 
zugs. Vor der Festsetzung sind die Beteiligten 
zu hören. Die Vorschriften der Zivilprozeß- 
ordnung über das Kostenfestsetzungsverfah- 
ren und die Zwangsvollstreckung aus Kosten- 
festsetzungsbeschlüssen gelten sinngemäß. Der 
Rechtsanwalt erhält in dem Verfahren vor 
dem Urkundsbeamten keine Gebühr. 

(3) Wird her vom Rechtsanwalt angegebene 
Gegenstandswert von einem Beteiligten be- 
stritten, so ist das Verfahren auszusetzen bis 
das Gericht (§§ 9, 10) hierüber entschieden 
hat. 

(4) Die Festsetzung ist abzulehnen, soweit 
der Antragsgegner Einwendungen oider Ein- 
reden erhebt, die nicht im Gebührenrecht 
ihren Grund haben. Ffat der Auftraggeber 
bereits dem Rechtsanwalt gegenüber der- 
artige Einwenidungen oder Einreden erhoben, 
so ist die Erhebung der Klage nicht von der 
vorherigen Einleitung des Festsetzungsver- 
fahrens abhängig. 


(5) Durch den Antrag auf Festsetzung der 
Vergütung wird idle Verjährung wie durch 
Kl agee rh ebu n g un tertbr o eben . 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht bei 
Rahmengebühren . 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 19 

Festsetzung der Vergütung 
(1) unverändert 


(2) Der Antrag ist erst zulässig, wenn die 
Vergütung fällig ist. Zuständig ist der Ur- 
kundsbeamte des Gerichts des ersten Redits- 
zugs. Vor der Festsetzung sind die Beteiligten 
zu hören. Die Vorschriften der Zivilprozeß- 
ordnung über das Kostenfestsetzungsverfah- 
ren und die Zwangsvollstreckung aus Kosten- 
festsetzungsbeschlüssen gelten sim'gemäß. Das 
Verfahren ist gebührenfrei. Der Keai 
walt erhält in dem Verfahren vor dem Ur- 
kundsbeamten keine Gebühr. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(4 a) Anträge, Erklärungen und Beschwer- 
den können zu Protokoll der Geschäftsstelle 
gegeben oder schriftlich ohne Mitwirkung 
eines Rechtsanwalts eingereicht werden. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


119 



Entwurf 

ZWEITER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften über Gebühren 
und Auslagen 

§ 20 

Rat, Auskunft 

(1) Für einen mündlachen Ofder schrift- 
lichen Rat oder eine Auskunft, die nicht mit 
einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit 
Zusammenhängen, erhält der Rechtsanwalt 
eine Gebühr in Höhe von einem Zehntel bis 
fünf Zehnteln der vollen Gebühr. Bezieht 
sich der Rat oder die Auskunft nur auf straf- 
rechtliche, verwaltungsstrafrechtliche, buß- 
rechtliche oder sonstige Angelegenheiten, in 
denen die Gebühren nicht nach dem Gegen- 
standswert berechnet werden, so beträgt die 
Gebühr 3 bis 150 Deutsche Mark. Die Ge- 
bühr ist auf eine Gebühr anzurechnen, die der 
Rechtsanwalt für eine sonstige Tätigkeit er- 
hält, die mit der Raterteilung oder Auskunft 
zusammenhängt. 

(2) Wird ein Rechtsanwalt, der miit der 
Angelegenheit noch nicht befaßt gewesen ist, 
beauftragt, zu prüfen, ob eine Berufung oder 
Revision Aussicht auf Erfolg hat, so erhält er 
eine halbe Gebühr nach § 11 Abs. 1 Satz 2, 
wenn er von der Einlegung eines Rechtsmit- 
tels abrät und ein Rechtsmittel nicht einge- 
legt wird. Dies gilt nicht in den im Absatz 1 
Satz 2 genannten Angelegenheiten. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften über Gebühren 
und Auslagen 

§ 20 

Rat, Auskunft 
(1) unverändert 


(2) Wird ein Rechtsanwalt, der mit der 
Angelegenheit noch nicht befaßt gewesen ist, 
beauftragt, zu prüfen, ob eine Berufung oder 
Revision Aussicht auf Erfolg hat, so erhält er 
eine halbe Gebühr nach ^ 11 Abs. 1 Satz 2, 
wenn er von der Einlegung eines Rechtsmit- 
tels abrät und ein Rechtsmittel durch ihn 
nicht eingelegt wird. Dies gilt nicht in den im 
Absatz 1 Satz 2 genannten Angelegenheiten. 


§21 

Gutachten 

Für die Ausarbeitung eines schriftlichen 
Gutachtens mit juristisdier Begründung er- 
hält der Rechtsanwalt eine angemessene Ge- 
bühr. § 12 gilt sinngemäß. 

§ 22 

Hebegebühr 

(1) Werden an den Rechtsanwalt Zahlun- 
gen geleistet, so erhält er für die Auszahlung 
oder Rückzahlung bei Beträgen 

bis zu 1000 Deutsche Mark 

einschließlich 1 vom Hundert, 

von dem Mehrbetrag bis 
zu 10 000 Deutsche Mark 
einschließlich 0,6 vom Hundert, 


§ 21 


unverändert 


§ 22 

unverändert 
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von dem Mehrbetrag über 

10 000 Deutsche Mark 0,3 vom Hundert. 

Unbare Zahlungen stehen baren Zahlungen 
gleich. Der Rechtsanwalt kann die Gebühr 
bei der Ablieferung an den Auftraggeber ent- 
nehmen. 

(2) Ist das Geld in mehreren Beträgen ge- 
sondert ausgezahlt oder zurückgezahlt, so 
wird die Gebühr von jedem Betrag besonders 
erhoben. 

(3) Die Mindestgebühr beträgt eine Deut- 
sche Mark. 

(4) Für die Ablieferung oder Rücklieferung 
von Wertpapieren und Kostbarkeiten erhält 
der Rechtsanwalt die in den Absätzen 1 bis 3 
bestimmte Gebühr nach dem Wert. 

(5) Der Rechtsanwalt erhält die in den Ab- 
sätzen 1 bis 3 bestimmten Gebühren nicht, 
soweit er Kosten an ein Gericht oder eine Be- 
hörde weiterleitet oder eingezogene Kosten an 
den Auftraggeber abführt oder eingezogene 
Beträge auf seine Vergütung verrechnet. 


§23 

Vergleichsgebühr 

(1) Für die Mitwirkung beim Abschluß eines 
Vergleichs (§ 779 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs) erhält der Rechtsanwalt eine volle Ge- 
bühr (Vergleichsgebühr). Der Rechtsanwalt 
erhält die Vergleichsgebühr auch dann, wenn 
er nur bei den Vergleichsverhandlungen mit- 
gewirkt hat, es sei denn, daß seine Mitwirkung 
für den Abschluß des Vergleichs nicht ursäch- 
lich war. 

(2) Für die Mitwirkung bei einem unter 
einer aufschiebenden Bedingung oder unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs geschlossenen 
Vergleich erhält der Rechtsanwalt die Ver- 
gleichsgebühr, wenn die Bedingung eingetre- 
ten Ist oder der Vergleich nicht mehr wider- 
rufen werden kann. 

(3) Soweit über die Ansprüche vertraglich 
verfügt werden kann, gelten die Absätze 2 und 
3 auch bei Rechtsverhältnissen des öffentlichen 
Rechts. 


§ 23 


unverändert 


§23a 

Erledigungsgebühr 

Erledigt sich ein Rechtsstreit ganz oder 
teilweise durch Zurücknahme oder Ände- 
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§24 

Ersatz von Auslagen 

(1) Mit den Gebühren werden auch die all- 
gemeinen Geschäftsunkosten entgolten. 

(2) Der Ansprudi auf Ersatz der Postgebüh- 
ren, der Schreibgebühren und der Reisekosten 
bestimmt sich nach den folgenden Vorschrif- 
ten. 

§25 

Postgebühren 

Der Rechtsanwalt hat Anspruch auf Ersatz 
der bei der Ausführung des Auftrags entstan- 
denen Post-, Telegrafen-, Fernsprech- und 
Fernschreibgdbühren. 

§26 

Sch r e ib g eb üh ren 

(1) Schreibgebühren stehen dem Rechtsan- 
walt nur für die im Einverständnis mit dem 
Auftraggeber zusätzlich gefertigten Abschrif- 
ten und Fotokopien zu. 

(2) Die Höhe der Sch reib gebühren bemißt 
sich nach dem für die gerichtlichen Schreibge- 
bühren im Gerichtskostengesetz bestimmten 
Betrag. 

§27 

Geschäftsreisen 

(1) Bei Geschäftsreisen erhält der Rechts- 
anwalt Reisekostenvergütung und Auslagen- 
ersatz nach den für Bundesbeamte der Reise- 
kostenstufe II geltenden Vorschriften. Ist es 
nach den Umständen, insbesondere nach dem 
Zweck der Geschäftsreise, erforderlich, ein an- 
deres als ein öffentliches, regelmäßig verkeh- 
rendes Beförderungsmittel zu benutzen, so 
erhält der Rechtsanwalt Ersatz der notwendi- 
gen Aufwendungen, bei Benutzung eines eige- 
nen Kraftwagens 25 Deutsche Pfennig für 
jedes angefangene Kilometer des Hin- und 
Rückwegs. 

(2) Wenn der Rechtsanwalt oder sein allge- 
meiner Vertreter reist, erhält der Rechtsan- 
walt ein Abwesenheitgeld von 15 Deutsche 
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rung des angefochtenen Verwaltungsaktes, so 
erhält der Rechtsanwalt, der bei der Erledi- 
gung mitgewirkt hat, eine volle Gebühr. 

§ 24 

unverändert 


§ 25 

unverändert 


§ 26 

Schreibgebühren 

(1) Schreibgebühren stehen dem Rechtsan- 
walt nur für die im Einverständnis mit dem 
Auftraggeber zusätzlich gefertigten Abschrif- 
ten und Ablichtungen zu. 

(2) unverändert 
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Mark für jeden Werktag. Bei Geschäftsreisen 
von nicht mehr als vier Stunden beträgt das 
Abwesenheitsgelid 7,50 Deutsdie Mark. 

§ 28 

Reisen zur Ausführung mehrerer Geschäfte 

Dient eine Reise mehreren Geschäften, so 
sind die entstandenen Reisekosten und Ab- 
wesenheitsgelder nach dem Verhältnis der 
Kosten zu verteilen, die bei gesonderter Aus- 
führung der einzelnen Geschäfte entstanden 
wären. 

§ 29 

Verlegung der Kanzlei 

Ein Rechtsanwalt, der seine Kanzlei nach 
einem anderen Ort verlegt, kann bei Fort- 
führung eines ihm vorher erteilten Auftrags 
Reisekosten und Abwesenheitsgelder nur inso- 
weit verlangen, als sie auch von seiner bis- 
herigen Kanzlei aus entstanden wären. 


DRITTER ABSCHNITT 

Gebühren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
und in ähnlichen Verfahren 

§ 30 

Prozeßgebühr, Verhandlungsgebühr, 
Beweisgebühr 

Der zum Prozeßbevollmächtigten bestellte 
Reditsanwalt erhält eine volle Gebühr 

1. für das Betreiben des Geschäfts einschließ- 
lich der Information (Prozeßgebühr), 

2. für die mündliche Verhandlung (Verhand- 
lungsgebühr), 

3. für die Vertretung im Beweisaufnahmever- 
fahren oder bei der Parteivernehmung nach 
§ 619 der Zivilprozeßordnung (Beweis- 
gebühr). 

§ 31 

Vorzeitige Beendigung des Auftrags 

(1) Endigt der Auftrag, bevor der Rechts- 
anwalt die Klage, den ein Verfahren einleiten- 
den Antrag oder einen Schriftsatz, der Sach- 
anträge, die Zurücknahme der Klage oder die 
Zurücknahme des Antrags enthält, eingereicht 
oder bevor er seine Partei in einem zur münd- 
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§ 28 

unverändert 


S 29 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 

Gebühren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
und in ähnlichen Verfahren 

§ 30 

unverändert 


§ 31 

unverändert 
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liehen Verhandlung bestimmten Termin ver- 
treten hat, so erhält er nur eine halbe Prozeß- 
gebühr. 

(2) Das gleiche gilt, soweit lediglich bean- 
tragt ist, eine Einigung der Parteien zu Proto- 
koll zu nehmen. 


§ 32 


Nichtstreitige Verhandlung, Übertragung 
des mündlichen Verhandelns 


(1) Für eine nichtstreitige Verhandlung er- 
hält der Rechtsanwalt nur eine halbe Ver- 
handlungsgebühr. Dies gilt nicht, wenn 

1. eine Entscheidung nach Lage der Akten 
(§ 331 a der Zivilprozeßordnung) beantragt 
wird, 

2. der Berufungskläger oder Revisionskläger 
ein Versäumnisurteil beantragt oder 

3. der Kläger in den im § 2jf des Gerichts- 
kostengesetzes bezeichneten Verfahren ver- 
handelt. 


§ 32 

Nichtstreitige Verhandlung, Übertragung 
des mündlichen Verhandelns 

(1) Für eine nichtstreitige Verhandlung er- 
hält der Rechtsanwalt nur eine halbe Ver- 
handlungsgebühr. Dies gilt nicht, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. der Kläger in den im § 26 Nr. 3 des Ge- 
richtskostengesetzes bezeichneten Verfah- 
ren verhandelt. 


(2) Stellt der Rechtsanwalt in der münd- 
lichen Verhandlung Anträge nur zur Prozeß- 
oder Sachleitung, so erhält er nur drei Zehntel 
der Verhandlungsgebühr. 

(3) Der Prozeßbevollmächtigte, der im Ein- 
verständnis mit der Partei die Vertretung in 
der mündlichen Verhandlung einem anderen 
Rechtsanwalt übertragen hat, erhält eine Ge- 
bühr in Höhe von fünf Zehnteln der diesem 
zustehenden Verhandlungsgebühr, mindestens 
jedoch drei Zehntel der vollen Gebühr. Diese 
Gebühr wird auf die Verhandlungsgebühr des 
Prozeßbevollmächtigten angerechnet. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 33 


Vorlegung von Urkunden, Beiziehung von 
Akten oder Urkunden 


(1) Der Rechtsanwalt erhält die Beweisge- 
bühr nicht, wenn die Beweisaufnahme ledig- 
lich in der Vorlegung der in den Händen des 
Beweisführers oder des Gegners befindlichen 
Urkunden besteht. 


(2) Werden Akten oder Urkunden beigezo- 
gen, so erhält der Rechtsanwalt die Beweis- 
gebühr nur, wenn die Akten oder Urkunden 
durch Beweisbeschluß oder sonst erkennbar 
zum Beweis beigezogen oder als Beweis ver- 
wertet werden. 


S 33 


unverändert 
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§ 34 

Entscheidung ohne mündliche Verhandlung 

Wird in einem Verfahren, für das mündliche 
Verhandlung vorgeschrieben ist, im Einver- 
ständnis mit den Parteien oder gemäß § 510 c 
der Zivilprozeßordnung ohne mündliche Ver- 
handlung entschieden, so erhält der Rechtsan- 
walt die gleichen Gebühren wie in einem Ver - 
fahren mit mündlicher Verhandlung. 

§ 35 

Aussöhnung von Eheleuten 

(1) In Ehesachen (§ 606 Abs. 1 Satz 1 der 
Zivilprozeßordnung) gilt § 23 nicht. Wird im 
Hinblick auf eine Ehesache ein Vergleich über 
vermögensrechtliche Ansprüche, insbesondere 
über den Unterhalt, geschlossen, so bleibt der 
Wert der Ehesache bei der Berechnung der 
Vergleichsgebühr außer Betracht. 

(2) Ist eine Klage auf Scheidung oder Auf- 
hebung einer Ehe anhängig oder ist der ernst- 
liche Wille eines Ehegatten, eine solche Klage 
anhängig zu machen, hervorgetreten und 
setzen die Ehegatten die eheliche Lebens- 
gemeinschaft fort oder nehmen sie die ehe- 
liche Lebensgemeinschaft wieder auf, so erhält 
der Rechtsanwalt, der sie hierzu bestimmt hat, 
eine volle Gebühr. 


§ 36 

Rechtszug 

Zum Rechtszug gehören insbesondere 

1. die Vorbereitung der Klage, des Antrags 
oder der Rechtsverteidigung, soweit kein 
besonderes gerichtliches oder behördliches 
Verfahren stattfindet; 

2. außergerichtliche Vergleichsverhandlungen; 

3. Zwischenstreite, die Bestimmung des zu- 
ständigen Gerichts, die Sicherung des Be- 
weises, wenn die Hauptsache anhängig ist, 
die Bewilligung oder Entziehung des 
Armenrechts und die Verpflichtung zur 
Nachzahlung der Kosten (§ 126 der Zivil- 
prozeßordnung), die vorläufige Einstellung, 
Besdiränkung oder Aufhebung der Zwangs- 
vollstreckung, wenn nicht eine abgesonderte 
mündliche Verhandlung hierüber stattfin- 
det, Verfahren wegen der Rückgabe einer 
Sicherheit (§ 109 Abs. 1 und 2, § 715 der 
Zivilprozeßordnung), die Bestellung von 
Vertretern durch das Prozeßgericht oder das 


§ 34 


unverändert 


§ 35 


unverändert 


. § 36 

unverändert 
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VoIIstreckungsgeridit, die Ablehnung von 
Richtern, Rechtspflegern, Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle oder Sachverständigen, 
die Verpflichtung zur Tragung von Kosten 
(§ 102 der Zivilprozeßordnung), die Zu- 
lassung einer Zustellung zur Naditzeit, an 
einem Sonntag oder an einem allgemeinen 
Feiertag (§ 188 der Zivilprozeßordnung), 
die Festsetzung des Streitwerts; 

4. das Verfahren vor dem beauftragten oder 
ersuchten Richter und die Änderung seiner 
Entscheidungen; 

5. die Änderung von Entscheidungen des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder 
des Rechtspflegers; 

6. die Berichtigung oder Ergänzung der Ent- 
scheidung oder ihres Tatbestandes; 

7. die Zustellung oder Empfangnahme von 
Entscheidungen oder Rechtsmittelschriften 
und ihre Mitteilung an den Auftraggeber, 
die Einwilligung zur Sprungrevision (§ 566 a 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung), der Aus- 
spruch über die Verpflichtung, die Kosten 
zu tragen oder eines Rechtsmittels verlustig 
zu sein (§§ 91 a, 271 Abs. 3 Satz 2, § 515 
Abs. 3 Satz 1, § 566 der Zivilprozeßord- 
nung), die Vollstreckbarerklärung eines Ur- 
teils (§§ 534, 560 der Zivilprozeßordnung), 
die Erteilung des Notfristzeugnisses, Rechts- 
kraftzeugnisses, die erstmalige Erteilung der 
Vollstreckungsklausel, wenn deswegen keine 
Klage nach § 731 der Zivilprozeßordnung 
erhoben wird, die Kostenfestsetzung (§§ 104, 

107 der Zivilprozeßordnung) ausschließlich 
der Erinnerung gegen den Kostenfest- 
setzungsbeschluß, die Einforderung der Ver- 
gütung (§§ 18, 19), die Fierausgabe der 
Flandakten oder ihre Übersendung an einen 
anderen Rechtsanwalt. 

§ 37 

unverändert 


Einspruch gegen Versäumnisurteil 

(1) Wird der Einspruch gegen ein Ver- 
säumnisurteil zurückgenommen oder verwor- 
fen, so gilt das Verfahren über den Einspruch 
als besondere Angelegenheit. Die Prozeßgebühr 
des bisherigen Verfahrens wird jedoch auf die 
gleiche Gebühr des Verfahrens über den Ein- 
spruch angerechnet. 

(2) Wird nach Einspruch zur Fiauptsache 
verhandelt, so erhält der Rechtsanwalt, der 
das Versäumnisurteil erwirkt hat, die Gebühr 
für die Verhandlung, soweit auf diese das 
Versäumnisurteil ergangen ist, besonders. 
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§ 38 

Verfahren nach Abstandnahme vom 

Urkunden- oder Wediselprozeß oder nadi 
Vorbehaltsurteil 

Das ordentliche Verfahren, das nach Ab- 
standnahme vom Urkunden- oder Wechsel- 
prozeß oder nach einem Vorbehaltsurteil an- 
hängig bleibt (§§ 596, 600 der Zivilprozeß- 
ordnung) gilt als besondere Angelegenheit. 
Die Prozeßgebühr des Urkunden- oder Wech- 
selprozesses wird jedoch auf die gleiche Ge- 
bühr des ordentlichen Verfahrens angerechnet. 

§ 39 

Arrest, einstweilige Verfügung 

(1) Das Verfahren über einen Antrag auf 
Anordnung, Abänderung oder Aufhebung 
eines Arrestes oder einer einstweiligen Ver- 
fügung gilt als besondere Angelegenheit. 

(2) Das Verfahren über einen Antrag auf 
Abänderung oder Aufhebung eines Arrestes 
oder einer einstweiligen Verfügung bildet mit 
dem Verfahren über den Antrag auf Anord- 
nung des Arrestes oder der einstweiligen Ver- 
fügung eine Angelegenheit. 

(3) Ist das Berufungsgericht als Gericht der 
Hauptsache anzusehen (§ 943 der Zivilpro- 
zeßordnung), so erhält der Rechtsanwalt die 
Gebühren nach § 11 Abs. 1 vSatz 1. 

§40 

Einstweilige Anordnungen in Ehesachen 

(1) Die Verfahren über Anträge nach 
§§ 627, 627b der Zivilprozeßordnung gelten 
als besondere Angelegenheit. Für mehrere Ver- 
fahren nach § 627 der Zivilprozeßordnung 
oder für mehrere Verfahren nach § 627b der 
Zivilprozeßordnung erhält der Rechtsanwalt 
die Gebühren in jedem Rechtszug nur einmal. 

(2) Bei einer Einigung der Parteien erhält 
der Rechtsanwalt die Prozeßgebühr nur zur 
Hälfte, wenn ein Antrag nach § 627 oder 
§ 627 b der Zivilprozeßordnung nicht gestellt 
Ist. Dies gilt auch, soweit lediglich beantragt 
ist, eine Einigung der Parteien zu Protokoll 
zu nehmen. 


§41 

Sühneverfahren 

In dem der Klage vorausgehenden Sühne- 
verfahren (§§ 608 bis 610 der Zivilprozeß- 


§ 38 

unverändert 


§ 39 

unverändert 


§ 40 

unverändert 


§ 41 

unverändert 
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Ordnung) erhält der Rechtsanwalt drei Zehn- 
tel der vollen Gebühr. § 35 bleibt unberührt. 

§42 

Mahnverfahren 

(1) Im Mahnverfahren erhält der Rechts- 
anwalt 

1. eine volle Gebühr für die Tätigkeit im Ver- 
fahren über den Antrag auf Erlaß des Zah- 
lungsbefehls einschließlich der Mitteilung 
des Widerspruchs an den Auftraggeber; 

2. drei Zehntel der vollen Gebühr für die Er- 
hebung des Widerspruchs; 

3. fünf Zehntel der vollen Gebühr für die Tä- 
tigkeit im Verfahren über den Antrag auf 
Erlaß des Vollstreckungsbefehls, wenn in- 
nerhalb der Widerspruchsfrist kein Wider- 
spruch erhoben worden ist. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 bestimm- 
ten Gebühren werden auf die Prozeßgebühr 
angerechnet, die der Rechtsanwalt in dem 
nachfolgenden Rechtsstreit erhält. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 gilt 
§ 31 sinngemäß. 


§43 

Entmündigungsverf ahren 

(1) Im Entmündigungsverfahren vor dem 
Amtsgericht erhält der Rechtsanwalt eine volle 
Gebühr 

1. als Prozeßgebühr, 

2. für die Wahrnehmung der gerichtlichen 
Termine, 

3. für die Mitwirkung bei der mündlichen Ver- 
nehmung von Zeugen oder Sachverständi- 
gen. 

(2) Das Verfahren über den Antrag auf 
Wiederaufhebung der Entmündigung (§ 675 
der Zivilprozeßordnung) gilt als besondere 
Angelegenheit. 


§44 

Aufgebotsverfahren 

(1) Im Aufgebotsverfahren (§§ 946 bis 956, 
959, 977 bis 1024 der Zivilprozeßordnung) er- 
hält der Rechtsanwalt als Vertreter des An- 
tragstellers (§ 947 der Zivilprozeßordnung) 
drei Zehntel der vollen Gebühr 

1 . als Prozeßgebühr, 

2. für den Antrag auf Erlaß des Aufgebots, 


§ 42 

unverändert 


§ 43 


unverändert 


§ 44 

unverändert 
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3. für den Antrag auf Anordnung der Zah- 
lungssperre, wenn der Antrag vor dem An- 
trag auf Erlaß des Aufgebots gestellt wird, 

4. für die Wahrnehmung der Aufgebotster - 
mine. 

(2) Als Vertreter einer anderen Person er- 
hält der Rechtsanwalt drei Zehntel der vollen 
Gebühr für das ganze Verfahren. 

§ 45 § 45 

Vollstreckbarerklärung unverändert 

von Schiedssprüchen, richterliche Handlungen 
im schiedsgerichtlichen Verfahren 

(1) Im Verfahren über Anträge auf Voll- 
streckbarerklärung eines Schiedsspruchs oder 
eines schiedsrichterlichen Vergleichs (§§ 1042, 

1044 a der Zivilprozeßordnung) und im Ver- 
fahren nach den §§13 bis 30 des Gesetzes zur 
Ausführung des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1003) 
erhält der Rechtsanwalt die im § 30 bestimm- 
ten Gebühren. 

(2) Die Hälfte der im § 30 bestimmten Ge- 
bühren erhält der Rechtsanwalt, wenn seine 
Tätigkeit ausschließlich eine gerichtliche Ent- 
scheidung über die Ernennung oder Ablehnung 
eines Schiedsrichters, das Erlöschen eines 
Schiedsvertrages oder die Anordnung der von 
Schiedsrichtern für erforderlich erachteten rich- 
terlichen Handlungen (§ 1045 der Zivilpro- 
zeßordnung) betrifft. 


§ 46 § 46 

Vollstreckbarerklärung unverändert 

ausländischer Entscheidungen 

Im Verfahren auf Vollstreckbarerklärung 
von Entscheidungen ausländischer Gerichte er- 
hält der RechtsanwaF die im § 30 bestimmten 
Gebühren auch dann, wenn durch Beschluß 
entschieden wird. Im Verfahren über die Be- 
schwerde gegen eine den Rechtszug beendende 
Entscheidung erhält der Rechtsanwalt die glei- 
chen Gebühren wie im ersten Rechtszug. 


§ 47 § 47 

Sicherung des Beweises unverändert 

Im Verfahren über Anträge auf Sicherung 
des Beweises erhält der Rechtsanwalt, wenn 
die Hauptsache nicht anhängig ist, die im § 30 
bestimmten Gebühren je zur Hälfte. 
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§ 48 

Vorläufige Einstellung, 

Beschränkung oder Aufhebung der Zwangs- 
vollstreckung, Vollstreckbarerklärung von 
Teilen eines Urteils 

(1) Im Verfahren über die vorläufige Ein- 
stellung, Beschränkung oder Aufhebung der 
Zwangsvollstreckung erhält der Rechtsanwalt, 
wenn eine abgesonderte mündliche Verhand- 
lung hierüber stattfindet, drei Zehntel der im 
§ 30 bestimmten Gebühren. Wird der Antrag 
beim Vollstreckungsgericht und beim Prozeß- 
gericht gestellt, so erhält der Rechtsanwalt die 
Prozeßgebühr nur einmal. Die Vorschriften 
des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 gelten 
nicht. 

(2) Im Verfahren auf Vollstreckbarerklä- 
rung der durch Rechtsmittel anträge nidit ange- 
fochtenen Teile eines Urteils (§§ 534, 560 der 
Zivilprozeßordnung) erhält der Rechtsanwalt 
drei Zehntel der vollen Gebühr. 

§ 49 

Räumungsfrist 

Im Verfahren vor dem Prozeßgericht auf 
Bewilligung oder Verlängerung einer Räu- 
mungsfrist erhält der Rechtsanwalt drei Zehn- 
tel der im § 30 bestimmten Gebühren, wenn 
das Verfahren mit dem Verfahren über die 
Hauptsache nicht verbunden ist. Die Vor- 
schriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 
gelten nicht. 

§50 

Armenrechtsverfahren 

(1) Im Verfahren auf Bewilligung oder 
Entziehung des Armenrechts und im Verfah- 
ren über die Verpflichtung zur Nachzahlung 
der Kosten (§ 126 der Zivilprozeßordnung) 
erhält der nicht zum Prozeßbevollmächtigten 
bestellte Rechtsanwalt drei Zehntel der Im 
§30 bestimmten Gebühren. In mehreren Ver- 
fahren dieser Art erhält der Rechtsanwalt die 
Gebühren in jedem Rechtszug nur einmal. Die 
Vorschriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 
und 2 gelten nicht. 

(2) Im Verfahren auf Bewilligung oder 
Entziehung des Armenrechts bestimmt sich der 
Gegenstandswert nach dem für die Haupt- 
sache maßgebenden Wert. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 48 

unverändert 


§ 49 

unverändert 


§ 50 

Armenrechtsverfahren 

(1) Im Verfahren auf Bewilligung oder 
Entziehung des Armenrechts und im Verfah- 
ren über die Verpflichtung zur Nachzahlung 
der Kosten (§ 126 der Zivilprozeßordnung) 
erhält der Rechtsanwalt drei Zehntel der im 
§ 30 bestimmten Gebühren. In mehreren Ver- 
fahren dieser Art erhält der Rechtsanwalt die 
Gebühren in jedem Rechtszug nur einmal. Die 
Vorschriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 
und 2 gelten nicht. 

(2) unverändert 
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§51 


Gebühren des Verkehrsanwalts 


(1) Der Rechtsanwalt, der lediglich den 
Verkehr der Partei mit dem Prozeßbevoll- 
mächtigten führt, erhält hierfür eine Gebühr 
in Höhe der dem Prozeßbevollmächtigten zu- 
stehenden Prozeßgebühr. 

(2) Der Rechtsanwalt, der im Einverständ- 
nis mit dem Auftraggeber mit der Übersen- 
dung der Akten an den Rechtsanwalt des 
höheren Rechtszuges gutachtliche Äußerungen 
verbindet, erhält hierfür die im Absatz 1 be- 
stimmte Gebühr. 


S 52 


Vertretung in der mündlichen Verhandlung, 
Ausführung der Parteirechte 

Der Rechtsanwalt, dem die Partei oder mit 
deren Einverständnis der Prozeßbevollmäch- 
tigte nur für die mündliche Verhandlung die 
Vertretung oder die Ausführung der Partei- 
rechte übertragen hat, erhält neben der Ver- 
handlungsgebühr eine halbe Prozeßgebühr. 
Diese Prozeßgebühr erhält er auch dann, wenn 
der Auftrag vor der mündlichen Verhandlung 
erledigt ist. Erstreckt sich die Vertretung auf 
eine mit der mündlichen Verhandlung ver- 
bundene Beweisaufnahme, so erhält der 
Rechtsanwalt außerdem die Beweisgebühr. 


§ 51 


unverändert 


§ 52 


unverändert 


§53 


Vertretung in der Beweisaufnahme 


Der Rechtsanwalt, dessen Tätigkeit sich auf 
die Vertretung in der Beweisaufnahme be- 
schränkt, erhält für den Rechtszug je fünf 
Zehntel der Prozeß- und der Beweisgebühr. 
Der Rechtsanwalt erhält die Beweisgebühr 
nicht, wenn sich der Auftrag ohne Wahrneh- 
mung eines Termins erledigt. 


§ 54 

Abänderung von Entscheidungen 
von beauftragten oder ersuchten Richtern, 
von Rechtspflegen! und Urkundsbeamten 

Der Rechtsanwalt, dessen Tätigkeit sich auf 
ein Verfahren auf Änderung einer Entschei- 
dung des beauftragten oder ersuchten Richters, 
des Rechtspflegers oder des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle (§ 576 der Zivilprozeßord- 
nung) beschränkt, erhält drei Zehntel der im 


§ 53 


unverändert 


§ 54 


unverändert 
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§ 30 bestimmten Gebühren. Die Vorschriften 
des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 gelten 
nicht. 


§ 55 

Sonstige Einzeltätigkeiten 

(1) Der nicht zum Prozeßbevollmächtigten 
bestellte Rechtsanwalt erhält, soweit in die- 
sem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, eine 
halbe Gebühr für 

1. die Einreichung, Anfertigung oder Unter- 
zeichnung von Schriftsätzen, 

2. die Wahrnehmung von anderen als zur 
mündlichen Verhandlung oder zur Beweis- 
aufnahme bestimmten Terminen. 


(2) Endigt der Auftrag, bevor der Rechts- 
anwalt den Schriftsatz ausgehändigt oder ein- 
gereicht oder der Termin begonnen hat, so er- 
hält der Rechtsanwalt nur drei Zehntel der 
vollen Gebühr. 


(3) § 118 gilt sinngemäß. 


§ 56 

Zwangsvollstreckung 

Drei Zehntel der im § 30 bestimmten Ge- 
bühren erhält der Reditsanwalt für die Tätig- 
keit in der Zwangsvollstreckung mit Aus- 
nahme der im Vierten und Fünften Abschnitt 
geregelten Angelegenheiten. Die Vorschriften 
des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 gelten 
nicht. 


§ 57 

Angelegenheiten der Zwangsvollstreckung 

(1) In der Zwangsvollstreckung (§ 56) gilt 
jede Vollstreckungsmaß nähme zusammen mit 
den durch diese vorbereiteten weiteren Voll- 
streckungshandlungen bis zur Befriedigung 
des Gläubigers als eine Angelegenheit. 

(2) Keine besonderen Angelegenheiten sind 
insbesondere 

1. die erstmalige Erteilung des Notfristzeug- 
nisses, des Rechtskraftzeugnisses und der 
Vollstreckungsklausel, wenn deswegen 
keine Klage nach § 731 der Zivilprozeß- 
ordnung erhoben wird; 

2. die Zustellung des Urteils, der Vollstrek- 
kungsklausel und der sonstigen in § 750 
der Zivilprozeßordnung genannten Ur- 
kunden; 


§ 55 
u n V e r ä n 


d 


e r t 


§ 56 

unverändert 


§ 57 
u n V e r ä n 
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3. die Zulassung einer Zwangsvollstreckung 
zur Nachtzeit, an einem Sonntag oder an 
einem allgemeinen Feiertag (§ 761 der 
Zivilprozeßordnung); 

4. die Bestimmung eines Gerichtsvollziehers 
(§ 827 Abs. 1, § 854 Abs. 1 der Zivil- 
prozeßordnung) oder eines Sequesters 
(§§ 848, 855 der Zivilprozeßordnung); 

5. die Anzeige der Absicht, die Zwangsvoll- 
streckung gegen eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts zu betreiben (§ 882 a 
der Zivilprozeßordnung); 

6. die einer Verurteilung vorausgehende 
Strafandrohung (§ 890 Abs. 2 der Zivil- 
prozeßordnung); 

7. die Aufhebung einer Vollstreckungsmaß- 
nahme. 

(3) Als besondere Angelegenheiten gelten 

1. Verfahren über Einwendungen gegen die 
Erteilung der Vollstreckungsklausel, auf 
die § 732 der Zivilprozeßordnung anzu- 
wenden ist; 

2. das Verfahren auf Erteilung einer weite- 
ren vollstreckbaren Ausfertigung (§ 733 
der Zivilprozeßordnung); 

3. Verfahren über Anträge nach den 
§§ 765 a, 813 a, 851 a, 851 b der Zivil- 
prozeßordnung, §§ 30, 31 des Wohn- 
raumbewirtschaftungsgesetzes und § 26 
des Helmkehrergesetzes vom 19. Mai 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 221) in der Fas- 
sung der Gesetze vom 30. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 875) unid vom 
17. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 931); 

4. das Verfahren auf Zulassung der Aus- 
tauschpfändung (§ 811 a der Zivilprozeß- 
ordnung) ; 

5. die Ausführung der Zwangsvollstreckung 
in ein gepfändetes Vermögensrecht durch 
Verwaltung (§ 857 Abs. 4 der Zivilpro- 
zeßordnung); 

6. das Verfahren auf Eintragung einer 
Zwangshypothek (§§ 867, 870 a der Zivil- 
prozeßordnung) ; 

7. die Vollstreckung der Entscheidung, durch 
die der Schuldner zur Vorauszahlung der 
Kosten, die durch die Vornahme einer 
Handlung entstehen, verurteilt wird 
(§ 887 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung); 
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8. das Verfahren zur Ausführung der 
Zwangsvollstreckung auf Vornahme einer 
Handlung durch Geldstrafen oder Haft 
(§ 888 der Zivilprozeßordnung); 

9. jede Verurteiking zu einer Strafe gemäß 
§ 890 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung; 

10. die Verurteilung zur Bestellung einer 
Sicherheit im Falle des § 890 Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung; 

11. das Verfahren zur Abnahme des Offen- 
barungseides (§§ 900, 901 der Zivilpro- 
zeßordnung); 

12. das Verfahren auf Löschung der Eintra- 
gung im Schuldnerverzeichnis (§ 915 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung); 

13. das Ausüben der Veröffentlichungsbefug- 
nis. 


§ 58 

Vallziehung eines Arrests oder einer einst- 
weiligen Verfügung 

(1) Die Vorschriften der §§56 und 57 gel- 
ten bei Vollziehung eines Arrestbefehls oder 
einer einstweiligen Verfügung (§§ 928 bis 
934, § 936 der Zivilprozeßordnung) sinnge- 
mäß. 

(2) Die Angelegenheit endet mit der Auf- 
hebung des Arrests oder der einstweiligen 
Verfügung oder mit dem Beginn der Zwangs- 
voJIstreckung aus dem in der Hauptsache er- 
lassenen Urteil. 


§ 59 

Verteilungs verfahren 

(1) Für die Vertretung Im Verteilungs ver- 
fahren (§ 858 Abs. 5, §§ 872 bis 877, § 882 
der Zivilprozeßordnung) erhält der Rechts- 
anwalt fünf Zehntel, falls jedoch der Auftrag 
vor dem Termin zur Ausführung der Ver- 
teilung erledigt wird, drei Zehntel der vollen 
Gebühr. 

(2) Der Gegenstandswert wird durch den 
Betrag der Forderung, wenn der zu ver- 
teilende Geldbetrag geringer ist, durch die- 
sen bestimmt. 


§ 60 

Beschwerde, Erinnerung 

(1) Drei Zehntel der im § 30 bestimmten 
Gebühren erhält der Rechtsanwalt 


§ 58 

unverändert 


§ 59 
u n V e r ä n 


d 
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§ 60 


unverändert 
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1. im Besch werdeverfahren; 

2. im Verfahren über die Erinnerung gegen 
die Kos'tenfestsetzung und gegen den 
Kostenansatz. 

(2) In derselben Angelegenheit erhält der 
Rechtsanwalt die in Absatz 1 Nr. 2 bezeich- 
neten Gebühren nur einmal. 

(3) Die Vorschriften des § 31 und des § 32 
Abs. 1 und 2 gelten nicht. 

§61 

Arbeitssachen 

(1) Im Verfahren vor den Gerichten für 
Arbeitssachen und vor dem Sdiiedsge rieht 
(§ 104 des Arbeitsgerichtsgesetzes) gelten die 
Vorschriften dieses Abschnitts sinngemäß. 

(2) Für die Güteverhandlung (§ 54 des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes) erhält der Rechtsanwalt 
die Verhandlungsgebühr nur zur Hälfte. 

(3) Im zweiten und dritten Rechtszug des 
Beschlußverfahrens erhält der Rechtsanwalt 
die Gebühren nach § 11 Abs. 1 Satz 2. 

(4) Die Hälfte der im § 30 bestimmten Ge- 
bühren erhält der Rechtsanwalt, wenn seine 
Tätigkeit ausschließlich eine gerichtliche Ent- 
scheidung über die Bestimmung einer Frist 
(§ 102 Abs. 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes), die 
Ablehnung eines Schiedsrichters (§ 103 Abs. 3 
des Arbeitsgeriditsgesetzes) oder die Vor- 
nahme einer Beweisaufnahme oder einer Ver- 
eidigung (§ 106 Abs. 2 des Arbeitsgerichts- 
gesetzes) betrifft. § 66 Abs. 4 gilt sinngemäß. 

§ 62 

Hausratssachen, Wohnungseigentumssachen, 
Landwirtschaftssachen, Regelung der Aus- 
landsschulden 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gel- 
ten für folgende Verfahren sinngemäß: 

1. Verfahren nach der Verordnung über die 
Behandlung der Ehewohnung und des 
Hausrats nacli der Scheidung vom 21. Ok- 
tober 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 256); 

2. Verfahren nach § 43 des Wohnungseigen- 
tumsgesetzes; 

3. Verfahren nach dem Gesetz über das ge- 
richtliche Verfahren in Landwirtschafts- 
sachen vom 21. Juni 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 667); 


§ 61 

unverändert 


§ 62 

Hausratssadien, Wohnungseigentumssachen, 
Landwirtschaftssadien, Regelung der Aus- 
landsschulden 

(1) unverändert 
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4. Verfahren nach § 76 des Gesetzes zur Aus- 
führung des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (Bundesgesetzbl.I S. 1003). 

(2) Im Verfahren übei die Beschwerde 
gegen eine den Rechtszug beendende Ent- 
scheidung erhält der Rechtsanwalt die glei- 
chen Gebühren wie im ersten Rechtszug. 

(3) Im Verfahren nach der Verordnung 
über die Behandlung der Ehewohnung und 
des Hausrats nach der Scheidung vom 21. Ok- 
tober 1944 (Relchsgesetzbl. I S. 256) erhält 
der Rechtsanwalt die im § 30 bestimmten 
Gebühren nur zur Hälfte. 

(4) Im Verfahren nach § 35 Abs. 1 Buch- 
stabe a und § 36 des Gesetzes über das ge- 
richtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen 
vom 21. Juni 1953 (Bundesgesetzibl. I S. 667) 
erhält der Rechtsanwalt die im § 30 bestimm- 
ten Gebühren nur zu drei Zehnteln. Die Vor» 
Schriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 
gelten nicht. 


§ 63 

Vertragshilfeverfahren 

(1) Im Verfahren nach dem Vertragshilfe- 
gesetz, im Verfahren nach § 14 des Gesetzes 
über die innerdeutsche Regelung von Vor- 
kriegsremboursverbindlichkeiten vom 20. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 999) und im 
Verfahren nach § 22 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes erhält der Rechtsanwalt fünf 
Zehntel der vollen Gebühr für jeden Rechts- 
zug. § 23 gilt nicht. 


(2) Die Gebühr wird nach dem Nennwert 
der Hauptforderung berechnet; wenn das 
Verfahren lediglich Nebenforderungen be- 
trifft, nach der Höhe der Rückstände. Be- 
trifft das Verfahren lediglich die Beseitigung 
von Rechtsfolgen, die durch Nichtzahlung 
von Miet- oder Pachtzinsen eingetreten sind, 
so wird die Gebühr nach dem einjährigen 
Miet- oder Pachtzins berechnet. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Im Verfahren nach § 35 Abs. 1 Buch- 
stabe a und § 36 des Gesetzes über das ge- 
richtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen 
vom 21. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 667) 
erhält der Rechtsanwalt die im § 30 bestimm- 
ten Gebühren nur zu drei Zehnteln; die Vor- 
schriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 und 2 
gelten nicht. Wird in einem Verfahren, in 
dem eine mündliche Verhandlung auf An- 
trag stattfinden muß, ohne mündliche Ver- 
handlung entschieden, so erhält der Rechts- 
anwalt die gleichen Gebühren wie in einem 
Verfahren mit mündlidier Verhandlung. 

§ 63 

Vertragshilfeverfahren 

(1) Im Verfahren nach dem Vertragshilfe- 
gesetz, im Verfahren nach § 14 des Gesetzes 
über die innerdeutsche Regelung von Vor- 
kriegsremboursverbindlichkeiten vom 20. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 999) und im 
Verfahren nach § 22 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes und § 9 Abs. 3 des Zweiten 
Umstellungsergänzungsgesetzes erhält der 
Rechtsanwalt fünf Zehntel der vollen Ge- 
bühr für jeden Rechtszug. § 23 gilt nicht. 

(2) unverändert 
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§ 64 

Güteverfahren 

(1) Eine volle Gebühr erhält der Rechtsan- 
walt 

1. im Güteverfahren vor einer Gütestelle der 
im § 794 Abs. 1 Nr. 1 der Zivilprozeßord- 
nung bezeichneten Art; 

2. im Verfahren vor einem Ausschuß der im 
§ 111 Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
bezeichneten Art; 

3. im Verfahren vor dem Seemannsamt zur 
vorläufigen Entsdieidung von Arbeits- 
sachen; 

4. im Verfahren vor sonstigen gesetzlich ein- 
gerichteten Einigungsstellen, Gütestellen 
oder Schiedsstellen. 

Auf die Prozeßgebühr, die der Rechtsanwalt 
in dem nachfolgenden Rechtsstreit erhält, 
wird die Gebühr nidit angeredinet. 

(2) Der Rechtsanwalt erhält eine volle Ge- 
bühr für die Mitwirkung bei einer Einigung 
der Parteien, die in einem der in Absatz 1 
bezeidmeten Verfahren erzielt wird. § 23 
gilt nicht. 


§ 65 

Nichtigkeitserklärung oder Rücknahme von 
Patenten, Zwangslizenzen 

Im Verfahren wegen Nichtigkeitserklärung 
oder Rücknahme eines Patents sowie wegen 
Erteilung von Zwangslizenzen gelten die 
Vorschriften dieses Abschnitts sinngemäß. 


§ 64 


unverändert 


§ 65 

unverändert 


§ 66 

Schiedsrichterliches Verfahren 

(1) Im schiedsrichterlichen Verfahren gel- 
ten die Vorschriften dieses Abschnitts sinn- 
gemäß. 

(2) Die Verhandlungsgebühr erhält der 
Rechtsanwalt auch, wenn der Schiedsspruch 
ohne mündliche Verhandlung erlassen wird. 

(3) Im schiedsrichterlichen Beruf ungs- und 
Revisionsverfahren erhält der Rechtsanwalt 
die Gebühren nach § 11 Abs. 1 Satz 2. 

(4) Für die Berechnung der Gebühren des 
Im sdiiedsriditerlichen Verfahren zum Pro- 
zeßbevollmächtigten bestellten Reditsanwalts 
gilt das gerichtliche Verfahren im Falle des 


§ 66 
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§ 1036 der Zivilprozeßordnung mit dem 
schiedsrichterlichen Verfahren als ein Rechts- 
zug. 


VIERTER ABSCHNITT 

Gebühren im Verfahren der Zwangsverstei- 
gerung und der Zwangsverwaltung 

§ 67 

Zwangsversteigerung 

(1) Im Verfahren der Zwangsversteigerung 
nach dem Gesetz über die Zwangsversteige- 
rung und die Zwangsverwaltung erhält der 
Rechtsanwalt bei Vertretung eines Beteiligten 

1. für das Verfahren bis zur Einleitung des 
Verteilungsverfahrens drei Zehntel der 
vollen Gebühr; wird das Zwangsversteige- 
rungsverfahren infolge eines Einstellungs- 
verfahrens nach den §§ 30 a bis d, § 180 
Abs. 2 des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung 
nicht durchgeführt, so erhält der Rechtsan- 
walt nur zwei Zehntel der vollen Gebühr; 

2. für die Wahrnehmung der Versteigerungs- 
termine vier Zehntel der vollen Gebühr; 

3. für das Verteilungsverfahren drei Zehntel 
der vollen Gebühr; diese Gebühr erhält 
der Rechtsanwalt auch, wenn unter seiner 
Mitwirkung eine außergerichtliche Vertei- 
lung stattfindet. 

(2) Vertritt der Rechtsanwalt einen Bieter, 
der nicht Beteiligter ist, so erhält er zwei 
Zehntel der vollen Gebühr für das ganze 
Verfahren. 

(3) Der Gegenstandswert bestimmt sich 

1. bei der Vertretung des Gläubigers oder 
eines anderen nach § 9 Nr. 1 und 2 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung Beteiligten 
nach dem Wert des dem Gläubiger oder 
dem Beteiligten zustehenden Rechts; wird 
das Verfahren wegen einer Teilforderung 
betrieben, so ist der Teilbetrag nur maß- 
gebend, wenn es sich um einen nach § 10 
Abs. 1 Nr. 3, 5 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsver- 
waltung zu befriedigenden Anspruch han- 
delt; Nebenforderungen sind mitzurech- 
nen; der Wert des Gegenstandes der 


VIERTER ABSCHNITT 

Gebühren im Verfahren der Zwangsverstei- 
gerung und der Zwangsverwaltung 

§ 67 

unverändert 
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Zwangsversteigerung (§ 66 Abs. 1, § 74 a 
Abs. 5 des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und Zwangsverwaltung), im 
Verteilungsverfahren der zur Verteilung 
kommende Erlös sind maßgebend, wenn 
sie geringer sind; 

2. bei der Vertretung eines anderen Beteilig- 
ten, insbesondere des Schuldners, nach dem 
Wert des Gegenstandes der Zwangsverstei- 
gerung, im Verteilungsverfahren nach dem 
zur Verteilung kommenden Erlös; bei Mit- 
eigentümern oder sonstigen Mitberechtig- 
ten ist der Anteil maßgebend; 

3. bei der Vertretung eines Bieters, der nicht 
Beteiligter ist, nach dem Betrag des höch- 
sten für den Auftraggeber abgegebenen 
Gebots, wenn ein soldies Gebot nicht ab- 
gegeben ist, nach dem Wert des Gegen- 
standes der Zwangsversteigerung, 


§ 68 § 68 
Zwangsverwaltung unverändert 

(1) Im Verfahren der Zwangsverwaltung 
nach dem Gesetz über die Zwangsversteige- 
rung und die Zwangsverwaltung erhalt der 
ReÄtsanwalt 

1. für die Vertretung des Antragstellers im 
Verfahren über den Antrag auf Anord- 
nung der Zwangsverwaltung oder auf Zu- 
lassung des Beitritts drei Zehntel der vol- 
len Gebühr; 

2. für die Vertretung des Antragstellers im 
weiteren Verfahren einschließlich des Ver- 
teilungsverfahrens und für die Vertretung 
eines sonstigen Beteiligten im ganzen Ver- 
fahren einsAließlich des Verteilungsverfah- 
rens drei Zehntel der vollen Gebühr, min- 
destens jedoch fünfundzwanzig Deutsche 
Mark. 

(2) Der Gegenstandswert bestimmt sich bei 
der Vertretung des Antragstellers nach dem 
Anspruch, wegen dessen das Verfahren bean- 
tragt ist; Nebenforderungen sind mitzurech- 
nen; bei Ansprüchen auf wiederkehrende 
Leistungen ist der Wert der Leistungen eines 
Jahres maßgebend. Bei der Vertretung des 
Schuldners bestimmt sich der Gegenstands- 
wert nach dem zusammengerechneten Wert 
aller Ansprüche, wegen deren das Verfahren 
beantragt ist, bei der Vertretung eines son- 
stigen Beteiligten nach § 8 Abs. 2 Satz 2. 
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S 69 

Rechtsmittelverfahren 

(1) In den Angelegenheiten der §§ 67 und 
68 erhält der Rechtsanwalt für die Vertre- 
tung eines Beteiligten im Rechtsmittelverfah- 
ren drei Zehntel der vollen Gebühr 

1. als Prozeßgebühr; 

2. für die Wahrnehmung der im Verfahren 
stattfindenden Termine; 

3. für die Vertretung im Beweisaufnahmever- 
fahren; § 33 gilt sinngemäß. 

(2) Soweit in den genannten Angelegen- 
heiten andere Behörden oder Stellen als Ge- 
richte zuständig sind, steht die Anrufung des 
Gerichts hinsichtlidi der Gebühren des 
Rechtsanwalts einer Beschwerde gleich. 

(3) Der Gegenstandswert bestimmt sich 
nach § 8 Abs. 1 Satz 1. 

§ 70 

Besondere Verteilungsverfahren 

Für die Mitwirkung des Rechtsanwalts in 
einem Verteilungsverfahren außerhalb der 
Zwangsversteigerung und der Zwangsver- 
waltung gilt, soweit dieses Gesetz nichts an- 
deres bestimmt, § 67 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 3 
Nr. 1 und 2 sinngemäß. 


§ 69 

unverändert 


§ 70 

unverändert 


FÜNFTER ABSCHNITT 


FÜNFTER ABSCHNITT 


Gebühren in Konkursverfahren und in Gebühren in Konkursverfahren und in 

Vergleichsverfahren zur Abwendung Vergleichsverfahren zur Abwendung 

des Konkurses des Konkurses 


§ 71 

Eröffnung des Konkursverfahrens 

Im Verfahren über einen Antrag auf Er- 
öffnung des Konkursverfahrens (§5 104 bis 
106 der Konkursordnung) erhält der Rechts- 
anwalt drei Zehntel der vollen Gebühr; ver- 
tritt er einen Gläubiger, so erhält er die 
Hälfte der vollen Gebühr. 

§ 72 

Vertretung im Konkursverfahren 

Für die Vertretung im Konkursverfahren 
erhält der Rechtsanwalt die Hälfte der vollen 
Gebühr. 


S 71 


unverändert 


§ 72 


unverändert 
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§ 73 

Zwangsvergleich 

Für die Tätigkeit im Zwangsvergleichsver- 
fahren erhält der Rechtsanwalt eine besondere 
volle Gebühr. 


§ 74 

Anmeldung einer Konkursforderung 

Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechts- 
anwalts auf die Anmeldung einer Konkurs- 
forderung, so erhält er zwei Zehntel der 
vollen Gebühr. 


§ 75 

Beschwerdeverfahren, Sicherheitsmaßregeln 

Der Rechtsanwalt erhält besonders drei 
Zehntel der im § 30 bestimmten Gebühren 

1. im Beschwerdeverfahren, 

2. im Verfahren über Anträge auf Anord- 
nung von Sicherheitsmaßregeln im Falle 
des § 197 Abs. 2 der Konkursordnung. 

Die Vorschriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 
und 2 gelten nidit. 


§ 76 

Gegenstandswert 

(1) Die Gebühren der §§71 bis 73 sowie 
des § 75 Im Falle der Besdiwerde gegen den 
Besdiluß über die Eröffnung des Konkurs- 
verfahrens (§ 109 der Konkursordnung) oder 
den Beschluß über die Bestätigung eines 
Zwangsvergleichs (§ 189, § 230 Abs. 2, § 236 
der Konkursordnung) werden, wenn der 
Auftrag vom Gemeinschuldner erteilt ist, 
nach dem Betrage der Aktivmasse (§ 43 des 
Gerichtskostengesetzes) berechnet. 

(2) Ist der Auftrag von einem Konkurs- 
gläubiger erteilt, so werden die Gebühren 
der §§ 71, 72, 74 und die Gebühren Im Falle 
der Beschwerde gegen den Beschluß über die 
Eröffnung des Konkursverfahrens nach dem 
Nennwert der Forderung, die Gebühr des 
§ 73 und die Gebühren im Falle der Be- 
schwerde gegen den Beschluß über die Be- 
stätigung eines Zwangsvergleichs nach dem 
Wert der Forderung des Gläubigers unter 
sinngemäßer Anwendung des § 148 der Kon- 
kursordnung berechnet. Nebenforderungen 
sind mitzurechnen. 
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§ 73 


unverändert 


§ 74 
u n V e r ä n 


d e 


r t 


§ 75 


unverändert 


§ 76 

Gegenstandswert 

(1) Die Gebühren der §§ 71 bis 73 sowie 
des § 75 im Falle der Beschwerde gegen den 
Beschluß über die Eröffnung des Konkurs- 
verfahrens (§ 109 der Konkursordnung) oder 
den Beschluß über die Bestätigung eines 
Zwangsverglcichs (§ 189, § 230 Abs. 2, § 236 
der Konkursordnung) werden, wenn der 
Auftrag vom Gemeinschuldner erteilt ist, 
nach dem Betrage der Aktivniasse (§ 51 des 
Gerichtskostengesetzes) berechnet. 

(2) unverändert 
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§77 

Wiederaufnahme des Konkursverfahrens 

Das wiederaufgenommene Konkursverfah- 
ren ist eine besondere Angelegenheit. 

§ 78 

Eröffnung des Vergleichsverfahrens 

Im Verfahren über den Antrag auf Eröff- 
nung des Vergleichsverfahrens zur Abwen- 
dung des Konkurses erhält der Rechtsanwalt 
drei Zehntel der vollen Gebühr; vertritt er 
einen Gläubiger, so erhält er die Hälfte der 
vollen Gebühr. 


§ 79 

Vertretung im Vergleichsverfahren, 
Beschwerdeverfahren, Sicherungsmaßregeln 

(1) Für die Vertretung im Vergleichsver- 
fahren zur Abwendung des Konkurses er- 
hält der Rechtsanwalt eine volle Gebühr. Er 
erhält nur eine halbe Gebühr, wenn seine 
Tätigkeit vor dem Vergleichstermin beendet 
ist. 

(2) Der Rechtsanwalt erhält besonders drei 
Zehntel der vollen Gebühr 

1. im Beschwerdeverfahren, 

2. im Verfahren über Anträge auf Anord- 
nung von Sicherungsmaßregeln (§ 88 

Abs. 2 der Vergleichsordnung). 

§ 80 

Gegenstandswert 

Die Gebühren der §§ 78 und 79 werden 
bei der Vertretung des Schuldners nach dem 
Betrag der Aktiven (§ 48 b des Gerichts- 
kostengesetzes) berechnet. Bei der Vertre- 
tung eines Gläubigers werden die Gebühr 
des § 78 nach dem Nennwert der Forderung 
und die Gebühren des § 79 nach dem Wert 
der Forderung unter sinngemäßer Anwen- 
dung des § 148 der Konkursordnung berech- 
net. Nebenforderungen sind mitzurechnen. 


§ 81 

Mehrere Aufträge 

Die Gebühren werden für jeden Auftrag 
gesondert ohne Rücksicht auf andere Auf- 
träge berechnet. 
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§ 77 


unverändert 


§ 78 
u n V e r ä n 


d 


e r t 


§79 

u n V e r ä n 


d e 


r t 


§ 80 

Gegenstandswert 

Die Gebühren der §§ 78 und 79 werden 
bei der Vertretung des Schuldners nach dem 
Betrag der Aktiven (§ 58 des Gerichts- 
kostengesetzes) berechnet. Bei der Vertre- 
tung eines Gläubigers werden die Gebühr 
des § 78 nach dem Nennwert der Forderung 
und die Gebühren des § 79 nach dem Wert 
der Forderung unter sinngemäßer Anwen- 
dung des § 148 der Konkursordnung berech- 
net. Nebenforderungen sind mitzurechnen. 

§ 81 

unverändert 
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SECHSTER ABSCHNITT 
Gebühren in Strafsachen 

1. Gebühren des gewähltenVer- 

teidigers und anderer 
gewählter Vertreter 

§ 82 

Erster Rechtszug 

(1) Der Rechtsanwalt erhält im ersten 
Rechtszug als Verteidiger folgende Gebüh- 
ren: 

l.Im Verfahren vor dem Bundesgerichtshof, 
dem Oberlandesgericht, dem Schwurgericht 
und vor der Jugendkammer, soweit diese 
in Sachen entscheidet, die nach den allge- 
meinen Vorschriften zur Zuständigkeit des 
Schwurgerichts gehören, 

100 Deutsche Mark bis 1000 Deutsche 
Mark; 

2. im Verfahren vor der Großen Strafkammer 
und vor der Jugendkammer, soweit sich 
die Gebühr nicht nach Nr. 1 bestimmt, 

60 Deutsche Mark bis 600 Deutsche 
Mark; 

3. im Verfahren vor dem Schöffengericht, 
dem Jugendschöffengericht, dem Amtsrich- 
ter und dem Jugendrichter 

50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

(2) Erstreckt sich die Hauptverhandlung 
über einen Kalendertag hinaus, so erhält der 
Rechtsanwalt für jeden weiteren Verhand- 
lungstag in den Fällen des Absatzes 1 

Nr. 1 100 Deutsche Mark bis 300 
Deutsche Mark, 

Nr. 2 60 Deutsche Mark bis 200 

Deutsche Mark, 

Nr. 3 50 Deutsche Mark bis 150 

Deutsche Mark. 

§ 83 

Verfahren außerhalb der Hauptverhandlung 

(1) Ist der Rechtsanwalt nur im vorberei- 
tenden Verfahren oder im gerichtlich anhän- 
gigen Verfahren nur außerhalb der Haupt- 
verhandlung oder in einem Verfahren tätig. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Gebühren in Strafsachen 

1. Gebühren des gewählten Ver- 
teidigers und anderer 
gewählter Vertreter 

§ 82 

unverändert 


§ 83 

unverändert 
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in dem eine Hauptverhandlung nicht statt- 
findet, so betragen seine Gebühren in den 
Fällen des § 82 Abs. 1 

Nr. 1 50 Deutsche Mark bis 500 

Deutsche Mark, 

Nr. 2 30 Deutsche Mark bis 300 

Deutsche Mark, 

Nr. 3 25 Deutsche Mark bis 250 

Deutsche Mark. 

(2) Ist das Verfahren nicht gerichtlich an- 
hängig geworden, so bestimmt sich die Ge- 
bühr nach der Ordnung des Gerichts, das 
für das Hauptverfahren zuständig gewesen 
wäre. 


§ 84 

Berufungsverfahren 

(1) Der Rechtsanwalt erhält im Berufungs- 
verfahren als Verteidiger folgende Gebühren: 

l.Im Verfahren vor der großen Strafkam- 
mer und der Jugendkammer 

60 Deutsche Mark bis 600 Deutsche 
Mark; 

2. im Verfahren vor der kleinen Strafkammer 
50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

(2) Erstreckt sidi die Hauptverhandlung 
über einen Kalendertag hinaus, so erhält der 
Rechtsanwalt für jeden weiteren Verhand- 
lungstag in den Fällen des Absatzes 1 

Nr. 1 60 Deutsche Mark bis 200 

Deutsche Mark, 

Nr. 2 50 Deutsche Mark bis 150 

Deutsche Mark. 

(3) Ist der Rechtsanwalt im Berufungsver- 
fahren nur außerhalb der Hauptverhandlung 
tätig oder findet eine Hauptverhandlung vor 
dem Berufungsgericht nicht statt, so erhält 
er die Hälfte der Gebühren des Absatzes 1. 

§ 85 

Pvevisionsverfahren 

(1) Der Rechtsanwalt erhält im Revisions- 
verfahren als Verteidiger folgende Gebühren: 

1. Im Verfahren vor dem Bundesgerichtshof 

100 Deutsche Mark bis 1000 Deutsche 
Mark; 


§ 84 

unverändert 


§ 85 

Revisionsverfahren 

(1) Der Rechtsanwalt erhält im Revisions- 
verfahren als Verteidiger folgende Gebühren: 

1. unverändert 
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2. im Verfahren vor dem Oberlandesgericht 
60 Deutsche Mark bis 600 Deutsche 
Mark 

und, wenn im ersten Reditszug der Amts- 
richter als Einzelrichter entschieden hat, 

50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

(2) Erstreckt sich die Hauptverhandlung 
über einen Kalendertag hinaus, so erhält der 
Rechtsanwalt für jeden weiteren Verhand- 
lungstag in den Fällen des Absatzes 1 

Nr. 1 100 Deutsche Mark bis 300 
Deutsche Mark, 

Nr. 2 60 Deutsche Mark bis 200 

Deutsche Mark 

und, wenn im ersten Rechtszug der Amts- 
richter als Einzelrichter entschieden hat, 

50 Deutsche Mark bis 150 
Deutsche Mark. 

(3) Ist der Rechtsanwalt im Revisionsver- 
fahren als Verteidiger nur außerhalb der 
Hauptverhandlung tätig oder findet eine 
Haiiptverhandlung vor dem Revisionsgericht 
nicht statt, so erhält er die Hälfte der Ge- 
bühren des Absatzes 1. 

§ 86 

Pauschgebühren 

Durch die Gebühren der §§ 82 bis 85 wird 
die gesamte Tätigkeit des Rechtsanwalts als 
Verteidiger entgolten. Hierzu gehört auch 
die Einlegung von Rechtsmitteln bei dem 
Gericht desselben Rechtszuges. 
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2. im Verfahren vor dem Oberlandesgericht 
60 Deutsche Mark bis 600 Deutsche 
Mark 

und, wenn im ersten Rechtszug der Amts- 
richter als Einzelrichter, ausgenommen als 
Jugendrichter, entschieden hat, 

50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

(2) Erstreckt sich die Hauptverhandlung 
über einen Kalendertag hinaus, so erhält der 
Rechtsanwalt für jeden weiteren Verhand- 
lungstag in den Fällen des Absatzes 1 

Nr. 1 100 Deutsche Mark bis 300 
Deutsche Mark, 

Nr. 2 60 Deutsche Mark bis 200 

Deutsche Mark 

und, wenn im ersten Rechtszug der Amts- 
richter als Einzelrichter, ausgenommen als 
Jugendrichter, entschieden hat, 

50 Deutsche Mark bis 150 
Deutsche Mark. 

(3) unverändert 


§ 86 

unverändert 


§ 86 a 

Einziehung und verwandte Maßnahmen 

Wenn der Rechtsanwalt eine Tätigkeit für 
den Beschuldigten ausübt, die sich auf die 
Einziehung, die Ersatzeinziehung, den Wert- 
ersatz an Stelle von Einziehung, die Vernich- 
tung, die Unbrauchbarmachung, die Verfall- 
erklärung, die Abführung des Mehrerlöses 
oder auf eine diesen Zwecken dienende Be- 
schlagnahme bezieht, so ist bei den nach § 12 
maßgebenden Umständen auch der Gegen- 
standswert (§ 7) angemessen zu berücksich- 
tigen. Der Gebührenrahmen kann um einen 
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§ 87 

Vermögensrechtliche Ansprüche 

(1) Macht der Verletzte oder sein Erbe im 
Strafverfahren einen aus der Straftat erwach- 
senen vermögensrechtlichen Anspruch gel- 
tend, so erhält der Rechtsanwalt neben den 
Gebühren eines Verteidigers an Stelle der im 
§ 30 bestimmten Gebühren im ersten Rechts- 
zug das Eineinhalbfache, im Berufungsver- 
fahren das Doppelte der vollen Gebühr 
(§ 11). Wird der Anspruch Im Berufungs- 
verfahren erstmalig geltend gemacht, so er- 
höht sich für das Berufungsverfahren die Ge- 
bühr nicht, 

(2) Wird der Rechtsanwalt als Prozeß- 
bevollmächtigter des Beschuldigten wegen 
desselben Anspruchs im bürgerlichen Rechts- 
streit tätig, so werden zwei Drittel der Ge- 
bühr, die ihm für die Abwehr des Anspruchs 
im Strafverfahren zusteht, auf die Im bür- 
gerlichen Rechtsstreit anfallenden Gebühren 
angerechnet. Die Anrechnung unterbleibt, 
soweit der Rechtsanwalt durch diese weniger 
als zwei Drittel der ihm im bürgerlichen 
Rechtsstreit zustehenden Gebühren erhalten 
würde. 

(3) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf die Geltendmachung oder 
Abwehr eines aus der Straftat erwachsenen 
vermögensrechtlichen Anspruchs im Straf- 
verfahren, so erhält er nur die im Absatz 1 
bestimmte Gebühr. Absatz 2 gilt sinngemäß. 

(4) Für die Geltendmachung oder Abwehr 
einer Buße gelten die Absätze 1 bis 3 sinn- 
gemäß. 

(5) Die Gebühr für die Mitwirkung beim 
Absdtluß eines Vergleichs nach § 23 bleibt 
unberührt. 

§ 88 

Wiederaufnahmeverfahren 

(1) Für die Anfertigung oder Unterzeich- 
nung eines Antrags auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens und die Vertretung in dem Ver- 
fahren zur Entscheidung über diesen Antrag 
gelten die im § 83 bestimmten Gebühren. 
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Betrag bis zu einer nach diesem Gegenstands- 
wert berechneten vollen Gebühr (§ 11) 

überschritten werden, soweit der Rahmen 
nicht ausreicht, um die gesamte Tätigkeit des 
Rechtsanwalts angemessen zu entgelten. 

§ 87 

Vermögensrechtliche Ansprüche 

(1) Macht der Verletzte oder sein Erbe im 
Strafverfahren einen aus der Straftat erwach- 
senen vermögensrechtlichen Anspruch gel- 
tend, so erhält der Rechtsanwalt neben den 
Gebühren eines Verteidigers an Stelle der Im 
§ 30 bestimmten Gebühren im ersten Rechts- 
zug das Eineinhalbfache, im Berufungs- und 
im Revisionsverfahren das Doppelte der vol- 
len Gebühr (§ 11). Wird der Anspruch im 
Berufungsverfahren erstmalig geltend ge- 
macht, so erhöht sich für das Berufungsver- 
fahren die Gebühr nicht. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 

§ 88 

unverändert 
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(2) Der Gebührenrahmen bestimmt sich 
nach der Ordnung des Gerichts, das im ersten 
Rechtszug entschieden hat. 

§ 89 

Gebühren für einzelne Tätigkeiten 

Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechts- 
anwalts, ohne das ihm sonst die Verteidi- 
gung übertragen ist, auf 

1. die Einlegung eines Rechtsmittels, die An- 
fertigung oder Unterzeichnung anderer 
Anträge, Gesuche oder Erklärungen oder 
eine andere nicht in den Nummern 2 
oder 3 erwähnte Beistandsleistung, 

2. die Anfertigung oder Unterzeldmung einer 
Schrift zur Rechtfertigung der Berufung 
oder Beantwortung der von dem Staats- 
anwalt, Privatkläger oder Nebenkläger 
eingelegten Berufung, die Führung des 
Verkehrs mit dem Verteidiger, die Bei- 
standsleistung für den Beschuldigten bei 
einer richterlichen Vernehmung oder einer 
mündlichen Verhandlung oder einer 
Augenscheinseinnahme außerhalb der 
Hauptverhandlung, die Beistandsleistung 
im Verfahren zur gerichtlichen Erzwin- 
gung der Anklage (§ 172 Abs. 2 bis ^ 

§ 173 der Strafprozeßordnung), 

3. die Anfertigung oder Unterzeichnung einer 
Schrift zur Begründung der Revision oder 
Erklärung auf die von dem Staatsanwalt, 
Privatkläger oder Nebenkläger eingelegte 
Revision, 

so erhält er in den Fällen der 

Nummer 1 eine Gebühr von 3 Deutsche 
Mark bis 150 Deutsche Mark, 

Nummer 2 eine Gebühr von 25 Deutsche 
Mark bis 250 Deutsche Mark, 

Nummer 3 eine Gebühr von 40 Deutsche 
Mark bis 400 Deutsche Mark. 

§ 90 

Mehrere einzelne Tätigkeiten 

(1) Mit der Gebühr für die Rechtfertigung 
der Berufung oder die Begründung der Revi- 
sion ist die Gebühr für die Einlegung des 
Rechtsmittels entgolten. 

(2) Im übrigen erhält der Rechtsanwalt 
mit der Beschränkung des § 13 für jede der 


§ 89 
u n V e r ä n 


d 


e r t 


§ 90 


unverändert 


147 



Entwurf 

in § 89 bezeichneten Tätigkeiten eine geson- 
derte Gebühr. Wird ihm die Verteidigung 
übertragen, so werden die Gebühren des § 89 
auf die dem Rechtsanwalt als Verteidiger zu- 
stehenden Gebühren angerechnet. 

§ 91 

Gnadengesuche 

Für die Vertretung in einer Gnadensache 
erhält der Rechtsanwalt eine Gebühr von 20 
Deutsche Mark bis 200 Deutsche Mark. Sie 
steht ihm auch dann zu, wenn ihm die Ver- 
teidigung übertragen war. 


§ 92 

Privatklage 

(1) Für die Tätigkeit als Beistand oder Ver- 
treter eines Privatklägers gelten die Vor- 
schriften der §§ 82 bis 91 entsprechend. 

(2) Durch die Widerklage erhöhen sich die 
Gebühren des Rechtsanwalts als Beistand 
oder Vertreter des Privatklägers und des 
Widerbeklagten sowie des Verteidigers des 
Angeklagten auch dann nicht, wenn der Pri- 
vatkläger nicht der Verletzte ist. 

(3) Für die Mitwirkung beim Abschluß 
eines Vergleichs erhält der Rechtsanwalt des 
Privatklägers und des Beschuldigten eine 
weitere Gebühr in Flöhe von 

10 Deutsche Mark bis 100 Deutsche 
Mark. 

Die Vorschrift des § 23 bleibt unberührt. 

(4) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf die Anfertigung oder 
Unterzeichnung der Privatklage, so erhält er 
eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche 
Mark. 

siehe Absatz 6 


(5) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf die Beistandsleistung für 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 91 

unverändert 


§ 92 

Privatklage 

(1) Für die Tätigkeit als Beistand oder Ver- 
treter eines Privatklägers gelten die Vor- 
schriften der §§ 82 bis 91 sinngemäß. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf die Anfertigung oder 
Unterzeichnung der Privatklage, so erhält er 
eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche 
Mark. 

Wird dem Rechtsanwalt die Vertretung des 
Privatklägers übertragen, so wird die im 
Satz 1 bestimmte Gebühr auf die Gebühren 
angerechnet, die ihm als Vertreter des Pri- 
vatklägers zustehen. 

(5) Für die Tätigkeit des Beistands oder 
Vertreters in einem Sühneversuch nadi § 380 
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einen Beteiligten oder auf dessen V ertretung 
in einem Sühnevcrsudi nach § 380 der Straf- 
prozeßordnung, so erhält er eine Gebühr von 

10 Deutsche Mark bis 100 Deutsche 
Mark 

und für die Mitwirkung bei einer Einigung 
der Beteiligten eine weitere Gebühr von 

10 Deutsche Mark bis 100 Deutsche 
Mark. 

(6) Wird dem Rechtsanwalt die Vertretung 
des Privatklägers oder die Verteidigung 
übertragen, so werden die in den Absätzen 4 
und 5 bestimmten Gebühren auf die Gebüh- 
ren angerechnet, die ihm als Vertreter des 
Privatklägers oder als Verteidiger zustehen. 

§ 93 

Vertretung eines Nebenklägers und anderer 
Verfahrensbeteiligter 

Für die Tätigkeit als Beistand oder Ver- 
treter eines Nebenklägers, einer Finanz- 
behörde (§ 472 Abs. 2 der Reichsabgaben- 
ordnung) sowie eines Einziehungs- oder 
Nebenbeteiligten gelten die Vorschriften der 
§§ 82 bis 91 entsprechend. 

§ 94 

Kostenfestsetzung, Zwangsvollstreckung 

(1) Dem Rechtsanwalt stehen besondere 
Gebühren zu 

l.im Verfahren über die Erinnerung gegen 
einen Kostenfestsetzungsbeschluß (5 464 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung) oder 
Kostenansatz und im Beschwerdeverfahren 
gegen die Entscheidung über diese Erinne- 
rung; 

2. in der Zwangsvollstreckung aus Entschei- 
dungen, die über einen aus der Straftat 
erwachsenen vermögensrechtlichen An- 
spruch, eine Buße oder die Erstattung von 
Kosten ergangen sind (§§ 406 b, 406 d, 
464 der Strafprozeßordnung), für die Mit- 
wirkung bei der Ausübung der Veröffent- 
lichungsbefugnis und im Beschwerdever- 
fahren gegen eine dieser Entscheidungen. 

(2) Die Gebühren bestimmen sidi nach den 
Vorschriften des Dritten Abschnitts. 


der Strafprozeßordnung erhalt der Rechts- 
anwalt eine Gebühr von 

10 Deutsche Mark bis 100 Deutsche 
Mark 

und für die Mitwirkung bei einer Einigung 
der Beteiligten eine weitere Gebühr von 

10 Deutsche Mark bis 100 Deutsche 
Mark. 

(6) e n t f ä 1 1 1 h i e r 

siehe Absatz 4 Satz 2 


§ 93 

Vertretung eines Nebenklägers und anderer 
Verfahrensbeteiligter 

Für die Tätigkeit als Beistand oder Ver- 
treter eines Nebenklägers, einer Finanz- 
behörde (§ 472 Abs. 2 der Reichsabgaben- 
ordnung) sowie eines Einziehungs- oder 
Nebenbeteiligten gelten die Vorschriften der 
§§ 82 bis 91 sinngemäß. 

§ 94 

unverändert 
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2. Gebühren des gerichtlich 
bestellten Verteidigers und des 
beigeordneten Rechtsanwalts 

§ 95 

Anspruch gegen die Staatskasse 

(1) Ist der Rechtsanwalt gerichtlich bestellt 
worden, so erhält er die in den §§ 82 bis 85, 
88 bis 90, 92 und 93 bestimmten Mindest- 
beträge aus der Staatskasse. War er auch vor 
Eröffnung des Hauptverfahrens als Verteidi- 
ger tätig und für diesen Verfahrensabschnitt 
gerichtlich bestellt, so erhält er zusätzlich eine 
weitere Gebühr in Höhe der Mindestbeträge 
des § 83. 

(2) Für den Anspruch des Rechtsanwalts 
auf Ersatz der Auslagen aus der Staatskasse 
gilt § Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2, wegen 
des Vorschusses gilt % 124 sinngemäß. 

§ 96 

Festsetzung der Gebühren 

(1) Die aus der Staatskasse zu gewährende 
Vergütung wird auf Antrag des Rechts- 
anwalts von dem Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle des Gerichts des ersten Rechts- 
zuges festgesetzt. § 104 Abs. 2 der Zivilpro- 
zeßordnung gilt sinngemäß. 

(2) Über die Erinnerung des Rechtsanwalts 
oder der Staatskasse gegen die Festsetzung 
nach Absatz 1 entscheidet der Vorsitzende 
des Gerichts des ersten Rechtszuges durch 
Beschluß. § 4 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4 des Ge- 
richtskostengesetzes gilt sinngemäß. 

(3) Gegen den Beschluß ist Beschwerde 
nach den Vorschriften der §§ 304 bis 310 der 
Strafprozeßordnung zulässig. 

(4) Der Rechtsanwalt erhält für die Ver- 
fahren der Absätze 1 bis 3 keine Vergütung. 

§ 97 

Strafsachen außergewöhnlichen Umfangs 

(1) In Strafsachen, deren Umfang oder 
Schwierigkeit außergewöhnlich groß ist, kann 
dem gerichtlich bestellten Rechtsanwalt für 
das ganze Verfahren oder für einzelne Teile 
des Verfahrens auf Antrag eine Pauschver- 
gütung bewillig^ werden, die über die Ge- 
bühren des § 95 hinausgeht. 
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2. Gebühren des gerichtlich 
bestellten Verteidigers und des 
beigeordneten Rechtsanwalts 

§ 95 

Anspruch gegen die Staatskasse 

(1) Ist der Rechtsanwalt gerichtlich bestellt 
worden, so erhält er die in den §§ 82 bis 85, 
88 bis 90, 92 und 93 bestimmten Mindest- 
beträge aus der Staatskasse. War er auch vor 
Eröffnung des Hauptverfahrens als Verteidi- 
ger tätig, so erhält er, unabhängig vom Zeit- 
punkt seiner Bestellung, zusätzlidi eine wei- 
tere Gebühr in Höhe der Mindestbeträge des 
§ 83. 

(2) Für den Anspruch des Rechtsanwalts 
auf Ersatz der Auslagen aus der Staatskasse 
gilt § 124 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2, wegen 
des Vorschusses gilt § 125 sinngemäß. 

§ 96 

unverändert 


§97 

Strafsachen außergewöhnlichen Umfangs 

(1) In außergewöhnlich umfangreichen oder 
schwierigen Strafsachen ist dem gerichtlich 
bestellten Rechtsanwalt für das ganze Ver- 
fahren oder für einzelne Teile des Verfah- 
rens auf Antrag eine Pauschvergütung zu be- 
willigen, die über die Gebühren des § 95 
hinausgeht. 
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(2) Über den Antrag entscheidet das Ober- 
landesgericht, zu dessen Bezirk das Gericht 
gehört, bei dem die Strafsache im ersten 
Rechtszug anhängig ist oder war. Der Bun- 
desgerichtshof ist zur Entscheidung berufen, 
soweit er den Rechtsanwalt bestellt hat. In 
dem Verfahren ist die Staatskasse zu hören. 

§ 98 

Anspruch gegen den Beschuldigten 

(1) Der gerichtlich bestellte Rechtsanwalt 
kann von dem Beschuldigten die Zahlung der 
Gebühren eines gewählten Verteidigers ver- 
langen; er kann jedoch keinen Vorsdiuß for- 
dern. Der Anspruch gegen den Beschuldigten 
entfällt insoweit, als die Staatskasse nach den 
§§ 95 und 97 Gebühren gezahlt hat. 

(2) Der Anspruch kann nur insoweit gel- 
tend gemacht werden, als das Gericht des 
ersten Rechtszuges auf Antrag des Rechts- 
anwalts nach Anhörung des Beschuldigten 
feststellt, daß dieser ohne Beeinträchtigung 
des für ihn und seine Familie notwendigen 
Unterhalts zur Zahlung in der Lage ist; da- 
bei bleibt ein Erstattungsanspruch des Be- 
schuldigten gegen die Staatskasse unberück- 
sichtigt. Ist das Verfahren noch nicht gericht- 
lich anhängig geworden, so entscheidet das 
Gericht, das den Verteidiger bestellt hat. 
Gegen den Beschluß ist sofortige Beschwerde 
nach den Vorschriften der §§ 304 bis 311 der 
Strafprozeßordnung zulässig. 

(3) Der Lauf der Verjährungsfrist ist von 
der in Absatz 2 Satz 1 vorgesehenen Fest- 
stellung des Gerichts nicht abhängig. 

§ 99 

Anrechnung, Rückzahlung 

(1) Vorschüsse und Zahlungen, die der 
Rechtsanwalt vor oder nach der gerichtlichen 
Bestellung für seine Tätigkeit In der Straf- 
sache von dem Beschuldigten oder einem 
Dritten nach dieser Gebührenordnung oder 
auf Grund einer Vereinbarung erhalten hat, 
sind auf die von der Staatskasse zu zahlenden 
Gebühren anzurechnen. Hat der Rechts- 
anwalt von dem Beschuldigten oder einem 
Dritten Zahlungen empfangen, nachdem er 
Gebühren aus der Staatskasse erhalten hat, 
so ist er zur Rückzahlung an die Staatskasse 
verpflichtet. 
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(2) unverändert 


§ 98 

Anspruch gegen den Beschuldigten 
(1) unverändert 


(2) Der Anspruch kann nur insoweit gel- 
tend gemacht werden, als das Gericht des 
ersten Rechtszuges auf Antrag des Rechts- 
anwalts nach Anhörung des Beschuldigten 
feststellt, daß dieser ohne Beeinträchtigung 
des für ihn und seine Familie notwendigen 
Unterhalts zur Zahlung in der Lage ist; da- 
bei bleibt ein Erstattungsanspruch des Be- 
schuldigten gegen die Staatskasse unberück- 
sichtigt. Ist das Verfahren nicht gericht- 
lich anhängig geworden, so entscheidet das 
Gericht, das den Verteidiger bestellt hat. 
Gegen den Beschluß ist sofortige Beschwerde 
nadi den Vorschriften der §§ 304 bis 311 der 
Strafprozeßordnung zulässig. 

(3) unverändert 


§ 99 

Anrechnung, Rückzahlung 
(1) unverändert 
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(2) Die Anrechnung oder Rückzahlung 
unterbleibt, soweit der Reditsanwalt durch 
diese insgesamt weniger als den doppelten 
Betrag der ihm nach den §§ 95 und 97 zu- 
stehenden Gebühr erhalten würde. Dem 
Rechtsanwalt darf jedoch nicht mehr als die 
Gebühr eines gewählten Verteidigers ver- 
bleiben. 

(3) Vorschüsse und Zahlungen, welche für 
die Anrechnung oder die Pflicht zur Rück- 
zahlung nach den Absätzen 1 und 2 von Be- 
deutung sind, hat der Rechtsanwalt der 
Staatskasse anzuzeigen. 

§ 100 

Privatklage, Nebenklage, 
Klageerzwingungsverfahren 

(1) Für die Gebühren des Rechtsanwalts, 
der dem Privatkläger, dem Nebenkläger oder 
dem Antragsteller im Klageerzwingungsver- 
fahren oder sonst beigeordnet worden Ist, 
gelten die Vorschriften der §§ 95 bis 99 ent- 
sprechend. 

(2) Im Privatklageverfahren erhöhen sich 
die Gebühren des gerichtlich bestellten oder 
beigeordneten Rechtsanwalts bei mehrtägi- 
ger Verhandlung nicht. 

§ 101 

Bundeskasse, Landeskasse 

(1) Staatskasse im Sinne dieser Vorschrif- 
ten Ist die Bundeskasse, wenn ein Gericht des 
Bundes, die Landeskasse, wenn ein Gericht 
des Landes den Rechtsanwalt bestellt oder 
beigeordnet hat. 

(2) Hat zuerst ein Gericht des Bundes und 
sodann ein Gericht des Landes den Rechts- 
anwalt bestellt oder beigeordnet, so zahlt die 
Bundeskasse die Vergütung, die der Rechts- 
anwalt während der Dauer der Bestellung 
oder Beiordnung durch das Gericht des Bun- 
des verdient hat, die Landeskasse die dem 
Reditsanwalt darüber hinaus zustehende 
Vergütung. Dies gilt sinngemäß, wenn zu- 
erst ein Gericht des Landes und sodann ein 
Gericht des Bundes den Rechtsanwalt be- 
stellt oder beigeordnet hat. 
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(2) Die Anrechnung oder Rückzahlung 
unterbleibt, soweit der Rechtsanwalt durch 
diese insgesamt weniger als den doppelten 
Betrag der ihm nach den §§ 95 und 97 zu- 
stehenden Gebühr erhalten würde. 


(3) unverändert 


§ 100 

Privatklage, Nebenklage, 
Klageerzwingungsverfahren 

(1) Für die Gebühren des Rechtsanwalts, 
der dem Prlvatkläger, dem Nebenkläger oder 
dem Antragsteller im Klageerzwingungsver- 
fahren oder sonst beigeordnet worden ist, 
gelten die Vorschriften der §§ 95 bis 99 sinn- 
gemäß. 

(2) entfällt 


§ 101 

unverändert 
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SIEBENTER ABSCHNITT 

Gebühren In Verwaltungsstrafverfahren und 
Bußgeldverfahren 

§ 102 

Verwaltungsstrafverfahren 

(1) Im Verwaltungsstrafverfahren erhält 
der Rechtsanwalt als Verteidiger eine Ge- 
bühr von 

25 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

Die gleiche Gebühr erhält er im Verfahren 
der Verwaltungsbehörde zur Entscheidung 
über die Beschwerde gegen den Strafbescheid. 

(2) Gibt die Verwaltungsbehörde die Sache 
ohne eigene Entscheidung oder Unterwer- 
fung des Betroffenen an die Staatsanwalt- 
schaft ab oder übernimmt diese die Sache 
nach § 426 Abs. 2 der Reichsabgabenord- 
nung, so ist die nach Absatz 1 Satz 1 entstan- 
dene Gebühr auf eine weitere nach §§ 82 
oder 83 anfallende Gebühr anzurechnen. 

(3) Die V orschriften der §§ 86, 89, 90 und 
93 gelten sinngemäß. 

§ 103 

Bußgeldverfahren 

(1) Im Bußgeldverfahren erhält der Rechts- 
anwalt als Verteidiger folgende Gebühren: 

1. Im Verfahren vor der Verwaltungsbe- 
hörde, vor dem Amtsgericht und im Ver- 
fahren vor dem Lancigericht zur gericht- 
lichen Zuständigkeitsüberprüfung 

25 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark; 

2. im Verfahren vor dem Oberlandesgericht 
und dem Bundesgerichtshof 

50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

(2) Findet im Verfahren vor dem Amts- 
gericht eine mündliche Verhandlung statt, so 
beträgt der Gebührenrahmen 

50 Deutsche Mark bis 500 Deutsche 
Mark. 

Beschließt das Landgericht nach § 61 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten die straf- 
gerichtliche Verfolgung der Handlung, so ist 
die für die Verteidigung vor dem Landge- 
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SIEBENTER ABSCHNITT 

Gebühren in Verwaltungsstrafverfahren und 
Bußgeldverfahren 

§ 102 

Verwaltungsstrafverfahren 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die §§ 86, 86 a, 89, 90 und 93 gelten 
sinngemäß. 

§ 103 

Bußgeldverfahren 
(1) unverändert 


(2) unverändert 
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rieht entstandene Gebühr auf eine weitere 
nach den §§ 82 oder 83 anfallende Gebühr 
anzurechnen. 

(3) Die §§ 86, 89, 90 und 93 gelten sinn- (3) Die §§ 86, 86 a, 89, 90 und 93 gelten 

gemäß. sinngemäß. 


ACHTER ABSCHNITT 


ACHTER ABSCHNITT 


Gebühren in AusUeferungssachen 


Gebühren in Auslieferungssadien 


§ 104 

Beistandsleistung 

(1) Für die Beistandsleistung nadi den 
§§ 32, 33, § 38 Abs. 2 des Deutschen Ausliefe- 
rungsgesetzes erhält der Rechtsanwalt eine 
Gebühr von 50 Deutsche Mark bis 500 
Deutsche Mark. 

(2) Für die Beistandsleistung bei einer 
mündlichen Verhandlung erhält er eine Ge- 
bühr von 100 Deutsche Mark bis 1000 Deut- 
sche Mark. Erstreckt sich die Verhandlung 
über einen Kalendertag hinaus, so erhält der 
Rechtsanwalt für jeden weiteren Verhand- 
lungstag 100 Deutsche Mark bis 300 Deutsche 
Mark. 


§ 105 

Beigeordneter Rechtsanwalt 

(1) Ist der Rechtsanwalt dem Verfolgten 
vom Gericht beigeordnet worden (§ 32 
Abs. 2 des Deutschen Auslieferungsgesetzes), 
so erhält er aus der Staatskasse eine Gebühr 
von 100 Deutsche Mark und, wenn keine 
mündliche Verhandlung stattfindet, von 
50 Deutsche Mark. 

(2) Die Vorschriften des § 95 Abs. 2, des 
§ 96 Abs. 1, 2 und 4 sowie der §§ 97 und 99 
gelten sinngemäß. 


§ 104 

unverändert 


§ 105 

unverändert 


§ 106 

Pauschgebühren 

Durch die in den §§ 104 und 105 be- 
stimmten Gebühren wird die gesamte Tätig- 
keit des Rechtsanwalts im Auslieferungsver-' 
fahren entgolten. Hierzu gehören auA die 
Anfertigung und Unterzeichnung von An-* 
trägen und Erklärungen an die beteiligten 
Behörden. 


§ 106 

unverändert 


154 



Entwurf 

NEUNTER ABSCHNITT 

Gebühren im Disziplinarverfahren, 
im ehren- und berufsgerichtlichen Verfahren, 
bei der Untersudiung von Seeunfällen 
und bei Freiheitsentziehungen 

§ 107 

Disziplinarverfahren 

(1) Im Disziplinarverfahren gelten nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 5 die Vorschriften 
des Sechsten Abschnitts sinngemäß. 

(2) Der Reditsanwalt erhält als Verteidiger 
im förmlichen Disziplinarverfahren ein- 
schließlich des vorausgegangenen Verfahrens 
im ersten Rechtszug eine Gebühr von 

60 Deutsche Mark bis 600 Deutsche Mark. 

Im zweiten Rechtszug erhält er eine Gebühr 
von 

70 Deutsche Mark bis 700 Deutsche Mark. 

(3) Ist der Reditsanwalt nur im Verfahren 
vor dem Dienstvorgesetzten als Verteidiger 
tätig, so erhält er eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche Mark. 

(4) Im Verfahren auf Erlaß einer Diszi- 
plinarverfügung erhält der Rechtsanwalt als 
Verteidiger eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche Mark 

und im Verfahren des Dienstvorgesetzten 
über eine Beschwerde, im Verfahren über 
eine weitere Beschwerde und im Verfahren 
auf gerichtliche Entscheidung über die Diszi- 
plinarverfügung eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 500 Deutsche Mark. 

(5) Im Verfahren auf Abänderung oder 
Neubewilligung eines Unterhaltsbeitrages 
erhält der Rechtsanwalt eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche Mark. 

§ 108 

Ehren- und berufsgerichtliche Verfahren 

(1) Im Verfahren vor Ehrengerichten oder 
anderen Berufsgerichten wegen Verletzung 
einer Berufspflicht gelten die Vorschriften des 
Sechsten Abschnitts sinngemäß. Die Gebühren 
richten sich in der ersten Instanz nach den 
für das Verfahren vor dem Amtsgericht und 
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NEUNTER ABSCHNITT 

Gebühren im Disziplinarverfahren, 
im ehren- und berufsgerichtlichen Verfahren, 
bei der Untersuchung von Seeunfällen 
und bei Freiheitsentziehungen 

§ 107 

unverändert 


§ 108 

unverändert 
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im weiteren Verfahren in jedem Rechtszug 
nach den für das Berufungsverfahren vor der 
Großen Strafkammer geltenden Vorschriften. 

(2) Soweit es sich nicht um die Verletzung 
einer Berufspflicht handelt, gelten die Vor- 
schriften der §§ 112, 113 über das verwal- 
tungsgerichtliche Verfahren sinngemäß. 

§ 109 

Untersuchung von Seeunfällen 

(1) Bei der Untersuchung von Seeunfällen 
gelten die Vorschriften des Sechsten Ab- 
schnitts sinngemäß. 

(2) Die Gebühren richten sich im Ver- 
fahren vor dem Seeamt nach den für das 
Verfahren vor dem Amtsgericht und im Ver- 
fahren vor dem Oberseeamt nach den für das 
Berufungsverfahren vor der Großen Straf- 
kammer geltenden Vorschriften. 

§ 110 

Freiheitsentziehungen 

(1) Im gerichtlichen Verfahren bei Frei- 
heitsentziehungen erhält der Rechtsanwalt in 
jedem Rechtszug eine Gebühr von 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche Mark 

1. für seine Tätigkeit in dem Verfahren im 
allgemeinen, 

2. für die Mitwirkung bei der mündlichen 
Anhörung der Person, der die Freiheit ent- 
zogen werden soll, und bei der mündlichen 
Vernehmung von Zeugen oder Sachver- 
ständigen. 

(2) Im Verfahren über die Fortdauer der 
Freiheitsentziehung und im Verfahren über 
Anträge auf Aufhebung der Freiheitsentzie- 
hung erhält der Rechtsanwalt für seine ge- 
samte Tätigkeit in jedem Rechtszug eine 
Gebühr von 

15 Deutsche Mark bis 150 Deutsche Mark. 

(3) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf die Einlegung eines Rechts- 
mittels, die Anfertigung oder Unterzeichnung 
von Anträgen, Gesuchen oder Erklärungen 
oder auf eine sonstige Beistandsleistung, so 
erhält er eine Gebühr von 

3 Deutsche Mark bis 150 Deutsche Mark. 

(4) Ist der Rechtsanwalt vom Gericht bel- 
geordnet worden, so gelten die §§ 95 bis 99, 
§ 101 sinngemäß. 


§ 109 

unverändert 


§ 110 

Freiheitsentziehungen 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Ist der Rechtsanwalt vom Gericht bei- 
geordnet worden, so erhält er die in den Ab- 
sätzen 1, 2 und 3 bestimmten Mindestgebüh- 
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ZEHNTER ABSCHNITT 

Gebühren in Verfahren vor Verfassungs-, 
Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichten 

S 111 

Verfahren vor Verfassungsgeriditen 

(1) Die Vorschriften des Sechsten Ab- 
schnitts für Strafsachen, die im ersten Rechts- 
zug vor den Bundesgerichtshof gehören, 
gelten sinngemäß in folgenden Verfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht oder dem 
Verfassungsgericht (Verfassungsgerichtshof, 
Staatsgerichtshof) eines Landes: 

1. Verfahren über die Verwirkung von 
Grundrechten, den Verlust des Stimm- 
rechts, den Ausschluß von Wahlen und 
Abstimmungen, 

2. Verfahren über die Verfassungswidrigkeit 
von Parteien, 

3. Verfahren über Anklagen gegen den Bun- 
despräsidenten, gegen ein Regierungsmit- 
glied eines Landes oder gegen einen Ab- 
geordneten oder Richter, 

4. Verfahren über sonstige Gegenstände, die 
in einem dem Strafprozeß ähnlichen Ver- 
fahren behandelt werden. 

(2) In sonstigen Verfahren vor dem Bun- 
desverfassungsgericht oder dem Verfassungs- 
gericht eines Landes gelten die Vorschriften 
des Dritten Abschnitts sinngemäß. Der Ge- 
genstandswert ist unter Berücksichtigung 
aller Umstände, insbesondere der Bedeutung 
der Angelegenheit, des Umfangs und der 
Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit so- 
wie der Vermögens- und Einkommensver- 
hältnisse des Auftraggebers nach billigem 
Ermessen zu bestimmen, jedoch nicht unter 
dreitausend Deutsche Mark und nicht über 
eine Million Deutsche Mark. 

§112 

Verfahren vor Verwaltungs-, Sozial- und 
Finanzgerichten 

(1) In Verfahren vor Gerichten der Ver- 
waltungs-, Sozial- und Finanzgerichtsbarkeit 
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ren aus der Staatskasse; die §§ 95 bis 99, 
§ 101 gelten sinngemäß. 


ZEHNTER ABSCHNITT 

Gebühren in Verfahren vor Verfassungs-, 
Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichten 

§ 111 

Verfahren vor Verfassungsgerichten 
(1) unverändert 


(2) In sonstigen Verfahren vor dem Bun- 
desverfassungsgericht oder dem Verfassungs- 
gericht eines Landes gelten die Vorschriften 
des Dritten Abschnitts sinngemäß. Die Ge- 
bühren richten sich nach § 11 Abs. 1 Satz 2. 
Der Gegenstandswert ist unter Berücksich- 
tigung aller Umstände, insbesondere der Be- 
deutung der Angelegenheit, des Umfangs 
und der Schwierigkeit der anwaltlichen Tä- 
tigkeit sowie der Vermögens- und Einkom- 
mensverhältnisse des Auftraggebers nach bil- 
ligem Ermessen zu bestimmen, jedoch nicht 
unter fünftausend Deutsche Mark und nicht 
über fünf Millionen Deutsche Mark. 

§ 112 

Verfahren vor Verwaltungs-, Sozial- und 
Finanzgerichten 

(1) unverändert 
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gelten die Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts sinngemäß. 

(2) Der Rechtsanwalt erhält im erstinstanz- 
lichen Verfahren vor dem Bundesverwal- 
tungsgericht und dem Bundesfinanzhof 
Gebühren nach § 11 Abs. 1 Satz 2, im erst- 
instanzlichen Verfahren vor einem Ober- 
verwaltungsgericht (Verwaltungsgerichtshof) 
und im Verfahren vor dem Finanzgericht 
Gebühren nach § 11 Abs. 1 Satz 1. 

(3) Der Rechtsanwalt erhält die gleichen 
Gebühren wie in einem Verfahren mit münd- 
licher Verhandlung, wenn eine ohne münd- 
liche Verhandlung erlassene Vorentscheidung 
als Urteil gilt oder wenn das Gericht ohne 
mündlidie Verhandlung entscheidet, weil die 
Beteiligten dieser Absicht nicht fristgerecht 
widersprochen haben. Dies gilt nicht, wenn 
die Klage oder das Rechtsmittel als unzulässig 
oder als offenbar unbegründet zurückgewie- 
sen wird. 

(4) Im Verfahren auf Erlaß einer einst- 
weiligen Anordnung gilt § 39, bei Vollzie- 
hung einer einstweiligen Anordnung § 58 
sinngemäß. 

(5) Im Verfahren auf Aussetzung oder 
Aufhebung der Vollziehung oder auf Wieder- 
herstellung der aufschiebenden Wirkung er- 
hält der Rechtsanwalt die im § 48 Abs. 1 
bestimmten Gebühren auch dann, wenn die 
mündliche Verhandlung hierüber nicht ab- 
gesondert stattfindet. 

(6) Im gerichtlichen Verfahren über einen 
Akt der Zwangsvollstreckung (des Verwal- 
tungszwangs) erhält der Rechtsanwalt drei 
Zehntel der im § 30 bestimmten Gebühren. 
Die Vorschriften des § 31 und des § 32 Abs. 1 
und 2 gelten nicht. 

§ 113 

Gegenstandswert in verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren 

Sind für die Gerichtsgebühren des verwal- 
tungsgerichtlichen Verfahrens keine Wert- 
vorschriften vorgesehen, so gelten für den 
Gegenstandswert die Vorschriften des Ge- 
richtskostengesetzes über die Bemessung des 
Streitwerts sinngemäß. 
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(2) Der Rechtsanwalt erhält im erstinstanz- 
lichen Verfahren vor dem Bundesverwaltungs- 
gericht, dem Bundesfinanzhof und vor einem 
Oberverwaltungsgeridit (Verwaltungsge- 
richtshof) Gebühren nach § 11 Abs. 1 Satz 2, 
im Verfahren vor dem Finanzgericht Ge- 
bühren nach § 11 Abs. 1 Satz 1. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 113 

unverändert 
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§ 114 

Besonderheiten für Verfahren vor Gerichten 
der Sozialgerichtsbarkeit 

(1) Im Verfahren vor Gerichten der So- 
zialgerichtsbarkeit werden die Gebühren 
nicht nadi dem Gegenstandswert berechnet. 

(2) Die volle Gebühr beträgt 

1. im Verfahren vor dem Sozialgericht 

10 Deutsche Mark bis 40 Deutsche 
Mark, 

2. im Verfahren vor dem Landessozialgericht 

20 Deutsche Mark bis 60 Deutsche 
Mark, 

3. im Verfahren vor dem Bundessozialgericht 

40 Deutsche Mark bis 125 Deutsdie 
Mark. 

§ 115 

Besonderheiten für Verfahren vor Gerichten 
der Finanzgerichtsbarkeit 

(1) Im Verfahren vor Gerichten der 
Finanzgerichtsbarkeit gilt § 23 nicht. 

(2) Erledigt sich ein Rechtsstreit ganz oder 
teilweise durch Zurücknahme oder Ände- 
rung des angefochtenen Verwaltungsakte Sy so 
erhält der Rechtsanwalt, der bei aer Erledi- 
gung mitgewirkt haty eine volle Gebühr. 


ELFTER ABSCHNITT 
Gebühren in sonstigen Angelegenheiten 

§ 116 

Geschäftsgebühr, Besprechungsgebühr, 
Beweisaufnahmegebühr 

(1) In anderen als den im Dritten bis 
Zehnten Abschnitt geregelten Angelegenhei- 
ten erhält der Rechtsanwalt fünf Zehntel der 
vollen Gebühr 

1 . für das Betreiben des Geschäfts einschließ- 
lich der Information, des Einreichens, Fer- 
tigens oder Unterzeichnens von Schrift- 
sätzen oder Schreiben und des Entwerfens 
von Urkunden (Geschäftsgebühr); der 
Rechtsanwalt erhält diese Gebühr nicht für 
einen Rat oder eine Auskunft (§ 20); 


B e s c h 1 ü s s e d e s 16. Ausschusses 
§ 114 

Besonderheiten für Verfahren vor Gerichten 
der Sozialgerichtsbarkeit 

(1) unverändert 

(2) Der Rechtsanwalt erhält im Verfahren 

1. vor dem Sozialgericht 

40 Deutsche Mark bis 120 Deutsche 
Mark, 

2. vor dem Landessozialgericht 

60 Deutsche Mark bis 180 Deutsche 
Mark, 

3. vor dem Bundessozialgericht 

100 Deutsche Mark bis 300 Deutsche 
Mark. 

§ 115 

Besonderheiten für Verfahren vor Gerichten 
der Finanzgerichtsbarkeit 

(1) unverändert 

(2) Wird ohne mündliche Verhandlung 
entschieden, so erhält der Rechtsanwalt die 
gleichen Gebühren wie in einem Verfahren 
mit mündlicher Verhandlung. 


ELFTER ABSCHNITT 
Gebühren in sonstigen Angelegenheiten 

S 116 

Geschäftsgebühr, Besprechungsgebühr, 
Beweisaufnahmegebühr 

(1) In anderen als den im Dritten bis 
Zehnten Abschnitt geregelten Angelegenhei- 
ten erhält der Rechtsanwalt fünf Zehntel der 
vollen Gebühr 

1. unverändert 
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2. für das Mitwirken bei mündlidien Ver- 
handlungen oder Besprechungen über tat- 
sächliche cxler rechtliche Fragen, die von 
einem Gericht oder einer Behörde ange- 
ordnet oder im Einverständnis mit dem 
Auftraggeber vor einem Gericht oder 
einer Behörde, mit dem Gegner oder mit 
einem Dritten geführt werden (Be- 
sprechungsgebühr); der Rechtsanwalt er- 
hält diese Gebühr nicht für eine münd- 
liche Nachfrage oder für ein Femgesprädo; 

3. für das Mitwirken bei Beweisaufnahmen, 
die von einem Gericht oder von einer Be- 
hörde angcordnet worden sind (Beweis- 
aufnahmegebühr); § 33 gilt sinngemäß. 

(2) Die im Absatz 1 bestimmten Gebühren 
betragen zwei Zehntel bis zehn Zehntel der 
vollen Gebühr, wenn unter Berücksichti- 
gung aller Umstände, insbesondere der Be- 
deutung der Angelegenheit, des Umfangs 
und der Schwierigkeit der anwaltlichen Tätig- 
keit sowie der Vermögens- und Einkom- 
mensverhältnisse des Auftraggebers gerin- 
gere oder höhere Gebühren als fünf Zehntel 
der vollen Gebühr der Billigkeit entsprechen. 

(3) Soweit die In den Absätzen I und 2 
bestimmten Gebühren für eine Tätigkeit 
außerhalb eines gerichtlichen oder behörd-^ 
liehen Verfahrens entstehen, sind sie auf die 
Gebühren für ein anschließendes gerichtliches 
oder behördliches Verfahren anzurechnen. 

(4) Im Verfahren vor Finanzverwaltungs- 
behörden gilt § 23 nicht. 

§ 117 

Vorverfahren, Vefwaltungszwangsverfahren, 
Aussetzung der Vollziehung 

(1) Das Verwaltungsverfahren, das dem 
Rechtsstreit vorausgeht und der Nachprü- 
fung des Verwaltungsakts dient (Vorver- 
fahren, Einspruchs verfahren, Beschwerdever- 
fahren, Abhilfeverfahren), ist zusammen mit 
dem vorangegangenen Verwaltungs verfahren 
eine Angelegenheit. 

(2) Im Verwaltungszwangsverfahren (Ver- 
waltungsvollstreckungsverfahren) erhält der 
Rechtsanwalt je drei Zehntel der vollen Ge- 
bühr als Geschäftsgebühr, Besprechungsge- 
bühr und Beweisaufnahmegebühr; § 116 
Abs. 2 gilt nicht. 
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2. für das Mitwirken bei mündlichen Ver- 
handlungen oder Besprechungen über tat- 
sächliche oder rechtliche Fragen, die von 
einem Gericht oder einer Behörde ange- 
ordnet oder im Einverständnis mit dem 
Auftraggeber vor einem Gericht oder 
einer Behörde, mit dem Gegner oder mit 
einem Dritten geführt werden (Be- 
sprechungsgebühr); der Rechtsanwalt er- 
hält diese Gebühr nicht für eine münd- 
liche oder fernmündliche Nachfrage; 

3. unverändert 


(2) unverändert 


(3) u n V e r ä n d e r t 


(4) unverändert 

S 117 

unverändert 
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(3) Das Verwaltungsverfahren auf Aus- 
setzung der Vollziehung oder auf Beseiti- 
gung der aufschiebenden oder hemmenden 
Wirkung Ist zusammen mit den in den Ab- 
sätzen 1 und 2 genannten Verfahren eine 
Angelegenheit. 

§ 118 

Einfache Schreiben 

(1) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf Mahnungen, Kündigungen 
oder Schreiben einfacher Art, die weder 
schwierige rechtliche Ausführungen noch 
größere sachliche Auseinandersetzungen ent- 
halten, so erhält er nur zwei Zehntel der 
vollen Gebühr. 

(2) Beschränkt sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf ein Schreiben, das nur 
dem äußeren Betreiben eines Verfahrens 
dient, insbesondere eine Benachrichtigung, 
ein Beschleunigungsgesuch, ein Gesuch um 
Erteilung von Ausfertigungen oder Abschrif- 
ten, so erhält der Rechtsanwalt nur eine Ge- 
bühr von 3 bis 5 Deutsche Mark. 


ZWÖLFTER ABSCHNITT 
Vergütung in Armensadien 

§ 119 

Vergütung aus der Bundes- oder 
Landeskasse 

Der im Armenrecht oder nach § 11 a des 
Arbeitsgerichtsgesetzes beigeordnete Rechts- 
anwalt erhält, soweit In diesem Abschnitt 
nichts anderes bestimmt Ist, die gesetzliche 
Vergütung in Verfahren vor Gerichten des 
Bundes aus der Bundeskasse, in Verfahren 
vor Gerichten eines Landes aus der Landes- 
kasse. 

§ 120 

Umfang der Beiordnung 

(1) Der Anspruch des Rechtsanwalts be- 
stimmt sich nach den Beschlüssen, durch die 
das Armenrecht bewilligt und der Rechts- 
anwalt beigeordnet worden ist. 

(2) Der Rechtsanwalt erhält Vergütung 
aus der Bundes- oder Landeskasse, wenn er 
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§ 118 

unverändert 


ZWÖLFTER ABSCHNITT 
Vergütung in Armensadien 

§ 119 

unverändert 


§ 120 

Umfang der Beiordnung 

(1) unverändert 

(2) Der Rechtsanwalt erhält Vergütung 
aus der Bundes- oder Landeskasse, wenn er 
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für eine Berufung oder Revision beigeordnet 
ist, auch für die Rechtsverteidigung gegen 
eine Anschlußberufung oder eine Ansdiluß- 
revision und, wenn er für die Erwirkung 
eines Arrests oder einstweiligen Verfügung 
beigeordnet ist, auch für die Vollziehung des 
Arrests oder der einstweiligen Verfügung. 
Dies gilt nicht, wenn der Beiordnungsbe- 
schluß ausdrücklich bestimmt, daß der 
Rechtsanwalt für die Rechtsverteidigung 
gegen die Anschlußberufung oder Anschluß- 
revision oder für die Vollziehung des 
Arrests oder der einstweiligen Verfügung 
nidit beigeordnet Ist. 

(3) In Angelegenheiten, die mit dem 
Hauptprozeß nur Zusammenhängen, erhält 
der für den Hauptprozeß beigeordnete 
Reditsanwalt Vergütung aus der Bundes- 
oder Landeskasse nur dann, wenn er aus- 
drücklich auch hierfür beigeordnet Ist. Dies 
gilt Insbesondere für 

1. die Zwangsvollstreckung (den Verwal- 
tungszwang); 

2. das Verfahren über den Arrest, die einst- 
weilige Verfügung und die einstweilige 
Anordnung; 

3. das Beweissicherungsverfahren; 

4. das Verfahren über die Widerklage, aus- 
genommen die Rechtsverteidigung gegen 
die Widerklage in Ehesachen; 

5. den Abschluß eines Unterhaltsvergleichs 
im Zusammenhang mit einer Ehesache. 
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für eine Berufung oder Revision beigeordnet 
ist, auch für die Rechtsverteidigung gegen 
eine Anschlußberufung oder eine Anschluß- 
revision und, wenn er für die Erwirkung 
eines Arrests oder einer einstweiligen Ver- 
fügung beigeordnet ist, auch für die Vollzie- 
hung des Arrests oder der einstweiligen Ver- 
fügung. Dies gilt nicht, wenn der Beiord- 
nungsbeschluß ausdrücklich bestimmt, daß 
der Rechtsanwalt für die Rechtsverteidigung 
gegen die Anschlußberufung oder Anschluß- 
revision oder für die Vollziehung des 
Arrests oder der einstweiligen Verfügung 
nicht beigeordnet ist. 

(3) unverändert 
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§ 121 § 121 
Gebühren des Armenanwalts 

(1) An die Stelle der vollen Gebühr (§11 (1) unverändert 

Abs. 1 Satz 1) treten bei einem Gegenstands- 
wert 

bis 20 Deutsche Mark ..... 2 Deutsche Mark 


von 

mehr als 

20 

bis 

50 Deutsche Mark 

4 

99 

99 

» 

n 

99 

50 

99 

100 

99 

99 

6 

99 

» 

» 

99 

99 

100 

99 

150 

99 

n 

8 

99 

99 


99 

99 

150 

99 

200 

99 

99 

10 

99 

99 


99 

99 

200 

99 

300 

99 

99 

14 

99 

99 

» 

99 

99 

500 

99 

400 

99 

99 

17 

99 

99 

9» 

99 

99 

400 

99 

500 

99 

99 

19 

99 

99 

» 

99 

99 

500 

99 

600 

99 

99 

21 

99 

99 

» 

99 

99 

600 

99 

700 

99 

99 

23 

99 

99 

» 

99 

99 

700 

99 

800 

99 

99 

25 

99 

99 


99 

99 

800 

99 

900 

99 

99 

27 

99 

99 

» 

99 

99 

900 

99 

1 000 

99 

99 

29 

» 

99 

n 

99 

99 

1 000 

99 

1 100 

99 

99 

31 

99 

99 

n 

99 

99 

1 100 

99 

1200 

99 

99 

33 

99 

99 

n 

99 

99 

1200 

99 

1 300 

99 

99 

35 

99 

99 

99 

99 

99 

1 300 

99 

1 400 

99 

99 

37 

99 

99 

99 

99 

99 

1400 

99 

1 500 

99 

99 

39 

99 

99 

99 

99 

99 

1500 

99 

1 600 

99 

99 

41 

99 

99 

99 

99 

99 

1 600 

99 

1700 

99 

99 

43 

99 

99 

9t 

99 

99 

1 700 

99 

1 800 

99 

99 

45 

99 

99 

99 

99 

99 

1 800 

99 

1 900 

99 

99 

47 

99 

99 

99 

99 

99 

1 900 

99 

2 000 

99 

■ 99 

49 

99 

99 

99 

99 

99 

2 000 Deutsche Mark 



54 

99 

99 


(2) In Ehesachen tritit an die Stelle der 
vollen Gebühr unabhanngig vom Gegen- 
standswert der feste Betrag von 30 Deutsche 
Mank. In Verfahren über Anträge nach den 
§§ 627, 627 b der Zivilprozeßordnung ist der 
Höchstbetraig einer vollen Gebühr 30 Deut- 
sche Mark. 


(3) Im Beruf ungs- und Revisionsverfahren 
erhöhen sich die im Absatz 1 und im Ab- 
satz 2 Satz 1 genannten Beträge um drei 
Zehntel. 

(4) Der Mindestbetrag einer Gebühr ist 
zwei Deutsche Mark. 

§ 122 

Bruchteilsa rm enrecht 

Ist die einstweilige (Befreitmg von der Be- 
richtigung der Gebühren des Rechtsanwalts 


(2) In Ehesachen, in landgeriditlichen Ver- 
fahren, welche die Feststellung des Rechts- 
verhältnisses zwischen Eltern und Kindern 
zum Gegenstand haben, und in landgericht- 
lichen Entmündigungssachen tritt an die 
Stelle der vollen Gebühr unabhängig vom 
Gegenstandswert der feste Betrag von 
50 Deutsche Mark. In Verfahren über An- 
träge nach den §§ 627, 627 b der Zivilprozeß- 
ordnung ist der Höchstbetrag einer vollen 
Gebühr 30 Deutsche Mark. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 122 

unverändert 
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nur für einen Bruditeil der <Jet>üliren bewil- 
ligt, so erhält der beigeordnete Rechts- 
anwalt einen entsprechenden Bruchteil der in 
S 121 Abs. 1, 2 und 3 bestimmten Beträge. 
§121 Abs. 4 bleibt unberührt. 

§ 123 

Verschulden des beigeordneten Rechtsanwalts 

Hat der beigeordnete Rechtsanwalt durdi 
schuldhaftes Verhalten die Beiordnung eines 
anderen Rechtsanwalts veranlaßt, so kann 
er Gebühren, die auch für den anderen 
Rechtsanwalt entstehen, nicht fordern, 

§ 124 

Auslagen des Armenanwalts 

(1) Auslagen, insibesondere Reisekosten, 
werden nicht vergütet, wenn sie zur sachge- 
mäßen Wahrnehmung der Interessen der 
armen Partei nicht erforderlich waren, Aus- 
lagen für die Wahrnehmung eines auswärti-- 
gen Termins durdi einen Rechtsanwalt, der 
nidit beigeordnet ist, werden nicht vergütet. 
Nicht zu vergüten sind die Mehrkosten, die 
dadurch entstehen, daß der Rechtsanwalt sei- 
nen Wo'hnsitz oder seine Kanzlei nicht an 
dem Ort hat, an dem sich das Prozeßgericht 
oder eine auswärtige Abteilung dieses Ge- 
richts befindet; dies gilt nicht für die Mehr- 
kosten, die dadtirch entstehen, daß ein nicht 
bei dem Prozeßgericht zugelassener Rechts- 
anwalt atrf Grund des § 116 b Abs. 1 Satz 2 
der TäyUprozeßordnung für die arme Partei 
bestellt worden ist. 

(2) Ob eine' Reise des beigeordneten 
Reditsanwalts erforderlich ist, stellt das Ge- 
richt des Rechtszugs auf Antrag vor Antritt 
der Reise fest. Die Feststellung, daß die Reise 
erforderlich ist, ist für das Festsetzungsver- 
fahren (§ 126) bindend. 

S 125 
Vorschuß 

(1) Gebühren Vorschuß kann der beigeord- 
nete Rechtsanwalt nicht fordern . 

(2) Für die voraussichtlich erwachsenden 
Auslagen kann der Rechtsanwalt aus der 
Bundes- oder Landeskasse angemessenen 
Vorschuß fordern, soweit ihm, insbesondere 
wegen der Hohe der Auslagen, nicht zuge- 
mutet werden kann, diese aus eigenen Mit- 
teln vorzuschießen. § 126 gilt sinngemäß. 
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§ 123 

unverändert 


S 124 

Auslagen des Armenanwalts 

(1) Auslagen, insbesondere Reisekosten, 
werden nicht vergütet, wenn sie zur sachge- 
mäßen Wahrnehmung der Interessen der 
armen Partei nicht erforderlich waren. Nicht 
zu vergüten sind die Mehrkosten, die da- 
durch entstehen, daß der Rechtsanwalt sei- 
nen Wohnsitz oder seine Kanzlei nicht an 
dem Ort hat, an dem sich das Prozeßgericht 
oder eine auswärtige Abteilung dieses Ge- 
richts befindet; dies gilt nicht, wenn ein 
Rechtsanwalt beigeordnet wird, der weder 
bei dem Prozeßgericht noch bei einem Ge- 
richt zugelassen ist, das sich an demselben 
Ort wie das Prozeßgericht befindet. 


(2) Ob eine Reise erforderlich ist, stellt das 
Gericht des Rechtszugs auf Antrag vor An- 
tritt der Reise fest. Die Feststellung, daß die 
Reise erforderlich ist, ist für das Festset- 
zungsverfahren (§ 126) bindend. 

S 125 

unverändert 
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§ 126 
Rechtsweg 

(1) Die aus der Bundes- oder Landeskasse 
zu gewährende Vergütung wird auf Antrag 
des Rechtsanwalts von dem Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle des Gerichts des Rechts- 
zugs festgesetzt; § 104 Abs. 2 der Zivilpro- 
zeßordnung gilt sinngemäß. 

(2) Über Erinnerungen des Rechtsanwalts 
und der Bundes- oder Landeskastse gegen die 
Festsetzung entscheidet das Gericht des 
Rechtszugs durch Beschluß. § 4 Abs. 1 Satz 2, 
3, 4 und Abs. 4 des Gerichtskostengesetzes 
gilt sinngemäß. 

(3) Gegen den Beschluß ist die Beschwerde 
zulässig, wenn der Beschwerdegegenstand 
fünfzig Deutsche Mark übersteigt. § 4 Abs. 2 
und 4 des Gerichtskostengesetzes gilt sinn- 
gemäß. Eine Beschwerde an ein oberes Bun- 
desgericht ist nidit zulässig. 

(4) Der Rechtsanwalt erhält für die in den 
Absätzen 1 bis 3 bestimmten Verfahren 
keine Vergütung. 

§ 127 

Anrechnung von Vorschüssen und Zahlungen 

Vorschüsse und Zahlungen, die der Rechts- 
anwalt von seinem Auftraggeber oder einem 
Dritten vor oder nach der Beiordnung er- 
halten hat, sind zunächst auf die Vergütun- 
gen anzurechnen, für die ein Anspruch gegen 
die Bundes- oder Landeskasse nicht besteht. 

§ 128 

Übergang yon Ansprüchen auf die Bundes- 
oder Landes kasse 

(1) Soweit idem Rechtsanwalt wegen seiner 
Vergütung ein Anspruch gegen die Partei 
oder einen ersatzpflichtigen Gegner zustcht, 
geht der Anspruch mit der Befriedigung des 
Rechtsanwalts durch die Bundes- oder Lan- 
deskasse auf diese über. Der Übergang kann 
nicht zum Nachteil des Rechtsanwalts geltend 
gemacht werden. 

(2) Für die Geltendmachung des An- 
spruchs gelten die Vorschriften über die Ein- 
ziehung der Kosten des gerichtlichen Verfah- 
rens sinngemäß. 
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§ 126 
Rechtsweg 

(1) unverändert 


(2) Über Erinnerungen des Rechtsanwalts 
und der Bundes- oder Landeskasse gegen die 
Festsetzung entscheidet das Gericht des 
Rechtszugs durch Beschluß. § 4 Abs. 1 Satz 2, 
3, 4 und Abs. 3 des Gerichtskostengesetzes 
gilt sinngemäß. 

(3) Gegen den Beschluß ist die Beschwerde 
zulässig, wenn der Beschwerdegegenstand 
fünfzig Deutsche Mark übersteigt. § 4 Abs. 2 
und 3 des Gerichtskostengesetzes gilt sinn- 
gemäß. Eine Beschwerde an ein oberes Bun- 
desgericht ist nicht zulässig. 

(4) Der Rechtsanwalt erhält für die in den 
Absätzen 1 bis 3 genannten Verfahren keine 
Vergütung. 

§ 127 

unverändert 


§128 

unverändert 
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(zu Artikel VII § 11) 
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Die volle Gebühr beträgt bei einem 
Gegenstandswert 


bis 20 Deutsche Mark 3 Deutsche Mark 



50 

53 

33 

5 

33 

35 


100 

33 

33 

7 

33 

33 


150 

33 

33 

10 

33 

33 

»3 

200 

33 

33 

13 

33 

33 

33 

300 

>3 

33 

19 

„ 

33 

33 

400 

33 

33 

25 

33 

33 

33 

500 

„ 

33 

30 

33 

„ 

jj 

600 

33 

33 

35 

„ 

33 

33 

700 

33 

33 

40 

„ 

33 

33 

800 

„ 

33 

45 

33 

33 

33 

900 

33 

,, 

50 

33 

33 

53 

1 000 

„ 

33 

55 

33 

33 


1 100 

33 

33 

59 

33 

33 

33 

1 200 

53 

33 

63 

33 

„ 

33 

1 300 

33 

33 

67 

„ 

35 

jj 

1 400 

33 

33 

71 

33 

„ 

33 

1 500 

33 

33 

75 

33 

C< 

33 

1 600 


55 

79 

„ 

„ 

33 

1 700 

53 

35 

83 

33 

33 

,, 

1 800 

53 

33 

87 

„ 

35 

35 

1 900 

35 

33 

91 

35 

„ 


2 000 

35 

33 

95 

33 

„ 

35 

2 100 

33 

33 

99 

„ 



2 200 

33 

„ 

103 

33 

33 

33 

2 300 

35 

35 

107 

35 

33 

33 

2 400 

33 

33 

111 

33 

55 

33 

2 500 


33 

115 

33 

„ 

33 

2 600 

33 

„ 

119 

33 

35 


2 700 

35 

„ 

123 

33 

33 


2 800 


35 

127 

33 

55 

33 

2 900 


33 

131 

33 



3 000 

33 

35 

135 

35 

33 

33 

3 200 

33 

33 

140 

33 

35 

33 

3 400 

33 

33 

145 


„ 

33 

3 600 

35 

„ 

150 

33 

55 

53 

3 800 

55 

„ 

155 

„ 


jj 

4 000 

33 

33 

160 

33 

„ 

33 

4 200 

33 

„ 

165 

33 

33 

35 

4 400 

33 

33 

170 

33 

33 

33 

4 600 

35 

„ 

175 

35 

„ 


4 800 

33 

33 

180 

33 

„ 


5 000 

33 

33 

185 

„ 

„ 

33 

5 200 


33 

190 

„ 

33 

55 

5 400 


33 

195 

„ 

33 

55 

5 600 


35 

200 

33 

33 

33 

5 800 

33 

„ 

205 

33 

33 

35 

6 000 

j, 

53 

210 

„ 

33 


6 400 

„ 

„ 

215 

33 
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bis 6 800 Deutsdie Mark 220 Deutsche Mark 


7 200 


33 

225 

» 

33 

7 600 


33 

230 

3J 

33 

8 000 


33 

235 


„ 

8 400 

» 

33 

240 

>3 


8 800 

» 

33 

245 

33 

33 

9 200 


33 

250 

„ 

33 

9 600 

» 

33 

255 

33 

„ 

10 000 

» 

33 

260 

y> 

33 

10 800 


33 

265 

33 

33 

11 600 

» 

33 

270 

33 

33 

12 400 

n 

33 

275 

33 

„ 

13 200 


33 

280 

33 

33 

14 000 

>3 

33 

285 

33 

33 

14 800 

33 

33 

290 

33 

33 

15 600 

33 

33 

295 


33 

16 400 

33 

33 

300 

33 

33 

17 200 

33 

33 

305 


„ 

18 000 



310 

33 

33 

18 800 


33 

315 

33 

33 

19 600 


33 

320 

33 

33 

20 400 


33 

325 

„ 

33 

21 200 


33 

330 

33 

33 

22 000 


33 

335 

„ 


22 800 


33 

340 

33 

33 

23 600 

33 

33 

345 

33 


24 400 

33 

33 

350 

„ 

„ 

25 200 

33 


355 

33 

33 

26 000 

33 

33 

360 


33 

26 800 

33 

33 

365 

33 

„ 

27 600 

33 

33 

370 

33 

„ 

28 400 

33 

33 

375 


33 

29 200 


33 

380 


„ 

30 000 

33 

33 

385 

„ 

33 

30 800 


„ 

390 

33 

33 

31 600 

33 

„ 

395 

33 

33 

32 400 

33 

33 

400 

„ 

33 

33 200 

„ 

33 

405 

33 

33 

34 000 

33 

33 

410 

33 

33 

34 800 


33 

415 

33 

35 

35 600 

33 

33 

420 

33 


36 400 

33 

33 

425 

33 

33 

37 200 

33 

33 

430 

j, 

33 

38 000 

33 


435 

33 

33 

38 800 


33 

440 

33 

33 

39 600 

33 

33 

445 

33 

33 

40 400 

33 

33 

450 

33 

33 

41 200 

33 

33 

455 

33 

33 

42 000 

33 

33 

460 

33 

„ 

42 800 



465 

33 

33 

43 600 

33 

33 

470 

33 

33 

44 400 

33 

33 

475 

33 

33 

45 200 

33 


480 

33 

33 

46 000 



485 

33 

33 

46 800 

„ 

„ 

490 

„ 

33 
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bis 47 600 Deutsche Mark 495 Deutsche Mark 


» 

48 400 

yy 

yy 

500 

yy 

yy 

» 

49 200 

yy 

yy 

505 

yy 

yy 

M 

50 000 

yy 

yy 

510 

yy 

M 

» 

50 800 

M 

yy 

515 

yy 

yy 

» 

51 600 

yy 

yy 

520 

yy 

yy 

» 

52 400 

yy 

yy 

525 

yy 

yy 


53 200 

yy 

yy 

530 

yy 

yy 

)) 

54 000 

yy 

yy 

535 

yy 

yy 

» 

54 800 

yy 

yy 

540 

yy 

yy 


55 600 

yy 

yy 

545 

yy 

yy 

» 

56 400 

yy 

yy 

550 

yy 

yy 

W 

57 200 

yy 

yy 

555 

yy 

yy 

yy 

58 000 

yy 

yy 

560 

yy 

yy 

» 

58 800 

yy 

yy 

565 

yy 

yy 

» 

59 600 

yy 

yy 

570 

yy 

yy 


60 400 

yy 

yy 

575 

yy 

yy 

» 

61 200 

yy 

yy 

580 

yy 

yy 

M 

62 000 

yy 

yy 

585 

yy 

yy 

» 

62 800 

yy 

yy 

590 

yy 

yy 

» 

63 600 

yy 

yy 

595 

yy 

yy 

» 

64 400 

yy 

yy 

600 

yy 

yy 

» 

65 200 

yy 

yy 

605 

yy 

yy 

yy 

66 000 

yy 

yy 

610 

yy 

yy 

yy 

66 800 

yy 

yy 

615 

yy 

yy 

yy 

67 600 

yy 

yy 

620 

yy 

yy 

yy 

68 400 

yy 

yy 

625 

yy 

yy 

yy 

69 200 

yy 

yy 

630 

yy 

yy 

yy 

70 000 

yy 

yy 

635 

yy 

yy 

yy 

70 800 

yy 

yy 

640 

yy 

yy 

yy 

71 600 

yy 

yy 

645 

yy 

yy 

yy 

72 400 

yy 

yy 

650 

yy 

yy 

yy 

73 200 


yy 

655 

yy 

yy 

yy 

74 000 

yy 

yy 

660 

yy 

yy 

yy 

74 000 

yy 

yy 

660 

yy 

yy 

yy 

74 800 

yy 

yy 

665 

yy 

yy 

yy 

75 600 

yy 

yy 

670 

yy 

yy 

yy 

76 400 

yy 

yy 

675 

yy 

yy 

yy 

77 200 

yy 

yy 

680 

yy 

yy 

yy 

78 000 

yy 

yy 

685 

yy 

yy 

yy 

78 800 

yy 

yy 

690 

yy 

yy 

yy 

79 600 

yy 

yy 

695 

yy 

yy 

yy 

80 400 

yy 

yy 

700 

yy 

yy 

yy 

81 200 

yy 

yy 

705 

yy 

yy 

yy 

82 000 

yy 

yy 

710 

yy 

yy 

yy 

82 800 

yy 

yy 

715 

yy 

yy 

yy 

83 600 

yy 

yy 

720 

yy 

yy 

yy 

84 400 

yy 

yy 

725 

yy 

yy 

yy 

85 200 

yy 

yy 

730 

yy 

yy 

yy 

86 000 

yy 

yy 

735 

yy 

yy 

yy 

86 800 

yy 

yy 

740 

yy 

yy 

yy 

87 600 

yy 

yy 

745 

yy 

yy 

yy 

88 400 

yy 

yy 

750 

yy 

yy 

yy 

89 200 

yy 

yy 

755 

yy 

yy 

yy 

90 000 

yy 

yy 

760 

yy 

yy 
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bis 90 800 Deutsche Mark 765 Deutsche Mark 


91 600 

»» 

770 

55 

55 

92 400 

»» 

775 

55 

51 

93 200 

» 

780 

55 

55 

94 000 

n 

785 

55 


94 800 

5> 

790 

55 

55 

95 600 

55 

795 

55 

55 

96 400 

>5 

800 

55 

„ 

97 200 

55 

805 

55 


98 000 

55 

810 

55 

55 

99 000 

55 

816 

55 

55 

100 000 

55 

822 

55 

„ 


von dem Mehrbetrag bis 500 000 DM 
für je 5 000 DM 16 DM, 

von dem Mehrbetrag bis 1 Million DM 
für je 10 000 DM 32 DM, 

von dem Mehrbetrag bis 5 Millionen DM 
für je 10 000 DM 25 DM, 

von dem Mehrbetrag über 5 Millionen DM 

für je 20 000 DM 25 DM. 


Gegenstandswerte über 100 000 Deutsdie 
Mark sind auf volle 5000 Deutsche Mark, 
Gegenstandswerte über 500 000 Deutsche 
Mark sind auf volle 10 000 Deutsche Mark, 
Gegenstandswerte über 5 Millionen Deutsche 
Mark sind auf volle 20 000 Deutsche Mark 
aufzurunden. 


Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Artikel VIII 


Artikel VIII 


Gebühren und Auslagen von 
Rechtsbeiständen 


Gebühren und Auslagen von 
Rechtsbeiständen 


§1 


Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 


(1) Für die Erstattung der Gebühren und 
Auslagen des Rechtsbeistandes der obsiegen- 
den Partei gilt § 91 Abs. 2 der Zivilprozeß- 
ordnung sinngemäß. Dabei bemessen sich die 
Gebühren und Auslagen nach der Bundesge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte, soweit 
nicht in den Absätzen 2 und 3 etwas anderes 
bestimmt ist. 


§ 1 


unverändert 
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(2) Die volle Gebühr beträgt bei einem 
Gegenstandswert 

bis 20 Deutsche Mark 3 Deutsche Mark 


„ 50 


55 

5 

55 

55 

„ 100 

n 

55 

7 

55 

55 

„ 150 

55 

55 

10 

55 

55 

„ 200 

55 

55 

13 

55 

55 

„ 300 

55 

55 

19 

55 

55 

, 400 

55 

55 

22 

55 

55 

« 600 

55 

55 

27 

55 

55 

„ 800 

55 

55 

31 

55 

55 

„ 1 000 

55 

55 

35 

55 

55 

„ 1 200 

55 

55 

39 

55 

55 

„ 1 500 

55 

55 

45 

55 

55 

„ 1 800 

55 

55 

50 

55 

55 

„ 2 200 

55 

55 

56 

55 

55 

„ 2 600 

55 

55 

62 

55 

55 

„ 3 000 

55 

55 

67,50 

55 

55 


Bei höheren Werten beläuft sich die volle Ge- 
bühr auf die Hälfte der Beträge der Tabelle 
zu § 11 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte. 

(3) Bei Geschäftsreisen tritt an die Stelle 
der Reisekostenstufe II (§ 27 Abs. 1 der Bun- 
desgebührenordnung für Rechtsanwälte) die 
Reisekostenstufe III. Das Abwesenheitsgeld 
beträgt 10 Deutsche Mark und bei Geschäfts- 
reisen von nicht mehr als vier Stunden 
5 Deutsche Mark. 


§ 2 ^ § 2 
Verfahren vor Gerichten unverändert 

der Sozialgerichtsbarkeit 

(1) Die im Verfahren vor Gerichten der 
Sozialgerichtsbarkeit zu erstattenden Gebüh- 
ren und Auslagen eines Rechtsbeistandes be- 
messen sich nach der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte; jedoch beläuft sich die 
volle Gebühr auf die Hälfte der im § 114 der 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
bestimmten Beträge. 

(2) Höhere Gebühren dürfen weder ver- 
einbart noch gezahlt werden. 


Artikel IX 

Änderungen sonstiger Gesetze 


Artikel IX 

Änderungen sonstiger Gesetze 


§ 1 ^ 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs unverändert 

Im 5 196 Abs. 1 Nr. 15 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs fallen die Worte „und Gerichts- 
vollzieher“ weg. 
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i § 

: Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

• 

I Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie 
: folgt geändert: 

I 1. § 55 erhält folgende Fassung: 

I ♦ »§55 

l Die Schöffen und Vertrauenspersonen 

: des Ausschusses erhalten eine Entschädi- 

I gung nach dem Gesetz über die Entsdiädi- 

• gung der ehrenamtlichen Beisitzer bei den 

: Gerichten." 

: 2. § 107 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

I ^ „(3) Handelsrichtern, die ihren Wohn- 

; sitz oder ihre gewerbliche Niederlassung 

l am Sitz der Kammer für Handelssachen 

: haben, werden die notwendigen Fahrt- 

: kosten für die Benutzung von Öffentlichen, 

• regelmäßig verkehrenden Beförderungs- 

: mittein erstattet.“ 

• 

5 3. § 107 erhält folgenden neuen Absatz 4: 

1 ♦ »(^) Den Handelsrichtern werden jedoch 

; bei Fußwegen und bei Benutzung von an- 

• deren als öffentlichen, regelmäßig verkeh- 

; renden Beförderungsmitteln bei Entfer- 

• nungen von mehr als zwei Kilometern für 

2 jedes angefangene Kilometer des Hin- 

: und Rückweges 0,25 Deutsche Mark ge- 

2 währt. Kann ein Hin- und Rückweg von 

2 zusammen mehr als zweihundert Kllo- 

: metern mit öffentlichen, regelmäßig ver- 

2 kehrenden Beförderungsmitteln zurückge- 

: legt werden, so gilt Satz 1 nur insoweit, 

2 als die Mehrkosten gegenüber der Benut- 

2 zung von öffentlichen, regelmäßig verkeh- 

: renden Beförderungsmitteln durch eine 

2 Minderausgabe an Tage- und Übernach- 

; tungsgeldern ausgeglichen werden. Kann 

2 der Handelsrichter wegen besonderer Um- 

2 stände ein öffentliches, regelmäßig verkeh- 

: rendes Verkehrsmittel nicht benutzen, so 

2 werden die nachgewiesenen Mehrauslagen 

: ersetzt, soweit sie angemessen sind.“ 

§2 

Änderungen der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt ge- 
ändert; 


§ la 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtverfassungsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 165 tritt außer Kraft. 

♦ 

§ 2 

Änderungen der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung wie wie folgt ge- 
ändert: 
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1. § 91 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(2) Die gesetzlichen Gebühren und Aus- 

lagen des Rechtsanwalts der obsiegenden 
Partei sind in allen Prozessen zu erstatten, 
Reisekosten eines Rechtsanwalts, der nicht 
bei dem Prozeßgericht zugelassen ist und 
am Ort des Prozeßgerichts auch nicht 
wohnt, jedoch nur insoweit, als die Zuzie- 
hung zur zweckentsprechenden Rechtsver- 
folgung oder Rechtsverteidigung notwendig 
war. Der obsiegenden Partei sind die Mehr- 
kosten nicht zu erstatten, die dadurch ent- 
stehen, daß der bei dem Prozeßgericht zuge- 
lassene Rechtsanwalt seinen Wohnsitz oder 
seine Kanzlei nicht an dem Ort hat, an dem 
sich das Prozeßgericht oder eine auswärtige 
Abteilung dieses Gerichts befindet. Die 
Kosten mehrerer Rechtsanwälte sind nur in- 
soweit zu erstatten, als sie die Kosten eines 
Rechtsanwalts nicht übersteigen oder als in 
der Person des Rechtsanwalts ein Wechsel 
eintreten mußte. In eigener Cache sind dem 
Rechtsanwalt die Gebühren und Auslagen 
zu erstatten, die er als Gebühren und Aus- 
lagen eines bevollmächtigten Rechtsanwalts 
erstattet verlangen könnte.“ 


2. § 123 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(1) Die Gerichtskosten und die Gerichts- 

vollzieherkosten, von deren Berichtigung die 
arme Partei einstweilen befreit ist, können 
von dem in die Prozeßkosten verurteilten 
Gegner nach den für die Beitreibung rück- 
ständiger Gerichtskosten geltenden Vor- 
schriften eingezogen werden.“ 

3. Im § 124 Abs. 1 fallen die Worte „Ge- 
^ richtsvollzieher und“ weg. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
1. unverändert 


1 a. Im § 104 Abs. 1 wird nach Satz 1 fol- 
^ gender Satz eingefügt: 

„Auf Antrag ist auszusprechen, daß die 
festgesetzten Kosten von der Anbrin- 
gung des Gesuchs, im Falle des § 105 
Abs. 2 von der Verkündung des Urteils 
ab mit vier vom Hundert zu verzinsen 
sind.“ 

2. unverändert 


3. unverändert 

3 a. Im § 126 wird folgender Absatz 3 an- 

♦ gefügt: 

„(3) Vor der Entscheidung über die 
Verpflichtung zur Nachzahlung sind die 
zum Armenrecht zugelassene Partei, die 
Bundes- oder Staatskasse und der bei- 
geordnete Rechtsanwalt zu hören. Wird 
die Nachzahlung nicht in voller Höhe 
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4. § 401 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 401 

Der Zeuge wird nach dem Gesetz über 

die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 

ständigen entschädigt/' 

5. § 413 wird wie folgt gefaßt: 

^ 4 413 

Der Sachverständige wird nach dem Ge- 
setz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen entschädigt/' 

§ 3 

Änderung des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 

Tm Reichsgesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird nach §13 
folgende Vorschrift eingefügt: 

4 13a 

(1) Sind an einer Angelegenheit mehrere 
Personen beteiligt, so kann das Gericht anord- 
nen, daß die Kosten, die zur zweckentspre- 
chenden Erledigung der Angelegenheit not- 
wendig waren, von einem Beteiligten ganz 
oder teilweise zu erstatten sind, wenn dies der 
Billigkeit entspricht. Hat ein Beteiligter Ko- 
sten durch ein unbegründetes Rechtsmittel 
oder durch grobes Verschulden veranlaßt, so 
sind ihm die Kosten aufzuerlegen. 

(2) Die Vorschriften des § 91 Abs. 1 Satz 2 
und der §§ 102 bis 107 der Zivilprozeßord- 
nung gelten entsprechend. 

(3) Unberührt bleiben bundesrechtliche Vor- 
schriften, die die Kostenerstattung abweichend 
regeln/' 

§ 4 

Änderung des Mieterschutzgesetzes 

Die Vorschrift des § ^3 Abs. 4 des Mieter- 
ichutzgesetzes wird wie folgt gefaßt: 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

angeordnet oder werden Teilzahlungen 
bewilligt, so ist auszusprechen, daß auf 
die Forderung der Bundes- oder Staats- 
kasse und auf die Forderung des Beige- 
ordneten Rechtsanwalts je zur Hälfte zu 
zahlen ist.“ 

4. unverändert 


5. unverändert 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

e n t f ä 1 1 1 
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y,(4) Für die Wertberechnung bei der Auf- 
hebungsklage ist der Betrag des für die Dauer 
eines halben Jahres zu entrichtenden Zinses 
maßgebend,"" 


§5 


Änderung der Verordnung über die 
Behandlung der Ehewohnung und des Haus- 
rats nach der Scheidung 


Die Vorschrift des § 23 der Verordnung 
über die Behandlung der Ehewohnung und des 
Hausrats nach der Scheidung (Sechste Durch- 
führungsverordnung zum Ehegesetz) vom 
21. Oktober 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 256) 
wird wie folgt gefaßt: 


»§ 23 

Gibt das Prozeßgericht die Sache nach § 18 
an das nach dieser Verordnung zuständige 
Amtsgericht ab, so ist das bisherige Verfahren 
vor dem Prozeßgericht für die Erhebung der 
Gerichtskosten als Teil des Verfahrens vor 
dem übernehmenden Gericht zu behandeln." 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 5 


unverändert 


§6 

Änderungen des Wohnungseigentumsgesetzes 

Das Wohnungseigentumsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

1. § 48 Abs, 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Als Geschäftswert ist, sofern nicht aus- 
nahmsweise das Interesse der Beteiligten er- 
heblich höher oder niedriger zu bewerten 
ist y der halbjährliche Mietwert derGebäude- 
und Grundstücksteile anzunehmen."" 

2. § 50 wird wie folgt gefaßt: 

♦ „§ 50 

Gibt das Prozeßgericht die Sache nach 
§ 46 an das Amtsgericht ab, so ist das bis- 
herige Verfahren vor dem Prozeßgericht für 
die Erhebung der Gerichtskosten als Teil 
des Verfahrens vor dem übernehmenden 
Gericht zu behandeln.“ 


§ 6 

Änderungen des Wohnungseigentumsgesetzes 

Das Wohnungseigentumsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

1 . e n t f ä 1 1 1 


2. unverändert 


§7 

Änderung des Gesetzes 
über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen 

Die Vorschrift des §12 Abs. 3 des Gesetzes 
über das gerichtliche Verfahren in Landwirt- 


S 7 

Änderung des Gesetzes 
über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen 

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren 
in Landwirtschaftssachen vom 21. Juli 1953 
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sdaaftssachen vom 21. Juli 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 667) wird wie folgt gefaßt: 


„(3) Für die Erhebung der Gerichtskosten 
ist das Verfahren vor dem abgebenden Ge- 
richt als Teil des Verfahrens vor dem überneh- 
menden Gericht zu behandeln.“ 

§8 

Änderungen der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 71 wird wie folgt gefaßt; 

♦ 4 71 

Der Zeuge wird nach dem Gesetz über 
die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen entsdiädigt.“ 

2. § 84 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 4 84 

Der Sachverständige wird nach dem Ge- 
setz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen entschädigt.“ 


§9 


Änderung des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten 

Die Vorschrift des § 72 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 177) wird wie folgt ge- 
faßt: 


4 72 

Die Gebühren und Auslagen in Verfahren 
vor dem Gericht richten sich nach den Vor- 
schriften des Gerichtskostengesetzes.“ 

§ 10 

Änderung des Gesetzes 

über die innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe 
in Strafsachen 

Die Vorschrift des § 19 Abs. 2 des Gesetzes 
über die innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe 


(Bundesgesetzbl. I S. 667) wird wie folgt 

geändert: 

1. § 5 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(4) Die landwirtschaftlichen Beisitzer 

erhalten eine Entschädigung nach dem Ge- 
setz über die Entschädigung der ehren- 
amtlichen Beisitzer bei den Gerichten.“ 

2. § 12 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(3) Für die Erhebung der Gerichtskosten 

ist das Verfahren vor dem abgebenden Ge- 
richt als Teil des Verfahrens vor dem über- 
nehmenden Gericht zu behandeln.“ 

S 8 

Änderungen der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 150 tritt außer Kraft. 

♦ 

S 9 

unverändert 


§ 10 


unverändert 
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in Strafsachen vom 2. Mai 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 161) wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Rechtsanwalt erhält für die Bei- 
standsleistung im Verfahren 

vor dem Generalstaatsanwalt 

25 Deutsche Mark bis 250 Deutsche Mark, 

vor dem Oberlandesgericht 

25 Deutsche Mark bis 500 Deutsche Mark." 


S 11 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 19 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

^ „(2) Die Sozialrichter erhalten eine Ent- 

schädigung nach dem Gesetz über die Ent- 
schädigung der ehrenamtlichen Beisitzer 
bei den Gerichten.“ 

2. § 19 Abs. 3 zvird aufgehoben, 

3. § 35 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den Fällen des § 18 Abs. 4, der 
§§ 21 und 22 Abs. 2 entscheidet der vom 
Präsidium (§ 36) für jedes Geschäftsjahr 
im voraus bestimmte Senat.“ 

4. § 47 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

^„Im übrigen gelten §§ 15 bis 23 entspre- 
diend mit der Maßgabe, daß in den Fällen 
des § 18 Abs. 4, der §§ 21 und 22 Abs. 2 
der vom Präsidium (§ 48) für jedes Ge- 
schäftsjahr im voraus bestimmte Senat des 
Bundessozialgerichts entscheidet.“ 


Die Vorschrift des § 193 Abs. 3 des Sozial- 
gerichtsgesetzes vom 3. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1239) wird wie folgt gefaßt: 


„(3) Die gesetzlichen Gebühren und die 
notwendigen Auslagen eines Rechtsanwalts 
(§§ 24 bis 29 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte) oder eines Rechtsbeistandes 
sind stets erstattungsfähig.“ 


§ 11 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. unverändert 


2. § 19 Äbs. 3 tritt außer Kraft. 

♦ 

3. § 35 Äbs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

^ (2) unverändert 


4. unverändert 


5. § 193 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 


(3) unverändert 
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6. § 196, § 197 Abs. 1 Satz 3 treten außer 
^ Kraft. 
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§ 12 

Änderung 

des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Im § 12 des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 

3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1267) 
wird nach Absatz 1 folgender Absatz einge- 
fügt: 


„In den höheren Reditszügen richten sich 
die Gebühren nach der Tabelle zu § 8 Abs. 2 
des Gerichtskostengesetzes; die Beträge der 
Tabelle vermindern sich jedoch um zwei Zehn- 
tel; der Mindestbetrag einer Gebühr ist zwei 
Deutsche Mark.“ 


A § 25 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Arbeitsrichter erhalten eine 
Entschädigung nadi dem Gesetz über die 
Entschädigung der ehrenamtlichen Beisit- 
zer bei den Gerichten.“ 

2. § 25 Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. § 43 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Sie sind im angemessenen Verhältnis 
unter billiger Berücksichtigung der Min- 
derheiten aus den Vorschlagslisten zu ent- 
nehmen, die von den Gewerkschaften, den 
selbständigen Vereinigungen von Arbeit- 
nehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung und Vereinigungen von Ar- 
beitgebern aufgestellt sind, die für das Ar- 
beitsleben des Bundesgebietes wesentliche 
Bedeutung haben.“ 


§ 19 

Änderung des Gesetzes 
über die Finanzverwaltung 
§ 30 des Gesetzes über die Finanzverwal- 
tung (FVG) vom 6. September 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 448) wird wie folgt gefaßt: 
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§ 12 

Änderung 

des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Das Arbeitsgerichtsgesetz vom 3. Septem- 
ber 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1267) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 12 Abs. 1 wird folgender Satz 3 
^ angefügt: 

„Die in Satz 2 bestimmten Gebühren 
gelten auch als volle Gebühr im Sinne 
des § 10 Abs. 2 des Gerichtskostenge- 
setzes; der Mindestbetrag einer Gebühr 
ist eine Deutsche Mark.“ 

2. In § 12 wird nach Absatz 1 folgender 
^ Absatz 2 eingefügt: 

„(2) In den höheren Rechtszügen richten 
sich die Gebühren nach der Tabelle zu 
§ 10 Abs. 2 des Gerichtskostengesetzes; die 
Beträge der Tabelle vermindern sich 
jedoch um zwei Zehntel; der Mindest- 
betrag einer Gebühr ist zwri 

iviarK, 

3. § 25 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

^ (2) unverändert 

4. § 25 Abs. 3 tritt außer Kraft. 

♦ 

5. § 43 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt ge- 
4 faßt: 

„Sie sind im angemessenen Verhältnis 
unter billiger Berücksichtigung der Min- 
derheiten aus den Vorschlagslisten zu ent- 
nehmen, die von den Gewerkschaften, den 
selbständigen Vereinigungen von Arbeit- 
nehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwedcsetzung und Vereinigungen von Ar- 
beitgebern, die für das Arbeitsleben des 
Bundesgebietes wesentliche Bedeutung 
haben, sowie von den in § 22 Abs. 2 
Nr. 3 bezeichneten Körperschaften ein- 
gereicht worden sind.“ 

S 12a 

Änderung des Gesetzes 
über die Finanzverwaltung 
§ 30 des Gesetzes über die Finanzverwal- 
tung vom 6. September 1950 (Bundesge- 
setzbl. S. 448) wird wie folgt gefaßt: 
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4 30 

Entschädigung der Steuerausschußmitglieder 

Das Amt • eines Steuerausschußmitgliedes 
ist ein Ehrenamt, Das Steuerausschußmitglied 
erhält eine Entschädigung nach §§ 2 bis 6 und 
9 bis 11 des Gesetzes über die Entschädigung 
der ehrenamtlichen Beisitzer bei den GeriA- 
ten; § 12 gilt entsprehend. Für die geriht- 
liAe Festsetzung ist das Finanzgeridit zu- 
ständig, zu dessen Bezirk das Finanzamt ge- 
hört, bei dem der SteueraussAuß gebildet 
ist.* 

§16 

Änderung des Gesetzes 
über die UntersuAung von Seeunfällen 

Das Gesetz über die UntersuAung von 
Seeunfällen vom 28. September 1935 (ReiAs- 
gesetzbl. I S. 1183) wird wie folgt geändert; 

1. § 8 Abs. 5, 6 erhalten folgende Fassung: 

n(5) Die Beisitzer erhalten aus Landes- 
mitteln eine EntsAädigung naA §§ 2 bis 6 
und 9 bis 11 des Gesetzes über die Ent- 
sAädigung der ehrenamtliAen Beisitzer 
bei den GeriAten; die EntsAädigung für 
Aufwand naA § 4 beträgt in jedem Falle 
mindestens fünf DeutsAe Mark, 

(6) Im übrigen gelten für das Amt des 
Beisitzers und für die Befähigung und Be- 
rufung dazu die VorsAriften der §§ 31 bis 
35, 50 bis 54 und 56 mit Ausnahme von 
§33 Nr. 2 des GeriAtsverfassungsgesetzes 
entspreAend; die naA § 52 Abs. 3, § 53 
Abs, 2, SS 54 und 56 des GeriAtsverfas- 
sungsgesetzes erforderliAen EntsAeidungen 
trifft der Vorsitzende des Seeamts.* 

2, S 11 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Im übrigen gelten entspreAend S 6 
Abs. 1 Satz 3, S 7, S 8 Abs. 1 und 6, § 9 
Satz 2, §16 Abs. 2 sowie §§ 2 bis 11 des 
Gesetzes über die EntsAädigung der ehren- 
amtliAen Beisitzer bei den GeriAten.* 

§ 17 

Änderung 

des Wertpapierbereinigungsgesetzes 

S 30 Abs. 3 des Gesetzes zur Bereinigung 
des Wertpapierwesens (Wertpapierbereini- 
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nS 30 

unverändert 


S12b 

Änderung des Gesetzes 
über die UntersiiAung von Seeunfällen 

Das Gesetz über die UntersuAung von 
Seeunfällen vom 28. September 1935 (ReiAs- 
gesetzbl. I S. 1183) wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Abs. 5, 6 wird wie folgt gefaßt: 

^ (5) unverändert 


(6) unverändert 


2. § 11 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 
^ (5) unverändert 


S 12 c 
Änderung 

des Wertpapierbereinigungsgesetzes 

§ 30 Abs. 3 des Gesetzes zur Bereinigung 
des Wertpapierwesens (Wertpapierbereini- 
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• 

: gungsgesetz) vom 19. August 1949 (WiGBl. 

I S. 295) erhält folgende Fassung: 

• 

I „(3) Die Beisitzer erhalten eine Entsdiädi- 
I gung nach dem Gesetz über die Entschädi- 
I gung der ehrenamtlichen Beisitzer bei den 

I Gerichten.** 

• 

1 § 18 

• 

: Änderung des Gesetzes zur Änderung 

J und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
: gesetzes 

• (1) Das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
I zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 

• 29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 211) 

I wird wie folgt geändert: 

• 

I 1 . § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

J „(1) Die den Beisitzern der Kammern 

• für Wertpapierbereinigung nach § 4 Abs. 2 

: oder 3 des Gesetzes über die Entsdiädi- 

: gung der ehrenamtlichen Beisitzer bei den 

• Gerichten zustehende Entschädigung für 

: Aufwand kann bei einer Sitzungsdauer 

I von mehr als fünf Stunden um zehn Deut- 

: sehe Mark erhöht werden. Bei einer kür- 

I zeren Sitzungsdauer kann eine Entschädi- 

• gung für Aufwand bis zu fünf Deutsche 

I Mark auch ohne Nachweis notwendiger 

• Auslagen gewährt werden.** 

• 

: 2. § 6 Abs. 3 wird aufgehoben. 

• (2) Das Berliner Gesetz zur Änderung und 
: Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgeset- 
I zes vom 12. Juli 1951 (Gesetz- und Verord- 
: nungsblatt für Berlin S. 530) wird wie folgt 

: geändert: 

• 

: 1. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

I „(1) Die Beisitzer erhalten eine Entschä- 
I digung nach dem Gesetz über die Entschä- 

• digung der ehrenamtlichen Beisitzer bei 

: den Gerichten. Die ihnen nach § 4 Abs. 2 

I oder 3 des Gesetzes zustehende Entschädi- 

• gung für Aufwand kann bei einer Sitzungs- 

: dauer von mehr als fünf Stunden um zehn 

• Deutsche Mark erhöht werden. Bei einer 

: kürzeren Sitzungsdauer kann eine Entschä- 

I digung für Aufwand bis zu fünf Deutsche 
: Mark auch ohne Nachweis notwendiger 

: Auslagen gewährt werden.** 

• 

I 2. § 6 Abs. 3 wird aufgehoben. 
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gungsgesetz) vom 19. August 1949 (WiGBl. 
S. 295) wird wie folgt gefaßt: 

„(3) unverändert 


§ 12d 

Änderung des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes 

(1) Das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 
29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 211) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

4 (1) unverändert 


2. § 6 Abs. 3 tritt außer Kraft. 

^ (2) Das Berliner Gesetz zur Änderung 

und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes vom 12. Juli 1951 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für Berlin S. 530) wird wie 
folgt geändert: 

l.§ 6 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

4 (1) unverändert 


2. § 6 Abs. 3 tritt außer Kraft. 

♦ 
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4 20 

Änderung des Gesetzes über Sortenschutz 
und Saatgut von Kulturpflanzen 

§ 20 des Gesetzes über Sortenschutz und 
Saatgut von Kulturpflanzen (Saatgutgesetz) 
vom 27. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 450) 
wird wie folgt gefaßt: 

4 20 

Entschädigung der Beisitzer 

Die Beisitzer erhalten eine Entschädigung 
nach Maßgabe der §§ 2 bis 6 und 9 bis 11 des 
Gesetzes über die Entsdiädigung der ehren- 
amtlichen Beisitzer bei den Gerichten; § 12 
gilt entsprechend. Die Entschädigung wird 
nur auf Verlangen gewährt. Über sie ent- 
scheidet der Leiter des Bundessortenamts. 
Für die gerichtliche Festsetzung ist das Ver- 
waltungsgericht zuständig, in dessen Bezirk 
das Bundessortenamt seinen Sitz hat. Beisit- 
zer, die im öffentlichen Dienst stehen, erhal- 
ten ausschließlich Reisekostenvergütung nach 
den Vorschriften für Bundesbeamte.“ 


Artikel X 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Anfechtung von Verwaltungsakten 

(1) Verwalrungsakte, die im Bereich der 
Justizverwaltung beim Vollzug des Gerichts- 
kostengesetzes, der Kostenordnung, des Ge- 
richtsvollzieherkostengesetzes, des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen, der V er Ordnung über die Ent- 
schädigung der Schöffen und Geschworenen 
vom 1. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 485) 
oder sonstiger für gerichtliche Verfahren oder 
Verfahren der Justizverwaltung geltender 
Kostenvorschriften, insbesondere hinsichtlich 
der Einforderung oder Zurückzahlung erge- 
hen, können durch einen Antrag auf gericht- 
liche Entsdieidung auch dann angefochten wer- 
den, wenn es nicht ausdrücklich bestimmt ist. 
Der Antrag kann nur darauf gestützt werden, 
daß der VerY>^aItungsakt den Antragsteller in 
seinen Rechten beeinträchtige, weil er rechts- 
vridrig sei. Soweit die Verv/altungsbehÖrde er- 
mächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu befin- 
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§ 12 e 

Änderung des Gesetzes über Sortenschutz 
und Saatgut von Kulturpflanzen 

§ 20 des Gesetzes über Sortenschutz und 
Saatgut von Kulturpflanzen (Saatgutgesetz) 
vom 27. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 450) 
wird wie folgt gefaßt: 

S 20 

unverändert 


Artikel X 

Schlußvorschriften 

S 1 

Anfechtung von Verwaltungsakten 

(1) Verwaltungsakte, die im Bereich der 
Justizverwaltung beim Vollzug des Gcrichts- 
kostengesetzes, der Kostenordnung, des Ge- 
i'ichtsvollzieherkostengesetzes, des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen, des Gesetzes über die Entschä- 
digung der ehrenamtlichen Beisitzer bei den 
Gerichten oder sonstiger für gerichtliche Ver- 
fahren oder Verfahren der Jusitzverwaltung 
geltender Kostenvorschriften, insbesondere 
hinsichtlich der Einforderung oder Zurück- 
zahlung ergehen, können durch einen Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung auch dann an- 
gefochten werden, wenn es nicht ausdrücklidi 
bestimmt ist. Der Antrag kann nur darauf 
gestützt werden, daß der Verwaltungsakt 
den Antragsteller in seinen Rechten beein- 
trächtige, weil er rechtswidrig sei. Soweit 
die Verwaltungsbehörde ermäditigt ist, nach 
ihrem Ermessen zu befinden, kann der An- 
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den, kann der Antrag nur darauf gestützt 
werden, daß die gesetzlichen Grenzen des Er- 
messens überschritten seien, oder daß von dem 
Ermessen in einer dem Zweck der Ermächti- 
gung nicht entsprechenden Weise Gebrauch ge- 
macht worden sei. 

(2) Über den Antrag entscheidet das Amts- 
gericht, in dessen Bezirk die für die Einzie- 
hung oder Befriedigung des Anspruchs zustän- 
dige Kasse ihren Sitz hat. In dem Verfahren 
ist die Staatskasse zu hören. Für das Verfah- 
ren gilt § 73 Abs. 3, 4 Satz 1 der Kostenord- 
nung entsprechend. Für die Kosten des Ver- 
fahrens gelten die Vorschriften der Kosten- 
ordnung entsprechend; die Gebühren bestim- 
men sich nach § 722 Abs. 1, 2, 4, § 723 Abs. 1, 
der Geschäftswert bestimmt sich nach § 24 
der Kostenordnung. 
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trag nur darauf gestützt werden, daß die 
gesetzlichen Grenzen des Ermessens über- 
schritten seien, oder daß von dem Ermessen 
in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht 
entsprechenden Weise Gebrauch gemacht 
worden sei. 

(2) Über den Antrag entscheidet das Amts- 
gericht, in dessen Bezirk die für die Einzie- 
hung oder Befriedigung des Anspruchs zustän- 
dige Kasse ihren Sitz hat. In dem Verfahren 
ist die Staatskasse zu hören. Für das Verfah- 
ren gilt § 14 Abs. 3, 4 Satz 1 der Kosten- 
ordnung entsprechend. Für die Kosten des 
Verfahrens gelten die Vorschriften der Kosten- 
ordnung entsprechend; die Gebühren bestim- 
men sich nach § 129 Abs. 1, 2, 4, § 130 
Abs. 1, der Geschäftswert bestimmt sich nach 
§ 30 der Kostenordnung. 


§2 


Zuständigkeit für die weitere Beschwerde 
in Kostenangelegenheiten 

Durch die Gesetzgebung eines Landes, in 
dem mehrere Oberlandesgerichte errichtet sind, 
kann die Entscheidung über das Rechtsmittel 
der weiteren Beschwerde nach $ 4 des Ge- 
richtskostengesetzes, § 73 der Kostenordnung 
5 73 der Jnstizverwaltungskostenordnung und 
nach Artikel X § 1 dieses Gesetzes einem der 
mehreren Oberlandesgerichte oder an Stelle 
eines solchen Oberlandesgerichts einem 
obersten Landesgericht zugewiesen werden. 
Dies gilt auch für die Entscheidung über das 
Rechtsmittel der weiteren Beschwerde nach 
5 76 des Gesetzes über die Entschädigung von 
7. engen und Sachverständigen und nach den 
§5 10, 126 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte, soweit nach diesen Vorschrif- 
ten das Oberlandesgericht zuständig ist. 



(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes anhän- 
gig geworden sind, werden die Gebühren und 
Auslagen nach bisherigem Recht erhoben. Dies 
gilt nicht im Verfahren über eine Berufung, 
eine Revision oder eine Beschwerde, wenn das 
Rechtsmittel nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingelegt worden ist. 

(2) Werden in Angelegenheiten, auf die die 
Kostenordnung anzuwenden ist oder vor dem 


§ 2 


Zuständigkeit für die weitere Beschwerde 
in Kostenangelegenheiten 


Durch die Gesetzgebung eines Landes, in 
dem mehrere Oberlandesgerichte errichtet sind, 
kann die Entscheidung über das Rechtsmittel 
der weiteren Beschwerde nach § 14 der Ko- 
stenordnung und nach Artikel X § 1 dieses 
Gesetzes einem der mehreren Oberlandes- 
gerichte oder an Stelle eines solchen Ober- 
landesgerichts einem obersten Landesgericht 
zugewiesen werden. Dies gilt auch für die 
Entsdieidung über das Rechtsmittel der wei- 
teren Beschwerde nach § 10 der Bundesge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte, soweit 
nach dieser Vorschrift das Oberlandesgericht 
zuständig ist. 


§ 3 


unverändert 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuwenden 
war, Gebühren für ein Verfahren erhoben, so 
werden in dem gesamten Verfahren die Ge- 
bühren und Auslagen nach bisherigem Recht 
erhoben, wenn das Verfahren vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes eingeleitet worden 
Ist; soweit für Verfahren Gebühren nach Zeit- 
abschnitten erhoben werden, gilt das bisherige 
Recht bis zum Ablauf des bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes laufenden Zeitabschnitts. Ab- 
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) In Strafsachen werden die Gebühren 
und Auslagen nach bisherigem Recht erhoben, 
wenn die über die Kosten ergehende Entschei- 
dung vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
rechtskräftig geworden ist. 

(4) Für die Gebühren der Rechtsanwälte 
gilt das bisherige Recht, wenn vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes der Auftrag erteilt 
oder der Rechtsanwalt als Armenanwalt oder 
nach § 11a des Arbeitsgerichtsgesetzes beige- 
ordnet oder In einer Strafsache gerichtlich be- 
stellt oder beigeordnet worden Ist. Dies gilt 
nicht Im Verfahren über eine Berufung, eine 
Revision oder über eine Beschwerde gegen eine 
den Rechtszug beendigende Entscheidung, 
wenn das Rechtsmittel nach dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes eingelegt worden ist. Für 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ent- 
standenen Auslagen des Rechtsanwalts gilt das 
bisherige Recht. 

(5) Im übrigen gilt das bisherige Recht für 
Gebühren und Auslagen, die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes fällig geworden sind. 

§4 

Außerkrafttreten bisherigen Rechts 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten außer Kraft: 

1. § 165 des Gerichtsverfassungsgesetzes ; 

2. § 9 Abs. 6 Satz 2 und § 12 des Gesetzes 
betreffend das Urheberrecht an Mustern 
und Modellen vom 11. Januar 1876 
(Relchsgesetzbl. S. 11); 

3. § 159 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften; 

4. die Gebührenordnung für Zeugen und 
Sachverständige in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 21. Dezember 1925 
(Relchsgesetzbl. I S. 471); 

5. Artikel 2 Abs. 2 Buchstabe b der Verord- 
nung zur Anpassung des Gerichtskosten- 


§ 4 

Außerkrafttreten bisherigen Rechts 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten außer Kraft: 

1 . e n t f ä 1 1 1 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


182 



Entwurf 

gesetzes an die Kostenordnung und über 
die Aufhebung landesrechtlicher Kosten- 
vorschriften vom 27. März 1936 (Reichs- 
gesetzbl. IS. 319); 

6. die Verordnung über die Anwendung von 
Gebührenbefreiungsvorschriften auf die 
Notare vom 15. April 1936 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 368); 

7. § 16 der Verordnung zur Ausführung und 
Ergänzung der Reidisnotarordnung vom 
26. Juni 1937 (Reidisgesetzbl. I S. 663); 

8. die Bekanntmachung des früheren Reichs- 
ministers der Justiz über die Bemessung 
der Gebühren bei Beurkundungen von 
Versammlungsbeschlüssen und bei Ein- 
tragungen im Handelsregister vom 
20. November 1940 (Deutsche Justiz 

S. 1327); 

9. das Gesetz über Maßnahmen auf dem Ge- 
biet des Kostenrechts vom 7. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 401), ausgenommen 
§ 4 Abs. 1, soweit danach zu den Gebüh- 
ren in Hinterlegungssachen und zu den Ge- 
bühren in Justizverwaltungssachen, die 
nicht in dem Gebührenverzeichnis der 
Justizverwaltungskostenordnung (Anlage 
zu § 2 Abs. 1) geregelt sind, ein Zuschlag 
erhoben wird; 

10. Artikel 9 des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung 
vom 20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 952); 

11. § 196, § 197 Abs. 1 Satz 3 des Sozialge- 
richtsgesetzes vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1239). 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten ferner folgende Vorschriften, soweit sie 
bisher als Rechtsvorschriften angewendet wer- 
den, außer Kraft: 

1. Die Allgemeine Verfügung des früheren 
Reichsministers der Justiz über Rech- 
nungsgebühren und Rechnungsbeamte 
vom 25. April 1938 (Deutsche Justiz 
S. 654); 

2. die Durchführungsverfügung zur Justiz- 
verwaltungskostenordnung vom 21. Mai 
1940 (Deutsche Justiz S. 621); 

3. die Durchführungsverfügung zu den Ko- 
stengesetzen (Kostenverfügung) vom 
20. November 1940 (Deutsche Justiz S. 
1361); 
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6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. entfällt 

(2) unverändert 
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4. die auf Grund des § 8 der Dritten Verein- 
fachungsverordnung vom 16. Mai 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 333) erlassenen Allge- 
meinen Verwaltungsanordnungen, insbe- 
sondere die Allgemeinen Verfügungen des 
früheren Reichsministers der Justiz über 

a) die Kosten des Aufgebotsverfahrens zur 
Kraftloserklärung von Sparkassenbü- 
diern vom 17. Dezember 1942 (Deut- 
sche Justiz S. 823); 

b) die Gerichtskosten bei Vergleichen in 
Ehesachen vom 30. Juni 1943 (Deut- 
sche Justiz S. 348); 

c) den Streitwert bei Mietaufhebungskla- 
gen nach § 4 des Mieterschutzgesetzes 
vom 12. Januar 1944 (Deutsche Justiz 
S. 66); 

d) die Berechnung der Brurkundungsge- 
bühren bei der Anwendung einer Ge- 
bührenermäßigung vom 2. März 1944 
(Deutsche Justiz S. 122); 

e) den gebühren rechtlichen Streitwert bei 
der Pfändung von Forderungen und 
sonstigen Rechten vom 28. April 1944 
(Deutsche Justiz S. 158); 

f) die Gebühr für die Eintragung des 
Nacherben im Grundbuch vom 9. Sep- 
tember 1944 (Deutsche Justiz S. 269). 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes (3) unverändert 

treten ferner alle bisherigen Vorschriften über 
die Kosten der Gerichtsvollzieher außer Kraft. 

Insbesondere treten außer Kraft: 

1. Die Gebührenordnung für Gerichtsvoll- 
zieher in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Dezember 1922 (Reichsgesetzbl. I 
S. 917); 

2. die Allgemeine Verfügung des früheren 
Reichsministers der Justiz vom 2. Juli 1938 
(Deutsche Justiz S. 1050) über Gebühren 
der Gerichtsvollzieher bei Aufträgen der 
Fürsorgeverbände; 

3. die Allgemeine Verfügung des früheren 
Reichsministers der Justiz vom 31. Okto- 
ber 1939 (Deutsche Justiz S. 1718) über 
Kosten der Gerichtsvollzieher bei Aufträ- 
gen der Reichsfinanzverwaltung; 

4. §§ 12 bis 16 des lippischen Ausführungs- 
gesetzes zum Deutschen Gerichtskosten- 
gesetz und zu den Deutschen Gebühren- 
ordnungen für Gerichtsvollzieher und für 
Zeugen und Sachverständige vom 26. Juni 
1879 (Lippische Gesetzessammlung S. 679); 
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5. §§ 19 bis 24 des Gesetzes für das Herzog- 
tum Oldenburg und das Fürstentum Bir- 
kenfeld betreffend die landesgesetzlichen 
Vorschriften über die Gebühren der Rechts- 
anwälte und der Gerichtsvollzieher vom 
19. Februar 1900 (Gesetzbl. für das Her- 
zogtum Oldenburg S. 103); 

6.. Artikel 18 bis 25, Artikel 27 der preußi- 
schen Landesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte und Gerichtsvollzieher vom 
28. Oktober 1922 (Preußische Gesetz- 
sammlung S. 410); 

7. §§ 17 bis 25 der braunschweigischen Ge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher vom 28. Februar 1923 
(Braunschweigische Gesetz- und Verord- 
nungssammlung S. 91); 

8. die bayerische Verordnung über eine neue 
Landesgebührenordnung für die Gerichts- 
vollzieher vom 18. Februar 1924 (Gesetz- 
und Verordnungsbl. für den Freistaat 
Bayern S. 58); 

9. die Allgemeine Verfügung des Preußischen 
Justizministers vom 26. Mai 1924 (Preu- 
ßisches Justizministerialbl. S. 240); 

10. die badische Landesgebührenordnung für 
Gerichtsvollzieher vom 1. Januar 1925 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsbl. 

S. 2); 

11. §§ 94 bis 96, §§ 98, 99 des Hamburgischen 
Gerichtskostengesetzes vom 26. Februar 
1926 (Gesetzessammlung der Freien und 
Hansestadt Hamburg S. 61); 

12. §§ 1 bis 17 der hessischen Verordnung, die 
landesrechtlichen Gebühren der Gerichts- 
vollzieher und Gerichtswachtmeister be- 
treffend, vom 29. September 1927 (Regie- 
rungsbl. für Hessen S. 172); 

13. §§ 14 bis 28 der bremischen Landesgebüh- 
renordnung für Rechtsanwälte und Ge- 
richtsvollzieher vom 31. Januar 1929 (Ge- 
setzbl. der Freien Hansestadt Bremen 
S. 15); 

14. die hessische Landesgebührenordnung für 
Gerichtsvollzieher vom 19. Oktober 1951 
(Gesetz- und Verordnungsbl. für das Land 
Hessen S. 72). 


(3 a) Mit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes treten ferner alle bisherigen Vorschrif- 
ten über die Entschädigung der ehrenamt- 
lichen Beisitzer bei den Gerichten außer Kraft. 
Insbesondere werden aufgehoben: 
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(4) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten ferner alle Vorschriften außer Kraft, 
nach denen sich bisher die Gebühren und Aus- 
lagen der Rechtsanwälte bemessen. Insbeson- 
dere treten außer Kraft: 

1. Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Juli 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 162); 

2. § 150 der Straf Prozeßordnung; 

3. Artikel V der Verordnung zur Ausführung 
des Vertrags über Rechtsschutz und Rechts- 
hilfe zwischen dem Deutschen Reiche und 
der Republik Österreich vom 26. April 
1924 (Reichsgesetzbl. II S. 91); 

4. das Gesetz betreffend die Erstattung von 
Rechtsanwaltsgebühren in Armensachen 
vom 20. Dezember 1928 (Reichsgesetzbl. I 

S. 411); 

5. Artikel 6 der Verordnung zur Ausführung 
des deutsch-schweizerischen Abkommens 
über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entschei- 
dungen und Schiedssprüchen vom 23. Au- 
gust 1930 (Reichsgesetzbl. II S. 1209); 

6. Artikel 6 der Verordnung zur Ausführung 
des deutsch-italienischen Abkommens über 
die Anerkennung und Vollstreckung ge- 
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen vom 18. Mai 1937 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 143); 


1. Die Verordnung über die Entschädigung 
der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmer- 
beisitzer der Arbeitsgerichtsbehörden 
vom 17. Februar 1932 (Reichsgesetzbl. I 
S. 74) in der Fassung der Verordnung 
vom 28. Februar 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 173); 

2. die Verordnung über die Entschädigung 
der Schöffen und Geschworenen vom 
1. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 485); 

3. die Verordnung über die Entschädigung 
der Beisitzer der Sorten- und Einsprudis- 
ausschüsse beim Bundessortenamt (Ent- 
schädigungsordnung) vom 23. Februar 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 18); 

4. die Verordnung über die Entschädigung 
der ehrenamtlichen Beisitzer der Ge- 
richte für Arbeitssachen vom 30. Juni 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 194); 

5. die Verordnung über die Entschädigung 
der Sozialrichter, Landessozialrichter und 
Bundessozialrichter vom 4. November 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 328). 

(4) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten ferner alle Vorschriften außer Kraft, 
nach denen sich bisher die Gebühren und Aus- 
lagen der Rechtsanwälte bemessen. Insbeson- 
dere treten außer Kraft: 

1. unverändert 


2. e n t f ä 1 1 1 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 
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7. Artikel 14 der Neunten Verordnung 
zur Durchführung der landwirtschaftlichen 
Schuldenregelung vom 24. November 1937 
(Reidisgesetzbl. I S. 1305); 

8. § 65 der Verordnung zur Durdiführung 
und Ergänzung des Gesetzes über das Er- 
lösdien der Familienfideikommisse und 
sonstiger göbundener Vermögen vom 
20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 509); 

9. § 52 des Verschollenheitsgesetzes vom 
15. Januar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 63); 


10. die Allgemeine Verfügung des früheren 
Reichsjustizministers vom 8. November 
1939 betreffend Gewährung von Vor- 
schüssen an Armenanwälte und Pflicht- 
verteidiger (Deutsche Justiz S. 1720); 

11. die Verordnung über die Gebühren der 
Rechtsanwälte im Verfahren nach der 
Kriegssachschädenverordnung vom 15. Ja- 
nuar 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 37); 

12. die Allgemeine Verfügung des früheren 
Reichsjustizministers vom 24. Mai 1944 
betreffend Gebühren der Rechtsanwälte 
(Deutsche Justiz S. 159); 

13. § 22 der Verordnung über die Behandlung 
der Ehewohnung und des Hausrats nach 
der Scheidung (Sechste Durchführungsver- 
ordnung zum Ehegesetz) vom 21. Oktober 
1944 (Reichsgesetzbl. I S, 256): 

14. § 49 des Gesetzes über das Wohnungs- 
eigentum und das Dauerwohnrecht (Woh- 
nungseigentumsgesetz) vom 15. März 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 175); 

15. § 20 Satz 2 und 3 des Gesetzes über die 
richterliche Vertragshilfe (Vertragshilfe- 
gesetz) vom 26. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 198); 

16. § 48 des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Landwirtschaftssachen vom 
21. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 667); 

17. § 24 und § 89 Abs. 6 des Gesetzes zur 
Ausführung des Abkommens vom 27. Fe- 
bruar 1953 über deutsche Auslandsschul- 
den vom24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1003); 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

7. Artikel 14 Abs. 1 und 2 der Neunten Ver- 
ordnung zur Durchführung der landwirt- 
schaftlichen Schuldenregelung vom 24. No- 
vember 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1305); 

8. unverändert 


9. unverändert 

9 a. § 16 Abs. 2 des Gesetzes über das ge- 
richtliche Verfahren bei Freiheitsentzie- 
hungen vom 29. Juni 1956 Bundes- 
gesetzbl, I S. 599); 

9 b. § 10 Abs. 7 Satz 2 des Rechtspfleger- 
gesetzes; 

10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 


15. unverändert 


16. unverändert 


17. § 89 Abs. 6 des Gesetzes zur Ausführung 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1003); 
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18. § 28 des Umstellungs-Ergänzungsgesetzes 
vom 21. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1439); 

19. §§ 19 bis 25 des hamburgisdien Gesetzes 
betreffend die Ausführung des Reichsgeset- 
zes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 14. Juli 1899 
(Gesetzessammlung der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg S. 115); 

20. §§ 1 bis 9 des Gesetzes für das Herzogtum 
Oldenburg und das Fürstentum Birken- 
feld betreffend die landesgesetzlichen Vor- 
schriften über die Gebühren der Rechts- 
anwälte und der Gerichtsvollzieher vom 

19. Februar 1900 (Gesetzbl. für das Her- 
zogtum Oldenburg S. 103); 

21. die bayerische Verordnung betreffend die 
Gebühren der Rechtsanwälte in Angelegen- 
heiten der Rechtspflege vom 26. März 
1902 (Gesetz- und Verordnungsbl. für das 
Königreich Bayern S. 133); 

22. die bayerische Verordnung betreffend die 
Gebühren der Rechtsanwälte in Ange- 
legenheiten der Verwaltung und Verwal- 
tungsrechtspflege vom 26. März 1902 (Ge- 
setz- und Verordnungsbl. für das König- 
reich Bayern S. 144); 

23. Artikel 1 bis 17 der preußischen Landes- 
gebührenordnung für Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher vom 28. Oktober 1922 
Preußische Gesetzsammlung S. 410); 

24. §§ 1 bis 16 der braunschweigischen Gebüh- 
renordnung für Rechtsanwälte und Ge- 
richtsvollzieher vom 28. Februar 1923 
(Braunschweigische Gesetz- und Verord- 
nungssammlung S. 91); 

25. die hessische Landesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte vom 24. Juli 1923 (Regie- 
rungsbl. für Hessen S. 229); 

26. die bayerische Verordnung über die Ge- 
bühren der Rechtsanwälte vom 29. De- 
zember 1923 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
für den Freistaat Bayern S. 415); 

27. die badische Verordnung über die Gebüh- 
ren der Rechtsanwälte in Verwaltungs- 
rechtsstreitigkeiten, Verwaltungs- und Po- 
lizeisachen vom 30. Mai 1924 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsbl. S. 143); 

28. die badische Landesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte vom 19. März 1925 (Badi- 
sches Gesetz- und Verordnungsbl. S. 43); 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 

22. unverändert 

23. unverändert 

24. unverändert 

25. unverändert 

26. unverändert 

27. unverändert 

28. unverändert 
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29. das lippische Gesetz betreffend die Gebüh- 
ren der Rechtsanwälte in den von den 
Prozeßordnungen und der Konkursord- 
nung nicht berührten Angelegenheiten vom 
20. Dezember 1924 (Landesverordnungen 

28. Band S. 778) in der Fassung der Ver- 
ordnung betreffend die anderweitige Re- 
gelung der Gebühren der Reditsanwälte in 
den von den Prozeßordnungen und der 
Konkursordnung nicht berührten Ange- 
legenheiten vom 23. März 1926 (Lip- 
pische Gesetzessammlung S. 285); 

30. die württembergische Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte vom 15. Februar 1927 
(Württembergisches Regierungsbl. S. 76); 

31. §§ 1 bis 13 der bremischen Gebührenord- 
nung für Rechtsanwälte und Gerichtsvoll- 
zieher vom 31. Januar 1929 (Gesetzbl. der 
Freien Flansestadt Bremen S. 15); 

32. § 10 der hessischen Ersten Verordnung zur 
Durdiführung des § 22 a des hessisdien 
Gesetzes über die Verwaltungsgeriditsbar- 
keit vom 4. November 1950 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. für das Land Flessen S. 7); 

33. die bayerische Verordnung über die Ge- 
bühren der Rechtsanwälte für eine Tätig- 
keit in Steuersadien vom 27. September 

1951 (Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsbl. S. 187 und S. 214); 

34. Artikel I §§ 3 bis 5 der niedersächsischen 
Verordnung über die gerichtlichen Verfah- 
ren nach dem Gesetz über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung vom 13. Februar 

1952 (Niedersächsisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsbl. S. 14); 

35. § 30 des hessischen Gesetzes über die Ent- 
ziehung der Freiheit geisteskranker, gei- 
stesschwacher, rauschgift- und alkohol- 
süchtiger Personen vom 19. Mai 1952 (Ge- 
setz- und Verordnungsbl. für das Land 
Flessen S. 111); 

36. § 15 des Berliner Gesetzes über die Unter- 
bringung von Geisteskranken und Süchti- 
gen (Unterbringungsgesetz) vom 24. Juli 
1952 (Gesetz- und Verordnungsbl. für 
Berlin S. 630); 

37. die hessische Landesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte vom 19. Dezember 1952 
(Gesetz- und Verordnungsbl. für das Land 
Hessen S. 171); 

38. § 20 des baden-württembergischen Ge- 
setzes über die Unterbringung vonGeistes- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

29. unverändert 


30. unverändert 

31. unvrändert 

32. unverändert 

33. unverändert 

34. unverändert 

35. unverändert 

36. unverändert 

37. unverändert 

38. unverändert 
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kranken und Suchtkranken vom 16. Mai 
1955 (Gesetzbl. für Baden-Württemberg 
S. 87); 

39. §§ 23, 24 der hessischen Verwaltungs- 
gerichtskostenordnung vom 7. November 
1955 (Gesetz- und Verordnungsbl. für das 
Land Hessen S. 57). 


(5) Folgende Vorschriften treten außer 
Kraft, soweit sich nach ihnen die Gebühren 
und Auslagen der Rechtsanwälte bemessen: 


1. § 25 Abs. 2 der Geschäftsordnung des 
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 
24. Mai 1948 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 121); 

2. § 11 des nordrheln-westfällschen Gesetzes 
über das gerichtliche Verfahren In Boden- 
reformsachen vom 12. Januar 1954 (Ge- 
setz- und Verordnungsbl. für das Land 
Nordrhein-Westfalen S. 37). 

(6) Folgende Vorschriften treten außer 
Kraft, soweit sie nicht für Gebühren und Aus- 
lagen gelten, die nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes auf Grund Landesrechts erhoben 
werden: 

1. Das niedersächsische Gesetz über Maßnah- 
men auf dem Gebiet des Kostenrechts vom 
11. Dezember 1952 (Niedersächsisches Ge- 
setz- und Verordnungsbl. S. 184); 

2. das hessische Gesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Kostenrechts vom 23. Fe- 
bruar 1953 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
für das Land Hessen S. 15); 

3. das Berliner Gesetz zur Änderung landes- 
rechtlicher Kostenvorschriften vom 20. 
März 1953 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
für Berlin S. 182); 

4. das baden-württembergische Gesetz zur 
Ergänzung landesrechtlicher Kostenvor- 
schriften vom 27. März 1953 (Gesetzbl. 
für Baden-Württemberg S. 21); 
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39. unverändert 


40. §§ 21, 22 des nordrhein-westfälischen 
Gesetzes über die Unterbringung geistes- 
kranker, geistesschwacher und suchtkran- 
ker Personen vom 16. Oktober 1956 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen S. 300). 

(5) Folgende Vorschriften treten außer 
Kraft, soweit sich nach ihnen die Gebühren 
und Auslagen der Rechtsanwälte bemessen: 

vor 1. § 24 des Gesetzes zur Ausführung des 
Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1003); 

1. unverändert 


2. unverändert 


(6) unverändert 
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5. das rheinland-pfälzische Landesgesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Kosten- 
rechts vom 28. März 1953 (Gesetz- und 
Verordiiungsbl. der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz S. 27); 

6. das bayerische Gesetz über Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Kostenrechts vom 
28. April 1953 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 49); 

7. das nordrhein-westfälische Landesgesetz 
über Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Kostenrechts vom 12. Mai 1953 (Gesetz- 
und Verordnungsbl. für das Land Nord- 
rhein-Westfalen S. 276); 

8. das schleswig-holsteinische Gesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Kosten- 
rechts vom 12. Mai 1953 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. für Schleswig-Holstein 
S. 52); 

9. das hamburgische Gesetz über Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Kostenrechts vom 
22. Mai 1953 (Hamburgisches Gesetz- und 
Verordnungsbl. S. 84); 

10. das bremische Gesetz über Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Kostenrechts vom 
14. Juli 1953 (Gesetzbl. der Freien Hanse- 
stadt Bremen I S. 78). 


§ 5 


Unberührt bleibendes Recht 


(1) Durch die Aufhebung der bisherigen 
Vorsdiriften über die Kosten der Gerichtsvoll- 
zieher werden folgende Vorschriften nicht be- 
rührt: 

1. Die landesrechtlichen Vorschriften über die 
Kosten der Vollstreckung im Verwaltungs- 
zwangsverfahren; 

2. § 97 des Hamburgischen Gerichtskosten- 
gesetzes vom 26. Februar 1926 (Gesetzes- 
sammlung der Freien und Hansestadt 
Hamburg S. 61). 

(2) Durch die Aufhebung der Vorschriften, 
nach denen sich bisher die Gebühren und Aus- 
lagen der Rechtsanwälte bemessen, werden 
folgende Vorschriften nicht berührt: 

1. § 53 des Patentgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 623); 

2. das Gesetz über die Erstattung von Ge- 
bühren für im Armenrecht beigeordnete 
Vertreter in Patent- und Gebrauchsmuster- 


§ 5 

Unberührt bleibendes Recht 
(1) unverändert 


(2) Durch die Aufhebung der Vorschriften, 
nach denen sich bisher die Gebühren und Aus- 
lagen der Rechtsanwälte bemessen, werden 
folgende Vorschriften nicht berührt: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Sachen vom 18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 654); 

3. die Verordnung über die Vertretung vor 
den Ausgleichsbehörden und Feststellungs- 
behörden (4. LeistungsDV-LA — 2. Fest- 
stellungsDV) vom 24. August 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1026); 

4. § 9 Abs. 2 der 16. Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz; 


5. die Vorschriften, nach denen sich die Ge- 
bühren und Auslagen der Rechtsanwälte in 
Rückerstattungssachen und in Angelegen- 
heiten der Entschädigungsgesetze be- 
stimmen. 

§6 

Verweisungen 

Soweit in anderen Gesetzen und Verord- 
nungen auf die durch dieses Gesetz aufgehobe- 
nen oder abgeänderten Vorschriften verwiesen 
ist, treten die entsprechenden Vorschriften 
dieses Gesetzes an ihre Stelle. 

S 7 

Bekanntmachung des Wortlauts des 
Gerichtskostengesetzes und der Kostenordnung 

Das Gerichtskostengesetz und die Kosten- 
ordnung gelten vom Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ab in der aus den Anlagen 1 und 2 er- 
sichtlichen Fassung. 

§8 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wur- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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3. unverändert 


4. § 9 Abs. 2 der 16. Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz und Ar- 
tikel 9 Abs. 2 der Durdiführungsbestim- 
mungen Nr. 13 der Berliner Militär- 
regierungen zur Zweiten Verordnung 
zur Neuordnung des Geldwesens (Um- 
stellungsverordnung) vom 4. Juli 1948, 
21. und 23. Mai 1949 (Verordnungsblatt 
für Groß-Berlin 1949 IS. 163, 166); 

5. unverändert 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 


§ 8a 

Geltung im Saarland 
Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1957 
in Kraft. 
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Anlage 1 

(zu Artikel X § 7) 

Gerichtskostengesetz 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

S 1 

Geltungsbereich 

Für das Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten nach der Zivilprozeßordnung, der 
Konkursordnung, der Vergleichsordnung, 
dem Gesetz über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung, der Strafprozeß- 
ordnung und dem Gesetz über Ordnungswi- 
drigkeiten werden Kosten (Gebühren und 
Auslagen) nur nach diesem Gesetz erhoben. 

S 2 

Kostenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind be- 
freit der Bund und die Länder sowie die 
nach den Haushaltsplänen des Bundes 
und der Lander für Rechnung des Bundes 
oder eines Landes verwalteten öffentlichen 
Anstalten und Kassen. 


(2) Sonstige bundesrechtliche Vorschriften, 
durch die eine sachliche oder persönliche Be- 
freiung von Kosten gewährt ist, bleiben in 
Kraft. Landesrechtliche Vorschriften, die in 
weiteren Fällen eine sadiliche oder persön- 
lidie Befreiung von Kosten gewähren, blei- 
ben unberührt. 

(3) Soweit jemandem, der von Kosten be- 
freit ist, Kosten des Verfahrens auferlegt 
werden, sind Kosten nicht zu erheben; bereits 
erhobene Kosten sind zurückzuzahlen. Das 
gleidie gilt, soweit ein von Kosten Befreiter 
Kosten des Verfahrens übernimmt. 

§ 3 

Sicherstellung und Vorauszahlung 

In weiterem Umfang als die Prozeßord- 
nungen und dieses Gesetz es gestatten, darf 
die Tätigkeit der Gerichte von der Sicher- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
Anlage 

(zu Artikel X § 7) 


Gerichtskostengesetz 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 


§ 1 


unverändert 


§ 2 

Kostenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Kosten sind be- 
freit der Bund und die Länder sowie die 
nach den Haushaltsplänen des Bundes 
und der Länder für Rechnung des Bundes 
oder eines Landes verwalteten öffentlichen 
Anstalten und Kassen. Bundesbahn und Bun- 
despost sind von der Zahlung der Auslagen 
nicht befreit. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 3 


unverändert 
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Stellung oder Zahlung der Kosten nidit ab- 
hängig gemacht werden. 

§ 4 

Erinnerung, Beschwerde 

(1) Über Erinnerungen des Kostenschuld- 
ners und der Staatskasse gegen den Kosten- 
ansatz entscheidet das Gericht der Instanz. 
Die Entscheidung ergeht gebührenfrei. Das 
Gericht der Instanz kann seine Entscheidung 
von Amts wegen ändern. Schwebt das Ver- 
fahren wegen der Hauptsache oder wegen 
der Entscheidung über den Streitwert, den 
Kostenansatz oder die Kostenfestsetzung in 
der Rechtsmittelinstanz, so ist hierzu auch 
das Rechtsmittelgericht befugt. 

(2) Gegen Entscheidungen nach Absatz 1 
ist die Beschwerde nach § 567 Abs. 2, 3, 
§ 568 Abs. 1, §§ 569 bis 575 der Zivilprozeß- 
ordnung zulässig. Gegen die Entscheidung, 
die ein Landgericht als Beschwerdegericht 
trifft, ist die weitere Beschwerde statthaft, 
wenn sie das Landgericht wegen der grund- 
sätzlichen Bedeutung der zur Entscheidung 
stehenden Frage zuläßt. Die weitere Be- 
schwerde kann nur darauf gestützt werden, 
daß die Entscheidung auf einer Verletzung 
des Gesetzes beruht; die §§ 550 und 551 der 
Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. Für 
die weitere Beschwerde gilt § 567 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung nicht. 

(3) ln Strafsachen und in gerichtlichen Ver- 
fahren nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten findet gegen Entscheidungen 
nach Absatz 1 Beschwerde nach den §§ 304 
bis 310 der Strafprozeßordnung statt. 

(4) Erinnerungen oder Beschwerden können 
in allen Fällen durch Erklärung zu Proto- 
koll der Geschäftsstelle oder schriftlich ohne 
Mitwirkung eines Rechtsanwalts eingelegt 
werden. 

(5) Der Kostenansatz kann auch im Ver- 
waltungsweg berichtigt werden, solange nicht 
eine gerichtliche Entscheidung getroffen ist. 

§ 5 

Beschwerde gegen Vorschußanordnungen 

Gegen den Beschluß, durch den auf Grund 
dieses Gesetzes die Tätigkeit des Gerichts von 
der Zahlung eines Kostenvorschusses abhän- 
gig gemacht wird, und wegen der Höhe des 
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§ 4 


Erinnerung, Beschwerde 


(1) unverändert 


(2) Gegen Entscheidungen nach Absatz 1 
ist Beschwerde nach § 567 Abs. 2, 3, § 568 
Abs. 1, §§ 569 bis 575 der Zivilprozeßord- 
nung, in Strafsachen und in gerichtlichen 
Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten ist Beschwerde nach den §§ 304 
bis 310 der Strafprozeßordnung zulässig. 


(3) entfällt hier 

siehe Absatz 2 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 5 

u n V e r ä n 


d 


e r t 
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Vorschusses findet die Beschwerde nach § 567 
Abs. 1 und 3, § 568 Abs. 1, §§ 569 bis 571, 
§ 572 Abs. 1, §§ 573 bis 576 der Zivilprozeß- 
ordnung, in Strafsachen nach § 304 Abs. 1 
und 4, § 306, § 307 Abs. 1, §§ 308 bis 310 
der Strafprozeßordnung statt, auch wenn der 
Beschwerdegegenstand fünfzig Deutsche Mark 
nicht übersteigt. 


§ 6 

Nachforderung 

Wegen irrigen Ansatzes dürfen Kosten nur 
nachgefordert werden, wenn der berichtigte 
Ansatz dem Zahlungspflichtigen vor Ablauf 
des nächsten Kalenderjahres, nachdem die 
Entscheidung Rechtskraft erlangt oder das 
Verfahren sich anderweitig erledigt hat, mit- 
geteilt worden ist. Ist die Wertfestsetzung ge- 
ändert worden, so genügt es, wenn der be- 
richtigte Ansatz dem Zahlungspflichtigen drei 
Monate nach der Änderung der Wertfest- 
setzung mitgeteilt worden ist. 

§ 7 

Nichterhebung von Kosten 
wegen unrichtiger Sachbehandlung 

Kosten, die bei richtiger Behandlung 
der Sache nicht entstanden wären, werden 
nicht erhoben. Das gleiche gilt für Aus- 
lagen, die durch eine von Amts wegen ver- 
anlaßte Verlegung eines Termins oder Ver- 
tagung einer Verhandlung entstanden sind. 
Für abweisende Bescheide sowie bei Zurück- 
nahme eines Antrags kann von der Erhebung 
von Kosten abgesehen werden, wenn der An- 
trag auf unverschuldeter Unkenntnis der tat- 
sächlichen oder rechtlichen Verhältnisse be- 
ruht. 

(2) Die Entscheidung trifft das Gericht. So- 
lange nicht das Gericht entschieden hat, kön- 
nen Anordnungen nach Absatz 1 Im Verwal- 
tungsweg erlassen werden. Eine im Verwal- 
tungsweg getroffene Anordnung kann nur 
im Verwaltungsweg geändert werden. 

§8 

Verjährung 

(1) Ansprüche auf Zahlung von Kosten 
verjähren in vier Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem das Verfahren durch 
rechtskräftige Entscheidung über die Kosten, 
durch Vergleich oder in sonstiger Weise be- 
endet ist. 


§ 6 


unverändert 


§ 7 


unverändert 


S 8 


unverändert 
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(2) Ansprüche auf Rüdeerstattung von 
Kosten verjähren in vier Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist. Die Verjährung beginnt je- 
doch nicht vor dem im Absatz 1 bezeichneten 
Zeitpunkt. 

(3) Auf die Verjährung sind die Vorschrif- 
ten des Bürgerlichen Gesetzbuches anzuwen- 
den; die Verjährung wird nicht von Amts 
wegen berücksichtigt. Die Verjährung der 
Ansprüche auf Zahlung von Kosten wird auch 
durch die Auffarderung zur Zahlung oder 
durch eine dem Schuldner mitgeteilte Stun- 
dung unterbrochen. Ist der Aufenthalt des 
Kostenschuldners unbekannt, so genügt die 
Zustellung durch Aufgabe zur Post unter 
seiner letzten bekannten Ansdirift. Bei 
Kostenbeträgen unter zwanzig Deutsche 
Mark wird die Verjährung nicht unter- 
brochen. 


§ 9 

Mindestbetrag einer Gebühr, Aufrundung 

(1) Der Mindestbetrag einer Gebühr ist 
drei Deutsche Mark. 

(2) Pfennigbeträge werden auf volle zehn 
Deutsche Pfennig aufgerundet. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Gebühren in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten 

§ 10 

Wert des Streitgegenstandes, volle Gebühr 

(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
werden die Gebühren nach dem Wert des 
Streitgegenstandes erhoben. 

(2) Die volle Gebühr bestimmt sich nach 
der Tabelle, die diesem Gesetz als Anlage 
bei gefügt ist. 


S 11 

Wertberechnung 

(1) Für die Wertberechnung gelten nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften die §§ 3 
bis 9 der Zivilprozeßordnung und der § 148 
der Konkursordnung. 


S 9 

unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Gebühren in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten 

§ 10 

unverändert 


§ 11 

unverändert 
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(2) In Berufungs- und Revisionsverfahren 
bestimmt sich der Streitwert nach den An- 
trägen des Rechtsmittelklägers. Endet das 
Verfahren, ohne daß solche Anträge einge- 
reidit werden, oder werden innerhalb der 
Frist für die Berufungs- oder Revisionsbe- 
gründung (§ 519 Abs. 2, § 554 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung) Berufungs- oder Revi- 
sionsanträge nicht eingereicht, so ist die Be- 
schwer maßgebend. 

(3) Ist der Wert des Streitgegenstandes bei 
dem Erlaß des Urteils oder der anderweitigen 
Beendigung der Instanz höher als im Zeit- 
punkt der Erhebung der Klage oder der Ein- 
legung des Rechtsmittels, so ist den in der 
Instanz entstandenen Gebühren der höhere 
Wert zugrunde zu legen. In der Zwangsvoll- 
stredcung ist für die Wertberechnung der 
Zeitpunkt der die Zwangsvollstreckung ein- 
leitenden Prozeßhandlung entscheidend. 


§ 12 


Miet-, Padit- und ähnliche Nutzungs- 
verhältnisse 


(1) Ist das Bestehen oder die Dauer eines 
Miet-, Pacht- oder ähnlichen Nutzungsver- 
hältnisses streitig, so ist der Betrag des auf 
die streitige Zeit entfallenden Zinses und, 
wenn der einjährige Zins geringer ist, dieser 
Betrag für die Wertberechnung maßgebend. 

(2) Wird wegen Beendigung eines Miet-, 
Pacht- oder ähnlichen Nutzungsverhältnisses 
die Räumung eines Grundstücks, Gebäudes 
oder Gebäudeteils verlangt, so ist ohne Rück- 
sicht darauf, ob über das Bestehen des 
Nutzungsverhältnisses Streit besteht, der für 
die Dauer eines halben Jahres zu entrichtende 
Zins maßgebend, wenn sich nicht nach Ab- 
satz 1 ein geringerer Streitwert ergibt. Ver- 
langt ein Kläger die Räumung oder Heraus- 
gabe auch aus einem anderen Rechtsgrund, so 
ist der Wert der Nutzung eines halben Jahres 
maßgebend. 
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S 12 

Miet-, Pacht- und ähnliche Nutzungs- 
verhältnisse 

(1) unverändert 


(2) Wird wegen Beendigung eines Miet-, 
Pacht- oder ähnlichen Nutzungsverhältnisses 
die Räumung eines Grundstücks, Gebäudes 
oder Gebäudeteils verlangt, so ist ohne Rück- 
sicht darauf, ob über das Bestehen des 
Nutzungsverhältnisses Streit besteht, der für 
die Dauer eines Jahres zu entrichtende Zins 
maßgebend, wenn sich nicht nach Absatz 1 
ein geringerer Streitwert ergibt. Verlangt ein 
Kläger die Räumung oder Herausgabe auch 
aus einem anderen Rechtsgrund, so ist der 
Wert der Nutzung eines Jahres maßgebend. 


§ 13 


Wiederkehrende Leistungen 

(1) Bei Ansprüchen auf Erfüllung einer ge- 
setzlichen Unterhaltspflicht ist der Jahres- 
betrag der wiederkehrenden Leistungen maß- 
gebend, wenn nicht der Gesamtbetrag der ge- 
forderten Leistungen geringer ist. 


§ 13 


Wiederkehrende Leistungen 


(1) unverändert 
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(2) Ist in einem Verfahren nach § 627 der (2) unverändert 

Zivilprozeßordnung die Unterhalt5p flicht der 

Ehegatten zu regeln, &o wird der Wert des 
Rechts auf Unterhalt nadi dem dreimonati- 
gen Bezug beredmet. Im Verfahren nach 
§ 627 b der Zivilprozeßordnung ist der Be- 
trag des sechsmonatigen Bezuges maßgebend. 

(3) Wird wegen der Tötung eines Men- (3) unverändert 

sdien oder wegen der Verletzung des Körpers 

oder der Gesundheit eines Menschen Schadens- 
ersatz durch Entrichtung einer Geldrente 
verlangt, so ist der fünffache Betrag des ein- 
jährigen Bezuges maßgebend, wenn nicht der 
Gesamtbetrag der geforderten Leistungen 
geringer ist. Dies gilt nicht bei Ansprüchen 
aus einem Vertrag, der auf Leistung einer 
solchen Rente gerichtet ist. 

(4) Bei Ansprüchen von Richtern, Beamten (4) Bei Ansprüchen von Arbeitnehmern 

und Arbeitnehmern auf wiederkehrende auf wiederkehrende Leistuneen ist der Wert 

Leistungen ist der Wert nach Absatz 3 Satz 1 nach Absatz 3 Satz 1 zu berechnen. 

zu berechnen. 

(5) In den Fällen der Absätze 1, 3 und 4 (5) In den Fällen der Absätze 1, 3 und 4 

werden Rückstände aus den letzten sechs Mo- werden Rückstände aus der Zeit vor der 

naten vor der Rechtshängigkeit dem Streit- Rechtshängigkeit dem Streitwert hinzuge- 
wert hinzugerechnet, rechnet. 

§ 14 § 14 

Nichtvermögensrechtliche Streitigkeiten Nichtvermögensreditliche Streitigkeiten 

(1) Bei nichtvermögensrechtlichen Streitig- (1) Bei nichtvermögensrechtlichen Streitig- 
keiten beträgt der Wert des Streitgegenstan- keiten beträgt der Wert des Streitgegenstan- 
des regelmäßig 2000 Deutsche Mark. Er kann des 3000 Deutsche Mark. Er ist unter Be- 

nach Lage des Falles auf einen höheren Be- rücksichtigung aller Umstände des Einzelfal- 

trag, jedoch nicht über eine Million Deutsche les, insbesondere des Umfangs und der Be- 

Mark oder, mit Ausnahme von Ehesachen deutung der Sache und der Vermögens- und 

(§ 606 der Zivilprozeßordnung), auf einen Einkommensverhältnisse der Parteien, höher 

niedrigeren Betrag, jedoch nicht unter 500 oder, ausgenommen in Ehesachen (§ 606 der 

Deutsdie Mark, angenommen werden. Zivilprozeßordnung), niedriger anzunehmen; 

jedodi darf der Wert nicht über eine Million 
Deutsche Mark und nicht unter 500 Deut- 
sche Mark angenommen werden. 

(2) Ist mit einem nichtvermögensrecht- (^) unverändert 

liehen Anspruch ein aus ihm hergeleiteter 
vermögensrechtldcher Anspruch verbunden, 

so ist nur ein Anspruch, und zwar der höhere, 
maßgebend. 

§ 15 § 15 

Stufenklage unverändert 

Im Falle des § 254 der Zivilprozeßordnung 
ist für die Wertberechnung nur einer der ver- 
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bundenen Ansprüche, und zwar der höhere, 
maßgebend. 


§ 16 

Klage und Widerklage, wechselseitige 
Rechtsmittel 

(1) Soweit Klage und Widerklage, die nicht 
in getrennten Prozessen verhandelt werden, 
denselben Streitgegenstand betreffen, sind die 
Gebühren nach dem einfacdien Wert dieses 
Gegenstandes zu berechnen. Soweit beide 
Klagen nicht denselben Streitgegenstand be- 
treffen, sind die Gegenstände zusammenzu- 
rechnen. 

(2) Das gleiche gilt für wechselseitig einge- 
legte Rechtsmittel, die nicht in getrennten 
Prozessen verhandelt werden. 

§17 

Offenbarungseid 

Im Offenbarungseidverfahren nach § 807 
der Zivilprozeßordnung bestimmt sich der 
Wert nach dem Betrag, der aus dem Voll- 
streckungstitel noch geschuldet wird. Der 
Wert beträgt jedoch höchstens zweitausend 
Deutsche Mark. 


§ 16 

unverändert 


§ 17 


unverändert 


§ 18 


§ 18 


Arrest, einstweilige Verfügung unverändert 

Im Verfahren über einen Antrag auf An- 
ordnung, Abänderung oder Aufhebung eines 
Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung 
bestimmt sich der Wert nach § 3 der Zivil- 
prozeßordnung. 


§ 19 


Teile des Streitgegenstandes 

(1) Für Handlungen, die einen Teil des 
Streitgegenstandes betreffen, sind die Gebüh- 
ren nur nach dem Wert dieses Teils zu 'be- 
rechnen. 


(2) Sind von einzelnen Wertteilen in der- 
selben Instanz für gleiche Handlungen Ge- 
bühren zu berechnen, so darf nicht mehr er- 
hoben werden, als wenn idie Gebühr von dem 
Gesamtbetrag der Wertteile zu berechnen 
wäre; bei verschiedenen Gebührensätzen ist 
der höchste Satz maßgebend. 


s 

u n V e r 


19 

ä n d 


e r t 
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§20 

Nebenforderungen 

(1) Bei Handlungen, die Früchte, Nutzun- 
gen, Zinsen oder Kosten als Nebenforderun-- 
gen ohne den Hauptanspruch betreffen, ist 
der Wert der Nebenforderungen maßgebend, 
soweit er den Wert des Hauptanspruchs nicht 
übersteigt. 

(2) Bei der Zwangsvollstreckung wegen 
einer Geldforderung werden die einzuziehen- 
den Zinsen mitberechnet. 

(3) Bei Handlungen, welche die Kasten des 
Rechtsstreits ohne den Hauptanspruch betref- 
fen, ist der Betrag der Kosten maßgebend. 

§21 

Angabe des Wertes 

(1) Bei jedem Antrag ist der Wert des 
Streitgegenstandes, sofern dieser nicht in einer 
bestimmten Geldsumme besteht, oder sich 
aus früheren Anträgen ergibt, und auf Erfor- 
dern auch der Wert eines Teiles des Streit- 
gegenstandes schriftlich oder zu Protokoll 
der Geschäftsstelle anzugeben. 

(2) Die Angabe kann jederzeit berichtigt 
werden. 

§22 

Wertfestsetzung für die Zuständigkeit des 
Prozeßgerichts oder die Zulässigkeit des 
Rechtsmittels 

Ist der Streitwert für die Entscheidung 
über die Zuständigkeit des Prozeßgerichts 
oder die Zulässigkeit des Rechtsmittels fest- 
gesetzt, SO ist die Festsetzung auch für die 
Berechnung der Gebühren maßgebend. § 11 
Abs. 2, 3 und die §§ 12, 13, 15, 16 bleiben 
unberührt. 



§ 23 


Wertfestsetzung für die Gerichtsgebühren 


(1) Soweit eine Entscheidung gemäß § 22 
nicht ergeht, setzt das Prozeßgericht den 
Wert durch Beschluß fest, wenn dies eine 
Partei oder die Staatskasse beantragt oder 
das Gericht es für angemessen erachtet. Für 
den Antrag gilt § 4 Abs. 4 entsprechend. Die 
Festsetzung kann von dem Gericht, das sie 
getroffen hat, und, wenn das Verfahren 
wegen der Hauptsache oder wegen der Ent- 


S 23 


Wertfestsetzung für die Gerichtsgebühren 


(1) Soweit eine Entscheidung gemäß § 22 
nicht ergeht, setzt das Prozeßgericht den 
Wert durch Beschluß fest, wenn dies eine 
Partei oder die Staatskasse beantragt oder 
das Gericht es für angemessen erachtet. Für 
den Antrag gilt § 4 Abs. 3 entsprechend. Die 
Festsetzung kann von dem Gericht, das sie 
getroffen hat, und, wenn das Verfahren 
wegen der Hauptsache oder wegen der Ent- 
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Scheidung über den Streitwert, den Kosten- 
ansatz oder die Kostenfestsetzung in der 
Rechtsmlttellnstanz schwebt, von dem Redits- 
mittelgericht von Amts wegen geändert wer- 
den. Die Änderung ist nur bis zum Ablauf 
des nächsten Kalenderjahres, nachdem die 
Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
erlangt oder das Verfahren sich anderweitig 
erledigt hat, zulässig. 

(2) Gegen den Beschluß findet die Be- 
schwerde nach Maßgabe des § 567 Abs. 2, 3 
und der §§ 568 bis 576 der Zivilprozeßord- 
nung sowie des § 4 Abs. 4 dieses Gesetzes 
statt; dies gilt nicht, wenn das Rechtsmlttel- 
geridit den Beschluß erlassen hat. Die Be- 
schwerde ist nur zulässig, wenn sie innerhalb 
der im Absatz 1 Satz 4 bestimmten Frist ein- 
gelegt wird; ist der Streitwert innerhalb eines 
Monats vor Ablauf dieser Frist festgesetzt 
worden, so kann die Beschwerde noch inner- 
halb eines Monats nach Zustellung oder form- 
loser Mitteilung des FestsetzungsbeschJusses 
eingelegt werden. 


Scheidung über den Streitwert, den Kosten- 
ansatz oder die Kostenfestsetzung in der 
Rechtsmittelinstanz schwebt, von dem Rechts- 
mittelgericht von Amts wegen geändert wer- 
den. Die Änderung ist nur bis zum Ablauf 
des nächsten Kalenderjahres, nachdem die 
Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
erlangt oder das Verfahren sich anderweitig 
erledigt hat, zulässig. 

(2) Gegen den Beschluß findet die Be- 
schwerde nach Maßgabe des § 567 Abs. 2, 3 
und der §§ 568 bis 576 der Zivilprozeßord- 
nung sowie des § 4 Abs. 3 dieses Gesetzes 
statt; dies gilt nicht, wenn das Rechtsmittel- 
gericht den Beschluß erlassen hat. Die Be- 
schwerde ist nur zulässig, wenn sie innerhalb 
der im Absatz 1 Satz 4 bestimmten Frist ein- 
gelegt wird; ist der Streitwert später als einen 
Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt 
worden, so kann die Beschwerde noch inner- 
halb eines Monats nach Zustellung oder form- 
loser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses 
eingelegt werden. 


§24 


Schätzung des Wertes 


Wird eine Abschätzung durch Sachverstän- 
dige erforderlich, so ist in dem Beschluß, 
durch den der Wert festgesetzt wird (§ 23), 
über die Kosten der Abschätzung zu entschei- 
den. Diese Kosten können ganz oder teilweise 
der Partei auferlegt werden, welche die Ab- 
schätzung durch Unterlassen der ihr oblie- 
genden Wertangabe, durch unrichtige An- 
gabe des Wertes, 'durch unbegründetes Be- 
streiten des angegebenen Wertes oider durch 
eine unbegründete Beschwerde veranlaßt hat. 


§ 25 

Prozeßgebühr, Beweisgebühr, Urteilsgebühr 

(1) Im Prozeßverfahren wird die volle Ge- 
bühr erhoben 

1. für das Verfahren 'im allgemeinen (Prozeß- 
gebühr), 

2. für die Anordnung einer Beweisaufnahme 
oder der Partei Vernehmung nach § 619 der 
Zi vilpr oz eßordnu n g (Bewei sg ebühr) , 

3. für ein auf Grund streitiger Verhandlung 
ergehendes End- oder Zwischenurteil (Ur- 
teil sgebühr). 


§ 24 


unverändert 


§ 25 


unverändert 
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(2) Ein nach § 128 Abs. 2 der Zivilprozeß- 
ordnung ohne mündliche Verhandlung ge- 
führtes Verfahren steht hinsichtlich der Ge- 
richtskosten einem Verfahren mit münd- 
licher Verhandlung gleich. 

(3) In dem Verfahren nach § 510 c der 
Zivilprozeßordnung bestimmen sich die Ge- 
richtskosten nach den für das ordentliche 
Verfahren geltenden Vorschriften. 


§ 26 § 26 
Urteilsgebühr in besonderen Fällen unverändert 

Die Urteilsgebühr wird auch erhoben 

1. für Versäumnisurteile, die auf Antrag des 
Berufungs- oder Revisionsklägers ergehen; 

2. für Urteile nach Lage der Akten (§§ 251 a, 

331 a der Zivilprozeßordnung); 

3. für Urteile auf Grund nichtstreitiger Ver- 
handlung in Ehesachen, in Rechtsstreitig- 
keiten über die Feststellung des Rechtsver- 
hältnisses zwischen Eltern und Kindern 
und In den vor die Landgerichte gehören- 
den Entmündigungssachen, wenn der Klä- 
ger verhandelt hat. 


§27 

Zwischenurteile 

Zwischenurteile, die nach § 135 der Zivil- 
prozeßordnung ergehen, oder Zwischenur- 
teile, auf die § 387 der Zivilprozeßordnung 
anzuwenden ist, gelten nicht als Urteile Im 
Sinne des § 25 Abs. 1 Nr. 3. 


§ 27 


unverändert 


§28 

Entscheidung über die Kosten 

Für einen Beschluß nach § 91 a der Zivil- 
prozeßordnung wird die Fiälfte der vollen 
Gebühr erhoben. 


§ 29 

Fortfall der Beweisgebühr 

Wird ein Reditsstreit durch einen vor Ge- 
richt abgeschlossenen oder dem Gericht mit- 
geteilten Vergleich erledigt, so fällt eine be- 
reits entstandene Beweisgebühr fort. 


§ 28 

unverändert 


§ 29 

unverändert 
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§ 30 

Anordnungen vor der mündlichen 
Verhandlung 

Für eine vor der mündlichen Verhandlung 
erlassene Anordnung nach § 272 b der Zivil- 
prozeßordnung wird die Beweisgebühr nur 
erhoben, wenn auf Grund der Anordnung 
eine Beweisaufnahme stattgefunden hat. 

S31 §31 

Einmalige Erhebung der Gebühren unverändert 

(1) Jede der im § 25 bezeichne ten Gebüh- 
ren wird in jeder Instanz hinsichtlich eines 
jeden Teils des Streitgegenstandes nur ein- 
mal erhoben. 

(2) Ist ein Urteil unter Vorbehalt der Ent- 
scheidung über die Aufrechnung (§ 302 der 
Zivilprozeßordnung) oder im Ürkunden- 
oder Wechselprozeß unter Vorbehalt der 
Rechte 'des Beklagten (§ 599 der Zivilprozeß- 
ordnung) erlassen worden, so wird durch die 
Gebühr für diese Entscheidung eine weitere 
Urteilsgebühr in derselben Instanz nicht aus- 
geschlossen. 

(3) Für Zwischenurteile gemäß § 71 der 
Zivilprozeßordnung wird die Urteilsgebühr 
besonders erhoben. 


§ 30 

unverändert 


§ 32 

Ergänzung des Urteils 

Für die Ergänzung eines Urteils (§ 321 der 
Zivilprozeßordnung) gilt § 19; die volle Ge- 
bühr wird erhoben, soweit der Antrag zu- 
rückgewiesen wird. 


§ 32 


unverändert 


§ 33 § 33 

Verweisung, Zurückverweisung unverändert 

(1) Wird ein Rechtsstreit an ein anderes 
Gericht verwiesen, so bildet das weitere Ver- 
fahren vor dem anderen Gericht mit dem bis- 
herigen Verfahren im Sinne des § 31 Abs. 1 
eine Instanz. 

(2) Wird eine Sache zur anderweitigen 
Verhandlung an das Gericht der unteren In- 
stanz zurückverwiesen, so bildet 'das weitere 
Verfahren mit dem früheren Verfahren vor 
diesem Gericht im Sinne des § 31 Abs. 1 eine 
Instanz. 
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§34 


Berufung, Revision 

In der Berufungsinstanz erhöhen sich die 
im § 25 bestimmten Gebühren um die Hälfte, 
in der Revisionsinstanz auf das Doppelte. 


§ 35 

Zurücknahme der Klage 

(1) Die Prozeßgebühr wird nicht erhoben, 
wenn die Klage vor Bestimmung des Termins 
zur mündlichen Verhandlung zurückgenom- 
men wird. 

(2) Sie ermäßigt sich auf ein Viertel der 
vollen Gebühr, wenn die Klage nach diesem 
Zeitpunkt, jedoch vor Stellung eines Sachan- 
trags in der mündlichen Verhandlung zurück- 
genommen wird. 

(3) Haben die Parteien den Rechtsstreit in 
der Hauptsache für erledigt erklärt, so steht 
dies der Zurücknahme der Klage nicht gleich. 


§36 

Verwerfung oder Zurücknahme einer 
Berufung oder Revision 

(1) Wird die Berufung oder die Revision 
durch Beschluß als unzulässig verworfen, so 
ermäßigt sich die Prozeßgebühr für die 
Rechtsmittelinstanz auf die Hälfte der vollen 
Gebühr. Das gleiche gilt, wenn das Rechts- 
mittel vor Bestimmung des Termins zur 
mündlichen Verhandlung zurückgenommen 
wird. 

(2) § 35 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 37 

Niederlegung von Schiedssprüchen, Voll- 
streckbarerklärung von Schiedssprüchen 

(1) Für die Niederlegung eines Schieds- 

spruchs oder eines schiedsrichterlichen Ver- 
gleichs auf der Geschäftsstelle (§§ 1039, 

1044 a der Zivilprozeßordnung) wird ein 
Viertel der vollen Gebühr, höchstens jedoch 
ein Betrag von 300 Deutsche Mark erhoben. 

(2) Im Verfahren über Anträge auf Voll- 
strechbarerklärung eines Schiedsspruchs oder 
eines schiedsrichterlichen Vergleichs (§§ 1042, 
1044 a der Zivilprozeßordnung) werden die 
im § 25 bestimmten Gebühren erhoben. Auf 
die Prozeßgebühr ist die im Absatz 1 be- 
stimmte Gebühr anzurechnen. Die Gebühr 


§ 34 


unverändert 


§ 35 


unverändert 


§ 36 

unverändert 


§ 37 


unverändert 
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wird nicht erhoben, wenn der Antrag vor 
Anhörung des Gegners oder vor Bestimmung 
eines Termins zur mündlichen Verhandlung 
zurückgenommen wird. 

§ 38 § 38 

Mahnverfahren unverändert 

(1) Für das Mahnverfahren wird die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben. Die Ge- 
bühr wird nicht erhoben, wenn der Antrag 
vor Erlaß des Zahlungsbefehls zurückge- 
nommen wird. 

(2) Wird im Falle der Erhebung des Wi- 
derspruchs die Bestimmung eines Termins 
zur mündlichen Verhandlung beantragt oder 
gegen einen Vollstreckungsbefehl Einspruch 
eingelegt, so wird die Prozeßgebühr (§ 25 
Abs. 1 Nr. 1) nur zur Hälfte erhoben. Das 
gleiche gilt, wenn in einem im Urkunden- 
oder Wechselmahnverfahren ergangenen 
Vollstreckungsbefehl dem Beklagten die 
Ausführung seiner Rechte Vorbehalten war. 

Wird der Antrag auf Terminsbestimmung, 
der Widerspruch oder der Einsprudi zurück- 
genommen, so gilt für die im Satz 1 be- 
stimmte Gebühr § 35 entsprechend. 

(3) Ist im Mahnverfahren die Mindestge- 
bühr erhoben, so wird für das nachfolgende 
Streitverfahren die Prozeßgebühr insoweit 
nicht erhoben, als sie zusammen mit der für 
das Mahnverfahren angesetzten Gebühr eine 
volle Gebühr übersteigt. 


§ 39 § 39 

Arrest, einstweilige Verfügung unverändert 

(1) Bei Arresten oder einstweiligen Ver- 
fügungen wird die Hälfte der vollen Gebühr 
erhoben 

1. für das Verfahren über Anträge auf An- 
ordnung eines Arrestes oder einer einst- 
weiligen Verfügung, 

2. für die Vernehmung von Zeugen oder 
Sachverständigen, 

3. für die Entscheidung durch Urteil. 

Eine Gebühr wird nicht erhoben, wenn 
der Antrag zurückgenommen wird, oevor 
der Arrest oder die einstweilige Verfügung, 
die vorgängige Siclierheitsleistung oder 
mündliche Verhandlung angeordnet oder der 
Antrag zurückgewiesen ist. 
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(2) Die im Absatz 1 bestimmten Gebühren 
werden auch erhoben für das Verfahren über 
Anträge auf Abänderung oder Aufhebung 
eines Arrestes oder einer einstweiligen Ver- 
fügung gemäß § 926 Abs. 2, §§ 927, 936 der 
Zivilprozeßordnung. Eine Gebühr wird nicht 
erhoben, wenn der Antrag vor Bestimmung 
des Termins zur mündlichen Verhandlung 
zurü(i:genommen wird. 

(3) Für einen Beschluß nach § 91 a der Zi- 
vilprozeßordnung wird ein Viertel der vol- 
len Gebühr erhoben. 

(4) Im Falle des § 942 der Zivilprozeß- 
ordnung gilt das Verfahren vor dem Amts- 
gericht und dem Gericht der Hauptsache als 
ein Rechtsstreit. 

(5) Im Verfahren über die Berufung gegen 
ein Urteil, das in einem der in den Absät- 
zen 1 und 2 genannten Verfahren ergangen 
Ist, werden die in den Absätzen 1, 2 und 3 
bestimmten Gebühren erhoben; die In den 
Absätzen 1 und 2 bestimmten Gebühren er- 
höhen sidi jedoch um die Hälfte. 

§ 40 § 40 

Besondere Verfahren unverändert 

(1) Die Hälfte der vollen Gebühr wird 
erhoben 

1. für das Verfahren über Anträge auf Si- 
cherung des Beweises; 

2. für das Verfahren über Anträge auf Ent- 
mündigung oder auf Wiederaufhebung 
einer Entmündigung, soweit die Amtsge- 
richte zuständig sind; 

3. für das Verteilungsverfahren; 

4. für das Verfahren der Zwangsvollstrek- 
kung zur Erwirkung von Handlungen 
und Unterlassungen gemäß §§ 887, 888, 

890 der Zivilprozeßordnung; 

5. für das Verfahren über Anträge auf Ab- 
nahme des Offenbarungseides einschließ- 
lich der Anträge auf Erzwingung der 
Eidesleistung; 

6. für das Aufgebotsverfahren sowie für das 
Verfahren über Anordnung der Zahlungs- 
sperre gemäß § 1020 der Zivilprozeßord- 
nung; 

7. für das Verfahren bei Ernennung oder 
Ablehnung eines Schiedsrichters, bei Er- 
loschen eines Schiedsvertrages oder bei An- 
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Ordnung der von den Schiedsrichtern für 

erforderlidi erachteten richterlichen Hand- 
lungen. 

(2) Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn 
der das Verfahren einleitende Antrag vor 
einer gerichtlichen Verfügung zurückgenom- 
men wird. 

(3) Für die Gewährung der Einsidit in das 
Schuldnerverzeidinis (§915 der Zivilprozeß- 
ordnung, § 107 der Konkursordnung) und 
für die Erteilung einer mündlichen Auskunft 
über das Bestehen oder Nichtbestehen einer 
Eintragung wird eine Gebühr von 0,60 
Deutsdie Mark, für die Erteilung einer 
schriftlichen Auskunft über das Bestehen 
oder Nichtbestehen einer Eintragung eine 
Gebühr von 1,20 Deutsche Mark erhoben; 

§ 9 Abs. 1 ist insoweit nicht anzuwenden. 

Die Einsicht und die Erteilung der Auskunft 
können von der Zahlung der Gebühr ab- 
hängig gemacht werden. Wird das Offenba- 
rungseidverfahren nidit fortgesetzt, naclidem 
der Gläubiger von der Eintragung des Schuld- 
ners im Sdiuldnerverzeichnis benachrichtigt 
worden ist, so wird an Stelle der nach Ab- 
satz 1 Nr. 5 bestimmten Gebühr nur die 
Auskunftsgebühr erhoben. Wird das Ver- 
fahren fortgesetzt, so wird neben der Ge- 
bühr nach Absatz 1 Nr. 5 für die Benach- 
richtigung die Auskunftsgebühr erhoben. 

(4) Für das Verfahren über Anträge auf 
Löschung der Eintragung im Schuldnerver- 
zeichnis (§ 915 Abs. 2 der Zivilprozeßord- 
nung) wird eine Gebühr von 3 Deutsche 
Mark erhoben. 

§ 41 § 

Anordnungen in Ehesachen u n v e r a r 

(1) Für Verfahren nach § 627 und nach 
§ 627 b Abs. 1 der Zivilprozeßordnung wird 
die Hälfte der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Eine Gebühr wird nicht erhoben, 

a) wenn der Antrag vor Anordnung einer 
mündlichen Verhandlung oder, wenn 
ohne mündliche Verhandlung entschieden 
wird, vor der Entscheidung zurückge- 
nommen wird; 

b) wenn lediglich beantragt ist, eine Eini- 
gung der Parteien zu richterlichem Pro- 
tokoll zu nehmen; 

c) für Verfahren nach § 627 b Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung. 
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§ 42 § 42 

Besondere Verfahren unverändert 

(1) Ein Viertel der vollen Gebühr wird er- 
hoben 

1. für das Verfahren über Anträge auf vor- 
läufige Einstellung, Beschränkung oder 
Aufhebung der Zwangsvollstreckung gemäß 
§§ 707, 719, 769, § 771 Abs. 3, §§ 785, 786, 

§ 805 Abs. 4, § 810 Abs. 2 der Zivilpro- 
zeßordnung; 

2. für das Verfahren über Anträge auf ge- 
richtliche Handlungen der Zwangsvoll- 
streckung gemäß §§ 791, 822, 823, 825, 

§ 829 Abs. 1, §§ 835, 839, 844, 846 bis 848, 

857, 858, § 885 Abs. 4, § 886, § 930 
Abs. 3, § 934 der Zivilprozeßordnung; 

3. für das Verfahren über Anträge auf Er- 
teilung der Vollstreckungsklausel bei Ver- 
gleichen, die vor einer Gütestelle der im 
§ 794 Abs. 1 Nr. 1 der Zivilprozeßord- 
nung bezeichneten Art geschlossen sind 
(§ 797 a der Zivilprozeßordnung); 

4. für Verfahren nach den §§ 765 a, 811a, 

813 a, 851 a, 851 b der Zivilprozeßordnung 
und den §§ 30, 31 des Wohnraumbewirt- 
schaftungsgesetzes. 

(2) Die Gebühr wird nicht erhöben, wenn 
der das Verfahren einleitende Antrag vor 
einer gerichtlichen Verfügung zurückgenom- 
men wird. 


§ 43 

Mehrere Verfahren 

(1) Jedes Verfahren der in den §§ 39, 40, 
41, 42 bezeichneten Art gilt für die Gebüh- 
renerhebung als besonderer Rechtsstreit. 

(2) Jedoch wird für mehrere Verfahren 
nach § 627 der Zivilprozeßordnung (§ 41 
Abs. 1) die Gebühr in jedem Rechtszug nur 
einmal erhoben. Das gleiche gilt bei Verfah- 
ren der im § 42 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten 
Art, sofern sie denselben Anspruch und den- 
selben Gegenstand betreffen. 


§ 43 


unverändert 


§ 44 

Vergleich 

Wird in einem Rechtsstreit ein Vergleich 
vor dem Gericht geschlossen, so wird ein 


§ 44 

unverändert 
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Viertel der vollen Gebühr erhoben, soweit 
der Wert des Vergleichsgegenstandes den 
Wert des Streitgegenstandes übersteigt. 

§ 45 § 45 

Ersuchen um Bewirkung einer Zustellung unverändert 

Für das durch die Geschäftsstelle an die Post 
gerichtete Ersuchen um Bewirkung einer Zu- 
stellung (§ 196 der Zivilprozeßordnung) ist 
die Gebühr zu erheben, die für die gleiche 
Handlung eines Geriditsvollziehers zu erhe- 
ben wäre; dies gilt nicht, wenn die Zustellung 
von Amts wegen erfolgt. 


§ 46 § 46 

Beschwerden unverändert 

(1) Für das Verfahren über Beschwerden 
nach § 71 Abs. 2, § 91 a Abs. 2, § 99 Abs. 2, 

§271 Abs. 3, § 627 Abs. 4 der Zivilprozeß- 
ordnung wird die volle Gebühr erhoben. Das 
gleiche gilt für Beschwerden über die Zurück- 
weisung eines Antrags auf Anordnung eines 
Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung. 

(2) Im übrigen wird für das Verfahren in 
der Beschwerdeinstanz die im Absatz 1 be- 
stimmte Gebühr nur erhoben, soweit die Be- 
schwerde als unzulässig verworfen oder zu- 
rückgewiesen wird. Auslagen, die durch eine 
für begründet befundene Beschwerde entstan- 
den sind, werden nicht erhe^ben, soweit das 
Beschwerdeverfahren gebührenfrei ist; dies 
gilt nicht, soweit das Beschwerdegericht die 
Kosten dem Gegner des Beschwerdeführers 
auferlegt hat. 


§47 

Verzögerung des Rechtsstreits 

(1) Wird außer im Fall des § 335 der Zivil- 
prozeßordnung durch Verschulden einer Par- 
tei oder eines Parteivertreters die Vertagung 
einer mündlichen Verhandlung oder die An- 
beraumung eines neuen Termins zur münd- 
lichen Verhandlung nötig, oder ist die Erledi- 
gung des Rechtsstreits durch nachträgliches 
Vorbringen von Angriffs- oder Verteidigungs- 
mitteln, Beweismitteln oder Beweiseinreden, 
die früher vorgebracht werden konnten, ver- 
zögert worden, so kann das Gericht der Par- 
tei von Amts wegen eine besondere Gebühr in 


§ 47 

Verzögerung des Rechtsstreits 
(1) unverändert 
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Höhe der vollen Gebühr auferlegen. Die Ge- 
bühr kann bis auf ein Viertel der vollen Ge- 
bühr ermäßigt werden. 


(2) Gegen den Beschluß findet Beschwerde 
nach § 567 Abs. 2, 3, §§ 568 bis 575 der Zivil- 
prozeßordnung und § 4 Abs. 4 dieses Gesetzes 
statt. 

(2) Gegen den Beschluß findet Beschwerde 
nach § 567 Abs. 2, 3, §§ 568 bis 575 der Zivil- 
prozeßordnung und 5 4 Abs. 3 dieses Gesetzes 
statt. 

DRITTER ABSCHNITT 

DRITTER ABSCHNITT 

Gebühren im Konkursverfahren und im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses 

Gebühren im Konkursverfahren und im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses 

oo 

§ 48 

Entsprechend anzuwendende Vorschriften 

unverändert 

Für die Gebühren im Konkursverfahren 
und im Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses gelten die §§ 10, 21, 23, 24 
dieses Gesetzes und § 3 der Zivilprozeßord- 
nung entsprechend. 


5 49 

§ 49 

Eröffnung des Konkursverfahrens 

unverändert 

Für das Verfahren über den Antrag auf 
Eröffnung des Konkursverfahrens wird die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben. 


§50 

§ 50 

Durchführung des Konkursverfahrens 

unverändert 

(1) Für die Durchführung des Konkursver- 
fahrens wird das Dreifache der vollen Gebühr 
erhoben. 


(2) Die Gebühr ermäßigt sich auf die volle 
Gebühr, wenn das Verfahren vor Ablauf der 
Anmeldefrist, und auf das Doppelte der vollen 
Gebühr, wenn das Verfahren nach diesem 
Zeitpunkt gemäß §§ 202, 204 der Konkurs- 
ordnung eingestellt wird. 


(3) Ist das Verfahren auf Antrag des Ge- 
meinschuldners eröffnet worden, so wird die 
im § 49 bestimmte Gebühr angerechnet. 


§51 

§ 51 

Wertberechnung 

unverändert 

(1) Die in den §§ 49, 50 bestimmten Ge- 
bühren werden nach dem Betrag der Aktiv- 
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masse erhoben. Gegenstände, die zur abgeson- 
derten Befriedigung dienen, werden nur in 
Höhe des für diese nicht erforderlichen Be- 
trags angesetzt. 

(2) Ist die Aktivniasse höher als die Schul- 
denmasse, so wird die Gebühr nach dem Be- 
trag der Schuldenmasse erhoben. 

(3) Für die Berechnung der Masse ist die 
Zeit der Beendigung des Verfahrens maß- 
gebend. 

(4) Ist der Antrag auf Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens von einem Gläubiger gestellt, 
so wird die im § 49 bestimmte Gebühr nach 
dem Betrag seiner Forderung, wenn jedoch 
der Betrag der Aktivmasse geringer ist, nach 
diesem Betrag erhoben. 

§ 52 § 52 

Besonderer Prüfungstermin unverändert 

Für die Anberaumung eines besonderen 
Prüfungstermins (§ 142 der Konkursordnung) 
wird die Hälfte der vollen Gebühr nach dem 
Betrag der einzelnen Forderungen, zu deren 
Prüfung der Termin bestimmt ist, erhoben. 

Für die Wertberechnung gilt 5 1^^ der Kon- 
kursordnung entsprechend. 

§ 53 

Zwangs Verwaltung, Zwangsversteigerung 

Für die auf Betreiben des Konkursverwal- 
ters erfolgende Zwangsverwaltung oder 
Zwangsversteigerung eines zur Konkurs- 
masse gehörenden Gegenstandes (§§ 126, 127 
der Konkursordnung) werden die für die 
Zwangsvollstreckung bestimmten Gebühren 
besonders erhoben. 


§ 53 

unverändert 


§ 54 

Offenbarungseid 

Für das Verfahren zur Abnahme des Of- 
fenbarungseides nach § 125 der Konkursord- 
nung einschließlich des Verfahrens über An- 
träge auf Erzwingung der Eidesleistung (§ 
901 der Zivilprozeßordnung) werden beson- 
dere Gebühren nicht erhoben. 

§ 55 

Beschwerden 

(1) Für das Beschwerdeverfahren gilt, 
wenn sich die Beschwerde gegen den Beschluß 


§ 54 
u n V e r ä n 


d e r t 


§ 55 


unverändert 
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über die Eröffnung des Konkursverfahrens 
(§ 109 der Konkursordnung) richtet, § 46 
Abs. 1, im übrigen § 46 Abs. 2 entsprechend. 

(2) Bei der Beschwerde des Gemeinschuld- 
ners gegen den Beschluß über die Eröffnung 
des Konkursverfahrens (§ 109 der Konkurs- 
ordnung) oder den Beschluß über die Bestä- 
tigung des Zwangsvergleichs (§ 189, § 230 
Abs. 2, § 236 der Konkursordnung) gilt 
§51 Abs. 1 bis 3. Bei der Beschwerde eines 
sonstigen Antragstellers gegen die Abvi^ei- 
sung des Eröffnungsantrags gilt § 51 Abs. 4. 
Bei der Beschwerde eines Konkursgläubigers 
gegen den Besdiluß über die Bestätigung des 
Zwangsvergleichs bestimmt sich der \C"ert 
nach dem Betrag der Forderung unter Be- 
rücksichtigung des Verhältnisses der Tei- 
lungsmasse zur Schuldenmasse. 

§ 56 

Wiederaufnahme des Konkursverfahrens 

(1) Bei der Wiederaufnahme des Konkurs- 
verfahrens (§ 198 der Konkursordnung) 

gelten die §§ 49 bis 55 entsprechend; für die 
Durchführung des wiederaufgenommenen 
Verfahrens wird jedoch die volle Gebühr 
erhoben. 

(2) Wird vor der Wiederaufnahme die 
Anordnung von Sicherheitsmaßregeln bean- 
tragt (§ 197 Abs. 2 der Konkursordnung), 
so werden die im § 42 bestimmten Gebüh- 
ren nach dem Wert des Gegenstandes, durch 
die die Sicherung erfolgen soll, besonders 
erhoben. 

(3) Die Gebühr für die Anordnung einer 
Sicherheitsmaßregel wird im Falle der Wie- 
deraufnahme auf die im Absatz 1 bestimmte 
Gebühr angerechnet. 

§ 57 

Vergleichsverfahren 

(1) Für das Vergleichsverfahren zur Ab- 
wendung des Konkurses wird die volle Ge- 
bühr erhoben. Die Gebühr ermäßigt sich auf 
die Hälfte der vollen Gebühr, wenn das 
Verfahren sich ohne Anberaumung eines 
Vergleichstermins erledigt. 

(2) Wird das Vergleichsverfahren in das 
Konkursverfahren übergeleitet (§ 102 der 
Vergleichsordnung), so wird die ‘m Ver- 
gleichsverfahren nach Absatz 1 entstandene 


§ 56 

unverändert 


S 57 


unverändert 
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Gebühr auf die im § 50 bestimmte Gebühr 
angerechnet. Wird bei Beendigung des Ver- 
gleichsverfahrens die Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens abgelehnt, so wird die Ge- 
bühr des § 49 nicht erhoben. 

(3) Für das Verfahren zur Abnahme des 
im § 69 Abs. 2 der Vergleichsordnung vor- 
gesehenen Eides wird eine Gebühr nicht er- 
hoben. 

§ 58 

Wertberechnung 

(1) Die im § 57 Abs. 1 bestimmten Ge- 
bühren werden nach dem Betrag der Akti- 
ven (§ 5 der Vergleichsordnung) zur Zeit 
der Stellung des Antrags auf Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens erhoben. Gegenstände, 
die zur abgesonderten Befriedigung dienen, 
werden nur in Höhe des für diese nicht er- 
forderlichen Betrages angesetzt. 

(2) Übersteigt der Wert der Aktiven den 
Gesamtbetrag der Forderungen der am Ver- 
fahren beteiligten Gläubiger, so ist der Ge- 
samtbetrag der Forderungen maßgebend. 

§ 59 

Beschwerden 

Für das Beschwerdeverfahren gilt § 46 
Abs. 2 entsprechend; es wird jedoA nur die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben. 


VIERTER ABSCHNITT 

Gebühren in Verfahren der Zwangsversteige- 
rung und Zwangsverwaltung von Gegen- 
ständen des unbeweglichen Vermögens und 
in ähnlichen Verfahren 

§ 60 

Anordnung der Zwangsversteigerung 
und Zwangsverwaltung 

(1) Für die Entscheidung über den Antrag 
auf Anordnung der Zwangsversteigerung oder 
Zwangsverwaltung eines Grundstücks und die 
Entscheidung über den Beitritt werden drei 
Zehntel der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Ist der Antrag von einem Gläubiger ge- 
stellt, so bestimmt sich der Wert nach dem 
Betrag der Forderung einschließlich der mit- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 58 

unverändert 


§ 59 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Gebühren in Verfahren der Zwangsversteige- 
rung und Zwangsverwaltung von Gegen- 
ständen des unbeweglichen Vermögens und 
in ähnlichen Verfahren 

§ 60 

Anordnung der Zwangsversteigerung 
und Zwangsverwaltung 

(1) unverändert 


(2) Ist der Antrag von einem Gläubiger ge- 
stellt, so bestimmt sich der Wert nach dem 
Betrag der vollstreckbaren Forderung ein- 
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einzuziehenden Zinsen und Kosten, höchstens 
jedoch nach dem letzten Einheitswert des 
Grundstücks, der zur Zeit der Fälligkeit der 
Gebühr festgestellt Ist. Weicht der Gegenstand 
des Verfahrens vom Gegenstand der Einheits- 
bewertung wesentlich ab oder hat sich der 
Wert infolge bestimmter Umstände, die nach 
dem Feststellungszeitpunkt des Einheitswerts 
eingetreten sind, wesentlich verändert, so ist 
höchstens der nach freiem Ermessen auf der 
Grundlage des Einheitswerts ermittelte Wert 
maßgebend. Wird der Einheitswert nicht 
nachgewiesen, so ist das Finanzamt um Aus- 
kunft über die Höhe des Einheitswerts zu er- 
suchen. Wird der Antrag wegen eines Teils der 
Forderung gestellt, so ist der Teilbetrag nur 
maßgebend, wenn es sich um einen nach § 10 
Abs. 1 Nr. 3, 5 des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und die Zwangsverwaltung zu 
befriedigenden Anspruch handelt. 

(3) In anderen als den im Absatz 2 bestimm- 
ten Fällen ist die Hälfte des Einheitswerts 
maßgebend. Dies gilt auch, wenn ein Gläubiger 
eines Miteigentümers die Zwangsversteigerung 
zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft 
betreibt. 

(4) Wird der Antrag vor Erlaß der Entschei- 
dung zurückgenommen, so wird ein Zehntel 
der vollen Gebühr erhoben. Bei teilweiser Zu- 
rücknahme ist die Gdbühr nach dem Wert des 
zurückgenommenen Teils zu erheben, jedoch 
nur insoweit, als die Gebühr für die Erledi- 
gung ides ganzen Antrags die Gdbühr für die 
teilweise Erledigung übersteigt. 

S61 

Zwangsversteigerung 

(1) Bei der Zwangsversteigerung werden 
außer der Gebühr des § 60 erhoben 

1. für das Verfahren im allgemeinen ein- 
schließlich des Einstellungsverfahrens nach 
den §§ 30 a bis d, § 180 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangs Verwaltung drei Zehntel der vol- 
len Gebühr; wird das Zwangsversteige- 
rungsverfahren Infolge eines Einstellungs- 
verfahrens nach den §§ 30 a bis d, § 180 
Abs. 2 des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung 
nicht durchgeführt, so wird nur ein Zehn- 
tel der vollen Gebühr erhoben; 
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schließlich der mit einzuziehenden Zinsen 
und Kosten, höchstens jedoch nach dem letz- 
ten Einheitswert des Grundstücks, der zur 
Zeit der Fälligkeit der Gebühr festgesteUt 
ist. Weicht der Gegenstand des Verfahrens 
vom Gegenstand der Einheitsbewertung 
wesentlich ab oder hat sich der Wert 
Infolge bestimmter Umstände, die nach dem 
Feststellungszeitpunkt des Einheitswerts ein- 
getreten sind, wesentlich verändert, so ist 
höchstens der nach freiem Ermessen auf der 
Grundlage des Einheitswerts ermittelte Wert 
maßgebend. Wird der Einheitswert nicht 
nachgewiesen, so ist das Finanzamt um Aus- 
kunft über die Höhe des Einheitswerts zu 
ersuchen. Wird der Antrag wegen eines Teils 
der Forderung gestellt, so ist der Teilbetrag 
nur maßgebend, wenn es sich um einen nach 
§10 Abs. 1 Nr. 3, 5 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung 
zu befriedigenden Anspruch handelt. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 61 

unverändert 
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2. für die Abhaltung des Versteigerungster- 
mins drei Zehntel der vollen Gebühr; die 
Gebühr wird nur einmal erhoben, auch 
wenn mehrere Termine stattfinden; 

3. für die Erteilung des Zuschlags sechs Zehn- 
tel der vollen Gebühr; 

4. für das Verteilungsverf ähren sechs Zehn- 
tel der vollen Gebühr; in den Fallen der 
§§ 143, 144 des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und die Zwangsverwaltung 
nur drei Zehntel der vollen Gebühr. 

(2) Der Versteigerungstermin gilt als abge- 
halten, wenn zur Abgabe von Geboten aufge- 
fordert worden ist. 

(3) Wird der Zuschlag auf Grund des § 74 a 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung versagt, so sind 
Gebühren für den Versteigerungstermin nicht 
zu erheben. 

(4) Die Gebühren des Absatzes 1 Nr. 1, 2 
und 3 sind von dem gemäß § 74 a Abs. 5 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung festgesetzten Wert zu 
berechnen; ist ein solcher Wert nicht festge- 
setzt, so ist der Einheitswert maßgebend. Im 
Falle der Zwangsversteigerung zur Aufhebung 
einer Gemeinschaft bleibt jedoch bei der Be- 
rechnung der Gebühr für die Erteilung des 
Zuschlags der Anteil des Erstehers an dem 
Gegenstand des Verfahrens außer Betracht; 
bei Gesamthandeigentum Ist jeder Mitherech- 
tigte wie ein Eigentümer nach dem Verhältnis 
seines Anteils anzusehen. 

(5) Die Gebühr für das Verteilungsverfah- 
ren bestimmt sich nach dem Gebot, für das 
der Zuschlag erteilt Ist, einschließlich des Wer- 
tes der nach den Versteigerungslbedingungen 
bestehen bleibenden Rechte. Der Erlös aus 
einer gesonderten Versteigerung oder sonsti- 
gen Verwertung (§ 65 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal- 
tung) wird hinzugerechnet. 


§ 62 § 62 
Zwangsversteigerung mehrerer Gegenstände unverändert 

Betrifft das Verfahren mehrere Gegen- 
stände, so werden die im § 61 bestimmten Ge- 
bühren einheitlich nach idem Gesamtwert er- 
hoiben. Bei Zuschlägen an verschiedene Erste- 
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her werden die Gebühren für die Erteilung des 
Zuschlags (§ 61 Abs. 1 Nr. 3) jedoch von jedem 
Erst eher besonders erhoben. 


§63 

Zw an g s V e rwaltun g 

(1) Für das Verfahren der Zwangsverwal- 
tung werden außer der Gebühr des § 60 für 
jedes angefangene Jahr sechs Zehntel der vol- 
len Gebühr erhoben. Das erste Jahr beginnt 
mit dem Tag der Beschlagnahme. 

(2) Maßgebend ist der Gesamtwert der Ein- 
künfte, abzüglich der dem Zwangsverwalter 
(der Aufsichtsperson) zustehenden Vergütung 
und der laufenden Beträge der öffentlldien 
Lasten, ausgenommen der Hypotheken- 
gewinnabgabe. Die Mindestgebühr beträgt 
12 Deutsche Mark. 


§ 63 

unverändert 


§ 64 § 64 

Beschwerden unverändert 

(1) Für das Verfahren über Beschwerden 
werden erhoben 

1. bei Verwerfung oder Zurückweisung der 
Beschwerde zwei Zeihntel der vollen Ge- 
bühr; 

2. bei Zurücknahme der Beschwerde ein Zehn- 
tel der vollen Gebühr; betrifft die Zurück- 
nahme nur einen Teil des Beschwerde- 
gegenstandes, so ist die Gebühr nur inso- 
weit zu erheben, als sich die Beschwerde- 
gebühr erhöht haben würde, wenn die Ent- 
scheidung auf den zu rück genommenen 
Teil erstreckt worden wäre. 

Im übrigen ist das Beschwerdeverfahren ge- 
bührenfrei; § 46 Abs. 2 Satz 2 gilt entspre- 
diend. 

(2) Der Wert bestimmt sich nach § 3 der 
Zivilprozeßordnung. 

(3) Soweit In Angelegenheiten der Zwangs- 
versteigerung und der Zwangsverwaltung 
andere Behörden oder Stellen als Gerichte zu- 
ständig sind, steht die Anrufung des Gerichts 
hinsichtlich der Gebühren einer Beschwerde 
gleich. 
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§65 

Schiffe, Schiffsibauwerke und grundstücks- 
gleiche Rechte 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gehen 
entsprechend für die Zwangsversteigerung 
von Schiffen und Schiffslbauwerken sowie für 
die Zwangsversteigerung oder die Zwangsver- 
waltung von Rechten, die den Vorschriften 
der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche 
Vermögen unterliegen, einschließlich der un- 
beweglichen Kuxe. 

§66 

Zwangsliquidation einer Bahneinheit 

(1) Für die Entscheidung über den Antrag 
auf Eröffnung der Zwangsliquidation einer 
Bahneinheit wird dieselbe Gebühr wie nach 
§ 60 erhoben. 

(2) Für das Verfahren selbst werden die 
Hälfte der vollen Gebühr und, wenn das Ver- 
fahren eingestellt wird, drei Zehntel der vol- 
len Gebühr erhoben. Die Gebühr bestimmt 
sich nach dem Gesamtwert der Bestandteile 
der Bahneinheit. 

(3) Für das Beschwerdeverfahren gilt § 64 
entsprechend. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Gebühren in Strafsachen 

§ 67 

Grundlage der Gebührenbemessung 

(1) In Strafsachen bemessen sich die Ge- 
richtsgebühren für alle Rechtszüge nach der 
rechtskräftig erkannten Strafe. 

(2) Bei Verurteilung zu Jugendstrafe von 
unbestimmter Dauer bemißt sich die Gebühr 
nach dem im Urteil festgesetzten Mindest- 
maß. Bestimmt das Urteil das Mindestmaß 
nicht ausdrücklich, so wird das gesetzliche 
Mindestmaß zugrunde gelegt. 

(3) Ist auf Geldstrafe erkannt, so bleibt 
bei der Bemessung der Gebühr die Ersatz- 
freiheitsstrafe außer Betracht. Nach der Geld- 
strafe bestimmt sich die Gebühr auch dann, 
wenn auf die Geldstrafe an Stelle einer ver- 
wirkten Freiheitsstrafe erkannt ist (§ 27 b 
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§ 65 

unverändert 


§ 66 

unverändert 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Gebühren in Strafsachen 

§ 67 

Grundlage der Gebührenbemessung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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des Strafgesetzbudies). Ist neben einer Frei- 
heitsstrafe auf Geldstrafe erkannt, so wird 
die Gebühr nadi jeder Strafe gesondert be- 
rechnet. 

(4) Ist auf Einziehung, Ersatzeinziehung, 
Wertersatz an Stelle von Einziehung, Un- 
brauchbarmachung, Verfallerklärung oder 
Abführung des Mehrerlöses erkannt, so ist 
bei der Bemessung der Gebühren der Wert 
der Gegenstände, auf die sich die Entschei- 
dung bezieht, wie eine Geldstrafe zu behan- 
deln. Besteht der Gegenstand nicht in einem 
Geldbetrag, so setzt das Gericht den Wert 
fest. Der Wert wird nach dem Zeitpunkt der 
Verurteilung bestimmt. 

(5) Eine Gebühr wird für alle Rechtszüge 
auch bei rechtskräftiger Anordnung einer 
Maßregel der Sicherung und Besserung er- 
hoben. Ist die Maßregel neben einer Strafe 
angeordnet worden, so wird die Gebühr ge- 
sondert berechnet. 


§ 68 

Nachträgliche Bildung einer Gesamtstrafe 
oder einer Einheitsstrafe 

(1) Wird auf Grund des § 79 des Strafge- 
setzbuches eine Gesamtstrafe gebildet, so be- 
mißt sich die Gebühr für das neue Verfahren 
nach dem Betrag, um den die Gesamtstrafe 
die früher erkannte Strafe übersteigt. Dies 
gilt entsprechend, wenn ein Urteil in dem 
auf Jugendstrafe erkannt ist, nach § 31 
Abs. 2 des Jugendgerichtsgesetzes in ein neues 
Urteil einbezogen wird. 

(2) In den Fällen des § 460 der Strafpro- 
zeßordnung und des § 66 des Jugendgeridits- 
gesetzes verbleibt es bei den Gebühren für 
die früheren Verfahren. 

§ 69 

Mehrere Angeschuldigte 

(1) Betrifft eine Strafsache mehrere An- 
geschuldigte, so ist die Gebühr von jedem 
gesondert nach Maßgabe der gegen ihn er- 
kannten Strafe oder angeordneten Maßregel 
der Sicherung und Besserung zu erheben. 

(2) Wird wegen derselben Tat auf Ein- 
ziehung, Ersatzeinziehung, Wertersatz an 
Stelle von Einziehung, Unbrauchbarmachung, 
Verfallerklärung oder Abführung des Mehr- 
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(4) Ist auf Einziehung, Ersatzeinziehung, 
Wertersatz an Stelle von Einziehung, Ver- 
nichtung, Unbrauchbarmachung, Verfall- 
erklärung oder Abführung des Mehrerlöses 
erkannt, so ist bei der Bemessung der Ge- 
bühren der Wert der Gegenstände, auf die 
sich die Entscheidung bezieht, wie eine Geld- 
strafe zu behandeln. Besteht der Gegenstand 
nicht in einem Geldbetrag, so setzt das Ge- 
richt den Wert fest. Der Wert wird nach dem 
Zeitpunkt der Verurteilung bestimmt. 

(5) unverändert 


S 68 

unverändert 


§ 69 

Mehrere Angeschuldigte 
(1) unverändert 


(2) Wird wegen derselben Tat auf Ein- 
ziehung, Ersatzeinziehung, Wertersatz an 
Stelle von Einziehung, Vernichtung, Un- 
brauchbarmachung, Verfallerklärung oder 
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erlöses erkannt, so wird hierfür nur eine Ge- 
bühr erhoben; mehrere wegen der Tat Ver- 
urteilte haften als Gesamtsdiuldner. 

§ 70 

Gebührensätze im ersten Rechtszug 

(1) Für das Verfahren im ersten Redits- 
zug werden erhoben 

bei Verurteilung zu Freiheitsstrafe 

bis zu zwei Wochen 20 Deutsche Mark, 

von mehr als zwei Wochen 

bis zu einem Monat 40 Deutsche Mark, 

von mehr als einem Monat 

bis zu drei Monaten 60 Deutsche Mark, 

von mehr als drei Monaten 

bis zu sechs Monaten 100 Deutsche Mark, 

von mehr als sechs Monaten 

bis zu einem Jahr 150 Deutsche Mark, 

von mehr als einem Jahr 

bis zu zwei Jahren 200 Deutsche Mark, 

von mehr als zwei Jahren 

bis zu fünf Jahren 300 Deutsdie Mark, 

von mehr als fünf Jahren 500 Deutsche Mark; 
bei Verurteilung zu Geldstrafe 

bis zu fünfzig Deutsche Mark 

5 Deutsche Mark, 

von mehr als fünfzig bis 
zu einhundert Deutsche Mark 

10 Deutsche Mark, 

von mehr als einhundert 

Deutsche Mark 10 vom Hundert 

des Betrages der Strafe, jedoch höchstens 
20 000 Deutsche Mark; die Gebühr darf den 
Betrag der Strafe nicht übersteigen. § 9 
Abs. 1 gilt insoweit nicht. 

(2) Ist der zur Kostentragung verurteilte 
Beschuldigte für straffrei erklärt oder wird 
im Urteil von Strafe abgesehen, so beträgt 
die Gebühr 5 Deutsche Mark. 

(3) Ist eine Maßregel der Sicherung und 
Besserung angeordnet worden, so wird eine 
Gebühr von 100 Deutsche Mark erhoben. Bei 
Entziehung der Erlaubnis zum Führen von 
Kraftfahrzeugen beträgt die Gebühr dreißig 
Deutsche Mark; daneben fällt für die Ein- 
ziehung des Führerscheins keine weitere Ge- 
bühr an. 
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Abführung des Mehrerlöses erkannt, so wird 
hierfür nur eine Gebühr erhoben; mehrere 
wegen der Tat Verurteilte haften als Ge- 
samtschuldner. 

S 70 

unverändert 
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S 71 

Strafbefehl und Strafverfügung 

(1) In den Verfahren bei Strafbefehlen 
und Strafverfügungen wird die Hälfte der 
Gebühren des § 70 erhoben. Die Gebühr 
darf jedoch den Betrag der Strafe nicht über- 
steigen; § 9 Abs. 1 gilt insoweit nicht. 

(2) Hat nadi § 411 Abs. 1, § 413 Abs. 4 
der Strafprozeßordnung eine Hauptverhand- 
lung stattgefunden, oder wird der gegen den 
Strafbefehl oder die Strafverfügung erhobene 
Einspruch wegen Ausbleibens des Angeklag- 
ten in der Hauptverhandlung durch Urteil 
verworfen (§§ 412, 413 Abs. 4 der Strafpro- 
zeßordnung), so werden die vollen Gebühren 
des § 70 erhoben. 


§ 72 

Berufungs- und Revisionsverfahren 

(1) Für das Beruf ungsverfahren und für das 
Revisionsverfahren werden die Gebühren 
des § 70 erhoben, wenn in dem Rechtszug 
eine Hauptverhandlung stattgefunden hat. 

(2) Ein Viertel der Gebühren des § 70 
wird erhoben, 

1. wenn das Rechtsmittel vor Beginn der 
Hauptverhandlung zurückgenommen wird; 

2. wenn das Rechtsmittel durch Beschluß 
als unzulässig verworfen wird. 

(3) Die Hälfte der Gebühren des § 70 
wird erhoben, 

1. wenn das Rechtsmittel nach Beginn der 
Hauptverhandlung zurückgenommen wird; 

2. wenn die Berufung wegen Ausbleibens des 
Angeklagten in der Hauptverhandlung 
verworfen wird (§ 329 der Strafprozeßord- 
nung); 

3. wenn die Revision durch Beschluß des Re- 
visionsgerichts als offensichtlich unbegrün- 
det verworfen wird (§ 349 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung). 

§ 73 

Wiederaufnahme des Verfahrens 

(1) Wird ein Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens als unzulässig oder unbegrün- 
det verworfen oder abgelehnt, so wird die 
Hälfte der Gebühren des § 70 erhoben. 


5 71 


unverändert 


§ 72 


unverändert 


S 73 


unverändert 
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(2) Wird nach Anordnung der Wiederauf- 
nahme des Verfahrens (§ 370 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung) das frühere Urteil auf- 
rechterhalten, so werden die vollen Gebüh- 
ren des § 70 erhoben. Führt die Wiederauf- 
nahme zu einer Aufhebung des früheren Ur- 
teils, so gilt für die Gebührenerhebung das 
neue Verfahren mit dem früheren Verfahren 
zusammen als ein Reditszug. 

(3) Diese Vorsdiriften gelten auch für das 
Wiederaufnahmeverfahren, das sidi gegen 
einen Strafbefehl richtet (§ 373 a der Straf- 
prozeßordnung). 


§ 74 

Klageerzwingungsverfahren, unwahre 
Anzeige 

(1) Werden dem Antragsteller im Klage- 
erzwingungsverfahren nach den §§ 177 oder 
472 der Strafprozeßordnung die Kosten auf- 
erlegt, so wird eine Gebühr von vierzig Deut- 
sche Mark, im Falle des § 176 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung eine Gebühr von zwan- 
zig Deutsche Mark erhoben. 

(2) Werden dem Anzeigenden im Falle 
einer unwahren Anzeige die Kosten auferlegt 
(§ 469 der Strafprozeßordnung), so wird eine 
Gebühr von vierzig Deutsche Mark erhoben. 


§ 74 


unverändert 


§ 75 

Zurücknahme des Strafantrags 

(1) Wird das Verfahren nach Eröffnung 
des Hauptverfahrens infolge Zurücknahme 
des Antrags, durch den es bedingt war, ein- 
gestellt, so wird eine Gebühr von dreißig 
Deutsche Mark erhoben. 

(2) Das Gericht kann die Gebühr herab- 
setzen oder beschließen, daß von der Erhe- 
bung einer Gebühr abgesehen wird. 


§ 75 


unverändert 


§ 76 

Verurteilung im Privatklageverfahren 

Für das Verfahren auf erhobene Privat- 
klage gelten, wenn der Beschuldigte zu einer 
Strafe verurteilt wird, die §§67 bis 70, 72 
und 73. § 77 Abs. 2 und § 80 bleiben unbe- 
rührt. 


§ 76 

unverändert 
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§ 77 § 77 

Freisprechung im Privatklageverfahren unverändert 

(1) Wird in dem Verfahren auf erhobene 
Privatklage der Beschuldigte freigesprochen 
oder für straffrei erklärt, so wird für das 
Verfahren in jedem Rechtszug eine Gebühr 
von vierzig Deutsche Mark erhoben. 

(2) Die im Absatz 1 bestimmte Gebühr 
wird für das Berufungsverfahren sowie für 
das Revisionsverfahren auch dann erhoben, 
wenn das von dem Privatkläger eingelegte 
Rechtsmittel auf Grund einer Hauptverhand- 
lung verworfen wird. Wird das Rechtsmittel 
vor Beginn der Hauptverhandlung zurück- 
genommen oder durch Beschluß als unzuläs- 
sig verworfen, so beträgt die Gebühr zehn 
Deutsche Mark. Wird das Rechtsmittel nach 
Beginn der Hauptverhandlung zurückgenom- 
men oder wird die Berufung des Privatklä- 
gers wegen Versäumungen nach § 391 Abs. 3 
der Strafprozeßordnung oder die Revision 
durch Beschluß des Revisionsgerichts als 
offensichtlich unbegründet nach § 349 Abs. 2 
der Strafprozeßordnung verworfen, so wird 
eine Gebühr von zwanzig Deutsche Mark er- 
hoben. 


§ 78 § 78 

Erledigung der Privatklage vor der Haupt- unverändert 

Verhandlung 

(1) Wird die Privatklage zurückgewiesen 
oder erledigt sich das Verfahren vor Beginn 
der Hauptverhandlung durch Zurücknahme 
der Klage oder durch Einstellung, so wird 
eine Gebühr von zehn Deutsche Mark erho- 
ben. Erledigt sich das Verfahren erst nach 
Beginn der Hauptverhandlung, so beträgt 
die Gebühr zwanzig Deutsche Mark. 

(2) Tritt die Erledigung im Berufungs- 
oder Revisionsverfahren ein, so wird für die- 
sen Rechtszug die In Absatz 1 bestimmte Ge- 
bühr und für jeden der vorausgegangenen 
Rechtszüge eine Gebühr von zwanzig Deut- 
sche Mark erhoben. Erledigt sich das Verfah- 
ren nach einer Zurückverweisung, so wird für 
jeden Rechtszug eine Gebühr von zwanzig 
Deutsche Mark erhoben. 

(3) Stellt das Gericht das Verfahren wegen 
Geringfügigkeit ein (§ 383 Abs. 2, § 390 
Abs. 5 der Strafprozeßordnung), so wird 
keine Gebühr erhoben. 
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§ 79 

Widerklage 

Die §§ 77 und 78 gelten für das Verfahren 
auf erhobene Widerklage entsprechend. 

§ 80 

Wiederaufnahme eines Privatklage- 
verfahrens 

(1) Wird die Wiederaufnahme eines Privat- 
klageverfahrens von dem Privatkläger bean- 
tragt, so wird, wenn der Antrag als unzu- 
lässig oder unbegründet verworfen wird, 
eine Gebühr von zwanzig Deutsche Mark er- 
hoben. 

(2) Wird die Wiederaufnahme des Verfah- 
rens auf Antrag des Privatklägers angeord- 
net, so ist, sofern auf eine höhere Strafe er- 
kannt wird, die Vorschrift des § 73 Abs. 2 
Satz 2 anzuwenden; im übrigen wird eine 
Gebühr von vierzig Deutsche Mark erhoben. 

§ 81 

Mehrere Beschuldigte im Privatklage- 
verfahren 

Sind in einem Privatklageverfahren meh- 
rere Personen als Beschuldigte beteiligt, so 
fallen die Gebühren der §§ 77 bis 80 für 
jeden Beschuldigten gesondert an. Für jeden 
Rechtszug wird jedoch höchstens das Drei- 
fache der im § 77 Abs. 1 bestimmten Gebühr 
erhoben. 


§ 82 

Nebenklage 

Werden dem Nebenkläger Kosten aufer- 
legt, so sind die Gebühren zu erheben, welche 
nach den §§ 77, 78, 80 und 81 anfallen wür- 
den, wenn ein Prlvatkläger das Rechtsmittel 
eingelegt oder die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens beantragt hätte. 

§ 83 

Selbständige Einziehungsverfahren 

Für das Verfahren in den Fällen der §§430 
bis 432 der Strafprozeßordnung beträgt die 
Gebühr in jedem Rechtszug vierzig Deutsche 
Mark. Sie beträgt zwanzig Deutsche Mark, 
wenn durch Beschluß entschieden wird (§ 431 
Abs. 4 der Strafprozeßordnung). 


u n V 


u n V 


u n V e 


u n V e 


u n V e 


§ 79 

rändert 


§ 80 

rändert 


§ 81 

rändert 


§ 82 

rändert 


§ 83 

rändert 
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§ 84 

Herabsetzung, Erhöhung 

Die Gebühren der §§ 77 bis 80, 83 kann 
das Gericht bis auf fünf Deutsche Mark her- 
absetzen oder bis auf das Zwanzigfache er- 
höhen. 

§ 85 

Zurückweisung einer Beschwerde 

(1) Für die Zurückweisung einer Be- 
schwerde wird, wenn sie sich gegen eine Ent- 
scheidung der im § 73 Abs. 1, im § 80 Abs. 1 
oder im § 83 Satz 2 bezeichneten Art richtet, 
die dort bestimmte Gebühr, im übrigen eine 
Gebühr von fünf Deutsche Mark erhoben. 
Die Gebühr darf den Betrag der Strafe nicht 
übersteigen; § 9 Abs. 1 gilt insoweit nicht. 
§ 46 Abs. 2 Satz 2 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(2) Die Gebühr wird von dem Beschuldig- 
ten nur erhoben, wenn gegen ihn rechts- 
kräftig eine Strafe erkannt oder eine Maß- 
regel der Sicherung und Besserung angeord- 
net ist. 

(3) Im Kostenfestsetzungsverfahren wird 
eine volle Gebühr (§ 10) für das Beschwerde- 
verfahren erhoben, soweit die Beschwerde als 
unzulässig verworfen oder zurückgewiesen 
wird. 

§ 86 

Entschädigungsverfahren 

Soweit dem Verletzten oder seinem Erben 
im Strafverfahren ein aus der Straftat er- 
wachsener vermögensrechtlicher Anspruch 
(§ 403 der Strafprozeßordnung) zuerkannt 
ist, wird für jeden Rechtszug eine volle Ge- 
bühr (§ 10) nach dem Wert des zuerkannten 
Anspruchs erhoben. 

§ 87 

Vollstreckung in das Vermögen 

Für das Verfahren zur Vollstreckung einer 
Entscheidung über eine Vermögensstrafe, 
einen aus der Straftat erwachsenen ver- 
mögensrechtlichen Anspruch, eine Buße oder 
über Erstattung von Kosten (§§ 406 b, 
406 d, 463, 464 der Strafprozeßordnung) 
werden Gebühren nach den Vorschriften des 
Zweiten Abschnitts gesondert erhoben. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 84 

unverändert 


§ 85 

Zurückweisung einer Beschwerde 

(1) Für die Zurückweisung einer Be- 
schwerde wird, wenn sie sich gegen eine Ent- 
scheidung der im § 73 Abs. 1, im § 80 Abs. 1 
oder im § 83 Satz 2 bezeichneten Art richtet, 
die dort bestimmte Gebühr, im übrigen eine 
Gebühr von zehn Deutsche Mark erhoben. 
Die Gebühr darf den Betrag der Strafe nicht 
übersteigen; § 9 Abs. 1 gilt insoweit nicht. 
§ 46 Abs. 2 Satz 2 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 86 

unverändert 


§ 87 

unverändert 
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SECHSTER ABSCHNITT 

Gebühren in geriditlidien Verfahren nadh 

dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 

§ 88 

Antrag auf gerichtliche Entscheidung, 
Rechtsbeschwerde 

(1) Für das Verfahren über den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung, über die 
Rechtsbeschwerde und zur Änderung eines 
rechtskräftigen Bußgeldbescheides (§§ 54, 56 
und § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten) wird die Hälfte der Gebühren 
des § 70 erhoben. 

(2) Hat eine mündliche Verhandlung nach 
§ 55 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten stattgefunden, so werden 
die vollen Gebühren des § 70 erhoben. 

(3) Wird die Rechtsbeschwerde zurückge- 
nommen, so wird ein Viertel der Gebühren 
des § 70 erhoben. Für die Gebühr in dem 
Verfahren zur Änderung eines rechtskräfti- 
gen Bußgeldbescheides gilt § 73 Abs. 2 Satz 2 
entsprechend. 

(4) Die Gebühr beträgt höchstens 10 000 
Deutsche Mark und darf den Betrag der 
Geldbuße nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 gilt 
insoweit nicht. 

§ 89 

Selbständige Anträge und sonstige 
Beschwerden 

(1) Für das Verfahren über den Antrag 
des Betroffenen auf gerichtliche Entscheidung 
nach § 47 Abs. 2 und 3, über die Beschwerde 
nach § 42 Abs. 3 Satz 2 und über die sofor- 
tige Beschwerde nach § 69 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten wird 
die in § 85 Abs, 1 bestimmte Gebühr erho- 
ben, wenn das Gericht die angefochtene Maß- 
nahme, Anordnung oder Bestätigung auf- 
rechterhält. 

(2) Die Gebühr wird von dem Betroffenen 
nur erhoben, wenn eine Geldbuße gegen ihn 
rechtskräftig festgesetzt ist. 

§ 90 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften 
des Fünften Abschnitts 

Die Vorschriften des § 67 Abs. 1 und 4 
sowie des § 69 gelten in gerichtlichen Verfah- 
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SECHSTER ABSCHNITT 

Gebühren in gerichtlichen Verfahren nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 

§ 88 

unverändert 


§ 89 

Selbständige Anträge und sonstige 
Beschwerden 

(1) Für das Verfahren über den Antrag 
des Betroffenen auf gerichtliche Entscheidung 
nach § 47 Abs. 2 und 3, über die Beschwerde 
nach § 42 Abs. 3 Satz 2 und über die sofor- 
tige Beschwerde nach § 69 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten wird 
eine Gebühr von fünf Deutsche Mark erho- 
ben, wenn das Gericht die angefochtene Maß- 
nahme, Anordnung oder Bestätigung auf- 
rechterhält. 

(2) unverändert 

§ 90 

unverändert 
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ren nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten entsprechend. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Auslagen 

S 91 

Schreibgebühren 

(1) Als Auslagen werden Schreibgebühren 
erhoben für 

1. Ausfertigung und Abschriften, die auf An- 
trag erteilt werden; 

2. Abschriften, die angefertigt werden, weil 
die Partei es unterläßt, einem von Amts 
wegen zuzustellenden Schriftsatz die er- 
forderliche Zahl von Abschriften beizufü- 
gen; 

3. Ausfertigungen und Abschriften jeder 
Art, wenn sachliche oder persönliche Ge- 
bührenfreiheit gewährt ist; Absatz 2 bleibt 
unberührt. 

(2) Für die erste einer Partei oder einem 
Beschuldigten erteilte Ausfertigung oder Ab- 
schrift jeder gerichtlichen Entscheidung und 
jedes vor Gericht abgeschlossenen Vergleichs 
werden Schreibgebühren nicht erhoben. Dies 
gilt für die erste vollständige Ausfertigung 
oder Abschrift auch dann, wenn eine Aus- 
fertigung unter Weglassung des Tatbestandes 
und der Entscheidungsgründe bereits erteilt 
worden Ist, ohne daß Schreibgebühren er- 
hoben worden sind. 

(3) Die Schreibgebühr beträgt für die 
Seite, die 28 Zeilen von durchschnittlich 15 
Silben enthält, 50 Deutsche Pfennig, auch 
wenn die Herstellung auf mechanischem 
Wege (Druck, Lichtbild usw.) stattgefunden 
hat. Jede angefangene Seite wird als voll 
gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt sind, wird die doppelte 
Schreibgebühr erhoben. 

(5) Für Schriftstücke In tabellarischer 
Form, Grundbuchblätter, Registerblätter, 
Verzeichnisse, Listen, Rechnungen, Zeich- 
nungen und dgl. wird die Sdirelbge- 
bühr nach dem Zeitaufwand berechnet, 
der bei durchschnittlicher Arbeitsleistung 
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SIEBENTER ABSCHNITT 
Auslagen 

§91 

Schreibgebühren 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Schreibgebühr beträgt für die 
Seite, die 28 Zeilen von durchschnittlich 15 
Silben enthält, 50 Deutsche Pfennig, auch 
wenn die Herstellung auf mechanischem 
Wege (ausgenommen durch Ablichtung) 
stattgefunden hat. Jede angefangene Seite 
wird als voll gerechnet. 

(4) unverändert 


(5) Für Schriftstücke In tabellarischer 
Form, Grundbuchblätter, Registerblätter, 
Verzeichnisse, Listen, Rechnungen, Zeich- 
nungen und dgl. wird die Schreibge- 
bühr nach dem Zeitaufwand berechnet, 
der bei durchschnittlicher Arbeitsleistung 
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zur Herstellung benötigt wird. Sie beträgt 
für jede angefangene F ünftelstunde 50 Deut- 
sche Pfennig. 

(6) Werden von Schriftstücken der in den 
Absätzen 4 und 5 genannten Art Abschrif- 
ten durch Ablichtung hergestellt, so werden 
für jede Seite ohne Rücksicht auf Zeilen- 
und Silbenzahl 50 Deutsche Pfennig, bei grö- 
ßerem Format als DIN B 4 eine Deutsdie 
Mark erhoben. 

(7) Der Bundesminister der Justiz wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates für bestimmte 
Arten von Fällen zur Vermeidung von Un- 
billigkeiten die Schreibgebühren niedriger 
festzusetzen. 

§ 92 

Sonstige Auslagen 

Als Auslagen werden ferner erhoben 

1. Telegrafen- und Fernsdireibgebühren; 

2. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenen Postgelbühren; 

3. die nach dem Gesetz über die Entschä- 
digung von Zeugen und Sachverständi- 
gen zu zahlenden Beträge; erhält ein Sach- 
verständiger für die Sachverständigentä- 
tigkeit aus der Bundes- oder Landeskasse 
eine laufende, nicht auf den Einzelfall ab- 
gestellte Vergütung, so ist der Betrag zu 
erheben, der nach dem Gesetz über die 
Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen zu zahlen wäre; 

4. die bei Geschäften außerhalb der Ge- 
richtsstelle den Gerichtspersonen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften gewähr- 
ten Vergütungen (Reisekostenvergütung, 
Auslagenersatz) und die Kosten für die 
Bereitstellung von Räumen; 

5. die Beträge, die anderen in- oder auslän- 
dischen Behörden, öffentlichen Einrich- 
tungen oder Beamten zustehen, und zwar 
auch dann, wenn die Kasse des Gerichts 
aus Gründen der Gegenseitigkeit, der 
Verwaltungsvereinfachung und dgl. an 
die Behörden, Einrichtungen oder Beam- 
ten keine Zahlungen zu leisten hat; 

6. die an Rechtsanwälte zu zahlenden Be- 
träge; 
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zur Herstellung benötigt wird. Sie beträgt 
für jede angefangene Viertelstunde 60 Deut- 
sche Pfennig. 

(6) Werden Abschriften durch Ablichtung 
hergestellt, so werden für jede Seite ohne 
Rücksicht auf Zeilen- und Silbenzahl 50 Deut- 
sche Pfennig, bei größerem Format als DIN 
B 4 eine Deutsche Mark erhoben. 


(7) unverändert 
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7. Rechnungsgebühren (§ 94); 

8. die Kosten einer Beförderung von Per- 
sonen sowie Beträge, die mittellosen Per- 
sonen für die Reise zum Ort einer Ver- 
handlung, Vernehmung oder Untersu- 
chung und für die Rückreise gewährt 
werden; 

9. die Kosten der Beförderung von Tieren 
und Sachen, mit Ausnahme der hierbei 
erwachsenen Postgebühren, der Verwah- 
rung von Sachen, der Bewachung von 
Schiffen sowie der Verwahrung und Füt- 
terung von Tieren; 

10. die Kosten der Beugehaft in Höhe der 
für die Strafhaft geltenden Sätze, die Ko- 
sten einer sonstigen Haft nur dann, wenn 
sie nach den für die Strafhaft geltenden 
Vorschriften zu erheben wären; 

11. die Kosten für die einstweilige Unter- 
bringung (§ 126 a der Strafprozeßord- 
nung), die Unterbringung zur Beobach- 
tung (§81 der Strafprozeßordnung, § 73 
des Jugendgerichtsgesetzes) und für die 
einstweilige Unterbringung in einem Er- 
ziehungsheim (§71 Abs. 2, § 72 Abs. 3 
des JugendgeriÄtsgesetzes). 

§ 93 

Vornahme mehrerer Geschäfte auf 
derselben Reise 

Sind die im § 92 Nr. 4 bezeichneten Auf- 
wendungen durch mehrere Geschäfte veran- 
laßt, die sich auf verschiedene Rechtssachen 
beziehen, so werden die Aufwendungen auf 
die mehreren Geschäfte unter Berücksichti- 
gung der Entfernungen und der auf die ein- 
zelnen Geschäfte verwendeten Zeit angemes- 
sen verteilt. Jeder Zahlungspflichtige haftet 
jedoch gegenüber der Staatskasse ohne 
Rücksicht auf diese Verteilung für die Ausla- 
gen, die bei gesonderter Erledigung des Ge- 
schäfts entstanden wären. 

§ 94 

Rechnungsgebühren 

(1) Für Rechnungsarbeiten, die durch einen 
dafür besonders bestellten Beamten oder An- 
gestellten (Rechnungsbeamten) vorgenom- 
men werden, sind als Auslagen Rechnungs- 
gebühren zu erheben, die nach dem für die 
Arbeit erforderlichen Zeitaufwand bemessen 
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§ 93 

unverändert 


S 94 

Rechnungsgebühren 
(1) unverändert 
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werden. Sie betragen 4 Deutsdie Mark für 
die Stunde; die lerne, bereits begonnene 
Stunde wird voll gerechnet. 

(2) Die Redinungsgebühren setzt das Ge- 
richt, das den Rechnungsbeamten beauftragt 
hat, von Amts wegen fest. § 4 Abs. 1 Satz 
2, 3 und 4, Abs. 2 und 4 gilt entsprechend. 
Beschwerdeberechtigt sind die Staatskasse 
und derjenige, der für die Rechnungsgebüh- 
ren als Kostenschuldner in Anspruch genom- 
men worden ist. 
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(2) Die Redinungsgebühren setzt das Ge- 
richt, das den Rechnungsbeamten beauftragt 
hat, von Amts wegen fest. § 4 Abs. 1 Satz 
2, 3 und 4, Abs. 2 und 3 gilt entsprediend. 
Beschwerdeberechtigt sind die Staatskasse 
und derjenige, der für die Rechnungsgebüh- 
ren als Kostenschuldner in Anspruch genom- 
men worden ist. 


ACHTER ABSCHNITT 


ACHTER ABSCHNITT 


Kostenzahlung und Kostenvorsdiuß 


Kostenzahlung und Kostenvorschuß 


§ 95 

Kostenschuldner in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten 

(.) In bürgerlichen Rechtsstreltigkeiten ist 
Schl Idner der Kosten derjenige, der das Ver- 
fahren der Instanz beantragt hat. Dies gilt 
nicht im amtsgerichtlichen Entmündigungs- 
verfahren wegen Geisteskrankheit oder Gei- 
stesschwäche. 

(2) In den Fällen des § 37 Abs. 1 ist 
Schuldner der Gebühren derjenige, auf des- 
sen Betreiben das schiedsrichterliche Verfah- 
ren eingeleitet worden ist. 


§ 96 

Kostenschuldner im Konkursverfahren 

(1) Im Konkursverfahren ist der Antrag- 
steller Schuldner der im § 49 und im § 56 
Abs. 2 bestimmten Gebühren. Wird der An- 
trag auf Eröffnung oder Wiederaufnahme 
des Verfahrens abgewiesen oder zurückge- 
nommen, so ist der Antragsteller auch 
Schuldner der in dem Verfahren entstandenen 
Auslagen. 

(2) Im übrigen ist Schuldner der Gebüh- 
ren und Auslagen der Gemeinschuldner. 


§ 97 

Kostenschuldner im Vergleichsverfahren 

Im Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses ist Schuldner der Kosten der 
Vergleichsschuldner. 


§ 95 


unverändert 


§ 96 

unverändert 


§97 


unverändert 
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§ 98 § 98 

Kostenschuldner im Zwangsversteigerungs- unverändert 

und Zwangsverwaltungsverfahren 

(1) Im Zwangsversteigerungs- und Zwangs- 
verwaltungsverfahren ist Schuldner der im 
§ 60, im § 61 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4, im 
§ 63 und im § 66 Abs. 1 und 2 bestimmten 
Geibühren und der im Verfahren entstehen- 
den Auslagen, soweit sie nicht dem Erlös 
entnommen werden können, der Antrag- 
steller. 

(2) Schuldner der Gebühr für die Ertei- 
lung des Zuschlags ist, vorbehaltlich des § 99 
Nr. 3, nur der Ersteher. Im Falle der Ab- 
tretung der Rechte aus dem Meistgebot oder 
der Erklärung, für einen Dritten geboten zu 
haben (§81 des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und die Zwangs Verwaltung), 
haften der Ersteher und der Meistbietende 
als Gesamtschuldner. 


§ 99 

Sonstige Kostenschuldner 
Kostenschuldner ist ferner 

1. derjenige, dem durch gerichtliche Entschei- 
dung die Kosten des Verfahrens auferlegt 
sind; 

2. derjenige, der sie durch eine vor Gericht 
abgegebene oder dem Gericht mitgeteilte 
Erklärung oder in einem vor Geridit ab- 
geschlossenen oder dem Gericht mitgeteil- 
ten Vergleich übernommen hat; dies gilt 
auch, wenn die Kosten nach § 98 der Zivil- 
prozeßordnung als übernommen anzuse- 
nen sind; 

3. derjenige, der nach den Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts für die Kostenschuld 
eines anderen kraft Gesetzes haftet; 

4. der Vollstreckungsschuldner für die not- 
wendigen Kosten der Zwangsvollstreckung. 


§ 99 

unverändert 


§ 100 

Auslagenschuldner in besonderen Fällen 

(1) Der Beschuldigte, der den Antrag auf 
geriAtliche EntsAeidung gegen einen Straf- 
besAeid einer Verwaltungsbehörde zurüA- 
nimmt, ist SAuldner der entstandenen Aus- 
lagen. 


§ 100 

unverändert 
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(2) Wird der Antrag auf gerichtlidie Ent- 
scheidung gegen einen Bußgeldbescheid oder 
eine Maßnahme der Verwaltungsbehörde 
oder der Antrag auf Änderung oder Auf- 
hebung des rechtskräftigen Bußgeldbeschei- 
des (§ 54, § 47 Abs. 2 und 3, § 66 Abs. 2 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) zu- 
rückgenommen, so ist der Antragsteller 
Schuldner der entstandenen Auslagen. 

§ 101 

Schuldner der Sdireibgebühren 

Schuldner der Schreibgebühren ist ferner 
der Antragsteller. Im Falle des § 91 Abs. 1 
Nr. 2 ist Sdiuldner der Schreibgebühren nur 
die Partei, die es unterlassen hat, einem von 
Amts wegen zuzustellenden Sdiriftsatz die 
erforderlidie Zahl von Abschriften beizufü- 
gen. 


§ 102 

Erlöschen der Zahlungspflicht 

Die durch gerichtliche Entscheidung be- 
gründete Verpflichtung zur Zahlung von 
Kosten erlischt, soweit die Entscheidung 
durch eine andere gerichtliche Entscheidung 
aufgehoben oder abgeändert wird. Soweit 
die Verpflichtung zur Zahlung von Kosten 
nur auf der aufgehobenen oder abgeänderten 
Entscheidung beruht hat, werden bereits ge- 
zahlte Kosten zurückerstattet. 

§ 103 

Mehrere Kostenschuldner 

(1) Mehrere Kostenschuldner haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Soweit einer Partei die Kosten durch 
gerichtliche Entscheidung auferlegt oder von 
ihr durch eine vor dem Gericht abgegebene 
oder ihm mitgeteilte Erklärung übernom- 
men sind, soll die Haftung der anderen Par- 
tei nur geltend gemacht werden, wenn eine 
Zwangsvollstreckung in das bewegliche Ver- 
mögen der ersteren erfolglos geblieben ist 
oder aussichtslos erscheint. 

s 104 

Haftung von Streitgenossen 

Besteht eine Partei aus mehreren Personen, 
so haften sie als Gesamtschuldner, wenn die 


§ 101 

unverändert 


§ 102 

unverändert 


§ 103 

unverändert 


§ 104 

unverändert 
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Kosten nicht durch gerichtliche Entscheidung 
unter sie verteilt worden sind. 


S 105 § 105 

Verpflichtung zur Zahlung von Kosten in unverändert 

besonderen Fällen 

Die nach § 100 Abs, 4, § 658 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung, §§ 57 bis 60, § 142 der 
Konkursordnung, § 466, § 471 Abs. 4, § 472 
der Strafprozeßordnung begründete Ver- 
pflichtung zur Zahlung von Kosten besteht 
auch gegenüber der Staats'kasse, 


§106 

Fälligkeit der Gebühren 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung des Kon- 
kurses und im Konkursverfaihren wird die 
Gebühr mit der Stellung des Antrags fällig, 
durch den das Verfahren bedingt ist; soweit 
die Gebühr eine Entsdieidung oder sonstige 
gerichtlidie Handlung voraussetzt, wird sie 
mit dieser fällig. 


§107 

Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung 

(1) Die Gebühren des § 60 werden mit der 
Entsdieidung, die Gebühren des § 61 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 werden im Verteilungstermin 
und, wenn das Verfahren vorher aufgehoben 
wird, mit der Aufhebung fällig. 

(2) Die Gebühr des § 61 Abs. 1 Nr. 3 wird 
mit der Verkündung des Zuschlags und, wenn 
der Zuschlag vom Beschwerdegericht erteilt 
wird, mit der Zustellung des Beschlusses an 
den Ersteher fällig. Wird der Zuschlags- 
besdiluß aufgehoben, so wird die Gebühr nicht 
er^hoben oder, wenn sie bezahlt ist, erstattet. 

(3) Im Verfahren der Zwangsverwaltung 
werden die Gebühren mit der Aufhebung des 
Verfahrens, und, wenn es länger als ein Jahr 
dauert, am Ende eines jeden Jahres fällig. 

§ 108 

Niederlegung des Schiedsspruchs oder des 
schiedsrichterlichen Vergleichs 

Die im § 37 Abs. 1 bestimmte Gebühr wird 
mit der Niederlegung des Schiedsspruchs oder 
des schiedsrichterlichen Vergleichs fällig. 


§ 106 

unverändert 


§ 107 

unverändert 


§ 108 

unverändert 
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§ 109 

Fälligkeit der Gebühren in sonstigen Fällen, 
Fälligkeit der Auslagen 

(1) Im übrigen werden die Gebühren sowie 
die Auslagen fällig, söbald eine unbedingte 
Entscheidung über die Kosten ergangen ist 
oder das Verfahren oder die Instanz durch 
Vergleich, Zurücknahme oder anderweitige 
Erledigung beendigt ist. 

(2) In Strafsachen werden die Kosten, die 
dem verurteilten Beschuldigten zur Last fal- 
len, erst mit der Rechtskraft des Urteils fällig. 
Satz 1 gilt ln gerichtlichen Verfahren nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten ent- 
sprechend. 

§ 110 

Fälligkeit der Schreibgebühren 

(1) Die Schreibgebühren werden sofort nach 
Aushändigung oder Absendung der Schrift- 
stücke fällig. 

(2) Die Anfertigung der auf Antrag zu er- 
teilenden Ausfertigungen und Abschriften 
kann von der vorherigen Zahlung eines die 
Schreibgebühren deckenden Betrags abhängig 
gemacht werden. § 4 Abs. 1 bis 4 gilt ent- 
sprechend. 

§ 111 

Vorauszahlung 

(1) Der Termin zur mündlichen Verhand- 
lung soll auf Grund der Klage erst nach Zah- 
lung der erforderten Prozeßge^bühr bestimmt 
werden. Das gleiche gilt im Mahnverfahren 
bei dem Antrag des Gläubigers auf Bestim- 
mung eines Termins zur mündlichen Verhand- 
lung nach Erhebung des Widerspruchs oder 
nach Erlaß eines Vollstreckungsbefehls unter 
Vorbehalt der Ausführung der Rechte des Be- 
klagten. Wird der Klageantrag erweitert, so 
soll vor Zahlung der erforderten Prozeß- 
gebühr keine gerichtliche ITandlung vorge- 
nommen werden. 

(2) Der Zahlungsbefehl soll erst nach Zah- 
lung der im § 38 Abs. 1 bestimmten Gebühr 
erlassen werden. 

(3) Der Termin zur Abnahme des Offen- 
barungseids soll erst nach Zahlung der im § 40 
Abs. 1 Nr. 5 vorgesehenen Gebühr bestimmt 
werden. 
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§ 109 

unverändert 


§ 110 

Fälligkeit der Schreibgebühren 

(1) unverändert 

(2) Die Anfertigung der auf Antrag zu er- 
teilenden Ausfertigungen und Abschriften 
kann von der vorherigen Zahlung eines die 
Schreibgebühren deckenden Betrags abhängig 
gemacht werden. § 4 Abs. 1 bis 3 gilt ent- 
sprechend. 

§ 111 

Vorauszahlung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Über Anträge auf Zwangsvollstreckungs- 
handlungen der im § 42 Abs, 1 Nr. 2 be zeich- 
neten Art soll erst nach Zahlung der Gebühr 
(§ 42 Abs. 1 Nr. 2, § 43 Abs. 2) entschieden 
werden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit 
dem Antragsteller das Armenrecht bewilligt 
ist; sie gelten ferner nicht, wenn dem Antrag- 
steller Gebührenfreiheit zusteht oder wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß ihm die alsbal- 
dige Zahlung der Gebühr mit Rücksicht auf 
seine Vermögenslage oder aus sonstigen Grün- 
den Schwierigkeiten bereiten würde. Absatz 4 
gilt nicht im Arrestverfahren. 


§ 112 

Vorschuß im Zwangsversteigerungs- 
und Zwangsverw altungsverfahren 

(1) Im Zwangsversteigerungsverfahren ist 
spätestens bei Bestimmung des Zwangsverstei- 
gerungstermins ein Vorschuß in Höhe des 
Doppelten der im § 61 Abs. 1 Nr. 1 bestimm- 
ten Gebühr zu erheben. 

(2) Im Zwangsverwaltungsverfahren hat der 
Antragsteller jährlich einen angemessenen Ge- 
bührenvorschuß zu zahlen. 

(3) Die Anordnung des Verfahrens, die Zu- 
lassung des Beitritts zum Verfahren oder die 
Fortsetzung des Verfahrens kann nicht von 
der Zahlung eines Vorschusses abhängig ge- 
macht werden. 

§ 113 

Vorschuß In Strafsachen 

(1) In Strafsachen hat der Privatkläger oder 
derjenige, der als Privatkläger oder Neben- 
kläger eine Berufung oder Revision einlegt 
oder eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
beantragt, einen Gebührenvorschuß in Höhe 
der Hälfte der im § 77 Abs. 1 bestimmten Ge- 
bühr für die Instanz zu zahlen. § 81 gilt ent- 
sprechend. Der Widerkläger Ist zur Zahlung 
eines Gebührenvorschusses nicht verpflichtet. 

(2) Wer als Privatkläger das Verfahren nach 
den §§ 430 bis 432 der Strafprozeßordnung 
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(4) entfällt 


(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit 
dem Antragsteller das Armenrecht bewilligt 
ist; sie gelten ferner nicht, wenn dem Antrag- 
steller Gebührenfreiheit zusteht oder wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß ihm die alsbal- 
dige Zahlung der Gebühr mit Rücksicht auf 
seine Vermögenslage oder aus sonstigen Grün- 
den Schwierigkeiten bereiten würde. Das 
gleiche gilt, wenn glaubhaft gemacht wird, 
daß eine Verzögerung dem Kläger einen 
nicht oder nur sdiwer zu ersetzenden Scha- 
den bringen würde; zur Glaubhaftmachung 
genügt in diesem Falle die Erklärung des 
zum Prozeßbevollmäditigten bestellten 
Rechtsanwalts. 

§ 112 

unverändert 


§ 113 

unverändert 
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betreibt oder als Privatkläger oder Neben- 
kläger in einem solchen Verfahren ein Rechts- 
mittel einlegt oder die Wiederaufnahme des 
Verfahrens beantragt, hat gleichfalls den im 
Absatz 1 bestimmten Ge^b (ihren Vorschuß zu 
bezahlen. 

§ 114 

A usla g en vors chuß 

(1) Wird die Vornahme einer Handlung, 
mit der Auslagen ver^bunden sind, beantragt, 
so hat der Antragsteller einen zur Deckung 
der Auslagen hinreichenden Vorschuß zu zah- 
len, Das Gericht soll die Vornahme der Hand- 
lung von der vorherigen Zahlung des Vor- 
schusses abhängig machen. 

(2) Die Vorschußpflicht nach Absatz 1 be- 
steht in Strafsachen nur für den Privatkläger, 
den Widerkläger sowie für den Nebenkläger, 
der Berufung oder Revision eingelegt hat. 

(3) Bei Handlungen, die von Amts wegen 
vorgenommen werden, kann ein Vorschuß zur 
Deckung der Auslagen erhoben werden. Dies 
gilt nicht in Strafsachen. 

§ 115 

Fortdauer der Vorschußpflicht 

Die Verpflichtung zur Zahlung der vorzu- 
schießenden Beträge bleibt bestehen, auch 
wenn die Kosten des Verfahrens einem an- 
deren auferlegt oder von einem anderen über- 
nommen sind. § 103 Abs. 2 gilt entsprechend. 


NEUNTER ABSCHNITT 
Schlußvorschrift 

§ 116 

Forst- und Feldrügesachen 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für 
das gerichtliche Verfahren in Forst- und Feld- 
rügesachen entsprechend. 
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§ 114 

Auslagenvorschuß 

(1) Wird die Vornahme einer Handlung, 
mit der Auslagen verbunden sind, beantragt, 
so hat derjenige, der die Handlung beantragt 
hat, einen zur Deckung der Auslagen hin- 
reichenden Vorschuß zu zahlen. Das Gericht 
soll die Vornahme der Handlung von der 
vorherigen Zahlung des Vorschusses abhän- 
gig machen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 115 

unverändert 


NEUNTER ABSCHNITT 
Sdilußvorschrift 

S 116 

unverändert 
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Anlage 

(zu § 10 Abs. 2) 


Die volle Gebühr beträgt bei Gegenständen im Wert 


bis 

ZU 

50 

Deutsche Mark einschließlich 

3 Deutsche Mark 

„ 


100 

33 

ff 

33 

4 

33 

33 

J5 

„ 

150 

33 

53 

33 

6 

33 

33 

„ 

33 

200 

33 

33 

33 

8 

33 

35 


33 

300 

33 

33 

33 

12 

33 

ff 

„ 

33 

400 

33 

33 

33 

16 

53 

33 



500 

33 

33 

33 

20 

35 

35 

fJ 


600 

ff 

33 

33 

24 

33 

53 

fJ 

33 

700 

33 

33 

33 

27 

33 

35 

>J 

33 

800 

33 

33 

33 

30 

33 

33 


33 

900 

33 

33 

33 

33 

33 

35 

7J 

ff 

1 000 

33 

33 

33 

36 

35 

53 


ff 

1 100 

33 

33 

33 

39 

33 

35 

fl 

ff 

1 200 

33 

33 

33 

42 

33 

33 

ff 

ff 

1 300 

33 

33 

33 

45 

33 

35 

ff 

33 

1 400 

33 

33 

33 

48 

33 

33 

ff 

33 

1 500 

33 

33 

33 

51 

33 

33 

ff 

33 

1 600 

33 

33 

33 

54 

55 

53 

ff 

33 

1 700 

33 

33 

33 

57 

33 

33 

ff 


1 800 

ff 

33 

35 

59 

33 

35 

ff 

ff 

1 900 

33 

33 

33 

61 

33 

33 

ff 

33 

2 000 

33 

33 

33 

63 

35 

35 

ff 

33 

2 300 

53 

33 

55 

67 

33 

33 

ff 

33 

2 600 

33 

33 

33 

71 

33 

33 

ff 

33 

2 900 

33 

33 

53 

75 

33 

»_ 

ff 

33 

3 200 

33 

33 

33 

79 

ff 

33 

ff 

33 

3 500 

33 

33 

33 

83 

ff 

33 

ff 

ff 

3 800 

ff 

33 

35 

87 

55 

ff 


ff 

4 100 

ff 

53 

53 

91 

>5 

ff 

ff 

ff 

4 400 

ff 

33 

55 

95 

55 

ff 

ff 

„ 

4 700 

33 

33 

ff 

99 

55 

ff 

ff 

33 

5 000 

33 

55 

ff 

103 

53 

ff 

ff 

ff 

5 400 

3) 

33 

33 

108 

55 

ff 

ff 

ff 

5 800 

33 

33 

33 

113 

55 

33 

ff 

ff 

6 200 

33 

33 

35 

118 

33 

55 

ff 

ff 

6 600 

33 

33 

33 

123 

53 

53 

ff 

ff 

7 000 

33 

33 

33 

128 

35 

33 

ff 

ff 

7 400 

33 

33 

33 

133 

ff 

35 

ff 

33 

7 800 

33 

33 

33 

138 

33 

35 

ff 

33 

8 200 

33 

>3 

33 

143 

33 

33 

ff 

33 

8 600 


33 


148 

33 

33 

„ 

33 

9 000 

33 

33 

33 

153 

53 

35 

ff 

ff 

9 500 

33 

33 

33 

158 

35 

33 

ff 

33 

10 000 

33 

33 

ff 

163 

33 

33 

„ 

33 

10 800 

33 

33 

33 

168 

33 

53 

ff 

ff 

11 600 

33 

33 

35 

173 

33 

33 

ff 

ff 

12 400 

33 

33 

33 

178 

33 

53 

ff 

33 

13 200 

ff 

33 

>3 

183 

33 

33 
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bis 

ZU 14 000 

Deutsche Mark einschließlich 

188 

Deutsche Mark 

y> 

„ 14 800 

n 

JJ 

JJ 

193 

JJ 

JJ 


„ 15 600 

n 

JJ 

JJ 

198 

JJ 

JJ 


„ 16 400 

» 

JJ 


203 

JJ 

JJ 

»j 

„ 17 200 

» 

JJ 

JJ 

208 

JJ 

JJ 


„ 18 000 

jj 

JJ 

JJ 

213 

JJ 

JJ 

» 

„ 18 800 

jj 

JJ 

JJ 

218 

JJ 



„ 19 600 

» 

JJ 

JJ 

223 




„ 20 400 


JJ 

JJ 

228 




„ 21 200 

n 


JJ 

233 

JJ 


n 

„ 22 000 

n 

j) 

JJ 

238 

JJ 

JJ 


„ 22 800 

» 

JJ 

JJ 

243 

JJ 

JJ 

jj 

„ 23 600 


JJ 

JJ 

248 

JJ 

JJ 


» 24 400 


„ 

» 

253 

JJ 

JJ 


„ 25 200 

» 

JJ 

JJ 

258 

JJ 

JJ 

n 

„ 26 000 


JJ 

JJ 

263 

JJ 

JJ 

>} 

„ 26 800 

>J 

JJ 

JJ 

268 

JJ 


» 

„ 27 600 

JJ 

JJ 

JJ 

273 

JJ 

JJ 

n 

„ 28 400 

JJ 

JJ 

JJ 

278 

JJ 

JJ 

„ 

„ 29 200 


JJ 

JJ 

283 

JJ 

JJ 

)> 

„ 30 000 

JJ 

JJ 

JJ 

288 

JJ 

JJ 

„ 

„ 30 800 

„ 

JJ 

JJ 

293 

JJ 

JJ 


„ 31 600 

JJ 

JJ 

JJ 

298 

JJ 

JJ 


„ 32 400 

j’ 

„ 

JJ 

303 

JJ 

JJ 


„ 33 200 

JJ 



308 

JJ 

JJ 

>5 

„ 34 000 

JJ 



313 

JJ 

JJ 

„ 

„ 34 800 

JJ 

JJ 

JJ 

318 

JJ 

JJ 

J) 

„ 35 600 

JJ 


JJ 

323 

JJ 

JJ 

J5 

„ 36 400 

JJ 

JJ 

JJ 

328 

JJ 

JJ 

n 

„ 37 200 

5? 

JJ 

JJ 

333 

JJ 

JJ 

r) 

„ 38 000 

JJ 

JJ 

JJ 

338 

JJ 

JJ 

j» 

„ 38 800 

JJ 

JJ 

JJ 

343 

JJ 

JJ 

„ 

„ 39 600 

JJ 

JJ 

JJ 

348 

JJ 

„ 

» 

„ 40 400 

JJ 

JJ 

JJ 

353 

JJ 

JJ 

„ 

„ 41 200 

JJ 

JJ 

JJ 

358 

JJ 

JJ 

» 

„ 42 000 

JJ 

JJ 

JJ 

363 

JJ 

JJ 

M 

„ 42 800 

JJ 

JJ 

» 

368 

JJ 

JJ 


„ 43 600 

JJ 

JJ 

JJ 

373 

JJ 

JJ 

» 

„ 44 400 

JJ 

JJ 

JJ 

378 

JJ 

JJ 

JJ 

„ 45 200 

JJ 

JJ 

JJ 

383 

JJ 

JJ 


„ 46 000 

JJ 

JJ 

JJ 

388 

r> 

JJ 

)J 

„ 46 800 

JJ 

JJ 

JJ 

393 

JJ 

„ 


„ 47 600 

JJ 

JJ 

JJ 

398 

JJ 

JJ 


„ 48 400 

JJ 

j. 

JJ 

403 

JJ 


JJ 

„ 49 200 



JJ 

408 

JJ 

JJ 

»J 

„ 50 000 

JJ 

JJ 

JJ 

413 

JJ 

JJ 


von dem Mehrbetrag für je 1000 Deutsche Mark 6 Deutsche Mark. 
Werte über 50 000 Deutsche Mark sind auf volle 1000 Deutsche Mark 
aufzurunden. 
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Anlage 2 

(zu Artikel X § 7) 
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Gesetz über die Kosten 
in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Kostenordnung) 


Gesetz über die Kosten 
in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Kostenordnung) 


ERSTER TEIL 
Gerichtskosten 


ERSTER TEIL 
Gerichtskosten 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 


1. Geltungsbereich 

§ 1 

In den An^clc 5 wxiheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit werden, soweit bundesrecht-* 
lieh nichts anderes bestimmt ist, Kosten 
(Gebühren und Auslagen) nur nach diesem 
Gesetz erhoben. 


2. Kostenschuldner 


§ 2 

Allgemeiner Grundsatz 
Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet 

1. bei Geschäften, die nur auf Antrag vorzu- 
nehmen sind, jeder, der die Tätigkeit des 
Gerichts veranlaßt, bei der Beurkundung 
von Rechtsgeschäften insbesondere jeder 
Teil, dessen Erklärung beurkundet ist; 

2. bei Geschäften, die von Amts wegen vor- 
genommen werden, derjenige, dessen In- 
teresse wahrgenommen wird. 


§ 3 

Weitere Kostenschuldner 
Kostenschuldner ist ferner 

1. derjenige, dem durch eine gerichtliche Ent- 
scheidung die Kosten auferlegt sind; 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorsdiriften 


1. Geltungsbereich 


§ 1 


unverändert 


2. Kostenschuldner 


§ 2 


unverändert 


§ 3 


unverändert 
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2. derjenige, der sie durch eine vor Gericht 
abgegebene oder dem Gericht mitgeteilte 
Erklärung übernommen hat; 

3. derjenige, der nach den Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts für die Kostenschuld 
eines anderen kraft Gesetzes haftet; 

4. der Vollstreckungsschuldner für die not- 
wendigen Kosten der Zwangsvollstreckung. 


§ 4 

Gebührenschuldner in besonderen Fällen 

Die Gebühr für die Eintragung des Er- 
stehers als Eigentümer wird nur von diesem 
erhoben; für die Gebühren, die durch die 
Eintragung der Sicherungshypothek für For- 
derungen gegen den Ersteher erwachsen, haf- 
tet neben den Gläubigern auch der Ersteher, 


S 4 


unverändert 


§ 5 


Mehrere Kostenschuldner 


(1) Mehrere Kostenschuldner haften als 
Gesamtschuldner. Sind an einer Beurkun- 
dung mehrere beteiligt und betreffen ihre 
Erklärungen verschiedene Gegenstände, so 
beschränkt sich die Flaftung des einzelnen 
auf den Betrag, der entstanden wäre, wenn 
die übrigen Erklärungen nicht beurkundet 
worden wären. 


(2) Sind durch besondere Anträge eines 
Beteiligten Mehrkosten entstanden, so fallen 
diese ihm allein zur Last. 


§ 5 


unverändert 


§ 6 

Haftung der Erben 

Für die Kosten, die durch die Eröffnung 
einer Verfügung von Todes wegen, die Si- 
cherung eines Nachlasses, die Errichtung eines 
Nachlaßinventars, eine Nachlaßpflegsdiaft, 
eine Nachlaßverwaltung oder eine Pflegschaft 
für einen Nacherben entstehen, haften nur 
die Erben, und zwar nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches über Nach- 
laßverbindlichkeiten, Das gleiche gilt für die 
Kosten, die durch die Entgegennahme von 
Erklärungen über die Annahme, Ablehnung 
oder Kündigung des Amtes als Testaments- 
vollstrecker entstehen. 


S 6 


unverändert 
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3. Fälligkeit 


3. Fälligkeit 


§ 7 § 7 

Gebühren werden mit der Beendigung des unverändert 

gebührenpflichtigen Geschäfts, Auslagen so- 
fort nach ihrer Entstehung fällig. 


4. Vorauszahlung und 
Sicherstellung 


4. Vorauszahlung und 
Sicherstellung 


§ 8 § 8 

Vorschüsse unverändert 

(1) Bei Geschäften, die auf Antrag vorzu- 
nehmen sind, hat der zur Zahlung der Ko- 
sten Verpflichtete einen zur Deckung der Ko- 
sten hinreichenden Vorschuß zu zahlen. Bei 
Verrichtungen von Amts wegen kann ein 
Vorschuß nur zur Deckung der Auslagen er- 
hoben werden. Auf die Verpflichtung zur 
Zahlung des Vorschusses finden die allgemei- 
nen Vorschriften über die Zahlungspflicht 
Anwendung. 

(2) Bei Geschäften, die auf Antrag vorzu- 
nehmen sind, soll die Vornahme des Ge- 
schäfts davon abhängig gemacht werden, daß 
der Vorschuß gezahlt oder sichergestellt 
wird. Dies gilt nicht, wenn dem Antragstel- 
ler das Armenrecht bewilligt ist oder wenn 
ihm Gebührenfreiheit zusteht; es gilt ferner 
nicht, wenn glaubhaft gemacht ist, daß eine 
etwaige Verzögerung einem Beteiligten einen 
nicht oder nur schwer zu ersetzenden Scha- 
den bringen würde, oder wenn aus einem 
anderen Grund das Verlangen nach vorhe- 
riger Zahlung oder Sicherstellung der Kosten 
nicht angebracht erscheint, insbesondere wenn 
die Berichtigung des Grundbuchs oder die 
Eintragung eines Widerspruchs beantragt 
wird. 

(3) Gegen Anordnungen nach Absatz 2 ist 
auch wegen der Höhe des Vorschusses die 
Beschwerde nach den §§ 19, 20, 21, 23, § 24 
Abs. 1, §§ 25, 30 des Gesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit, jedoch in Grundbuchsachen nach den §§ 

71 bis 77, § 81 der Grundbuchordnung und 
in Schiffsregistersachen nach den §§ 75 bis 
82, § 89 der Schiffsregisterordnung zulässig. 

Soweit in erster Instanz das Landgericht zu- 
ständig ist, entscheidet über die Beschwerde 
das Oberlandesgericht. Die Beschwerde ist 
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auch statthaft, wenn der Beschwerdegegen- 
stand fünfzig Deutsche Mark nicht übersteigt. 
Die Kosten für die Beschwerde bestimmen 
sich nach § 130, §§ 135 bis 138 dieses Ge- 
setzes. 


§ 9 

Zurückzahlung von Vorschüssen 

Vorschüsse werden nur insoweit zurück- 
gezahlt, als sie den Gesamtbetrag der für 
das Geschäft bis zu dessen Beendigung ent- 
standenen Kosten übersteigen. 


§ 9 


unverändert 


§ 10 

Zurückbehaltungsrecht 

(1) Ausfertigungen, Abschriften sowie zu- 
rückzugebende Urkunden, die aus Anlaß des 
Geschäfts ehigereicht sind, können zurück- 
behalten werden, bis die in der Angelegen- 
heit erwachsenen Kosten bezahlt sind. 

(2) Von der Zurückbehaltung ist abzuse- 
hen, 

1. wenn der Eingang der Kosten mit Sicher- 
heit zu erwarten ist; 

2. wenn glaubhaft gemacht wird, daß die 
Verzögerung der Herausgabe einem Be- 
teiligten einen nicht oder nur schwer zu 
ersetzenden Schaden bringen würde, und 
nicht anzunehmen ist, daß die Kosten ent- 
zogen werden sollen; 

3. wenn das Schriftstück nicht vom Kosten- 
schuldner, sondern von einem Dritten 
eingereicht ist, dem gegenüber die Zurück- 
behaltung eine unbillige Härte wäre. 

(3) § 14 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. 


§ 10 

unverändert 


5. st e n f r e ih e i t 

§ 11 

Allgemeine Vorschriften 
(1) Von der Zahlung der Kosten sind be- 
freit der Bund und die Länder sowie die nach 
den Haushaltsplänen des Bundes und der 
Länder für Rechnung des Bundes oder eines 
Landes verwalteten öffentlichen Anstalten 
und Kassen. 


5. Kostenbefreiungen 

§ 11 

Allgemeine Vorschriften 
(1) Von der Zahlung der Kosten sind be- 
freit der Bund und die Länder sowie die nach 
den Haushaltsplänen des Bundes und der 
Länder für Rechnung des Bundes oder eines 
Landes verwalteten Öffentlichen Anstalten 
und Kassen. Bundesbahn und Bundespost 
sind von der Zahlung der Auslagen nicht 
befreit. 
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(2) Sonstige bundesrechtliche Vorschriften, 
durÄ die eine sachliche oder persönliche Be- 
freiung von Kosten gewährt ist, bleiben in 
Kraft. Landesrechtliche Vorschriften, die in 
weiteren Fällen eine sachliche oder persön- 
liche Befreiung von Kosten gewähren, bleiben 
unberührt. 

(3) Nach dem — Tag des Inkrafttretens des 
Gesetzes — in Kraft tretende bundes- oder 
landesrechtliche Vorschriften, die Gebühren- 
freiheit gewähren, gelten für die Beurkun- 
dungs- und Beglaubigungsgebühren nur, 
wenn sie ausdrücklich auch hiervon Befrei- 
ung gewähren. 


(2) unverändert 


(3) Nach dem 1. Oktober 1957 In Kraft 
tretende bundes- oder landesrechtliche Vor- 
schriften, die Gebührenfreiheit gewähren, 
gelten für die Beurkundungs- und Beglaubi- 
gungsgebühren nur, wenn sie ausdrücklich 
auch hiervon Befreiung gewähren. 


§ 12 

Einschränkungen 

(1) Die persönliche Gebührenfreiheit steht 
der Inanspruchnahme für die Gebühren 
nicht entgegen, wenn die Haftung auf der 
Vorschrift des § 3 Nr. 3 (Haftung nach bür- 
gerlichem Recht) beruht, oder wenn der Ko- 
stenschuldner als Erbe nach § 6 oder als An- 
teilsberechtigter nach § 115 Abs. 6 für die 
Kosten haftet. 

(2) Die Gebührenfreiheit entbindet, soweit 
nicht ein anderes bestimmt ist, nicht von der 
Verpflichtung zur Zahlung der Auslagen. 


§ 12 


unverändert 


S 13 


Gebührenfreiheit für einzelne 
Gesamtschuldner 


Wenn einzelnen von mehreren Gesamt- 
schuldnern Gebührenfreiheit zusteht, so ver- 
mindert sich der Gesamtbetrag der Gebühren 
um den Betrag, den die befreiten Beteiligten 
an die Nichtbefreiten auf Grund gesetzlicher 
Vorschrift zu erstatten hätten. 


§ 13 


unverändert 


6. Der Kostenanspruch 


6. Der Kostenanspruch 


§ 14 

Kostenansatz, Erinnerung, Beschwerde 

(1) Die Kosten werden bei dem Gericht 
angesetzt, bei dem die Angelegenheit anhän- 
gig ist oder zuletzt anhängig war, auch wenn 
die Kosten bei einem ersuchten Gericht ent- 
standen sind oder die Angelegenheit bei 
einem anderen Gericht anhängig war. Die 


S 14 

unverändert 
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Kosten eines Rechtsmittelverfahrens werden 
bei dem mit dem Rechtsmittel befaßten Ge- 
richt angesetzt. 

(2) Über Erinnerungen des Kostenschuld- 
ners und der Staatskasse gegen den Kosten- 
ansatz entscheidet das Geridit, bei dem die 
Kosten angesetzt sind. Die Entscheidung er- 
geht gebührenfrei. Das Gericht kann seine 
Entscheidung von Amts wegen ändern. 
Schwebt das Verfahren wegen der Haupt- 
sache oder wegen der Entscheidung über den 
Geschäftswert, den Kostenansatz oder die 
Kostenfestsetzung in der Rechtsmittelinstanz, 
so ist hierzu auch das Rechtsmittelgericht 
befugt. 

(3) Gegen Entscheidungen nach Absatz 2 
ist die Beschwerde nach § 567 Abs. 2, 3, § 568 
Abs. 1, §§ 569 bis 575 der Zivilprozeß- 
ordnung zulässig. Gegen die Entscheidung, 
die ein Landgericht als Beschwerdegericht 
trifft, ist die weitere Beschwerde statthaft, 
wenn sie das Landgericht wegen der grund- 
sätzlichen Bedeutung der zur Entscheidung 
stehenden Frage zuläßt. Die weitere Be- 
schwerde kann nur darauf gestützt weiden, 
daß die Entscheidung auf einer Verletzung 
des Gesetzes beruht; die §§ 550 und 551 der 
Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. Für 
die weitere Beschwerde gilt § 567 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung nicht. 

(4) Erinnerungen oder Beschwerden kön- 
nen In allen Fällen zu Protokoll der Ge- 
schäftsstelle oder schriftlich ohne Mitwirkung 
eines Rechtsanwalts eingelegt werden. Die 
Kosten für die Beschwerde bestimmen sich 
nach § 130, §§ 135 bis 138. 

(5) Der Kostenansatz kann auch im Ver- 
waltungsweg berichtigt werden, solange nicht 
eine gerichtliche Entscheidung getroffen ist. 


S 13 § 15 

Nachforderung unverändert 

Kosten können wegen unrichtigen Ansat- 
zes nur nachgefordert werden, wenn der be- 
richtigte Ansatz vor Ablauf des nächsten Ka- 
lenderjahres nach endgültiger Erledigung der 
Angelegenheit dem Zahlungspflichtigen mit- 
geteilt ist. Ist innerhalb dieser Frist dem 
Zahlungspflichtigen davon Mitteilung ge- 
macht, daß ein Wertermittlungsverfahren 
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eingeleitet ist, so ist die Angelegenheit erst 
mit der Beendigung dieses Verfahrens end- 
gültig erledigt. 


§ 16 

Niditerhebung von Kosten wegen 
unrichtiger Sadibehandlung 

(1) Kosten, die bei richtiger Behandlung 
der Sache nicht entstanden wären, werden 
nicht erhoben. Das gleiche gilt von Auslagen, 
die durch eine von Amts wegen veranlaßte 
Verlegung eines Termins oder Vertagung 
einer Verhandlung entstanden sind. 

(2) Die Entscheidung trifft das Geridit. 
Solange nicht das Gericht entschieden hat, 
können Anordnungen nach Absatz 1 im Ver- 
waltungsweg erlassen werden. Eine im Ver- 
waltungsweg getroffene Anordnung kann 
nur im Verwaltungsweg geändert werden. 

S 17 

Verjährung 

(1) Ansprüche auf Zahlung von Kosten 
verjähren in vier Jahren nach Ablauf des Ka- 
lenderjahres, in dem der Anspruch fällig ge- 
worden ist. 

(2) Ansprüche auf Rückerstattung von 
Kosten verjähren in vier Jahren nach Ab- 
lauf des Kalenderjahres, in dem der An- 
sprudi entstanden ist. 

(3) Auf die Verjährung sind die Vor- 
schriften des Bürgerlidien Gesetzbuches an- 
zuwenden; die Verjährung wird nicht von 
Amts wegen berücksichtigt. Die Verjährung 
der Ansprüche auf Zahlung von Kosten wird 
auch durch die Aufforderung zur Zahlung 
und durch eine dem Schuldner mitgeteilte 
Stundung unterbrochen; ist der Aufenthalt 
des Kostenschuldners unbekannt, so genügt 
die Zustellung durdi Aufgabe zur Post unter 
seiner letzten bekannten Ansdirift. Bei Ko- 
stenbeträgen unter zwanzig Deutsche Mark 
wird die Verjährung nicht unterbrochen. 

7. Geschäftswert 

§ 18 

Grundsatz 

(1) Die Gebühren werden nach dem Wert 
berechnet, den der Gegenstand des Geschäfts 
zur Zeit der Fälligkeit hat (Geschäftswert). 


§ 16 

unverändert 


§ 17 


unverändert 


7. Geschäftswert 
§ 18 

unverändert 
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(2) Maßgebend ist der Hauptgegenstand 
des Geschäfts. Früchte, Nutzungen, Zinsen, 
Vertragsstrafen und Kosten werden nur be- 
rücksichtigt, wenn sie Gegenstand eines be- 
sonderen Geschäfts sind. 

(3) Verbindlichkeiten, die auf dem Gegen- 
stand lasten, werden bei Ermittlung des Ge- 
schäftswertes nicht abgezogen; dies gilt auch 
dann, wenn Gegenstand des Geschäfts ein Nach- 
laß oder eine sonstige Vermögensmasse ist. 


§ 19 
Sachen 

(1) Bei der Bewertung von Grundbesitz 
ist, sofern sich aus dem Inhalt des Geschäfts 
nicht genügend Anhaltspunkte für einen 
höheren Wert ergeben, der letzte Einheits- 
wert maßgebend, der zur Zeit der Fälligkeit 
der Gebühr festgestellt ist. Das Gericht hat 
jedoch auf der Grundlage des Einheitswerts 
den Wert selbständig nach freiem Ermessen 
zu ermitteln, wenn der Gegenstand des ge- 
bührenpflichtigen Geschäfts vom Gegenstand 
der Einheitsbewertung wesentlich abweicht 
oder wenn der Wert infolge bestimmter 
Umstände, die nach dem Feststellungszeit- 
punkt des Einheitswerts eingetreten sind, sich 
wesentlich verändert hat. Wird der Einheits- 
wert nicht nachgewiesen, so ist das Finanz- 
amt um Auskunft über die Höhe des Ein- 
heitswerts zu ersuchen. Ist der Einheitswert 
noch nicht festgestellt, so ist dieser vorläufig 
zu schätzen; die Schätzung ist nach der ersten 
Feststellung des Einheitswerts zu berichtigen; 
die Angelegenheit ist erst mit der Feststellung 
des Einheitswerts endgültig erledigt (§ 15). 

(2) Im übrigen ist der Wert einer Sache 
der gemeine Wert. Er wird durch den Preis 
bestimmt, der im gewöhnlichen Geschäfts- 
verkehr nach der Beschaffenheit der Sache 
unter Berücksichtigung aller den Preis be- 
einflussenden Umstände bei einer Veräuße- 
rung zu erzielen wäre; ungewöhnliche oder 
nur persönliche Verhältnisse bleiben außer 
Betracht. 


§ 20 

Kauf“, Vorkaufs- und Wiederkaufsrecht 

(1) Beim Kauf von Sachen ist der Kauf- 
preis maßgebend; der Wert der vorbehal- 
tenen Nutzungen und der vom Käufer über- 


§ 19 

unverändert 


§ 20 

unverändert 
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nommenen oder ihm sonst infolge der Ver- 
äußerung obliegenden Leistungen wird hin- 
zugerechnet. Ist der Kaufpreis niedriger als 
der Wert der Sache (§ 19), so ist dieser maß- 
gebend; beim Kauf eines Grundstücks bleibt 
eine für Rechnung des Erwerbers vorgenom- 
mene Bebauung bei der Ermittlung des 
Wertes außer Betracht. 

(2) Als Wert eines Vorkaufs- oder Wie- 
derkaufsrechts ist in der Regel der halbe 
Wert der Sache anzunehmen. 

§ 21 

Erbbaurecht, Wohnungseigentum, 
Wohnungserbbaurecht 

(1) Bei der Bestellung eines Erbbaurechts 

beträgt der Wert achtzig vom Hundert des 
Werts des belasteten Grundstücks (§ 19 

Abs. 1). Eine für Rechnung des Erbbau- 
berechtigten erfolgte Bebauung des Grund- 
stücks bleibt bei der Ermittlung des Grund- 
stückswerts außer Betracht. Ist als Entgelt für 
die Bestellung des Erbbaurechts ein Erbbau- 
zins vereinbart, dessen nach § 24 errechneter 
Wert den nach Satz 1 und 2 berechneten 
Wert übersteigt, so ist der Wert des Erbbau- 
zinses maßgebend; entsprechendes gilt, wenn 
statt des Erbbauzinses ein fester Kapital- 
betrag vereinbart ist. 

(2) Bei der Begründung von Wohnungs- 
eigentum (Teileigentum) sowie bei Ge- 
schäften, die die Aufhebung oder das Er- 
löschen von Sondereigentum betreffen, ist als 
Geschäftswert die Hälfte des Werts des 
Grundstücks (§19 Abs. 1) anzunehmen. 

(3) Bei Wohnungserbbaurechten (Teilerb- 
baurechten) gilt Absatz 2 entsprechend mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Werts des 
Grundstücks der Einheitswert des Erbbau- 
rechts oder, wenn ein solcher nicht festgestellt 
ist, der nach Absatz 1 zu bestimmende Wert 
des Erbbaurechts tritt. 

§ 22 

Grün ddiens tbark ei ten 

Der Wert einer Grunddienstbarkeit be- 
stimmt sich nach dem Wert, den sie für das 
herrschende Grundstück hat; ist der Betrag, 
um den sich der Wert des dienenden Grund- 
stücks durch die Dienstbarkeit mindert, 
größer, so ist dieser höhere Betrag maß- 
gebend. 
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§ 21 

unverändert 


§ 22 

unverändert 
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§ 23 § 23 

Pfandrechte und sonstige Sicherheiten, Rang- unverändert 

änderungen 

(1) Der Wert eines Pfandrechts oder der 
sonstigen Sicherstellung einer Forderung 
durch Bürgschaft, Sicherungsübereignung oder 
dgl. bestimmt sich nach dem Betrag der For- 
derung und, wenn der als Pfand oder zur 
Sicherung dienende Gegenstand einen gerin- 
geren Wert hat, nach diesem. 

(2) Als Wert einer Flypothek, Schiffshypo- 
thek oder Grundschuld gilt der Nennbetrag 
der Schuld, als Wert einer Rentenschuld der 
Nennbetrag der Ablösungssumme; bei der 
Einbeziehung in die Mithaft und bei der Ent- 
lassung aus der Mithaft ist jedoch der Wert 
des Grundstücks (Schiffs, Schiffsbauwerks) 
maßgebend, wenn er geringer ist. 

(3) Bei Einräumung des Vorrangs oder des 
gleichen Rangs ist der Wert des vortreten- 
den Rechts, höchstens jedoch der Wert des 
zurücktretenden Rechts maßgebend. Die Vor- 
merkung gemäß § 1179 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs zugunsten eines nach- oder gleich- 
stehenden Berechtigten steht der Vorrangs- 
einräumung gleich. 


§ 24 § 24 

Wiederkehrende Nutzungen oder Leistungen unverändert 

(1) Der Wert des Rechts auf wiederkeh- 
rende oder dauernde Nutzungen oder Lei- 
stungen wird unter Zugrundelegung des ein- 
jährigen Bezugswerts nach Maßgabe folgen- 
der Vorschriften berechnet: 

a) Der Wert von Nutzungen oder Leistun- 
gen, die auf bestimmte Zeit beschränkt 
sind, ist die Summe der einzelnen Jahres- 
werte, höchstens jedoch das Fünfund- 
zwanzigfache des Jahreswerts; ist die 
Dauer des Rechts außerdem durch das 
Leben einer oder mehrerer Personen be- 
dingt, so darf der nach Absatz 2 zu be- 
rechnende Wert nicht überschritten wer- 
den ; 

b) Bezugsrechte von unbesdiränkter Dauer 
sind mit dem Fünfundzwanzigfachen, 

Nutzungen oder Leistungen von unbe- 
stimmter Dauer — vorbehaltlich der 
Vorschriften des Absatzes 2 — mit dem 
Zwölf einhalbfachen des Jahresv^erts zu 
bewerten. 
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(2) Ist die Nutzung oder Leistung auf die 
Lebensdauer einer Person beschränkt, so gilt 
als Geschäftswert bei einem Lebensalter 


von 

15 Jahren 

oder 

weniger der 22 fache Betrag, 

über 15 

„ 

bis 

ZU 

25 Jahren „ 

21 

yy y 

» 

25 

» 

yy 

)) 

,, ,, 

20 

yy y 

)» 

35 


yy 

)» 

45 

yy >» 

18 

yy y 

jj 

45 

)> 

yy 

yy 

55 „ 

15 

yy y 

)> 

55 


yy 

yy 

65 „ „ 

11 

yy y 

)> 

65 


yy 

yy 

75 „ 

7V2 „ 

yy y 

» 

75 

»> 

yy 

yy 

80 „ 

5 

yy y 

» 

der 

80 

ein 

yy 

jährigen 

yy 

Nutzung oder 

3 

Leistung. 

yy 


Hängt die Dauer der Nutzung oder Leistung 
von der Lebensdauer mehrerer Personen ab, 
so entscheidet, je nachdem ob das Recht mit 
dem Tode des zuerst oder des zuletzt Ster- 
benden erlischt, das Lebensalter des Alte ste- 
ten oder des Jüngsten. 

(3) Der Geschäftswert ist höchstens das 
Fünffache des einjährigen Bezugs, wenn das 
Redit dem Ehegatten oder einem früheren 
Ehegatten des Verpflichteten oder einer Per- 
son zusteht, idie mit dem Verpflichteten in 
gerader Linie verwandt, verschwägert oder 
durch Annahme an Kindes Statt verbunden 
oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grad 
verwandt oder bis zum zweiten Grad ver- 
schwägert ist, auch wenn die die Schwäger- 
schaft begründende Ehe nicht mehr besteht. 

(4) Der Geschäftswert des einem unehe- 
lichen Kind gegen seinen Erzeuger zustehen- 
den Unterhaltsrechts bestimmt sich nach dem 
Betrag des einjährigen Bezugs. Ist dieser Be- 
trag in den einzelnen Jahren verschieden, so 
kommt der höchste Betrag zum Ansatz. 

(5) Der einjährige Wert von Nutzungen 
wird zu 4 vom Hundert des Werts des 
Gegenstandes, der die Nutzungen gewährt, 
angenommen, sofern nicht ein anderer Wert 
festgestellt werden kann. 

(6) Für die Berechnung des Geschäftswer- 
tes ist der Beginn des Bezugsrechts maß- 
gebend. Bildet das Recht später den Gegen- 
stand eines gebührenpflichtigen Geschäfts, so 
ist der spätere Zeitpunkt maßgebend. Steht 
im Zeitpunkt des Geschäfts der Beginn des 
Bezugsrechts noch nicht fest oder Ist das 
Recht in anderer Weise bedingt, so ist der 
Geschäftswert nach den Umständen des Fal- 
les niedriger anzusetzen. 
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§ 25 


Miet- und Pachtrechte, Dienstverträge 


(1) Der Wert eines Miet- oder Pachtrechts 
bemißt sich nach dem Wert aller Leistungen 
des Mieters oder Pächters während der gan- 
zen Vertragsizeit. Bei Miet- oder Pachtrech- 
ten von unbestimmter Vertragsidauer ist der 
Wert dreier Jahre maßgebend; ist jedoch die 
Auflösung des Vertrags erst nach einem län- 
geren Zeitraum zulässig, so ist dieser maß- 
gebend. In keinem Fall darf der Wert den 
fünfundzwanzigfachen Betrag der einjähri- 
gen Leistung übersteigen. 

(2) Der Wert eines Dienstvertrags bemißt 
sich nach dem Wert aller Bezüge des zur 
Dienstleistung Verpflichteten während der 
ganzen Vertragszeit, höchstens jedoch nach 
dem dreifachen Jahresbetrag der Bezüge. 


§ 26 

Anmeldungen zum Handelsregister, 
Eintragungen in das Handelsregister 

(1) Bei Anmeldungen zum Handelsregister 
und bei Eintragungen in das Handelsregister 
richtet sich der Geschäftswert, sofern nicht ein 
bestimmter Geldbetrag in das Register einzu- 
tragen ist, nach den folgenden Vorschriften. 

(2) Der Geschäftswert richtet sich nach dem 
letzten Einheitswert des Betriebsvermögens, 
der zur Zeit der Fälligkeit der Gebühr festge- 
stellt ist. 

(3) Der Geschäftswert beträgt, wenn es sich 
um die erste Eintragung der Firma handelt. 


bei einem Einheitswert des Betriebsvermögens 


bis zu 10 000 Deutsche Mark 


» 




„ 20 000 „ 

„ 30 000 

„ 50 000 „ 

„ 100 000 „ 


» 


von dem Mehrbetrag bis zu 
1 Million Deutsche Mark 
für je 100 000 Deutsche Mark 

von dem Mehrbetrag bis zu 
3 Millionen Deutsche Mark 
für je 400 000 Deutsche Mark 

von dem Mehrbetrag über . 

3 Millionen Deutsche Mark 
für je 500 000 Deutsche Mark 


§ 25 

unverändert 


§ 26 

Anmeldungen zum Handelsregister, 
Eintragungen in das Handelsregister 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Geschäftswert beträgt, wenn es sich 
um die erste Anmeldung oder Eintragung 
der Firma handelt, 

bei einem Einheitswert des Betriebsvermögens 

3 000 Deutsche Mark, 

6 000 „ „ , 

10 000 

16 000 „ „ , 

20 000 „ „ , 


5 000 

15 000 

20 000 
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Bei der Berechnung des Geschäftswertes sind 
Einheitswerte über 100 000 Deutsche Mark 
bis zu 1 Million Deutsche Mark auf volle 
100 000 Deutsche Mark, Einheitswerte über 
1 Million bis zu 3 Millionen Deutsche Mark 
auf volle 400 000 Deutsche Mark und höhere 
Einheitswerte auf volle 500 000 Deutsche 
Mark aufzurunden. 

(4) Wenn es sich um eine spätere Ein- 
tragung handelt, ist die Hälfte des in Absatz 3 
bestimmten Wertes zugrunde zu legen. 

(5) Der Geschäftswert für Eintragungen, die 
dasselbe Unternehmen betreffen und gleich- 
zeitig angemeldet werden, ist einheitlich nadi 
den Absätzen 2 bis 4 zu bemessen; er kann 
jedoch nach billigem Ermessen eine bis drei 
Stufen höher angenommen werden. Dies gilt 
auch, wenn die Eintragung eines bestimmten 
Geldbetrages und andere Eintragungen Zu- 
sammentreffen. Ist die Hälfte des einzutra- 
genden Geldbetrages höher, so ist diese maß- 
gebend. Der Wert für Eintragungen, die sich 
auf Prokuren beziehen, ist jedoch gesondert zu 
bemessen. 

(6) Wird der Einheitswert nicht nachge- 
wiesen, so ist das Finanzamt um Auskunft 
über die Höhe des Einheitswerts zu ersuchen. 
Ist der Einheitswert noch nicht festgestellt, so 
ist dieser vorläufig zu schätzen; die Schätzung 
ist nach der ersten Feststellung des Einheits- 
werts zu berichtigen; die Angelegenheit ist 
erst mit der Feststellung des Einheitswerts 
endgültig erledigt (§ 15). 

(7) Ist eine Firmenänderung nur deshalb 
einzutragen, weil der Ortsname sich geändert 
hat, oder handelt es sich um eine ähnliche Ein- 
tragung, die für das Unternehmen keine wirt- 
schaftliche Bedeutung hat, so betragt der Ge- 
schäftswert ein Zehntel des im Absatz 3 be- 
stimmten Wertes, höchstens jedoch 3000 Deut- 
sche Mark. 

(8) Betrifft die Anmeldung oder Eintragung 
nur eine Zweigniederlassung, so ist der Ge- 
schäftswert unter Berücksichtigung der Be- 
deutung und des Betriebskapitals der Zweig- 
niederlassung nach billigem Ermessen niedri- 
ger festzusetzen. 

(9) Bei der Anmeldung einer Kommandit- 
gesellschaft bestimmt sich der Geschäftswert 
nach Absatz 3; er kann nach billigem Ermes- 
sen eine bis drei Stufen höher angenommen 
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Bel der Berechnung des Geschäftswertes sind 
Einheitswerte über 100 000 Deutsche Mark 
bis zu 1 Million Deutsche Mark auf volle 
100 000 Deutsche Mark, Einheitswerte über 
1 Million bis zu 3 Millionen Deutsche Mark 
auf volle 400 000 Deutsche Mark und höhere 
Einheitswerte auf volle 500 000 Deutsche 
Mark aufzurunden. 

(4) Wenn es sich um eine spätere Anmel- 
dung oder Eintragung handelt, ist die Hälfte 
des in Absatz 3 bestimmten Wertes zugrunde 
zu legen. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) Ist eine Firmenänderung nur deshalb 
anzumelden oder einzutragen, weil der Orts- 
name sich geändert hat, oder handelt es sich 
um eine ähnliche Eintragung, die für das Un- 
ternehmen keine wirtschaftliche Bedeutung 
hat, so beträgt der Geschäftswert ein Zehntel 
des im Absatz 3 bestimmten Wertes, höch- 
stens jedoch 3000 Deutsche Mark. 

(8) Betrifft die Anmeldung oder Eintragung 
eine Zweigniederlassung, so ist der Geschäfts- 
wert unter Berücksichtigung der Bedeutung 
und des Betriebskapitals der Zweigniederlas- 
sung nach billigem Ermessen niedriger fest- 
zusetzen. Dies gilt auch, wenn ein bestimm- 
ter Geldbetrag eingetragen wird. 

(9) unverändert 
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werden. Ist die einzutragende Einlage des 
Kommanditisten höher als der nach Satz 1 be- 
stimmte Wert, so richtet sich der Wert nach 
der Einlage. 

(10) Bei der Beurkundung von Anmeldun- 
gen beträgt der Geschäftswert, auch wenn 
mehrere Anmeldungen in derselben Verhand- 
lung beurkundet werden, in keinem Fall mehr 
als 1 Million Deutsche Mark. Dies gilt auch, 
wenn ein bestimmter Geldbetrag in das Re- 
gister einzutragen ist. 


Beschlüsse des 16, Ausschusses 


(10) unverändert 


§27 


Beschlüsse von Aktiengesellschaften, anderen 
Vereinigungen und Stiftungen 


§ 26 gilt entsprechend für Beschlüsse, deren 
Gegenstand keinen bestimmten Geldwert hat 
und die von Organen von Aktiengesell- 
schaften, anderen Vereinigungen und Stif- 
tungen, für deren Betriebsvermögen ein Ein- 
heitswert festgestellt wird, gefaßt werden. 
Als Geschäftswert ist die Hälfte des in § 26 
Abs. 3 bestimmten Wertes, höchstens 1 Mil- 
lion Deutsche Mark anzunehmen. 


§ 27 

Beschlüsse von Aktiengesellschaften, anderen 
Vereinigungen und Stiftungen 

(1) § 26 gilt entsprechend für Beschlüsse, 
deren Gegenstand keinen bestimmten Geld- 
wert hat und die von Organen von Aktien- 
gesellschaften, anderen Vereinigungen und 
Stiftungen, für deren Betriebsvermögen ein 
Einheitswert festgestellt wird, gefaßt wer- 
den. Als Geschäftswert ist die Hälfte des in 
§ 26 Abs. 3 bestimmten Wertes anzunehmen. 


(2) Werden in einer Verhandlung mehrere 
Beschlüsse beurkundet, so gilt § 44 entspre- 
chend. Dies gilt auch, wenn Beschlüsse, deren 
Gegenstand keinen bestimmten Geldwert 
hat, und andere Beschlüsse Zusammentreffen. 
Mehrere Wahlen oder Wahlen zusammen 
mit Beschlüssen über die Entlastung der Ver- 
waltungsträger gelten als ein Beschluß. 

(3) Der Wert von Beschlüssen der in Ab- 
satz 1 bezeichneten Art beträgt, auch wenn 
in einer Verhandlung mehrere Beschlüsse be- 
urkundet werden, in keinem Falle mehr als 
1 Million Deutsche Mark. 


§ 28 

Anmeldungen zu einem Register, 
Eintragungen in ein Register, 
Beurkundung von Beschlüssen 

Kommt die Feststellung eines Einheits- 
werts des Betriebsvermögens nicht in Be- 
tracht, so bestimmt sich bei Anmeldungen zu 
einem Register, bei Eintragungen in ein Re- 
gister und bei der Beurkundung von Be- 
schlüssen (§ 47), deren Gegenstand keinen 
bestimmten Geldwert hat, der Geschäftswert 
nach § 30 Abs. 2. 


§ 28 


unverändert 
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§ 29 

Anmeldungen zum Güterrechtsregister, 
Eintragungen in das Güterrechtsregister, 
Eintragungen auf Grund von Eheverträgen 

Bei Anmeldungen zum Güterrechtsregister 
und Eintragungen in dieses Register bestimmt 
sich der Wert nach § 30 Abs. 2, bei Eintra- 
gungen auf Grund von Eheverträgen nach 
§ 39 Abs. 3. 


§ 30 

Angelegenheiten ohne bestimmten 
Geschäftswert, 

nichtvermögensrechtliche Angelegenheiten 

(1) Soweit in einer vermögensrechtlichen 
Angelegenheit der Wert sich aus den Vor- 
schriften dieses Gesetzes nicht ergibt und 
auch sonst nicht feststeht, ist er nach freiem 
Ermessen zu bestimmen; insbesondere ist bei 
Änderungen bestehender Rechte, sofern die 
Änderung nicht einen bestimmten Geldwert 
hat, sowie bei Verfügungsbeschränkungen der 
Wert nach freiem Ermessen festzusetzen. 

(2) In Ermangelung genügender tatsäch- 
licher Anhaltspunkte für eine Schätzung ist 
der Wert regelmäßig auf 3000 Deutsche Mark 
anzunehmen. Er kann nach Lage des Falles 
niedriger oder höher, jedoch nicht unter 
200 Deutsche Mark und nicht über 1 Million 
Deutsche Mark angenommen werden. 

(3) In nichtvermögensrechtlichen Angele- 
genheiten ist der Wert nach Absatz 2 zu 
bestimmen. 


§ 31 


Festsetzung des Geschäftswerts 


(1) Das Gericht setzt den Geschäftswert 
durch Beschluß gebührenfrei fest, wenn ein 
Zahlungspflichtiger oder die Staatskasse dies 
beantragt oder es sonst angemessen erscheint. 
§14 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(2) Das Gericht kann eine Beweisaufnahme, 
Insbesondere die Begutachtung durch Sach- 
verständige auf Antrag oder von Amts 
wegen anordnen. Die Kosten können ganz 
oder teilweise einem Beteiligten auferlegt 
werden, der dutch Unterlassung der Wert- 
angabe, durch unrichtige Angabe, unbegrün- 
detes Bestreiten oder unbegründete Be- 
schwerde die Abschätzung veranlaßt hat. 

(3) Gegen den Beschluß findet Beschwerde 
nach Maßgabe des § 14 Abs. 3 und 4 statt. 


S 29 

unverändert 


§ 30 

unverändert 


§ 31 
u n V e r ä n 


d 


e r t 
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8. VolIeGebühr, Rahmen- 8. Volle Gebühr, Rahmen- 
gebühren, Nebengeschäfte gebühren, Nebengeschäfte 


§ 32 

Volle Gebühr 

Die volle Gebühr bestimmt sich nach der 
Tabelle, die diesem Gesetz als Anlage beige- 
fügt ist. 


§ 33 


Mindestbetrag einer Gebühr, Aufrundung 

Der Mindestbetrag einer Gebühr ist drei 
Deutsche Mark. Pfennigbeträge sind auf volle 
zehn Deutsche Pfennig aufzurunden. 


§ 32 


unverändert 


§ 33 


unverändert 


§ 34 


Rahmengebühren 


Ist die Gebühr nur nach einem Mindest- 
und Höchstbetrag bestimmt, so ist die Ge- 
bühr im Einzelfall unter Berücksichtigung 
aller Umstände, insbesondere des Umfangs 
und der Bedeutung der Sache, nach billigem 
Ermessen zu bestimmen. 


§ 34 
u n V e r ä n 


d 


e r t 


§ 35 

Nebengeschäfte 

Die für ein Geschäft bestimmte Gebühr 
umfaßt die gesamte auf das Geschäft ver- 
wendete Tätigkeit des Gerichts, einschließlich 
der Nebengeschäfte. 


§ 35 


unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT ZWEITER ABSCHNITT 

Gebühren in Angelegenheiten der freiwilligen Gebühren in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit Gerichtsbarkeit 


1. Beurkundungen und ähnliche 
Geschäfte 

§ 36 

Einseitige Erklärungen und Verträge 

(1) Für die Beurkundung einseitiger Erklä- 
rungen wird die volle Gebühr erhoben; un- 
erheblich ist, ob die Erklärung von einer 
oder von mehreren Personen abgegeben 
wird. 


1. Beurkundungen und ähnliche 
Geschäfte 

§ 36 

unverändert 
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(2) Für die Beurkundung von Verträgen 
wird das Doppelte der vollen Gebühr er- 
hoben. 


S 37 


Vertragsangebot 


Für die Beurkundung eines Antrags zum 
Abschluß eines Vertrags wird das Eineinhalb- 
fache der vollen Gebühr erhoben. 


§ 38 

Besondere Fälle 

(1) Die Ffälfte der vollen Gebühr wird er- 
hoben 

1. für jede besondere Beurkundung von Zu- 
stimmungserklärungen einzelner Teilneh- 
mer zu einer bereits anderweitig beurkun- 
deten Erklärung; 

2. für die Beurkundung der Annahme eines 
anderweitig beurkundeten Vertragsantrags; 

3. für die Beurkundung der Wiederaufhebung 
eines noch von keiner Seite erfüllten Ver- 
trags; 

4. für die Beurkundung einer Vollmacht oder 
des Widerrufs einer Vollmacht; 

5. für die Beurkundung 

a) des Antrags auf Eintragung oder Lö- 
schung im Grundbuch, im Schiffsregi- 
ster, im Sdiiffsbauregister und im Ka- 
belbuch sowie einer Eintragungs- oder 
Löschungsbewilligung, 

b) der Zustimmung nach § 27 der Grund- 
buchordnung, nadi §§ 35, 74 der 
Schiffsregisterordnung und nach § 22 
Abs. 1 des Kabelpfandgesetzes vom 
31. März 1925 (Reidisgesetzbl. I S. 37); 

6. für die Beurkundung 

a) der Auflassung, 

b) der Einigung über die Einräumung 
oder Aufhebung von Sondereigentum, 

c) der Einigung über die Bestellung oder 
Übertragung eines Erbbaurechts, 

d) der Abtretung von Geschäftanteilen 
einer GesellsAaft mit beschränkter 
Haftung, 

wenn das zugrunde liegende Rechtsgesdiäft 
bereits beurkundet ist; 


§ 37 


unverändert 


§ 38 


unverändert 
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7. für die Beurkundung der Anmeldung zum 
Handelsregister und ähnlichen Registern 
sowie für die Aufnahme einer besonderen 
Verhandlung über die Zeichnung einer 
Firma oder Unterschrift. 

(2) Ein Viertel der vollen Gebühr wird 
erhoben für die Beurkundung von Erklä- 
rungen, die dem Nadilaßgericht gegenüber 
abzugeben sind (§ 111 Abs. 1 und § 116 
Abs. 3); die Wert vor Schrift des § 111 Abs. 2 
gilt entsprechend. 

(3) Ein Viertel der vollen Gebühr wird 
ferner erhoben für die Beurkundung von 
Zustimmungserklärungen zur Ehelichkeits- 
erklärung oder zur Annahme an Kindes 
Statt. 


§ 39 

Geschäftswert 

(1) Der Geschäftswert bestimmt sich nach 
dem Wert des Rechtsverhältnisses, auf das 
sich die beurkundete Erklärung bezieht. 
Handelt es sich um Veränderungen eines 
Rechtsverhältnisses, so darf der Wert des von 
der Veränderung betroffenen Rechtsverhält- 
nisses nicht überschritten werden, und zwar 
auch dann nicht, wenn es sich um mehrere 
Veränderungen desselben Redits Verhältnisses 
handelt. 

(2) Bei Verträgen, die den Austausch von 
Leistungen zum Gegenstand haben, ist nur 
der Wert der Leistungen des einen Teils und, 
wenn der Wert der Leistungen verschieden 
ist, der höhere maßgebend. 

(3) Bei Eheverträgen bestimmt sich der 
Geschäftswert nach dem zusammengerech- 
neten Wert der gegenwärtigen Vermögen 
beider Ehegatten und, wenn der Ehevertrag 
nur das Vermögen eines Ehegatten betrifft, 
nach diesem. Bei Ermittlung des Vermögens 
werden die Schulden abgezogen. Betrifft der 
Ehevertrag nur . bestimmte Gegenstände, so 
ist deren Wert maßgebend. 

(4) Bei der Beurkundung von Satzungen 
ist der Wert höchstens auf 10 Millionen 
Deutsche Mark anzunehmen. 
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§ 40 S 40 

Gesdiäftswert bei zustimmenden unverändert 

Erklärungen einzelner Mitberechtigter 

Bei zustimmenden Erklärungen einzelner 
Mitberechtigter bestimmt sich der Geschäfts- 
wert nach dem Anteil an dem Gegenstand 
des Geschäfts. Bei Gesamthandverhältnissen 
ist der Anteil entsprechend der Beteiligung 
an dem Gesamthandvermögen zu bemessen. 


§ 41 

Geschäfts wert bei Vollmachten 

(1) Bei Vollmachten zum Abschluß eines 
bestimmten Rechtsgeschäfts ist der für dieses 
maßgebende Wert zugrunde zu legen. 

(2) Der Wert einer allgemeinen Vollmacht 
ist nach freiem Ermessen zu bestimmen; 
dabei ist der Umfai^ der erteilten Ermäch- 
tigung und das Vermögen des Vollmacht- 
gebers angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Bei der von einem Mitberechtigten aus- 
gestellten Vollmacht bestimmt sich der Wert 
nach dem Anteil des Mitberechtigten. § 40 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) In allen Fällen ist der Wert mit höch- 
stens einer Million Deutsche Mark anzu- 
nehmen. 

(5) Auf den Widerruf einer Vollmacht 
finden die vorstehenden Vorschriften ent- 
sprechende Anwendung. 

S 42 

Ergänzung und Änderung beurkundeter 
Erklärungen 

Für die Beurkundung von Ergänzungen 
und Änderungen einer beurkundeten Erklä- 
rung wird derselbe Gebührensatz wie für die 
ursprüngliche Beurkundung erhoben, jedoch 
nicht mehr als die volle Gebühr. 


s 

u n V e r 


41 

ä n d 


e r t 


S42 


unverändert 


§43 S 43 

Anerkennung einer schriftlich abgegebenen unverändert 

Erklärung 

Für die Anerkennung des Inhalts einer 
schriftlich abgegebenen Erklärung (§176 
Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit), einschließ- 
lich der Beurkundung ergänzender oder än- 
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dernder Erklärungen, wird dieselbe Gebühr 
wie für die Beurkundung der Erklärung er- 
hoben. 


§ 44 § 44 

Mehrere Erklärungen in einer Urkunde unverändert 

(1) Werden in einer Verhandlung mehrere 
Erklärungen beurkundet, die denselben Ge- 
genstand haben (z. B. der Kauf und die Auf- 
lassung, die Sdiulderklärung und die zur 
Hypothekenbestellung erforderlichen Erklä- 
rungen), so wird die Gebühr nur einmal von 
dem Wert dieses Gegenstandes nach dem 
höchsten in Betracht kommenden Gebühren- 
satz berechnet. Dies gilt auch dann, wenn von 
mehreren Erklärungen die einen den ganzen 
Gegenstand, die anderen nur einen Teil davon 
betreffen (z. B. das Schuldversprechen und 
die Bürgschaft für einen Teil der Schuld); 
unterliegen in diesem Fall die Erklärungen 
verschiedenen Gebührensätzen, so werden 
die Gebühren gesondert berechnet, wenn dies 
für den Kostenschuldner günstiger ist. 

(2) Haben die in einer Verhandlung be- 
urkundeten Erklärungen einen verschiedenen 
Gegenstand, so gilt folgendes: 

a) Unterliegen alle Erklärungen dem gleichen 
Gebührensatz, so wird dieser nur einmal 
nach den zusammengerechneten Werten 
berechnet. 

b) Sind verschiedene Gebührensätze anzu- 
wenden, so wird jede Gebühr für sich be- 
rechnet; soweit mehrere Erklärungen dem 
gleichen Gebührensatz unterliegen, wer- 
den die Werte zusammengerechnet; ins- 
gesamt darf in diesem Fall nicht mehr 
erhoben werden, als bei Zugrundelegung 
des höchsten der angewendeten Gebühren- 
sätze vom Gesamtwert zu erheben sein 
würde. 

(3) Treffen Erklärungen, die sich auf eine 
Rangänderung beziehen, mit anderen Erklä- 
rungen in einer Urkunde zusammen, so gilt 
als Gegenstand der Rangänderung das vor- 
tretende oder das zurücktretende Recht, je 
nachdem es für den Kostenschuldner nach 
den vorstehenden Vorschriften günstiger ist. 

Die Vormerkung gemäß § 1179 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs zugunsten eines nach- oder 
gleichstehenden Berechtigten steht der Rang- 
änderung gleich. 
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§ 45 

Beglaubigung von Unterschriften 

(1) Für die Beglaubigung von Unter- 
schriften oder Handzeichen wird ein Viertel 
der vollen Gebühr, höchstens jedoch ein 
Betrag von 250 Deutsche Mark, erhoben. Der 
Wert Ist ebenso zu bestimmen, wie wenn die 
Erklärung, unter der die Unterschrift oder 
das Handzeichen beglaubigt wird, beurkundet 
würde. 

(2) Für die nach den Staatsschuldbuch- 
gesetzen erforderlichen Unterschriftsbeglau- 
bigungen wird nur die Mindestgebühr er- 
hoben. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 45 

unverändert 


§ 46 § 

Verfügungen von Todes wegen u n v e r a n 

(1) Für die Beurkundung eines Testaments 
wird die volle, für die Beurkundung eines 
Erbvertrags oder eines gemeinschaftlichen 
Testaments wird das Doppelte der vollen 
Gebühr erhoben. 

(2) Für die Beurkundung des Widerrufs 
einer letztwilligen Verfügung, der Aufhebung 
oder Anfechtung eines Erbvertrags sowie des 
Rücktritts von einem Erbvertrag wird die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben; Ist die 
Anfechtung dem Nachlaßgericht gegenüber 
zu erklären, so gilt § 38 Abs. 2. Wird gleich- 
zeitig eine neue Verfügung von Todes wegen 
beurkundet, so wird die Gebühr für den 
Widerruf oder die Aufhebung nur insoweit 
erhoben, als der Geschäftswert der neu 
errichteten Verfügung hinter dem der wider- 
rufenen oder aufgehobenen Verfügung zu- 
rückbleibt. 

(3) Wird ein Erbvertrag gleichzeitig mit 
einem Ehevertrag beurkundet, so wird die 
Gebühr nur einmal berechnet, und zwar nadi 
dem Vertrag, der den höchsten Geschäfts- 
wert hat. 

(4) Wird über den ganzen Nachlaß oder 
einen Bruchteil davon verfügt, so Ist der 
Gebührenberechnung der Wert des nach Ab- 
zug der Verbindlichkeiten verbleibenden 
reinen Vermögens oder der Wert des ent- 
sprechenden Bruchteils des reinen Vermögens 
zugrunde zu legen. Vermächtnisse, Pflicht- 
teilsrechte und Auflagen werden nicht ab- 
gezogen. 
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(5) Der Berechnung der Gebühren sind in 
der Regel die Angaben des Verfügenden über 
den Geschäftswert zugrunde zu legen. Eine 
Nachforderung des deshalb zu wenig ange- 
setzten Betrags wird durch § 15 nicht aus- 
geschlossen; die Verjährung des Anspruchs 
(§ 17) beginnt in diesem Fall erst mit dem 
Ablauf des Jahres, in dem die Verfügung 
eröffnet oder zurückgegeben ist. 

§ 47 

Beschlüsse von Gesellschaftsorganen 

Für die Beurkundung von Beschlüssen von 
Hauptversammlungen, Aufsichtsräten und 
sonstigen Organen von Aktiengesellschaften, 
anderen Vereinigungen und Stiftungen wird 
das Doppelte der vollen Gebühr erhoben. Die 
Gebühr beträgt in keinem Falle mehr als 
6000 Deutsche Mark. 


§ 47 


unverändert 


§ 48 § 48 

Verlosung, Auslosung und Vernichtung unverändert 

von Wertpapieren, Wahlversammlungen 

(1) Das Doppelte der vollen Gebühr wird 
erhoben für die Beurkundung des Hergangs 
bei Verlosungen, bei der Auslosung oder 
Vernichtung von Wertpapieren sowie bei 
Wahlversammlungen. 

(2) Für das Einzählen von Losen wird 
neben der im Absatz 1 bestimmten Gebühr 
eine weitere Gebühr in Höhe der Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben. 

(3) Der Geschäftswert bestimmt sich, so- 
weit nicht ein bestimmter Geldbetrag fest- 
steht, nach § 30 Abs. 2; er beträgt in allen 
Fällen höchstens eine Million Deutsche Mark. 

(4) Wird die Auslosung und Vernichtung 
in einer Verhandlung beurkundet, so wird 
die Gebühr nur einmal erhoben. 


§ 49 

Eide, eidesstattliche Versicherungen, 
Vernehmung von Zeugen und Sachverstän- 
digen, Augenscheinseinnahmen 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben für die 
Abnahme von Eiden und Versicherungen an 
Eides Statt, für die Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen sowie für die Mitwir- 


§ 49 

unverändert 
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kung bei Augenscheinseinnahmen, sofern 
diese Geschäfte nicht Teil eines anderen Ver- 
fahrens sind. 

(2) Bei einer eidesstattlidien Versicherung 
zur Erlangung eines Erbsdieins oder eines 
Zeugnisses der in den §§ 108 bis 110 bezeich- 
neten Art bestimmt sich der Geschäftswert 
nadi den §§ 106, 108 und 110. Treten in 
Erbsdieinsverfahren weitere Erben einer an- 
derweit beurkundeten eidesstattlidien Ver- 
sicherung bei, so bestimmt sich die Gebühr 
nach dem Wert ihres Anteils an dem Nadi- 
laß. 

(3) Wird mit der eidesstattlidien Versiche- 
rung zugleich der Antrag auf Erteilung eines 
Erbscheins oder eines Zeugnisses der in den 
§§ 108 und 110 bestimmten Art beurkundet, 
so wird dafür eine besondere Gebühr nicht 
erhoben. 


§ 50 

Besdieinigungen, Abmarkungen, 
Verklarungen, Proteste, Schätzungen 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben 

1. für die Erteilung von Bescheinigungen über 
Tatsachen oder Verhältnisse, die urkund- 
lich nachgewiesen oder offenkundig sind; 

2. für die Mitwirkung bei Abmarkungen; 

3. für die Aufnahme von Protesten und ähn- 
lichen Urkunden; 

4. für die Aufnahme von Schätzungen. 

(2) Für die Aufnahme von Verklarungen 
sowie Beweisaufnahmen nadi dem Binnen- 
schiffahrtsgesetz und dem Flößereigesetz wird 
das Doppelte der vollen Gebühr, mindestens 
ein Betrag von 20 Deutsche Mark erhoben. 
Für die nachträgliche Ergänzung der Ver- 
klarung wird eine volle Gebühr, mindestens 
der Betrag von 10 Deutsche Mark, erhoben. 

§ 51 

Wedisel- und Scheckproteste 

(1) Für die Aufnahme von Wechsel- und 
Scheckprotesten wird die Hälfte der vollen 
Gebühr erhoben. 

(2) Daneben wird für jeden Weg, der zur 
Erledigung des Protestes zurückzulegen ist, 
eine Wegegebühr von 3 Deutsdie Mark er- 
hoben. Die dem Protestbeamten zustehenden 
Reisekosten werden auf die Wegegebühr 
angerechnet. Die Wegegebühr wird auch dann 


§ 50 

unverändert 


§ 51 


unverändert 
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erhoben, wenn der Auftrag zur Protest- 
erhebung nach Antritt des Weges seine 
Erledigung gefunden hat. 

(3) Die Protestgebühr ist auch dann zu 
zahlen, wenn ohne Aufnahme des Protestes 
an den Protestbeamten gezahlt oder die 
Zahlung ihm nachgewiesen wird. 

(4) Enthält der Wechsel Notadressen, so 
ist für die Aufnahme eines jeden Protestes 
wegen Verweigerung der Ehrenannahme oder 
wegen unterbliebener Ehrenzahlung ein 
Viertel der vollen Gebühr zu erheben. 

(5) Für das Zeugnis über die Protest- 
erhebung (Artikel 90 Abs. 2 des Wechscl- 
gesetzes und Artikel 59 Abs. 2 des Scheck- 
gesetzes) werden eine Gebühr von 3 Deut- 
sche Mark und die durch die Abschriften 
erwachsenen Schreibgebühren erhoben. 


§ 52 § 52 
Vermögensverzeichnisse, Siegelungen unverändert 

(1) Für die Aufnahme von Vermögens- 
verzeichnissen sowie für Siegelungen und Ent- 
siegelungen wird nach dem Wert der ver- 
zeichneten oder versiegelten Gegenstände die 
Fiälfte der vollen Gebühr erhoben. Das 
gleiche gilt für die Mitwirkung als Urkunds- 
person bei der Aufnahme von Vermögens- 
verzeichnissen. Nimmt das Geschäft einen 
Zeitaufwand von mehr als zwei Stunden in 
Anspruch, so erhöht sich die Gebühr für jede 
weitere angefangene Stunde um 4 Deutsche 
Mark. 

(2) Für die Siegelung, einschließlich der 
Entsiegelung und der Aufnahme eines Ver- 
mögensverzeichnisses, wird die Gebühr nur 
einmal nach dem Gesamtzeitaufwand er- 
hoben. 


§ 53 § 53 

Freiwillige Versteigerung von Grundstücken unverändert 

(1) Bei freiwilligen Versteigerungen zum 
Zwecke der Veräußerung oder Verpachtung 
von Grundstücken und sonstigen Gegen- 
ständen, die der Zwangsvollstreckung in das 
unbewegliche Vermögen unterliegen, werden 
erhoben 

l.für das Verfahren im allgemeinen die 
Fiälfte der vollen Gebühr; 


261 



Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


2. für die Aufnahme einer gerichtlichen Schat- 
zung die Hälfte der vollen Gebühr; 

3. für die Abhaltung des Versteigerungs- 
termins die volle Gebühr; 

4. für die Beurkundung des Zuschlags die 
volle Gebühr. 

(2) Die im Absatz 1 Nr. 1 bestimmte Ge- 
bühr wird mit dem Eingang des Antrags 
fällig und ist auch dann zu erheben, wenn 
die Versteigerung einer Ortsbehörde über- 
tragen wird. 

(3) Der Versteigerungstermin gilt als ab- 
gehalten, wenn zur Abgabe von Geboten 
aufgefordert ist. 

(4) Werden mehrere Grundstücke zum 
Zwecke der Veräußerung in demselben Ver- 
fahren versteigert, so werden die Gebühren 
von dem zusammengerechneten Wert der 
mehreren Grundstücke berechnet. Die Ge- 
bühr für die Beurkundung des Zuschlags 
wird jedoch für jeden Ersteher nach dem 
zusammengerechneten Betrag seiner Gebote 
erhoben; ist der zusammengerechnete Wert 
der ihm zugeschlagenen Grundstücke höher, 
so Ist dieser maßgebend. 

(5) Werden in dem Verfahren mehrere 
Versteigerungstermine abgehalten, so werden 
für jeden Termin die Gebühren besonders 
erhoben. 

(6) Schuldner der Kosten für die Beurkun- 
dung des Zuschlags ist, vorbehaltlich der 
Vorschrift im § 3 Nr. 3, nur der Ersteher. 
Hinsichtlich der übrigen Kosten gelten die 
allgemeinen Vorschriften über die Zahlungs- 
pflicht. 

(7) Tritt der Meistbietende die Rechte aus 
dem Meistgebot oder der Veräußerer den 
Anspruch gegen den Ersteher ab, oder er- 
klärt der Meistbietende, für einen Dritten 
geboten zu haben, oder tritt ein Dritter 
diesen Erklärungen bei, so bleibt die Be- 
urkundung gebührenfrei, wenn sie in dem 
Protokoll über die Versteigerung gesdiieht. 
Das gleiche gilt, wenn nach Maßgabe der 
Versteigerungsbedingungen für den An- 
spruch gegen den Ersteher die Bürgschaft 
übernommen oder eine sonstige SIdierheit 
bestellt und dies in dem Protokoll über die 
Versteigerung beurkundet wird. 
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§ 54 

Versteigerung von beweglichen Sachen 
und Rechten 

(1) Für die Versteigerung von beweglichen 
Sachen, von Früchten auf dem Halm oder 
von Holz auf dem Stamm sowie von Forde- 
rungen oder sonstigen Rechten wird das 
Dreifache der vollen Gebühr nach dem zu- 
sammengerechneten Wert der Gegenstände 
erhoben. 

(2) Soweit sich das Verfahren erledigt, 
bevor zur Abgabe von Geboten aufgefordert 
worden ist, ermäßigt sich die Gebühr auf ein 
Viertel der vollen Gebühr. 

(3) Die Kosten können aus dem Erlös vor- 
weg entnommen werden. 

§ 55 

Beglaubigung von Abschriften 

(1) Für die Beglaubigung von Abschriften 
wird, soweit nicht § 131 anzuwenden ist, 
eine Gebühr von 30 Deutsche Pfennig für 
jede angefangene Seite erhoben; ist die Schrift 
nicht in deutscher Sprache abgefaßt, so erhöht 
sich die Gebühr auf 40 Deutsche Pfennig. 
Mindestens werden zwei Deutsche Mark 
erhoben. 

(2) Werden die Abschriften durch das Ge- 
richt hergestellt, so kommen die Schreib- 
gebühren hinzu. 


§ 56 

Sicherstellung der Zeit 

Für die Sicherstellung der Zeit, zu der eine 
Privaturkunde ausgestellt ist, einschließlich 
der über die Vorlegung ausgestellten Be- 
scheinigung, wird eine Gebühr von 3 bis 25 
Deutsche Mark erhoben. 

§ 57 

Erfolglose Verhandlung 

Unterbleibt die beantragte Beurkundung 
infolge Zurücknahme des Antrags oder aus 
ähnlichen Gründen, nachdem das Gericht mit 
den Beteiligten darüber verhandelt hat, so 
wird die Hälfte der vollen Gebühr, jedoch 
nicht mehr als die für die beantragte Be- 
urkundung bestimmte Gebühr erhoben; die 
Gebühr darf 100 Deutsche Mark nicht über- 
steigen. 


S 54 


unverändert 


§ 55 


unverändert 


§ 56 

unverändert 


§ 57 


unverändert 
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Geschäfte außerhalb der Gerichtsstelle, 
an Sonn- und Feiertagen und zur Nachtzeit 

(1) Wird ein Geschäft auf Verlangen des 
Antragstellers oder mit Rücksicht auf die Art 
des Geschäfts außerhalb der Gerichtsstelle 
vorgenommen, so wird eine Zusatzgebühr in 
Höhe der Hälfte der vollen Gebühr erhoben, 
die jedoch den Betrag von 60 Deutsche Mark 
und die für das Geschäft selbst zu erhebende 
Gebühr nicht übersteigen darf. Werden 
mehrere Erklärungen in einer Verhandlung 
beurkundet, so wird die Gebühr nur einmal 
erhoben, und zwar, soweit die beurkundeten 
Erklärungen verschiedene Gegenstände be- 
treffen, nach deren zusammengerechnetem 
Wert. 

(2) Haben die Gerichtspersonen den Weg 
zu dem Ort des Geschäfts angetreten, so wird 
die Zusatzgebühr auch dann erhoben, wenn 
das Geschäft aus einem in der Person der 
Beteiligten liegenden Grund nicht ausgeführt 
wird. 

(3) Für Beurkundungen an Sonntagen und 
allgemeinen Feiertagen sowie zur Nachtzeit 
(§188 Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozeßordnung) 
wird eine Gebühr in Hohe der Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben, die jedoch den Be- 
trag von 60 Deutsche Mark und die für das 
Geschäft selbst zu erhebende Gebühr nicht 
übersteigen darf. Treffen mehrere der in 
Satz 1 genannten Voraussetzungen zu, so 
wird die Zusatzgebühr nur einmal erhoben. 

(4) Die Vorschriften dieses Paragraphen 
gelten nicht für Geschäfte der im § 50 Nr. 2 
und 4 sowie in den §§ 51, 52 und 54 be- 
zeichneten Art; im Fall des § 53 wird die 
Zusatzgebühr nur erhoben, wenn der Ver- 
steigerungstermin außerhalb der Gerichts- 
stelle abgehalten wird. 

S 59 

Erklärungen In fremder Sprache 

(1) Gibt ein Beteiligter die zu beurkun- 
dende Erklärung in einer fremden Sprache 
ab, so wird für die Beurkundung eine Zusatz- 
gebühr in Höhe der Hälfte der für die Be- 
urkundung erwachsenden Gebühr bis zum 
Höchstbetrag von 60 Deutsche Mark erhoben. 

(2) Schuldner der Zusatzgebühr sowie der 
durch die Zuziehung eines Dolmetschers ent- 
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§ 58 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Für Beurkundungen an Sonntagen und 
allgemeinen Feiertagen sowie an Werktagen 
außerhalb der Zeit von acht bis achtzehn 
Uhr, jedoch an Sonnabenden nach dreizehn 
Uhr, wird eine Gebühr in Höhe der Hälfte 
der vollen Gebühr erhoben, die jedoch den 
Betrag von 60 Deutsche Mark und die für 
das Geschäft selbst zu erhebende Gebühr 
nicht übersteigen darf. Treffen mehrere der 
in Satz 1 genannten Voraussetzungen zu, so 
wird die Zusatzgebühr nur einmal erhoben. 

(4) unverändert 


§ 59 

unverändert 
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standenen Auslagen ist der Beteiligte, der die 
Verhandlung in der fremden Sprache ver- 
anlaßt hat. 


2. Grundbuchsachen 


2. Grundbuchsachen 


§ 60 § 60 
Eintragung des Eigentümers unverändert 

(1) Für die Eintragung eines Eigentümers 
oder von Miteigentümern wird die volle 
Gebühr erhoben. 

(2) Die Gebühr ermäßigt sich auf die 
Hälfte bei Eintragung des Ehegatten oder 
von Abkömmlingen des eingetragenen Eigen- 
tümers, einschließlich der an Kindes Statt an- 
genommenen Personen, auch wenn die Ge- 
nannten infolge der Auseinandersetzung des 
Gesamtguts einer Gütergemeinschaft oder 
eines Nachlasses oder wenn sie nachträglich 
als Miteigentümer von Grundstücken ein- 
getragen werden, die zu einer Gütergemein- 
schaft gehören; bei der Eintragung infolge 
einer Erbauseinandersetzung oder der Aus- 
einandersetzung einer Gütergemeinschaft 
macht es keinen Unterschied, ob inzwischen 
die Erben oder diejenigen, die die Güter- 
gemeinschaft fortgesetzt haben, im Grund- 
buch eingetragen worden sind oder nicht. 

(3) Werden Gebühren auf Grund der 
Absätze 1 und 2 nebeneinander erhoben, so 
wird zunächst die volle Gebühr nach dem 
Gesamtwert berechnet; die so berechnete Ge- 
bühr mindert sich um die Hälfte des Anteils 
der Personen, deren Eintragung nach Ab- 
satz 2 nur die halbe Gebühr erfordert. 

(4) Werden auf Grund eines gleichzeitig 
gestellten Antrags derselbe Eigentümer oder 
dieselben Miteigentümer bei mehreren Grund- 
stücken eingetragen, über die das Grundbuch 
bei demselben Grundbuchamt geführt wird, 
so werden die Gebühren nur einmal nach 
dem zusammengerechneten Wert erhoben. 

(5) Wird der Eigentümer auf Grund des 
§ 82 a der Grundbuchordnung von Amts 
wegen eingetragen, so wird für die Eintra- 
gung einschließlich des vorangegangenen Ver- 
fahrens vor dem Grundbuchamt oder Nach- 
laßgericht das Doppelte der in den Absätzen 
1 und 2 bestimmten Gebühren erhoben. 
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§ 61 § 61 

Eigentumswechsel bei Gemeinschaften unverändert 

zur gesamten Hand 

(1) Geht ein Grundstück, das für mehrere 
zur gesamten Hand eingetragen ist, auf 
einen oder mehrere der Mitberechtigten oder 
auf eine aus denselben Personen bestehende 
andere Gesamthandgemeinschaft über, so 
wird die Gebühr so berechnet, als ob die Be- 
teiligten nach Bruchteilen berechtigt wären; 
die Anteile der Erwerber bleiben unberück- 
sichtigt. Geht ein Grundstück von einem oder 
mehreren eingetragenen Eigentümern, die in 
einer Gesamthandgemeinschaft stehen, auf 
diese Gemeinschaft über, so wird die Gebühr 
so berechnet, als ob es sich um eine Gemein- 
schaft nach Bruchteilen handele; die Anteile 
der Veräußerer bleiben unberücksichtigt. 

Treten sonst Änderungen in der Person der 
an der gesamten Hand Berechtigten ein, so 
wird der Anteil des ausscheidenden oder neu 
eintretenden Mitberechtigten zugrunde gelegt. 

(2) Die Anteile sind entsprechend der Be- 
teiligung an dem Gesamthandvermögen zu 
bemessen. Mindestens sind die Gebühren 
nach dem kleinsten Anteil zu berechnen. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 
gelten nicht für offene Handelsgesellschaften 
und Kommanditgesellschaften. 


§ 62 § 62 
Eintragung von Belastungen unverändert 

(1) Für die Eintragung einer Hypothek, 

Grundsdiuld oder Rentenschuld, einer Dienst- 
barkeit, eines Dauerwohnrechts, eines Dauer- 
nutzungsrechts, eines Vorkaufsrechts, einer 
Reallast, eines Erbbaurechts oder eines ähn- 
lichen Rechts an einem Grundstück wird die 
volle Gebühr erhoben. 

(2) Werden Belastungen auf Grund von 
Gutsüberlassungsverträgen oder von Erb- 
oder Gesamtgutsauseinandersetzungen zu- 
gleich mit der Eintragung des neuen Eigen- 
tümers eingetragen, so wird die im Absatz 1 
bestimmte Gebühr nur zur Hälfte erhoben. 

(3) Als gebührenfreies Nebengeschäft der 
Eintragung des Rechts (§ 35) gilt insbeson- 
dere die gleichzeitig beantragte Eintragung 
der Unterwerfung unter die sofortige 
Zwangsvollstreckung, eines Rangvorbehalts 
oder des Ausschlusses der Brieferteilung. Wird 
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gleidizeitig mit dem Antrag auf Eintragung 
des Rechts beantragt, eine Löschungsvormer- 
kung gemäß § 1179 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs zugunsten des Berechtigten einzutragen, 
so wird für diese Eintragung eine weitere 
Gebühr nicht erhoben. 

§ 63 

Eintragung mehrerer Rechte, Belastung 
mehrerer Grundstücke 

(1) Werden ein oder mehrere Grundstücke 
mit mehreren Rechten der im § 62 bezeich- 
neten Art belastet, so wird die Gebühr für 
die Eintragung jedes Rechts besonders er- 
hoben. Wird gemäß § 50 der Grundbuch- 
ordnung bei einer Hypothek, Grundschuld 
oder Rentenschuld, die in Teilbeträgen meh- 
reren Berechtigten zusteht, lediglich der Ge- 
samtbetrag des Rechts eingetragen, so gilt 
dies als Belastung mit nur einem Recht. 

(2) Werden mehrere Grundstücke mit 
einem und demselben Recht belastet, so wird 
die Gebühr nur einmal erhoben, wenn die 
Eintragung auf Grund eines gleichzeitig ge- 
stellten Antrags erfolgt und das Grundbuch 
über die Grundstücke bei demselben Grund- 
buchamt geführt wird. Als Belastung mit 
einem und demselben Recht gilt auch die 
Belastung mehrerer Grundstücke mit einem 
Nießbrauch, mit einer beschränkten persön- 
lichen Dienstbarkeit, mit einem Altenteil 
oder mit einem Vorkaufsrecht. 

(3) Wird gleichzeitig die Belastung meh- 
rerer Grundstücke mit einem und demselben 
über die Grundstücke bei verschiedenen 
Grundbuchämtern geführt, so wird für die 
Eintragung auf dem Grundstück, das den 
höchsten Wert hat, die im § 62 Abs. 1 oder 2 
bestimmte Gebühr in voller Höhe erhoben; 
für jede weitere Eintragung wird die Hälfte 
der im § 62 Abs. 1 oder 2 bestimmten Gebühr 
angesetzt, und zwar nach dem Wert des 
Recht beantragt und wird das Grundbuch 
Grundstücks, wenn er geringer ist als der 
Wert des Rechts. Dabei wird der Wert meh- 
rerer Grundstücke, über die das Grundbuch 
bei demselben Grundbuchamt geführt wird, 
zusammengerechnet. Gleichzeitig sind die 
Anträge gestellt, wenn sie bei einem Grund- 
buchamt gemeinsam eingereicht sind, bei ge- 
sonderter Antragstellung, wenn sie innerhalb 
eines Monats bei den beteiligten Grundbuch- 
ämtern eingehen. 


§ 63 

unverändert 
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(4) Soweit der Antrag nicht gleichzeitig 
gestellt ist, wird für jede Eintragung die 
Hälfte der im § 62 Abs. 1 oder 2 bestimmten 
Gebühr erhoben, und zwar nach dem Wert 
des Grundstücks, wenn er geringer ist, als der 
Wert des Rechts. Dabei wird der Wert meh- 
rerer Grundstücke, über die das Grundbuch 
bei demselben Grundbuchamt geführt wird, 
zusammengerechnet. 


§ 64 § 64 

Eintragung von Veränderungen unverändert 

und Löschungsvormerkungen 

(1) Für die Eintragung von Veränderungen 
eines Rechts wird die Hälfte der vollen Ge- 
bühr erhoben. Als Veränderung eines Redits 
gilt auch die Löschungsvormerkung (§ 1179 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs), soweit sie nicht 
gemäß § 62 Abs. 3 Satz 2 gebührenfrei ein- 
zutragen ist. 

(2) Bezieht sich eine Veränderung auf 
mehrere Rechte, so wird die im Absatz 1 
bestimmte Gebühr für jedes Redit besonders 
erhoben, auch wenn es nur der Eintragung 
eines einheitlichen Vermerks bedarf. 

(3) Beziehen sich mehrere Veränderungen, 
deren Eintragung gleichzeitig beantragt ist, 
auf ein und dasselbe Recht, so wird, gleich- 
viel ob es der Eintragung eines oder mehrerer 
Vermerke bedarf, die Gebühr nur einmal 
nach dem zusammengerechneten Wert der 
Veränderungen erhoben. 

(4) Der Wert des veränderten Rechts darf, 
audi wenn es sich um mehrere Veränderun- 
gen desselben Rechts handelt, nicht über- 
schritten werden. Handelt es sidi um den 
Übergang eines Rechts, so finden die Vor- 
schriften des § 61 entsprediende Anwendung. 

(5) Änderungen des Ranges eingetragener 
Rechte sind nur als Veränderungen des zu- 
rücktretenden Rechts, Löschungsvormerkun- 
gen zugunsten eines nach- oder gleich- 
stehenden Gläubigers (§ 1179 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) nur als Veränderungen des 
Rechts zu behandeln, auf dessen Löschung 
der vorgemerkte Anspruch gerichtet ist; für 
die Wertberechnung bleibt die Vorschrift des 
§ 23 Abs. 3 unberührt. 

(6) Betreffen die Veränderungen Rechte, 
mit denen mehrere Grundstücke gemeinsam 
belastet sind, so gelten die Vorschriften des 
§ 63 Abs. 2 und 3 entsprediend. 
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§ 65 § 65 

Eintragung von Verfügungsbeschränkungen unverändert 

(1) Für die Eintragung von Verfügungsbe- 
schränkungen, insbesondere einer Nacherb- 
folge, einer Testament Vollstreckung oder 
einer Belastung des Anteils gemäß § 1010 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, wird, soweit nicht 
die Eintragung nach § 69 gebührenfrei vor- 
zunehmen ist, idie Hälfte der vollen Gebühr 
erhoben. 

(2) Bezieht sidi eine Verfügungsbeschrän- 
kung auf mehrere Rechte, so wird die im 
Absatz 1 bestimmte Gebühr für jedes Recht 
besonders erhoben, auch wenn es nur der 
Eintragung eines Vermerks bedarf. Betreffen 
die Eintragungen Rechte, mit denen mehrere 
Grundstücke gemeinsam belastet sind, so gilt 
§ 63 Abs. 2 und 3 entsprechend; eine Ver- 
fügungsbeschränkung, die Eigentum an meh- 
reren Grundstücken betrifft, steht einer Be- 
lastung der Grundstücke mit einem und dem- 
selben Recht gleich. 

(3) Beziehen sich mehrere Verfügungsbe- 
schränkungen, deren Eintragung gleichzeitig 
beantragt ist, auf ein und dasselbe Recht, so 
wird die Gebühr, gleichviel ob es eines oder 
mehrerer Vermerke bedarf, nur einmal nach 
dem zusammengerechneten Wert erhoben. 

(4) Der Wert des betroffenen Rechts darf, 
auch wenn es sich um mehrere Verfügungs- 
beschränkungen hinsichtlich desselben Rechts 
handelt, nicht überschritten werden. 


§ 66 § 66 

Eintragung von Vormerkungen und unverändert 

Widersprüchen 

(1) Für die Eintragung einer Vormerkung 
wird die Hälfte der Gebühr erhoben, die für 
die endgültige Eintragung zu erheben sein 
würde, mindestens jedoch ein Viertel der 
vollen Gebühr. Für die Eintragung einer Vor- 
merkung, durch die der Anspruch auf Ein- 
tragung einer Veränderung oder der Aufhe- 
bung eines Rechts am Grundstück gesichert 
werden soll, wird die gleiche Gebühr er- 
hoben, die für die gesicherte Eintragung zu 
erheben sein würde; die Vorschriften über 
die Eintragung einer Löschungsvormerkung 
(§ 64) bleiben unberührt. 

(2) Für die Eintragung eines Widerspruchs 
wird die Hälfte der Gebühr erhoben, die für 
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die Gruindbuchberichtigung zu erheben sein 
würde, zu deren Sicherung der Widerspruch 
eingetragen wird; mindestens wird jedoch ein 
Viertel der vollen Gebühr erhoben. 


§ 67 § 67 

Sonstige Eintragungen unverändert 

(1) Für alle Eintragungen, die unter keine 
der vorstehenden Vorsdiriften fallen und 
auch nicht als Nebengesdiäft gebührenfrei 
sind, wird ein Viertel der vollen Gebühr er- 
hoben. Dies gilt insbesondere 

1. für die Eintragung des Verzichts auf das 
Eigentum am Grundstück; 

2. für die Eintragung des Ausschlusses der 
Erteilung eines Briefs sowie für die Ein- 
tragung der Aufhebung dieses Aus- 
schlusses; 

3. für iden Vermerk von Rechten, die dem 
jeweiligen Eigentümer zustehen, einschließ- 
lich des Vermerks hierüber auf dem 
Grundbuchblatt des belasteten Grund- 
stücks; 

4. für die Eintragung der ohne Eigentums- 
übergang stattfindenden Teilungen, Ver- 
einigungen und Zuschreibungen von 
Grundstücken; 

5. für die Anlegung eines Grundbuchblatts 
für ein noch nicht im Grundbuch eingetra- 
genes oder aus dem Grundbuch ausgeschie- 
denes Grundstück sowie für die nachträg- 
liche Ausscheidung eines Grundstücks aus 
dem Grundbuch; 

6. für die Eintragung der Unterwerfung 
unter die sofortige Zwangsvollstreckung 
bei einer Hypothek, Grundschuld oder 
Rentenschuld. 

(2) § 60 Abs. 4, § 63 Abs. 2, § 64 Abs. 3 
gelten entsprechend, jedoch ist mindestens 
ein Viertel der vollen Gebühr zu erheben. 

(3) Der Wert bestimmt sich nach § 30. 

§ ^68 

Löschungen und Entlassung aus der Mithaft unverändert 

Für jede Löschung wird die Hälfte der für 
die Eintragung bestimmten Gebühr erhoben; 
für die Eintragung der Entlassung aus der 
Mithaft wird die Hälfte der Gebühr erhoben, 
die für die Eintragung der Einbeziehung in 
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die Mithaft zu erheben sein würde. Minde- 
stens wird ein Viertel der vollen Gebühr er- 
hoben. 


§ 69 § 69 

Gebührenfreie Eintragungen und unverändert 

Löschungen, Zwischen Verfügungen 

(1) Gebühren werden nicht erhoben 

1. für die Umschreibung unübersichtlicher 
Grundbuchblätter und für die Neufassung 
einzelner Teile eines Grundbuchblatts; 

2. für Eintragungen und Löschungen, die ge- 
mäß § 18 Abs. 2 oder § 53 der Grundbuch- 
ordnung von Amts wegen erfolgen; 

3. für Eintragungen und Löschungen, die 
vorgenommen werden, um Übereinstim- 
mung zwischen dem Grundbuch und den 
nach § 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung 
maßgebenden amtlichen Verzeichnissen zu 
erhalten; 

4. für die Eintragung der Vereinigung meh- 
rerer Grundstücke zu einem Grundstück 
und für die Zuschreibung eines oder meh- 
rerer Grundstücke zu einem anderen 
Grundstück als dessen Bestandteil ein- 
schließlich hierzu notwendiger Grund- 
stücksteilungen und der Aufnahme des er- 
forderlichen Antrags durch das Grund- 
buchamt, sofern die das amtliche Verzeich- 
nis (§ 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung) 
führende Behörde bescheinigt, daß die 
Grundstüdke örtlich und wirtschaftlich ein 
einheitliches Grundstück darstellen; 

5. für die Zusammenschreibung mehrerer 
Grundstücke auf einem Grundbuchblatt 
(§ 4 der Grundbuchordnung); 

6. für die Beseitigung von Doppelbuchungen, 
einschließlich des vorangegangenen Verfah- 
rens vor dem Grundbuchamt. 

(2) Gebührenfrei sind ferner, soweit nicht 
ein anderes bestimmt ist, Eintragungen und 
Löschungen, die auf Ersuchen oder Anord- 
nung eines Gerichts, msbesondere des Ver- 
gleichs-, Konkurs- oder Vollstreckungs- 
gerichts, erfolgen; ausgenommen sind die 
Eintragung des Erstehers als Eigentümer, die 
Eintragung der Sicherungshypothek für die 
Forderung gegen den Ersteher und Eintra- 
gungen auf Grund einer einstweiligen Ver- 
fügung (§ 941 der Zivilprozeßordnung). 
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(3) Für Zwischenverfügungen des Grund- 
buchamts (§18 Abs. 1 der Grundbuch ord- 
nung) werden besondere Gebühren nicht er- 
hoben. 


§ 70 

Löschung gegenstandsloser Rechte 
und Klarstellung der Rangverhältnisse 

(1) Für die Löschung gegenstandsloser Ein- 
tragungen (§ 84 der Grundbuchordnung) 
sowie für das vorausgegangene Verfahren vor 
dem Grundbuchamt, einschließlich der Be- 
urkundung der Erklärungen der Beteiligten, 
werden Gebühren nicht erhoben. Das Grund- 
buchamt kann die Gebühr für die Löschung 
einem Beteiligten auferlegen, wenn dies nach 
den Umständen angemessen erscheint. 

(2) Für Eintravi’*"g — "‘"d Löschungen zur 
Beseitivn*^^^ ’ ^Klarer oder unübersichtlicher 
Rar „Verhältnisse (§ 102 Abs. 2, § 111 der 
Grundbuchordnung) werden Gebühren nicht 
erhoben; gebührenfrei ist auch das voran- 
gegangene Verfahren vor dem Grundbuch- 
amt, einschließlich der Beurkundung von Er- 
klärungen der Beteiligten. Die Auslagen 
werden von demjenigen erhoben, dem das 
Grundbuchamt sie gemäß § 114 der Grund- 
buchordnung auferlegt hat. 


§71 


Erteilung von Hypotheken-, Grundschuld- 
oder Rentenschuldbriefen 


(1) Für die Erteilung eines Hypotheken-, 
Grundschuld^ oder Rentenschuldbriefs, eines 
Teilbriefs oder eines neuen Briefes wird ein 
Viertel der vollen Gebühr erhoben. Für die 
Eintragung des Erteilungsvermerks in das 
Grundbuch wird daneben keine Gebühr 
erhoben. 


(2) Für die Erteilung eines Gesamtbriefs 
wird die im Absatz 1 bestimmte Gebühr nur 
einmal erhoben, wenn die mehreren Grund- 
stücke bei demselben Grundbuchamt ein- 
getragen sind. Sind die belasteten Grund- 
stücke bei verschiedenen Grundbuchämtern 
eingetragen, so werden für die gemäß § 59 
Abs. 2 der Grundbuchordnung zu erteilenden 
besonderen Briefe die Gebühren besonders 
erhoben, und zwar nach dem Wert, nach 
dem sich die Gebühren für die Eintragung 
des Rechts bestimmen; ist das Recht schon 
eingetragen, so ist der Wert maßgebend, nach 


§ 70 

unverändert 


§ 71 


unverändert 
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dem die Eintragungsgebühr zu erheben wäre, 
falls das Recht im Zeitpunkt der Briefertei- 
lung eingetragen würde. Wird im Fall des 
Eintritts in die Mithaft die Mitbelastung 
lediglich auf dem bisherigen Brief vermerkt 
(§ 63 der Grundbuchordnung), so wird hier- 
für neben der Eintragungsgebühr eine be- 
sondere Gebühr nicht erhoben. 

(3) Bei Erteilung eines gemeinschaftlichen 
Briefes (§ 66 der Grundbuchordnung) werden 
die Werte der einzelnen Hypotheken zu- 
sammengerechnet. 


§ 72 


Vermerke auf dem Brief 


Für die Ergänzung des Grundbuchauszugs 
auf dem Brief sowie für sonstige Vermerke 
auf dem Brief wird, sofern es sich nicht um 
eine gebührenfreie Nebentätigkeit handelt, 
eine Gebühr von 3 bis 25 Deutsche Mark 
erhoben. 


§ 73 

Beglaubigte Abschriften 

Für die Erteilung beglaubigter Abschriften 
aus dem Grundbuch wird eine Gebühr von 
3 bis 25 Deutsche Mark erhoben; daneben 
werden die durch die Abschriften erwach- 
senen Schreibgebühren erhoben. Gebühren- 
frei ist die Erteilung der beglaubigten Ab- 
schriften, der Auskunft und der Mitteilungen 
gemäß § 19 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangs- 
verwaltung. 


§ 72 


unverändert 


§ 73 


unverändert 


§ 74 

Grundbucheinsicht 

Für die Einsicht des Grundbuchs werden 
Gebühren nicht erhoben. 

§ 75 

Eintragungsanträge 

Für die Aufnahme von Anträgen auf Ein- 
tragungen und Löschungen werden Gebühren 
nach Maßgabe des Beurkundungsabschnitts 
besonders erhoben, soweit sie in der Form 
des § 29 der Grundbuchordnung gestellt 
werden müssen. Im übrigen ist die Aufnahme 
und Entgegennahme von Anträgen gebühren- 
frei. 


§ 74 

unverändert 


§ 75 


unverändert 
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§ 76 

Wohnungs- und Teileigentum 

(1) Für die Eintragung der vertraglichen 
Einräumung von Sondereigentum (§ 7 Abs. 1 
des Wohnungseigentumsgesetzes) und für die 
Anlegung der Wohnungsgrundbücher (Teil- 
eigentumsgrundbücher) im Falle des § 8 des 
Wohnungseigentumsgesetzes wird die Flälfte 
der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr 
wird auch dann besonders erhoben, wenn die 
Eintragung von Miteigentum und die Ein- 
tragung des Sondereigentums gleichzeitig be- 
antragt werden. 

(2) Für die Eintragung von Änderungen 
des Inhalts des Sondereigentums gilt § 64 
entsprechend. 

(3) Für die Eintragung der Aufhebung 
von Sondereigentum (§ 4 Abs. 1 des Woh- 
nungseigentumsgesetzes) und für die An- 
legung des Grundbuchblatts für das Grund- 
stück (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3, Abs. 3 des 
Wohnungseigentumsgesetzes) wird die Hälfte 
der vollen Gebühr erhoben. 

(4) Für das Wohnungserbbaurecht (Teil- 
erbbaurecht) gelten die Absätze 1 bis 3 ent- 
sprechend. 


§77 

Grundstücksgleiche Rechte 

(1) Die für Grundstücke geltenden Vor- 
schriften finden auf Erbbaurechte sowie auf 
das Bergwerkseigentum und sonstige Berech- 
tigungen, die den für Grundstücke geltenden 
Vorschriften unterliegen, entsprechende An- 
wendung. 

(2) Wird ein Bergwerk mit unbeweglichen 
Anteilen der Gewerken in Ausführung eines 
nach den maßgebenden bergrechtlichen Vor- 
schriften gefaßten Beschlusses auf die Ge- 
werkschaft eingetragen, so wird für die 
Eintragung, einschließlich der vorläufigen 
Vermerke, der Anlegung des Gewerkenbuchs 
und der Ausfertigung und Aufbewahrung 
der Kuxscheine, die volle Gebühr erhoben. 
Die gleiche Gebühr wird für die Umschrei- 
bung eines Kuxes in dem Gewerkenbuch auf 
einen anderen Berechtigten erhoben. Für die 
Eintragung von Pfandrechten auf Kux- 
scheinen und die Eintragung von Verände- 
rungen und Löschungen werden dieselben 
Gebühren erhoben wie bei entsprechenden 


§ 76 

unverändert 


§ 77 


unverändert 
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Eintragungen und Löschungen im Grund- 
buch. Für die Erteilung beglaubigter Ab- 
schriften aus dem Gewerkenbuch und dessen 
Einsicht gelten die Vorschriften der §§ 73, 74 
entsprechend. 


§ 78 § 78 

Bahneinheiten unverändert 

(1) Die für Grundstücke geltenden Vor- 
schriften finden auf Bahneinheiten entspre- 
diende Anwendung, 

(2) Die Gebühr für die Anlegung und die 
Schließung des Bahngrundbuchs bestimmt 
sich nach § 67; das gleiche gilt für den Ver- 
merk über das Erlöschen der Genehmigung, 
einschließlich der erforderlichen öffentlichen 
Bekanntmachung des Vermerks. 

(3) Wird infolge Veräußerung der Bahn 
der Eigentumswechsel auf dem Grundbuch- 
blatt des Bahngrundstücks eingetragen, so 
we. den dafür Gebühren nicht erhoben. 

(4) Die Kosten der Anlegung des Bahn- 
grundbuchs sowie der Vermerke über die Zu- 
gehörigkeit eines Grundstücks zur Bahn- 
einheit trägt der Bahneigentümer. Die Kosten 
fallen jedoch, wenn ein Gläubiger durch den 
Antrag auf Eintragung einer vollstreckbaren 
Forderung die Anlegung des Bahngrundbuchs 
veranlaßt hat, diesem Gläubiger, und wenn 
das Bahngrundbuch aus Anlaß eines Zwangs- 
versteigerungsverfahrens auf Ersuchen des 
Vollstreckungsgerichts angelegt ist, dem Er- 
steher zur Last. 

3. Registersachen 3. R e g i s t e r s a c h e n 


§ 79 §79 

Eintragungen in das Handelsregister unverändert 

(1) Für Eintragungen in das Handels- 
register wird die volle Gebühr erhoben. Wenn 
kein bestimmter Geldbetrag in das Register 
eingetragen wird, wird das Doppelte der 
vollen Gebühr erhoben. Das Doppelte der 
vollen Gebühr wird auch erhoben, wenn die 
Eintragung bestimmter Geldbeträge und 
andere Eintragungen Zusammentreffen (§ 26 
Abs. 5 Satz 1 bis 3). 

(2) Die in Absatz 1 Satz 2 bestimmte Ge- 
bühr darf 

a) für die Eintragung einer Prokura oder 
deren Änderung den Betrag von 

400 Deutsche Mark, 
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b) für die Eintragung des Erlöschens der 
Prokura den Betrag von 

200 Deutsche Mark, 

c) für die Löschung der Firma den Betrag 

von 600 Deutsche Mark, 

d) für alle sonstigen Eintragungen, wenn 
kein bestimmter Geldbetrag in das Re- 
gister eingetragen wird und es sich nicht 
um die erste Eintragung der Firma han- 
delt, den Betrag von 

1200 Deutsche Mark 

nicht übersteigen. 

(3) Wird die Eintragung einer Firma ge- 
löscht (rot unterstrichen) und die Firma 
gleichzeitig in der anderen Abteilung des 
Handelsregisters eingetragen, so werden die 
Gebühren für die Löschung (Rotunterstrei- 
chung) und die neue Eintragung besonders 
erhoben. 

(4) Die Vermerke über die Eintragung 
oder Aufhebung einer Zweigniederlassung im 
Register der Hauptniederlassung werden ge- 
bührenfrei eingetragen. 

§ 80 

Eintragungen in das Vereinsregister und in 
das sächsische Genossenschaftsregister 

(1) Für Eintragungen in das Vereinsregister 
werden erhoben 

1. für die erste Eintragung des Vereins das 
Doppelte der vollen Gebühr; 

2. für alle späteren Eintragungen die volle 
Gebühr; 

3. für Löschung der Gesamteintragung die 
Hälfte der vollen Gebühr. 

(2) Werden auf Grund derselben Anmel- 
dung mehrere Eintragungen der im Absatz 1 
Nr. 2 bezeichneten Art vorgenommen, so wird 
die Gebühr nur einmal erhoben. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 Nr. 2, 3 
und des Absatzes 2 gelten entsprechend für 
das sächsische Genossenschaftsregister (Arti- 
kel 166 des Einführungsgesetzes zum Bürger- 
lichen Gesetzbuch). 

§ 81 

Eintragungen in das Güterrechtsregister 

Für Eintragungen In das Güterrechtsregister 
wird die volle Gebühr erhoben. 
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§ 80 

Eintragungen in das Vereinsregister 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) entfällt 

§ 81 

unverändert 
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§ 82 

§ 82 

Musterregister 

unverändert 

(1) Für jede Eintragung und Niederlegung 
eines einzelnen Musters oder Modells nach § 7 
des Gesetzes betreffend das Urheberrecht an 
Mustern und Modellen vom 11. Januar 1876 
(Reichsgesetzbl. S. 11) — Geschmacksmuster- 
gesetz — wird, wenn die Schutzfrist auf nicht 
länger als drei Jahre beansprucht wird (§ 8 

Abs. 1 des Geschmacksmustergesetzes), eine 
Gebühr von 3 Deutsche Mark für jedes Jahr 
erhoben. Wird ein Paket mit Mustern oder 
Modellen niedergelegt (§ 9 Abs. 4 des Ge- 
schmacksmustergesetzes), so werden für jedes 
darin enthaltene Muster oder Modell 30 Deut- 
sche Pfennig, insgesamt jedoch mindestens 

3 Deutsche Mark erhoben. 


(2) Nimmt der Urheber gemäß § 8 Abs. 2 
des Geschmacksmustergesetzes eine längere 
Schutzfrist in AnspruA, so wird für jedes 
weitere Jahr bis zum zehnten Jahre einschließ- 
lich eine Gebühr von 6 Deutsche Mark, vom 
elften bis fünfzehnten Jahre eine Gebühr von 

9 Deutsche Mark für jedes einzelne Muster 
oder Modell erhoben. 


(3) Für jeden Eintragungsschein sowie für 
jeden sonstigen Auszug aus dem Musterregister 
wird eine Gebühr von je 3 Deutsche Mark 
erhoben. 


§ 83 

§ 83 

Genossenschaftsregister 

unverändert 

Für Eintragungen in das Genossenschafts- 
register, in die Liste der Genossen, für Vor- 
merkungen in dieser Liste sowie für die Zu- 
rückweisung oder Zurücknahme von Anträgen 
auf Eintragung der Vormerkung werden Ge- 
bühren nicht erhoben; jedoch werden Postge- 
bühren in allen Fällen und Schreibgebühren 
für Ausfertigungen und Abschriften jeder Art 
erhoben. 


§ 84 

§ 84 

Eintragungen in das Schiffsregister, 
Schiffsurkunden 

unverändert 

(1) Für die Eintragung des Schiffs in das 
Schiffsregister und für die Eintragung von 
Veränderungen, die das Schiff betreffen, wird 
ein Viertel der vollen Gebühr erhoben. Der 

Wert bestimmt sich bei der Eintragung des 
Schiffs nach dem Wert des Schiffs; bei der 
Eintragung von Veränderungen gilt § 30 

Abs. 2. Bei der Verlegung des Heimathafens 
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(Heimatorts) wird nur eine Gebühr bei dem 
Gericht des neuen Heimathafens (Heimatorts) 
erhoben. Die Eintragung von Veränderungen 
der amtlichen Kennzeichen des Schiffs ist ge- 
bührenfrei. 

(2) Für die Löschung der Eintragung des 
Schiffs wird eine Gebühr nur im Fall des § 20 
Abs. 2 Satz 2 der Schiffsregisterordnung er- 
hoben; die Gebühr beträgt ein Viertel der vol- 
len Gebühr; der Wert bestimmt sidi nach dem 
Wert des SAiffs. Für die Eintragung, daß das 
Schiff das Recht zur Führimg der Bundesflagge 
verloren hat oder daß das Schiff seinen Hei- 
matort im Ausland hat, wird eine Gebühr 
nicht erhoben; das gleiche gilt für Eintra^n- 
gen in den Fällen des § 17 Abs. 2 der Schiffs- 
registerordnung. 

(3) Für die Eintragung eines neuen Eigen- 
tümers, für die Eintragung oder Löschung 
einer Schiffshypothek, eines Arrestpfandrechts 
oder eines Nießbrauchs und für die Eintra- 
gung von Veränderungen, die sich auf das 
Eigentum, die Schiffshypothek oder den Nieß- 
brauch beziehen, ferner für die Eintragung 
oder Löschung von Vormerkungen, Wider- 
sprüchen und Verfügungsbeschränkungen gel- 
ten die für die entspreaienden Eintragungen 
im Grundbuch gegebenen Vorschriften sinnge- 
mäß mit der Maßgabe, daß in jedem Fall nur 
ein .Viertel der vollen Gebühr erhoben wird. 

(4) Bei einer Reederei wird für die Eintra- 
gung eines neuen Mitreeders oder Verpfän- 
dung oder Pfändung einer Schiffspart, für die 
Eintragung einer Verfügungsbeschränkung, die 
eine Sdiiffspart betrifft, und für die Eintra- 
gung eines Korrespondentreeders eine Gebühr 
von 10 bis 250 Deutsche Mark erhoben. 

(5) Für die Erteilung des Schiff szertifikat», 
des Schiffsbriefs oder des Flaggenzeugnisses 
und für den Vermerk von Veränderungen auf 
dem Zertifikat oder dem Brief wird eine Ge- 
bühr von 3 bis 25 Deutsche Mark erhoben. 
Für den Vermerk von Veränderungen der 
amtlichen Kennzeichen werden weder Gebüh- 
ren noch Schreibgebühren erhoben. Für die 
Erteilung eines Auszugs aus dem Schiffszertifi- 
kat werden nur Schreibgebühren erhoben. 

S 85 

Eintragungen in das Schiffsbauregister und in 
das Kabelbuch 

Für Eintragungen in das Schiffsbauregister 
und in das Kabelbuch gilt § 84 Abs. 1 bis 4 
entsprechend. Für die Eintragung des Schiffs- 


§ a5 

unverändert 
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Bauwerks und des Kabels wird eine Gebühr 
nicht erhoben. Die Übertragung der im 
Schiffsbauregister eingetragenen Hypotheken 
in das Schiffsregister ist gebührenfrei. 


§ 86 

Anmeldung und Anträge 

Für die Aufnahme von Anmeldungen zum 
Handels-, Vereins- und Güterrechtsregister 
werden Gebühren nach Maßgabe des Beur- 
kundungsabschnitts besonders erhoben. Das 
gleiche gilt in Schiffsregister-, Schiffsbauregi- 
ster- und Kabelpfandsachen für die Aufnahme 
von Anträgen, die in der Form des § 37 der 
Schiffsregisterordnung gestellt werden müssen. 
Im übrigen ist die Aufnahme und Entgegen- 
nahme von Anträgen und Anmeldungen ge- 
bührenfrei. 


§ 86 

unverändert 


§ 87 § 87 

Gebührenfreie Geschäfte des Registergerichts unverändert 

Gebühren werden nicht erhoben 

1. für die aus Anlaß eines Vergleichs- oder 
Konkursverfahrens von Amts wegen vor- 
zunehmenden Eintragungen sowie für Ein- 
tragungen und Löschungen, die auf Ersu- 
chen und Anordnung eines Gerichts, ins- 
besondere des Vollstreckungsgerichts erfol- 
gen; ausgenommen sind die Eintragung des 
Erstehers als Eigentümer eines Schiffs oder 
eines Schiffsbauwerks, die Eintragung der 
Schiffshypothek für die Forderung gegen 
den Ersteher sowie Eintragungen auf 
Grund einer einstweiligen Verfügung 
(§ 941 der Zivilprozeßordnung); 

2. für Entscheidungen über Anträge und Be- 
schwerden der im § 126 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit bezeichneten Art. 


§ 88 

Löschungsverfahren 

(1) Für die Zurückweisung des Widerspruchs 
gegen eine angedrohte Löschung im Fall des 
§ 141 des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird die für 
die Löschung bestimmte Gebühr besonders er- 
hoben. Das gleiche gilt für die Verwerfung 
oder Zurückweisung der Beschwerde gegen die 
Zurückweisung des Widerspruchs. 


§ 88 


unverändert 
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(2) Für Löschungen nach den §§ 142 bis 
144, §§ 159 und 161 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit und nach den §§ 2, 3 des Gesetzes vom 
9. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 914) 
werden keine Gebühren erhoben. Im übrigen 
gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 89 

Beglaubigte Abschriften, Bescheinigungen 

(1) Für die Erteilung beglaubigter Abschrif- 
ten aus den in diesem Abschnitt genannten Re- 
gistern wird eine Gebühr von 3 bis 25 Deut- 
sche Mark erhoben; daneben werden die durch 
die Abschriften erwachsenen Schreibgebühren 
erhoben. 

(2) Das gleiche gilt für Bescheinigungen aus 
den genannten Registern. 

(3) Bescheinigungen nach § 66 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs sind gebührenfrei. 

(4) § 73 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 90 

Registereinsicht 

Für die Einsicht der in diesem Abschnitt ge- 
nannten Register werden Gebühren nicht er- 
hoben. 


§ 89 

unverändert 


§ 90 

unverändert 


4. Familienrechtliche 
Angelegenheiten 

§ 91 

Gebührenfreie Tätigkeit des Vormundschafts- 
gerichts 

Für die Tätigkeit des Vormundschafts- 
gerichts werden nur die in den §§ 92 bis 99 
bestimmten Gebühren erhoben; im übrigen ist 
die Tätigkeit des Vormundschaftsgerichts ge- 
bührenfrei. 


§ 92 

Vormundschaft 

(1) Bei Vormundschaften wird für jedes 
Jahr eine Gebühr in Höhe von 50 Deutsche 
Pfennig von jeden angefaiigenen 1000 Deut- 
sche Mark des nach Abzug der Verbindlich- 
keiten verbleibenden Mündelvermögens er- 
hoben. Die Gebühr wird erstmalig bei Ein- 
leitung der Vormundschaft und später zu Be- 
ginn jedes Kalenderjahrs fällig; für das bei 


4. Familienrechtliche 
Angelegenheiten 


§ 91 


unverändert 


§ 92 

unverändert 
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der Einleitung der Vormundschaft laufende 
und das folgende Kalenderjahr wird nur eine 
Jahresgebühr erhoben; das bei Beendigung der 
Vormundschaft laufende Jahr wird voll ge- 
rechnet. 

(2) Erstreckt sich eine Vormundschaft auf 
mehrere Mündel, so werden die Gebühren für 
jedes Mündel besonders erhoben. 

(3) Geht eine vorläufige Vormundschaft in 
eine endgültige über oder wird eine Vormund- 
schaft von einem anderen Gericht übernom- 
men, so bildet das Verfahren eine Einheit. 

§ 93 

Pflegschaft, Beistandschaft 

(1) Bei Pflegschaften oder Beistandschaften 
für einzelne Rechtshandlungen wird die volle 
Gebühr nach dem Wert des Gegenstands er- 
hoben, auf den sich die Revhtshandlung be- 
zieht. Ist der Fürsorgebedürfti^e an dem Ge- 
genstand der Rechtshandlung nur mitberech- 
tigt, so ist der Wert seines Anteils maßgebend; 
bei Gesamthandverhältnissen ist der Anteil 
entsprechend der Beteiligung an dem Gesamt- 
handvermögen zu bemessen. Bei einer Pfleg- 
schaft oder Beistandschaft für mehrere Für- 
sorgebedürftige wird die Gebühr nach dem 
zusammengerechneten Wert einheitlich erho- 
ben. Die Gebühr wird mit der Anordnung 
fällig. Sie wird nicht erhoben, wenn für den 
Fürsorgebedürftigen eine Vormundschaft oder 
eine Dauerpflegschaft (Absatz 2) besteht oder 
gleichzeitig anzuordnen ist. 

(2) Bei sonstigen Pflegschaften oder Bel- 
standschaften (Dauerpflegschaften) mit Aus- 
nahme der Nachlaßpflegsaiaft (§ 105) bestim- 
men sich die Gebühren nach § 92. 

§ 94 

Einzelne Verrichtungen des Vormundschafts- 
gerichts 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben 

1. für Entscheidungen über den Unterhalt 
eines Kindes nach § 1612 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs; 

2. für die Tätigkeit des Vormundschafts- 
gerichts im Falle der Wiederverheiratung 
des Vaters oder der Mutter; 

3. für die in § 1639 Abs. 1, § 1642 Abs. 2, 
§§ 1666 bis 1669, § 1682 Abs. 2, § 1684 
und § 1760 Abs. 2 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs vorgesehenen vormundschaftsge- 
richtlichen Entscheidungen und Anordnun- 
gen; 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 93 

unverändert 


§ 94 

Einzelne Verrichtungen des Vormundschafts- 
gerichts 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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4. für die Übertragung der elterlichen Ge- 
walt oder ihrer Ausübung, für die Über- 
tragung des Redits, für die Person oder 
das Vermögen des Kindes zu sorgen, sowie 
für Entscheidungen nach § 1634 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

5. für die Übertragung der Entscheidungs- 
befugnis in den persönlichen und vermö- 
gensrechtlichen Angelegenheiten des Kindes; 

6. für die Anordnung auf Herausgabe des 
Kindes an einen Elternteil; 


7. für die Ersetzung der Einwilligung des ge- 
setzlidien Vertreters oder des Sorgeberech- 
tigten zur Eingehung der Ehe oder der 
Genehmigung des gesetzlichen Vertreters 
zu einer ohne seine Einwilligung geschlos- 
senen Ehe; für die Ersetzung der Einwilli- 
gung oder Genehmigung eines Vormundes 
oder Pflegers wird eine Gebühr nicht er- 
hoben; 

8. für Entscheidungen des Vormundschafts- 
gerichts in den Fällen der 55 1597, 1735 a 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(2) Der Gesdiäftswert bestimmt sich nach 
§ 30 Abs. 2. Bezieht sich die Entscheidung 
oder Anordnung des Vormundschaftsgerichts 
auf mehrere Fürsorgebedürftige, so wird nur 
eine Gebühr erhoben. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 ist 
nur der Elternteil, der sich wiederverheiraten 
will, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 7 nur der 
Elternteil, dessen Einwilligung oder Genehmi- 
gung ersetzt wird, zahlungspfliditig. In den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 bis 6 ist nur der 
Elternteil zahlungspflichtig, den das Vor- 
mundschaftsgericht nach seinem billigen Er- 
messen bestimmt. 

§ 95 

Weitere Verrichtungen des Vormundschafts- 
gerichts 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben 

1. für die nach § 1643 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs erforderliche Genehmigung zu 
einem Rechtsgeschäft; 

2. für Verfügungen nach § 112, § 1629 
Abs. 2, § 1631 Abs. 2, §§ 1645, 1674, 
1693, § 2282 Abs. 2, § 2290 Abs. 3, 
§§ 2347, 2351 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs; 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

4. unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 

6 a. für die Ersetzung der Einwilligung der 
Mutter zur Ehelichkeitserklärung; 

7. unverändert 


8. entfällt 

(2) unverändert 


(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 ist 
nur der Elternteil, der sich wiederverheiraten 
will, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 6 a 
und 7 nur der Elternteil, dessen Einwilligung 
oder Genehmigung ersetzt wird, zahlungs- 
pflichtig. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 
bis 6 ist nur der Elternteil zahlungspflichtig, 
den das Vormundschaftsgericht nach seinem 
billigen Ermessen bestimmt. 

§ 95 

unverändert 
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3. für sonstige Fürsorgetätigkeiten des Vor- 
mundschaf tsgerichts für ein unter elter- 
licher Gewalt stehendes Kind. 

Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn für den 
Fürsorgebedürftigen eine Vormundschaft oder 
Dauerpflegschaft besteht, oder wenn die Ver- 
richtungen des Vormundschaftsgerichts in den 
Rahmen einer Einzelpflegschaft (§ 93 Abs. 1) 
fallen. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 bestimmt 
sich der Geschäftswert nach dem Wert des Ge- 
genstandes, auf den sich das Rechtsgeschäft 
bezieht; ist der Fürsorgebedürftige an dem 
Gegenstand des Rechtsgeschäfts nur mitberech- 
tigt, so ist der Wert seines Anteils maßgebend; 
bei Gesamthandverhältnissen ist der Anteil 
entsprechend der Beteiligung an dem Gesamt- 
handvermögen zu bemessen. In den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 2, 3 bestimmt sich der Wert 
nach § 30 Abs. 2. 

(3) Die Vorschrift des § 94 Abs. 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 


§ 96 § 96 

Freigrenze bei geringem Vermögen unverändert 

Betrifft die Tätigkeit des Vormundschafts- 
gerichts eine minderjährige, geisteskranke, 
geistesschwache oder gebrechliche Person, so 
gilt folgendes: 

Die in den §§ 92, 93 und 95 bestimmten Ge- 
bühren sowie die Schreib- und Rechnungsge- 
bühren bleiben außer Ansatz, wenn das reine 
Vermögen des Fürsorgebedürftigen nicht mehr 
als 5000 Deutsche Mark beträgt; bei Vor- 
mundschaften und Dauerpflegschaften (§ 92 
und § 93 Abs. 2) werden überdies die Ge- 
bühren nur von dem 5000 Deutsche Mark 
übersteigenden Betrag des reinen Vermögens 
berechnet. 


§ 97 

Verfügungen des Vormundschaftsgerichts, die 
sich nicht auf Mündel, Pflegebefohlene oder 
unter elterlicher Gewalt stehende Kinder 
beziehen 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben 

1. für Entscheidungen, welche die persön- 
lichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten 
oder geschiedener Ehegatten zueinander 
oder das eheliche Güterrecht betreffen; 


§ 97 


unverändert 
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2. für die Ersetzung der Zustimmung anteils- 
berechtigter Abkömmlinge zu Rechtsge- 
schäften des überlebenden Ehegatten im 
Fall der fortgesetzten Gütergemeinschaft; 

3. für sonstige Verfügungen des Vormund- 
schaftsgerichts, die sich nicht auf Mündel, 
Pflegebefohlene oder unter elterlicher Ge- 
walt stehende Kinder beziehen. 

(2) Der Geschäftswert bestimmt sich nach 
§ 30 Abs. 2. 


§98 

Annahme an Kindes Statt 

(1) Die volle Gebühr wird erhöben für 
die Bestätigung des Vertrages, durch den je- 
mand an Kindes Statt angenommen oder das 
Annahmeverhältnis aufgehoben wird. 


(2) Der Geschäftswert bestimmt sich nach 
§ 30 Abs. 2. 


(3) Im Verfahren über die Bestätigung eines 
Annahmevertrages werden Gebühren nicht 
erhoben, wenn das reine Vermögen des Kin- 
des nicht mehr als 5000 Deutsche Mark be- 
trägt. 

§99 

Volljährigkeitserklärung 

Die volle Gebühr wird erhoben für die Voll- 
jährigkeitserklärung. Der Geschäftswert be- 
stimmt sich nach § 30 Abs. 2; dabei ist das 
reine Vermögen des für volljährig zu Erklä- 
renden angemessen zu berücksichtigen. 


§ 98 

Annahme an Kindes Statt 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben 

a) für die Bestätigung des Vertrages, durch 
den jemand an Kindes Statt angenommen 
oder das durch die Annahme begründete 
Rechtsverhältnis wieder aufgehoben wird, 

b) für die Aufhebung des durch die An- 
nahme begründeten Rechtsverhältnisses 
im Wege gerichtlicher Entscheidung (§ 12 
des Gesetzes über die Änderung und Er- 
gänzung familienrechtlicher Vorschriften 
vom 12* April 1938, Reidhisgesetzbl. I 
S. 380). 

(2) unverändert 


(2 a) Bei einem Verfahren, das auf einem 
Antrag oder einer Beschwerde der höheren 
Verwaltungsbehörde beruht, kann das Ge- 
richt den anderen am Verfahren Beteiligten 
die Kosten ganz oder teilweise auferlegen. 

(3) unverändert 


§ 99 

unverändert 
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5. Nachlaß - undTeilungssachen 
§ 100 

Verwahrung von Verfügungen von Todes 
wegen 

Für die amtliche Verwahrung einer Ver- 
fügung von Todes wegen wird bei der An- 
nahme ein Viertel der vollen Gebühr erhoben. 

§ 101 

Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen 

Für die Eröffnung einer Verfügung von 
Todes wegen wird die Hälfte der vollen Ge- 
bühr erhoben. 

§ 102 

Gemeinsame Vorschriften zu den 100, 101 

(1) In den Fällen der §§ 100 und 101 finden 
die Wertvorschriften des § 46 Abs. 4 ent- 
sprechende Anwendung. 

(2) Werden mehrere Verfügungen von 
Todes wegen desselben Erblassers bei demsel- 
ben Geridit gleichzeitig eröffnet, so ist nur 
eine Gebühr nach dem zusammengerechneten 
Wert zu erheben; soweit mehrfach über den 
ganzen Nachlaß oder über denselben Bruch- 
teil verfügt ist, kommt der Wert nur einmal 
in Betracht. 

(3) Die Gebühr nach § 101 wird von dem 
Nachlaßgericht erhofben, auch wenn die Er- 
öffnung bei einem anderen Gericht stattge- 
funden hat. 

(4) Für die Nachforderung und die Verjäh- 
rung der Gebühr des § 100 gelten die Vor- 
schriften des § 46 Abs. 5 entsprechend. 


§ 99 a 

Gerichtliche Feststellung des Rechts auf 
Scheidung oder Aufhebung der Ehe 

Für die gerichtliche Feststellung des Rechts, 
die Scheidung oder Aufhebung der Ehe zu 
begehren (§§ 1, 7, 8 der Fünften Durchfüh- 
rungsverordnung zum Ehegesetz vom 
18. März 1943, Reichsgesetzbl. I S. 145), 
wird, wenn der gerichtlichen Feststellung eine 
Klage des verstorbenen Ehegatten vorausge- 
gangen ist, eine feste Gebühr von 40 Deut- 
sche Mark, wenn eine Klage nicht vorausge- 
gangen ist, eine feste Gebühr von 80 Deutsche 
Mark erhoben. 

5. Nachlaß-undTeilungssachen 
§ 100 

unverändert 


§ 101 

unverändert 


§ 102 

unverändert 
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§ 103 

Sicherung des Nachlasses 

(1) Bei der Sicherung eines Nachlasses durch 
Siegelung oder auf andere Weise wird für das 
ganze Verfahren, einschließlich der erforder- 
lichen Anordnungen wegen Aufbewahrung 
und Auslieferung des Nachlasses, die volle Ge- 
bühr erhoben. Die Gebühr wird mit der An- 
ordnung fällig. 

(2) Neben der Gebühr werden die Gebüh- 
ren für die Siegelung, Entsiegelung oder Auf- 
nahme des Vermögensverzeichnisses (§ 52) be- 
sonders erhoben. 


§ 104 

Ermittlung des Er'ben 

Für die Ermittlung von Erben wird auch 
dann, wenn sie nach landesgesetzlichen Vor- 
schriften von Amts wegen stattfindet, keine 
Gebühr erhoben. 

§ 105 

Nachlaßpflegschaften, Gesamtguts- 
verwaltung 

(1) Für eine Nachlaßverwaltung, eine Ge- 
samtgutsverv/altung, eine sonstige Nachlaß- 
pflegschaft oder eine Pflegschaft für einen ab- 
wesenden Beteiligten nach § 88 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit wird die volle Gebühr erhoben. 
Sie wird mit der Anordnung fällig. Maßge- 
bend ist der Wert des von der Verwaltung 
o-der Pflegschaft betroffenen Vermögens. 

(2) Auf die Gebühr wird eine nach § 103 
entstandene Gebühr angerechnet, wenn die 
Nachlaßpflegschaft zur Sicherung des Nach- 
lasses eingeleitet wird. 

(3) Wird der Antrag auf Anordnung einer 
Nachlaß- oder Gesamtgutsverwaltung abge- 
lehnt oder vor Erlaß einer Entscheidung zu- 
rückeenommen, so wird ein Viertel der vollen 
Gebühr von dem Antragsteller erhoben; ist 
der Antrag von einem Gläubiger gestellt, so 
bestimmt sich der Geschäftswert nach der For- 
derung, iedoch nach dem Wert der Masse (Ab- 
satz 1 Satz 3), wenn dieser geringer Ist. 

§ 106 
Erbschein 

(1) Für die Erteilung eines Erbscheins, ein- 
schließlich des vorangegangenen Verfahrens, 
wird die volle Gebühr erhoben. Für die Be- 
urkundung der eidesstattlichen Versicherung 


§ 103 


unverändert 


§ 104 


unverändert 


§ 105 


unverändert 


§ 106 


unverändert 
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wird daneben die Gebühr des § 49 besonders 
erhoiben; sie wird beim Nachlaßgericht ange- 
setzt, auch wenn die Erklärung von einem an- 
deren Gericht aufgenommen ist. 

(2) Maßgebeipid ist der Wert des nach Abzug 
der Nach'laßveribindlichikeiten ver'bleilbenden 
reinen Nachlasses im Zeitpunkt des Erbfalls. 
Wird der Erbschein nur ülber das Erbrecht 
eines Miterben erteilt, so bestimmt sich der 
Wert nach dessen Erbteil, Bei Erteilung eines 
beschränkten Er^bscheins 2369 des Bürger- 
lichen Gesetzlbuchs) ist der Wert der Im Inland 
befindlichen Gegenstände maßgebend. 

(3) Wird ein Erlbschein für einen bestimm- 
ten Zweck gebührenfrei oder zu ermäßigten 
Gdbühren erteilt, so werden die im Absatz 1 
bestimmten Gebühren nacherhoben, wenn von 
dem Erbschein zu einem anderen Zweck Ge- 
brauch gemacht wird. 

§ 107 

Einziehung des Eichscheins 

Für die Einziehung oder Kraftloserklärung 
eines Erbscheins wird die Hälfte der vollen Ge- 
bühr erhoben. § 106 Abs. 2 gilt entsprechend. 
Die Gebühr bleibt außer Ansatz, wenn in dem- 
selben Verfahren ein neuer Erbschein erteilt 
wird. 

§108 

Andere Zeugnisse 

(1) Die Vorschriften über den Erlbschein gel- 
ten entsprechend 

1. für das Zeugnis über die Fortsetzung der 
Gütergemeinschaft nach § 1507 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs; an Stelle des Nach- 
lasses tritt der halbe Wert des Gesamtguts 
der fortgesetzten Gütergemeinschaft; 

2. für das erste Zeugnis über die Ernennung 
eines Testamentsvollstreckers; für jedes 
weitere Zeugnis wird ein Viertel der vollen 
Gebühr erhoben. Der Wert bestimmt sich 
nach § 30 Abs. 2. 

(2) Absatz 1 findet auf Zeugnisse für Samt- 
gutsverwalter, auf Beisitzbescheinigungen 
und ähnliche Zeugnisse des Nachlaßgerichts 
entsprechende Anwendung. 

§ 109 

Feststellung des Erbrechts des Fiskus 

(1) Für das Verfahren zur Feststellung des 
Erbrechts des Fiskus oder der an seine Stelle 
tretenden Körperschaft, Stiftung oder Anstalt 


§ 107 

unverändert 


§ 108 

unverändert 


§ 109 

unverändert 
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des öffentlichen Rechts wird dieselbe Gebühr 
wie für die Erteilung eines Erbscheins erhoben. 

(2) Wird auf Grund der Feststellung ein 
Erbschein erteilt, so wird hierfür eine beson- 
dere Gebühr nicht erhoben. 

5 110 

Beschränkte Zeugnisse, Bescheinigungen 

(1) Ein Viertel der vollen Gebühr bis zum 
Höchstbetrag von 15 Deutsche Mai^k wird er- 
hoben 

1. für die Zeugnisse nach §§ 36, 37 der 
Grundbuchordnung und § 42 der Schiffs- 
registerordnung; 

2. für die nach den Staatsschuldbuchgesetzen 
erforderlichen Bescheinigungen, daß ein 
Rechtsnachfolger von Todes wegen, ein die 
Gütergemeinschaft fortsetzender Ehegatte 
oder ein Testamentsvollstrecker über die 
Buchforderung verfügen kann. 

(2) Maßgefbend ist im Fall des Absatzes 1 
Nr. 1 der Wert des Grundstücks, des Schiffs, 
des Schiffsbauwerks oder des betroffenen 
Rechts, im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 der Be- 
trag der Fordenmg. 

(3) Für die in dem Verfahren abgegebene 
eidesstattliche Versicherung wird die Gebühr 
des § 49 besonders erhoben. 

(4) § 106 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 111 

Erklärungen gegenüber dem Nachlaßgericht 
(1) Ein Viertel der vollen Gebühr wird 
für die Entgegennahme folgender Erklärun- 
gen erhoben: 

1. Ablehnung der fortgesetzten Gütergemein- 
schaft (§ 1484 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs), Verzicht eines anteilsberechtigten 
Abkömmlings (§ 1491 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) oder Aufhebung der fortge- 
setzten Gütergemeinschaft (§ 1492 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

2. Ausschlagung der Erbschaft, Anfechtung 
der Annahme oder Ausschlagung der Erb- 
schaft oder Anfechtung der Versäumung 
der Ausschlagungsfrist (§§ 1945, 1955^ 
1956, § 2308 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs); 

3. Anmeldung von Forderungen im Falle des 
§ 2061 des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

4. Anfechtung eines Testaments oder Erbver- 
trags (S 2081, § 2281 Abs. 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs) ; 


§ 110 

unverändert 


§ 111 

unverändert 
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5. Anzeige des Vorerben oder des Nacherben 
über den Eintritt der Nacherbfolge 
(§ 2146 des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

6. Bestimmung der Person des Testaments- 
vollstreckers oder Ernennung von Mitvoll- 
streckern (§ 2198 Abs. 1 Satz 2 und § 2199 
Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), An- 
nahme oder Ablehnung des Amtes des Te- 
stamentsvollstreckers (§ 2202 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs) sowie Kündigung dieses 
Amtes (§ 2226 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs); 

7. Anzeigen des Verkäufers oder Käufers 
einer Erbschaft über deren Verkauf 
nach § 2384 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
sowie Anzeigen in den Fällen des § 2385 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(2) Bei der Berechnung der Gebühren 
wird, wenn eine vermögensrechtliche Ange- 
legenheit vorliegt, der Wert der Vermögens- 
masse nach Abzug der Schulden zugrunde ge- 
legt; im übrigen ist der Wert nach § 30 Abs. 

2 zu bestimmen. Im Fall des Absatzes 1 
Nr. 3 wird die Gebühr einheitlich nach dem 
Gesamtbetrag der angemeldeten Forderun- 
gen erhoben; Schuldner der Gebühr ist der 
Miterbe, der die Aufforderung erlassen hat. 

Wird im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 die Erb- 
schaft von mehreren neben- oder nacheinan- 
der berufenen Personen gleichzeitig durch 
Erklärung vor dem Nadilaßgericht oder 
durch Einreichung einer Urkunde ausge- 
schlagen, so wird die Gebühr nur einmal 
nach dem Wert der ausgeschlagenen Erbschaft 
erhoben. 

(3) Für die Aufnahme der Anmeldungen 
und Erklärungen werden Gebühren nach § 

38 Abs. 2 besonders erhoben, soweit sie in 
öffentlich beglaubigter Form abzugeben oder 
gerichtlich oder notariell zu beurkunden 
sind; im übrigen Ist die Aufnahme der An- 
meldungen und Erklärungen gebührenfrei. 

§ 112 

unverändert 


§ 112 

Testamentsvollstrecker 

Die Hälfte der vollen Gebühr wird erho- 
ben für die Ernennung oder Entlassung von 
Testamentsvollstreckern und für sonstige an- 
läßlich einer Testamentsvollstreckung zu tref- 
fenden Anordnungen. Der Wert bestimmt 
sich nach § 30 Abs. 2. 
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§ 113 

Nachlaßinventar, Fristbestimmungen 
Die Hälfte der vollen Gebühr wird erho- 
ben 

1. für die Entgegennahme eines Nachlaßin- 
ventars, für die Bestimmung einer Inven- 
tarfrist oder einer neuen Inventarfrist 
und für die Verlängerung der Inventar- 
frist, einschließlich der Anordnung wegen 
Aufnahme des Inventars durch einen No- 
tar oder einen sonstigen zuständigen Be- 
amten; maßgebend ist der Wert des Nach- 
lasses nach Abzug der Schulden; 

2. für die Fristbestimmungen nach § 2151, 
§§ 2153 bis 2155, §§ 2192, 2193 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs. 

§ 114 

Gebührenfreie Erledigung in den Fällen 
der §§ 111 bis 113 

Die in den §§ 111 bis 113 aufgeführten 
Verrichtungen bleiben gebührenfrei, wenn sie 
im Zusammenhang mit einem anderen nach 
den Vorschriften dieses Unterabschnitts ge- 
bührenpflichtigen Verfahren stehen. 

§ 115 

Gerichtlidie Vermittlung der Auseinander- 
setzung 

(1) Für die gerichtliche Vermittlung der 
Auseinandersetzung eines Nachlasses oder des 
Gesamtguts einer Gütergemeinschaft, ein- 
schließlich des vorangegangenen Verfahrens, 
wird das Vierfache der vollen Gebühr erho- 
ben. Die Gebühr ermäßigt sich 

1. auf das Doppelte der vollen Gebühr, wenn 
das Verfahren ohne Bestätigung der Aus- 
einandersetzung abgeschlossen wird, 

2. auf die Hälfte der vollen Gebühr, wenn 
sich das Verfahren vor Eintritt in die Ver- 
handlung durch Zurücknahme oder auf 
andere Weise erledigt. 

Die Vorschriften des § 59 gelten entspre- 
chend. 

(2) Wird mit einem Dritten vor dem Tei- 
lungsgericht zum Zweck der Auseinanderset- 
zung ein Vertrag geschlossen, so wird von 
dem Dritten die Hälfte der nach dem Beur- 
kundungsabschnitt zu berechnenden Gebühr 
erhoben. 

(3) Für die Beurkundung einer vertrags- 
mäßigen Auseinandersetzung, für die Auf- 
nahme von Vermögensverzeichnissen und 


§ 113 


unverändert 


§ 114 


unverändert 


§ 115 


unverändert 
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Sdiätzungen sowie für Versteigerungen wer- 
den die Gebühren nach Maßgabe des Beur- 
kundungsabschnitts besonders erhoben. 

(4) Wird die Vermittlung der Auseinander- 
setzung einem Notar übertragen, so wird 
je die Hälfte der vollen Gebühr erhoben 

1. für das gerichtlidie Verfahren, einschließ- 

lidi der Anordnung von Beweisaufnahmen, 

2. für die Bestätigung der Auseinanderset- 
zung. 

(5) Die Gebühr bestimmt sich nach dem 
Wert der den Gegenstand der Auseinander- 
setzung bildenden Vermögensmasse. Dabei 
werden die Werte mehrerer Massen, die in 
demselben Verfahren auseinandergesetzt 
werden, zusammengerechnet. Trifft die Aus- 
einandersetzung des Gesamtguts einer Güter- 
gemeinschaft mit der Auseinandersetzung 
des Nachlasses eines Ehegatten zusammen, so 
wird die Gebühr einheitlidi nadi dem zusam- 
mengerechneten Wert des Gesamtguts und 
des übrigen Nachlasses erhoben. 

(6) Für die Kosten des Verfahrens (Ab- 
sätze 1 und 4) haften die Anteilsberechtig- 
ten als Gesamtschuldner. 

§ 116 

Vererbung einer Heimstätte 

(1) Für das bei Vererbung einer Fleim- 
stätte im § 40 der Verordnung zur Ausfüh- 
rung des Reidisheimstättengcsetzes vom 19. 

JuÜ 1940 (Reidisgesetzbl. I S. 1027) vorge- 
sehene Verfahren vor dem Nachlaßgericht 
wird ein Viertel der vollen Gebühr nadi dem 
Wert der Heimstätte (§31 der Verordnung) 
erhoben. Führt das Nachlaßgericht die Eini- 
gung der Beteiligten über die Heimstätten- 
folgc herbei (§ 26 Nr. 3 der Verordnung), 
so erhöht sich die Gebühr auf die Hälfte 
der vollen Gebühr; mit der Gebühr ist auch 
die Aufnahme der Einigungserklärungen 
durch das Nachlaßgericht abgegolten. 

(2) Für das Zeugnis des Nachlaßgerichts 
zum Nachweis der Heimstättenfolge (§ 29 
Abs. 2 und § 34 der Verordnung) wird die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben. Schuld- 
ner der Gebühr ist der Heimstättenfolger. 

Wird ein Erbschein erteilt, so ist die Gebühr 
für das Zeugnis auf die Gebühr für den Erb- 
schein anzurechnen. 

(3) Für die Aufnahme der dem Nachlaß- 
gericht gegenüber abzugebenden Erklärun- 
gen werden Gebühren nach § 38 Abs. 2 be- 


§ 116 

unverändert 
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sonders erhoben, soweit sie in öffentlich be- 
glaubigter Form abzugeben sind. Im übrigen 
ist die Aufnahme von Erklärungen durch 
die Gebühr des Absatzes 1 abgegolten. 

(4) Die Gebührenermäßigung nach § 35 des 
Reichsheimstättengesetzes vom 25. November 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1291) bleibt un- 
berührt. 

6. Sonstige Angelegenheiten 
§ 117 

Genehmigung und Beaufsichtigung von 
Stiftungen 

(1) Für die Genehmigung einer Familien- 
stiftung wird die volle Gebühr erhoben. 

(2) Für die Aufsicht über Stiftungen oder 
deren Verwaltung wird für jedes angefan- 
gene Kalenderjahr die volle Gebühr erhoben. 
Die Gebühr wird zu Beginn jedes Zeitab- 
schnitts im voraus fällig. Sie kann in ein- 
fach liegenden Fällen nach Ermessen des Ge- 
richts bis auf ein Viertel der vollen Gebühr 
ermäßigt werden. 

(3) Die Gebühr bestimmt sich nach dem 
Wert des Stiftungsvermögens nach Abzug 
der Schulden. 


S 118 

Ordnungsstrafverfahren 

(1) In einem Ordnungsstrafverfahren nach 
den §§ 132 bis 139, § 159 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit wird in jedem Rechtszug das 
Dreifache der vollen Gebühr erhoben 

1. für die Festsetzung der Ordnungsstrafe; 

2. für die Verwerfung des Einspruchs. 

(2) Die Gebühr wird nach dem festgesetz- 
ten oder angedrohten Betrag der Ordnungs- 
strafe berechnet; sie darf den Betrag der 
Ordnungstrafe nicht übersteigen. 

(3) Jede Wiederholung der Ordnungsstrafe 
gilt als ein besonderes Verfahren. 

(4) Für die Androhung von Strafen wer- 
den Gebühren nicht erhoben. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 
gelten in anderen Fällen der Festsetzung von 
Ordnungsstrafen entsprechend. Sie gelten 
auch für die Festsetzung von Ordnungsstra- 
fen gegen Vormünder (Pfleger, Beistände). 
Sie gelten nicht für die Festsetzung von Orcl- 
nungsstrafen gegen Zeugen und Sachverstän- 
dige. 


6. Sonstige Angelegenheiten 
§ 117 

unverändert 


S 118 


unverändert 
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§ 119 

Ernennung von Sachverständigen, Bestellung 
eines Verwahrers, Verkauf oder Hinterlegung 
von Pfändern 

Die volle Gebühr wird erhoben 

1. für die Ernennung und Beeidigung von 
Sachverständigen zur Feststellung des Zu- 
stands oder Werts von Sachen; wird ge- 
richtlich Beweis erhoben, so werden da- 
neben die Gebühren nach § 49 Abs. 1 und 
§ 50 Abs. 1 Nr. 4 erhoben; 

2. für die Bestellung eines Verwahrers nach 
den §§ 432, 1217, 1281, 2039 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs, einschließlich der Ent- 
scheidung über seine Vergütung; 

3. für Anordnungen des Gerichts über den 
Verkauf oder die Hinterlegung von Pfän- 
dern und anderen Gegenständen. 

§ 120 

Ernennung und Abberufung von Vorstands- 
mitgliedern usw. 

Soweit nicht in diesem Gesetz oder in son- 
stigen bundesrechtlichen Vorschriften ein an- 
deres bestimmt ist, wird das Doppelte der 
vollen Gebühr erhoben für die Erledigung 
der im Bürgerlichen Gesetzbuch in dem Titel 
„Juristische Personen“, im Aktiengesetz, im 
Genossenschaftsgesetz oder im Gesetz, be- 
treffend die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, den Gerichten zugewiesenen An- 
gelegenheiten (Ernennung und Abberufung 
von Vorstandsmitgliedern und Liquidatoren, 
Ernennung von Revisoren, Ermächtigung zur 
Berufung einer Hauptversammlung oder 
Generalversammlung oder zur Einsicht von 
Büchern) sowie für Entscheidungen und An- 
ordnungen ähnlicher Art. 

§ 121 

Bestellung eines Vertreters des Grundstücks- 
oder Schiffseigentümers, Zustellung von 
Willenserklärungen, Kraftloserklärung von 
Vollmachten 

(1) Die Hälfte der vollen Gebühr wird er- 
hoben 

1. für die Bestellung eines Vertreters des 
Grundstückseigentümers oder des Schiffs- 
eigentümers nach § 1141 Abs. 2 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs und § 42 Abs. 2 des 
Gesetzes über Rechte an eingetragenen 
Schiffen und Schiffsbau werken vom 15. 
November 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1499); 


§ 119 

unverändert 


§ 120 

unverändert 


§ 121 

unverändert 
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2. für die Bewilligung der öffentlichen Zu- 
stellung einer Willenserklärung nach § 132 

Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 

3. für die Bewilligung der Kraftloserklärung 

von Vollmachten nach § 176 Abs. 2 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(2) Der Wert bestimmt sich nach § 30 
Abs. 2. 

§ 122 
Dispache 

(1) Für die Bestellung eines Dispacheurs, 
einschließlich der Bestimmung seiner Ver- 
gütung, und für die Entscheidung über seine 
Verpflichtung zu der von Ihm abgelehnten 
Aufmachung der Dispache wird Insgesamt 
die volle Gebühr erhoben. Maßgebend für 
die Gebühr ist der Betrag des Havariescha- 
dens und, wenn der Wert des Geretteten an 
Schiff, Fracht und Ladung geringer Ist, dieser 
geringere Wert. 

(2) Für die Verhandlung über die Dispa- 
che, einschließlich der Bestätigung, wird eben- 
falls die volle Gebühr erhoben. Maßgebend 
Ist die Summe der Anteile, die die an der 
Verhandlung Beteiligten an dem Schaden zu 
tragen haben. Wird die Dispache bestätigt, 
so haften die an dem Verfahren Beteiligten 
für die Kosten als Gesamtschuldner. 

§ 123 

Offenbarungseid 

(1) Für die Verhandlung In dem Termin 
zur Abnahme eines Offenbarungseides nach 
den §§ 259, 260, 2006, § 2028 Abs. 2, § 2057 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs und nach § 83 
Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenhei- 
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird die 
volle Gebühr erhoben, auch wenn die Eides- 
leistung unterbleibt. 

(2) Erledigt sich das Verfahren vor Ein- 
tritt In die Verhandlung infolge Zurück- 
nahme des Antrags oder in anderer Weise, 
so ermäßigt sich die Gebühr entsprechend den 
Vorschriften des § 129. 

§ 124 

Verteilungsverfahren bei Enteignungen 
und dgl. 

(1) Soweit bei der Enteignung, bei 
der Flurbereinigung, bei der Beschädigung 
von Grundstücken durch Bergbau oder in 


§ 

u n V e ] 


§ 

u n V e ] 


§ 

u n V e ] 


122 

ändert 


123 

ändert 


124 

ändert 


294 



Entwurf 

ähnlichen Fällen ein Verteilungsverfahren 
vorgesehen ist, wird dafür das Doppelte der 
vollen Gebühr nach dem zu verteilenden 
Gesamtbetrag erhoben. 

(2) Wird der Antrag auf Eröffnung des 
Verfahrens zurückgewiesen oder wird der 
Antrag vor Eröffnung des Verfahrens zu- 
rückgenommen, so bemißt sich die nach 
§ 129 zu erhebende Gebühr nach dem zu ver- 
teilenden Gesamtbetrag und, wenn ein Be- 
rechtigter den Antrag gestellt hat, nach dem 
von ihm beanspruchten Betrag, falls er ge- 
ringer ist als der Gesamtbetrag. 

§ 125 

Kapitalkreditbeschaffung für landwirtschaft- 
liche Pächter 

(1) Für die Niederlegung des Verpfän- 
dungsvertrags nach dem Pachtkreditgesetz 
vom 5. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 
494) einschließlich der Erteilung einer Be- 
scheinigung über die erfolgte Niederlegung 
wird die Hälfte der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Ein Viertel der vollen Gebühr wird er- 
hoben 

1. für die Entgegennahme der Anzeige über 
die Abtretung der pfandgesicherten For- 
derung; 

2. für die Herausgabe des Verpfändungsver- 
trags. 

(3) Für die Erteilung einer beglaubigten 
Abschrift des Verpfändungsvertrags sowie 
einer Bescheinigung an den Pächter, daß ein 
Verpfändungsvertrag bei dem Amtsgericht 
nicht niedergelegt ist, werden 3 bis 25 Deut- 
sche Mark erhoben. Für Abschriften werden 
daneben die erwachsenen Schreibgebühren 
angesetzt. 

(4) Für die Niederlegung einer Vereinba- 
rung des Pächters und des Pfandgläubigers, 
durch welche die Erstreckung des Pfandrechts 
auf die nach seiner Entstehung vom Pächter 
erworbenen Inventarstücke ausgeschlossen 
wird, sowie für die Gestattung der Einsicht 
in die bei dem Amtsgericht niedergelegten 
Verpfändungsverträge werden Gebühren 
nicht erhoben. 

§ 126 

Personenstandsangelegenheiten 

(1) Auf die Familienregister sowie auf die 
bei den Gerichten aufbewahrten Standes- 
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§ 125 

unverändert 


§ 126 

Personenstandsangelegenheiten 

(1) Für die Familienregister sowie für die 
bei den Gerichten aufbewahrten Standes- 
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register und Kirchenbüdaer finden die Vor- 
schriften der §§ 112, 113 der Ersten Verord- 
nung zur Ausführung des Personenstandsge- 
setzes entsprechende Anwendung, 

(2) Im übrigen werden in Personenstands- 
angelegenheiten für die Zurückweisung von 
Anträgen auf eine gerichtliche Anordnung 
sowie für die Verwerfung oder Zurückwei- 
sung einer Beschwerde gegen eine gerichtliche 
Entscheidung die in den §§ 129 und 130 be- 
stimmten Gebühren erhoben. 

§ 127 

Todeserklärung und Feststellung der 
Todeszeit 

(1) Das Doppelte der vollen Gebühr wird 
erhoben für 

a) die Todeserklärung, 

b) die Feststellung der Todeszeit, 

c) die Aufhebung oder Änderung der To- 
deserklärung oder die Feststellung der 
Todeszeit. 

(2) Wird ein Aufgebotsverfahren in ein 
Verfahren zur Feststellung der Todeszeit 
übergeleitet, so ist es für die Gebührenbe- 
rechnung als ein einheitliches Verfahren zu 
behandeln. 

(3) Der Geschäftswert bestimmt sich nach 
§ 30 Abs. 2. 

7. Ergänzende G e b ü h r e n v o r - 
Schriften für Anträge, 
Beschwerden u s w. 

S 128 

Gesuche, Anträge 

Gesuche und Anträge werden, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, gelbührenfrei auf genom- 
men. 

S 129 

Zurückweisung und Zurücknahme von 
Anträgen 

(1) Wird in Fällen, in denen das Gericht nur 
auf Antrag tätig wird, ein Antrag zurückge- 
wiesen, so wird, soweit nichts anderes be- 
stimmt ist, die Hälfte der vollen Gebühr, 
höchstens jedoch ein Betrag von 60 Deutsche 
Mark erhoben. 

(2) Wird ein Antrag zurückgenommen, be- 
vor über ihn eine Entscheidung ergangen ist 
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register und Kirchenbücher gelten die Kosten- 
vorsdhriften für die Amtstätigkeit des Stan- 
desbeamten entsprechend. 

(2) unverändert 


§ 127 

unverändert 


7. Ergänzende Gebührenvor- 
schriften für Anträge, 
Beschwerden usw. 

S 128 

unverändert 


§ 129 

unverändert 
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oder die beantragte Handlung stattgefunden 
hat, so wird, soweit nidits anderes bestimmt 
ist, ein Viertel der vollen Gebühr, höchstens 
jedoch ein Betrag von 30 Deutsche Mark er- 
hoben. 

(3) Der für die beantragte Verhandlung 
oder Entscheidung bestimmte Gebührensatz 
darf nicht überschritten werden. 

(4) Im Fall einer teilweisen Zurückweisung 
oder Zurücknahme ist die Gebühr nach dem 
Wert des zurückgewiesenen oder zurückge- 
nommenen Teils, jedoch nur insoweit zu er- 
heben, als die Gebühr für die Erledigung des 
ganzen Antrags die Gebühr für die teilweise 
Erledigung übersteigt. 

(5) Bei Zurückweisung oder Zurücknahme 
eines Antrags kann von der Erhebung von 
Kosten abgesehen werden, wenn der Antrag 
auf unverschuldeter Unkenntnis der tatsäch- 
lichen oder rechtlichen Verhältnisse beruht. 
§ 16 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§130 

Beschwerden, Anrufung des Gerichts gegen 
Entscheidungen anderer Behörden oder 
Dienststellen 

(1) Für das Verfahren über Beschwerden 
wird, soweit nichts anderes bestimmt ist, er- 
hoben 

1. in den Fällen der Verwerfung oder Zu- 
rückweisung die Hälfte der vollen Gebühr; 


2. in den Fällen der Zurücknahme ein Vier- 
tel der vollen Gebühr; betrifft die Zurück- 
nahme nur einen Teil des Beschwerde- 
gegenstandes, so ist die Gebühr nur inso- 
weit zu erheben, als sich die Beschwerde- 
gebühr erhöht haben würde, wenn die 
Entscheidung auf den zurückgenommenen 
Teil erstreckt worden wäre. 


Im übrigen ist das Beschwerdeverfahren ge- 
bührenfrei. 

(2) Der Wert ist in allen Fällen nach § 30 zu 
bestimmen. 

(3) Pvichtet sich die Beschwerde gegen eine 
Entscheidung des Vormundschaftsgerichts und 
ist sie von dem unter elterlicher Gewalt ste- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 130 

Beschwerden, Anrufung des Gerichts gegen 

Entscheidungen anderer Behörden oder 
Dienststelle!! 

(1) Für das Verfahren über Beschwerden 
wird, soweit nichts anderes bestimmt ist, er- 
hoben 

1. in den Fällen der Verwerfung oder Zu- 
rückweisung die Hälfte der vollen Gebühr; 
bei Beschwerden gegen die im § 99 a 
bezeichneten Entscheidungen jedodi eine 
feste Gebühr von 40 Deutsche Mark; 

2. in den Fällen der Zurücknahme ein Vier- 
tel der vollen Gebühr, bei Beschwerden 
gegen die im § 99 a bezeichneten Ent- 
scheidungen jedoch eine feste Gebühr 
von 15 Deutsche Mark; betrifft die Zu- 
rücknahme nur einen Teil des Be- 
schwerdegegenstandes, so ist die Gebühr 
nur insoweit zu erheben, als sich die Be- 
schwerdegebühr erhöht haben würde, 
wenn die Entscheidung auf den zurück- 
genommenen Teil erstreckt worden wäre. 

Im übrigen ist das Beschwerdeverfahren ge- 
bührenfrei. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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henden Kind, dem Mündel oder dem Pflege- 
befohlenen oder im Interesse dieser Personen 
eingelegt, so Ist sie in jedem Fall gebührenfrei. 

(4) Werden Angelegenheiten der in diesem ( 4 ) unverändert 

Abschnitt bezeichneten Art von anderen Be- 
hörden oder Stellen, Insbesondere von Nota- 
ren, erledigt und ist in diesen Fällen eine An- 
rufung des Gerichts vorgesehen, so steht diese 

hinsichtlich der Gebühren einer Beschwerde 
gleich. Dies gilt nicht bei Anträgen auf Ände- 
rung von Entscheidungen des ersuchten oder 
beauftragten Richters oder des Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle. Es gilt ferner 
nicht, wenn nach einem Verwaltungsverfahren 
der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ge- 
stellt wird. 

(5) Auslagen, die durch eine für begründet (5) unverändert 

befundene Beschwerde entstanden sind, wer- 
den nicht erhoben, soweit das Beschwerdever- 
fahren gemäß Absatz 1 Satz 2 gebührenfrei ist. 


§ 131 

Beglaubigte Abschriften 

Soweit nichts anderes bestimmt Ist, wird bei 
der Erteilung beglaubigter Abschriften der 
vom Gericht erlassenen Entscheidungen sowie 
der von ihm aufgenommenen oder in Ur- 
schrift in seiner dauernden Verwahrung be- 
findlichen Urkunden eine Beglaubigungs- 
gebühr nicht erhoben. 


§132 

Vollstreckbare Ausfertigungen 

Für die Erteilung vollstreckbarer Ausferti- 
gungen von gerichtlichen oder notariellen Ur- 
kunden wird die Hälfte der vollen Gebühr er- 
hoben, wenn der Eintritt einer Tatsache oder 
einer Rechtsnachfolge zu prüfen ist (§§ 726 
bis 729 der Zivilprozeßordnung) oder es sich 
um die Erteilung einer weiteren vollstreck- 
baren Ausfertigung handelt. Das gleiche gilt 
im Fall der Erteilung vollstreckbarer Ausferti- 
gungen einer bestätigten Auseinandersetzung 
sowie in ähnlichen Fällen. 

§133 

V ollstredkungshandlungen 

Für die Vornahme von gerichtlichen Voll- 
streckungshandlungen in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit werden, soweit 


§ 131 

unverändert 


§ 132 

unverändert 


§ 133 

unverändert 
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nidits anderes bestimmt ist, die für solche 
Handlungen im Gerichtskostengesetz vorge- 
sehenen Gebühren erhoben. 

§134 

Reditskraftzeugnlsse, Kostenfestsetzung 

Für die Erteilung von Rechtskraftzeugnis- 
sen und für die gerichtliche Festsetzung der 
einem Beteiligten zu erstattenden Kosten wer- 
den Gebühren nicht erhoben. 


DRITTER ABSCHNITT 
Auslagen 

§ 135 

S chreibgeb ühren 

(1) Als Auslagen werden Schreibgebühren 

erhoben für 

1. Ausfertigungen und Abschriften, die auf 
Antrag erteilt werden; 

2. Ausfertigungen und Abschriften, die ange- 
fertigt werden müssen, weil zu den Akten 
gegebene Urkunden, von denen eine Ab- 
schrift zurückbehalten werden muß, zu- 
rückgefordert werden; in diesem Fall wird 
die bei den Akten zurückbehaltene Ab- 
schrift gebührenfrei ibetglaubigt; 

3. Ausfertigungen und Abschriften jeder Art, 
wenn sachliche oder persönliche Gebüh- 
renfreiheit gewährt ist; Absatz 2 bleibt un- 
berührt. 

(2) Schreibgebühren werden nicht erhoben 

1. bei Beurkundungen von Verträgen für 
zwei Ausfertigungen oder Abschriften, bei 
sonstigen Beurkundungen für eine Ausfer- 
tigung oder Abschrift; 

2. für die erste einem Beteiligten erteilte Aus- 
fertigung oder Abschrift jeder gerichtlichen 
Entscheidung oder jedes vor Gericht abge- 
schlossenen Vergleichs; dies gilt für die 
erste vollständige Ausfertigung oder Ab- 
schrift auch dann, wenn eine Ausfertigung 
unter Weglassung der Entscheidungsgründe 
bereits erteilt worden ist, ohne daß Schreib- 
gebühren erhoben worden sind. 
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§ 134 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Auslagen 

§ 135 

Schreibgebühren 
(1) unverändert 


(2) unverändert 
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(3) Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, 
die 28 Zeilen von durchschnittlich 15 Silben 
enthält, 50 Deutsche Pfennig, auch wenn die 
Herstellung auf mechanischem Wege (Druck, 
Lichtbild usw.) stattgefunden hat. Jede ange- 
fangene Seite wird als voll gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt sind, wird die doppelte 
Schreibgebühr erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer Form, 
Grundbuchblätter, Registerblätter, Verzeich- 
nisse, Listen, Redinungen, Zeichnungen und 
dgl. wird die Schreibgebühr nach dem Zeit- 
aufwand berechnet, der bei durchsdinittlioher 
Arbeitsleistung zur Herstellung benö tilgt 
wird. Sie beträgt für jede angefangene Fiinf- 
telstunde 50 Deutsche Pfennig. 

(6) Werden von Schriftstücken der in den 
Absätzen 4 und 5 genannten Art Abschriften 
durch Ablichtung hergestellt, so werden für 
jede Seite ohne Rücksicht auf Zeilen- und Sil- 
benzahl 50 Deutsche Pfennig, bei größerem 
Format als DIN B 4 eine Deutsche Mark er- 
hoben. 

(7) Aufwendungen für die besondere Aus- 
stattung einer Urkunde (Verwendung beson- 
deren Papiers und dgl.) sind in jedem Fall zu 
erheben. 

(8) Der Bundesminister der Justiz wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordriung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates für oestlmmte 
Arten von Fällen zur Vermeidung von Unbil- 
ligkeiten die Schreibgebühren niedriger fest- 
zusetzen. 

§ 136 

Sonstige Auslagen 

Als Auslagen werden ferner erhoben 

1. Telegrafen- und Fernschreibgebühren; 

2. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenen Postgebühren; 

3. die nach dem Gesetz über die Entschädi- 
gung von Zeugen und Sachverständigen 
zu zahlenden Beträge sowie die an Ur- 
kundszeugen zu zahlenden Vergütungen; 
erhält ein Sachverständiger für die Sach- 
verständigentätigkeit aus der Bundes- 
oder Landeskasse eine laufende, nicht auf 
den Einzelfall abgestellte Vergütung, so 
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(3) Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, 
die 28 Zeilen von durchschnittlich 15 Silben 
enthält, 50 Deutsche Pfennig, auch wenn die 
Herstellung auf mechanischem Wege (ausge* 
nommen durch Ablichtung) stattgefunden 
hat. Jede angefangene Seite wird als voll 
gerechnet. 

(4) unverändert 


(5) Für Schriftstücke in tabellarischer Form, 
Grundbuchblätter, Registerblätter, Verzeich- 
nisse, Listen, Rechnungen, Zeichnungen und 
dgl. wird die Schreibgebühr nach dem Zeit- 
aufwand berechnet, der bei durchschnittlicher 
Arbeitsleistung zur Herstellung benötigt 
wird. Sie beträgt für jede angefangene Vier- 
telstunde 60 Deutsche Pfennig. 

(6) Werden Abschriften durch Ablichtung 
hergestellt, so werden für jede Seite ohne 
Rücksicht auf Zeilen- und Silbenzahl 50 Deut- 
sche Pfennig, bei größerem Format als DIN 
B 4 eine Deutsche Mark erhoben. 


(7) unverändert 


(8) unverändert 


§ 136 

unverändert 
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ist der Betrag zu erheben, der nach dem 
Gesetz über die Entschädigung von Zeu- 
gen und Sachverständigen zu zahlen wäre; 

4. die bei Geschäften außerhalb der Ge- 
richtsstelle den Gerichtspersonen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften gewähr- 
ten Vergütungen (Reiisekostenvergütung, 
Auslagenersatz) und die Kosten für die 
Bereitstellung von Räumen; 

5. die Beträge, die anderen in- oder auslän- 
dischen Behörden, öffentlichen Einrich- 
tungen oder Beamten zustehen, und zwar 
auch dann, wenn die Kasse des Gerichts 
aus Gründen der Gegenseitigkeit, der 
Verwaltungsvereinfachung und dgl. an die 
Behörden, Einrichtungen oder Beamten 
keine Zahlungen zu leisten hat; 

6. die an Rechtsanwälte zu zahlenden Be- 
träge; 

7. Rechnungsgebühren (§ 138); 

8. die Kosten einer Beförderung von Perso- 
nen sowie Beträge, die mittellosen Per- 
sonen für die Reise zum Ort einer Ver- 
handlung, Vernehmung oder Unter- 
suchung und für die Rückreise gev/ährt 
werden; 

9. die Kosten der Beförderung von Tieren 
und Sachen, mit Ausnahme der hierbei er- 
wachsenen Postgebühren, der Verwahrung 
von Sachen sowie der Verwahrung und 
Fütterung von Tieren; 

10. die Kosten der Beugehaft in Höhe der 
für die Strafhaft geltenden Sätze, die 
Kosten einer sonstigen Haft nur dann, 
wenn sie nach den für die Strafhaft gel- 
tenden Vorschriften zu erheben waren. 


§ 137 

Vornahme mehrerer Geschäfte auf derselben 
Reise 

Sind die im § 136 Nr. 4 bezeichneten Auf- 
wendungen durch mehrere Geschäfte veran- 
laßt, so werden sie auf die mehreren Ge- 
schäfte unter Berücksichtigung der Entfer- 
nung und der auf die einzelnen Gesdiäfte 
verwendeten Zeit angemessen verteilt. Jeder 
Zahlungspflichtige haftet jedoch gegenüber 
der Staatskasse ohne Rücksicht auf diese Ver- 
teilung für die Auslagen, die bei gesonderter 
Erledigung des Geschäfts entstanden wären. 


§ 137 

unverändert 
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§ 138 

Rechnungsgebühren 

(1) Für Rechnungsarbeiten, die durch einen 
dafür besonders bestellten Beamten oder An- 
gestellten (Rechnungsibeamten) vorgenommen 
werden, sind als Auslagen Rechnungsgebüh- 
ren zu erheben, die nach dem für die Arbeit 
erforderlichen Zeitaufwand bemessen wer- 
den, Sie betragen 4 Deutsche Mark für die 
Stunde; die letzte, bereits begonnene Stunde 
wird voll gerechnet. 

(2) In Vormundschafts- und Pflegschafts- 
sachen werden unbeschadet der Vorschrift des 
§ 96 für die Prüfung eingereichter Rechnun- 
gen Rechnungsgebühren nur erhoben, wenn 
die nachgewiesenen Bruttoeinnahmen mehr 
als 2000 Deutsche Mark für das Jahr betra- 
gen. Einnahmen aus dem Verkauf von Ver- 
mögensstücken rechnen nicht mit. 

(3) Die Rechnungsgebühren setzt das Ge- 
richt, das den Rechnungsbeamten beauftragt 
hat, von Amts wegen fest. § 14 Abs. 2 Satz 2, 
3 und 4, Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. Be- 
schwerdeberechtigt sind die Staatskasse und 
derjenige, der für die Rechnungsgebühren als 
Kostenschuldner in Anspruch genommen 
worden ist. 


ZWEITER TEIL 

Kosten der Notare 

§ 139 

Verbot der Gebührenvereinbarung 

Die Kosten der Notare bestimmen sich, so- 
weit bundesrechtlich nichts anderes vorge- 
schrieben ist, ausschließlich nadi diesem Ge- 
setz. Vereinbarungen über die Höhe der 
Kosten sind unwirksam. 


§ 140 

Anwendung fdes Ersten Teils 

Für die Kosten der Notare gelten die Vor- 
schriften des Ersten Teils dieses Gesetzes ent- 
sprechend, soweit in den nachstehenden Vor- 
schriften nichts anderes bestimmt ist. 


§ 138 

unverändert 


ZWEITER TEIL 

Kosten der Notare 

§ 139 

unverändert 


§ 140 

unverändert 
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§ 141 

Entscheidung idurch das Amtsgericht in 
Baden-Württemberg 

Soweit im Lande Baden-Württemberg die 
Gebühren für die Tätigkeit des Notars -der 
Staatskasse zufließen, entscheidet in den Fäl- 
len des § 14 Abs. 2 und des § 31 (Erinnerung 
gegen den Kostenansatz, Festsetzung des Ge- 
schäftswerts) das Amtsgericht, in dessen Be- 
zirk der Notar (Bezirksnotar) seinen Amts- 
sitz hat. 

§ 142 

Nichtanwendung des Ersten Teils 

Fließen die Gebühren für die Tätigkeit des 
Notars diesem selbst zu, so finden die folgen- 
den Vorschriften des Ersten Teils keine An- 
wendung: 

§ 14 (Kostenansatz, Erinnerung, Be- 
schwerde), 

§ 15 (Nachforderung), 

§ 16 Abs. 2 (Entscheidung über die Nidit- 
erhebung von Kosten), 

§ 17 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 (Verjährung), 

§ 31 (Festsetzung des Geschäftswerts), 

§ 136 Nr. 7, § 138 (Rechnungsgebühren). 

§ 143 

Anwendung von Kostenbefreiungs- 
vorschriften 

(1) Soweit in den Absätzen 2 bis 5 nichts 
anderes bestimmt ist, gelten bundes- oder 
landesrechtliche Vorschriften, die Gebühren- 
oder Auslagenbefreiung gewähren, nicht für 
den Notar, dem die Gebühren für seine 
Tätigkeit selbst zufließen. 

(2) Die im § 28 der Verordnung über die 
Fürsorgepflicht in der Fassung des Fünften 
Teils, Kapitel VIII der Zweiten Notverord- 
nung vom 5. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 279) bestimmte Gebührenfreiheit gilt auch 
für den Notar, wenn die Notare am Ort der 
Amtshandlung für das Amtsgeschäft aus- 
schließlich zuständig sind. 

(3) Ist am Ort der Amtshandlung durch 
Bundes- oder Landesrecht sachliche Gebüh- 
renbefreiung gewährt, so kann der Notar, 
dem die Gebühren für seine Tätigkeit selbst 
zufließen, die in den §§ 36 bis 59, §§ 71, 132, 
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§ 141 

unverändert 


S 142 

unverändert 


§ 143 

Anwendung von Kostenbefreiungs- 
vorschriften 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Ist am Ort der Amtshandlung durch 
Bundes- oder Landesrecht sachliche Gebüh- 
renbefreiung gewährt, so kann der Notar, 
dem die Gebühren für seine Tätigkeit selbst 
zufließen, die in den §§ 36 bis 59, §§ 71, 132, 
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144, 148 bestimmten Gebühren um 80 vom 
Hundert ermäßigen; § 33 bleibt unberührt. 
Bei persönlicher Gebührenfreiheit gilt das 
gleiche gegenüber dem befreiten Kosten- 
sdiuldner; auf andere Beteiligte, die mit dem 
Befreiten als Gesamtschuldner haften, er- 
streckt sich die in Satz 1 vorgesehene Ermäßi- 
gung insoweit, als sie von dem Befreiten auf 
Grund gesetzlicher Vorschrift Erstattung ver- 
langen können. 

(4) Die im Absatz 3 vorgesehene Ermäßi- 
gung tritt ohne weiteres ein, wenn am Ort 
der Amtshandlung die Notare für Beurkun- 
dungen ausschliießlich zuständig sind. 

(5) Wird nur die nach Absatz 3 oder 4 er- 
mäßigte Gebühr erhoben, so sind bei der Be- 
urkundung Schreibgebühren für alle Ausfer- 
tigungen und AbsAriften der Verhandlung 
zu entrichten. Bei persönlicher Gebührenfrei- 
heit gilt dies nicht, wenn einer der Beteiligten 
die vollen Gebühren zu entrichten hat. 

§ 144 
Entwürfe 

(1) Fertigt der Notar auf Erfordern nur 
den Entwurf einer Urkunde, so wird die für 
die Beurkundung bestimmte Gebühr er- 
hoben. Nimmt der Notar demnächst auf 
Grund des Entwurfs eine oder mehrere Be- 
urkundungen vor, so wird die Entwurfsge- 
bühr auf die Beurkundungsgebühren in der 
Reihenfolge ihrer Entstehung angerechnet. 
Beglaubigt der Notar demnächst unter einer 
von ihm entworfenen Urkunde Unterschrif- 
ten oder Handzeichen, so wird für die erste 
Beglaubigung eine Gebühr nicht erhoben, für 
weitere gesonderte Beglaubigungen werden 
die Gebühren besonders erhoben. 

(2) Fertigt der Notar über ein Rechtsge- 
schäft, das der behördlichen Nachprüfung 
unterliegt, im Einverständnis mit den Betei- 
ligten einen Entwurf zur Vorlegung bei einer 
Behörde, kommt das Rechtsgeschäft jedoch 
auf Grund der behördlichen Maßnahme nicht 
zustande, so wird die Hälfte der für die Be- 
urkundung bestimmten Gebühr, mindestens 
aber eine volle Gebühr, erhoben; jedoch wird 
die für die Beurkundung bestimmte Gebühr 
erhoben, wenn sie geringer ist als eine volle 
Gebühr. 

(3) Die im Absatz 2 bestimmte Gebühr 
wird auch erhoben, wenn der Notar auf Er- 
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144, 147 bestimmten Gebühren um 80 vom 
Hundert ermäßigen; § 33 bleibt unberührt. 
Bei persönlicher Gebührenfreiheit gilt das 
gleiche gegenüber dem befreiten Kosten- 
schuldner; auf andere Beteiligte, die mit dem 
Befreiten als Gesamtschuldner haften, er- 
streckt sich die in Satz 1 vorgesehene Ermäßi- 
gung insoweit, als sie von dem Befreiten auf 
Grund gesetzlicher Vorschrift Erstattung ver- 
langen können. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 


§ 144 

unverändert 
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fordern den Entwurf einer Urkunde für ein 
Rechtsgeschäft, das der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung bedarf, aushändigt, 
die Beurkundung aber infolge Zurücknahme 
des Auftrags oder aus ähnlichen Gründen 
unterbleibt. Daneben werden die im § 57 
und im § 129 Abs. 2 bestimmten Gebühren 
nicht erhoben. 


§ 145 

Vollzug des Geschäftes 

(1) Bei Grundstücksveräußerungen erhält 
der Notar neben der Beurkundungs- oder 
Entwurfsgebühr die Hälfte der vollen Ge- 
bühr, wenn er auf Verlangen der Beteiligten 
zum Zwecke des Vollzugs des Geschäftes 
tätig wird. Dies gilt jedoch nicht, wenn sich 
die Tätigkeit des Notars auf die ihm nach 
besonderen Vorschriften obliegenden Mittei- 
lungen an Behörden und auf den Verkehr 
mit dem Grundbuchamt beschränkt. 

(2) In anderen Fällen erhält der Notar für 
Anträge und Beschwerden, die er auf Grund 
einer von ihm aufgenommenen oder entwor- 
fenen Urkunde bei Gerichten, Behörden oder 
anderen Dienststellen einreicht, die Hälfte 
der vollen Gebühr, wenn es notwendig ist, 
den Antrag oder die Besdiwerde tatsächlich 
oder rechtlich näher zu begründen und der 
Beteiligte dies verlangt. 

(3) Betreibt der Notar, der den Entwurf 
nicht gefertigt, sondern nur die Unterschrift 
oder das Handzeichen beglaubigt hat, am 
Auftrag des Antragstellers den Vollzug eines 
Antrags auf Eintragung, Veränderung oder 
Löschung einer Hypothek, Grundschuld oder 
Rentenschuld oder einer Schiffshypothek, so 
erhält er hierfür ein Viertel der vollen Ge- 
bühr. Beschränkt sich die Tätigkeit des No- 
tars darauf, den Antrag an das Grundbuch- 
amt oder das Registergericht zu übermitteln, 
so erhält er hierfür keine Gebühr. 

(4) Für die Erwirkung der Legalisation der 
eigenen Unterschrift und für die Erledigung 
von Beanstandungen, einschließlich des Be- 
schwerdeverfahrens, erhält der Notar keine 
Gebühr. 

(5) Der Geschäftswert Ist In den Fällen der 
Absätze 1 und 3 ebenso wie bei der Beurkun- 
dung, im Fall des Absatzes 2 nach § 30 zu be- 
stimmen. 


§ 145 

unverändert 
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§ 146 

Sonstige Geschäfte, Nebentätigkeit 

(1) Soweit für eine im Auftrag eines Be- 
teiligten ausgeübte Tätigkeit des Notars eine 
Gebühr nidit bestimmt ist, erhalt der Notar 
die Hälfte der vollen Gebühr. 

(2) Für die ein Geschäft vorbereitende oder 
fördernde Tätigkeit (z. B. Raterteilung, Ein- 
sicht des Grundbuchs, öffentlicher Register 
oder von Akten) erhält der Notar die Ge- 
bühr nach Absatz 1 nur, wenn diese Tätig- 
keit nicht schon als Nebengeschäft (§ 35) 
durch eine dem Notar für das Hauptgeschäft 
oder für erfolglose Verhandlungen (§ 57) zu- 
stehende Gebühr abgegolten wird. 

(3) Für das Aufsuchen von Urkunden, die 
von dem Notar auf genommen sind oder von 
ihm verwahrt werden, erhält er in keinem 
Fall eine Gebühr. 


§ 147 

Auseinandersetzungen 

(1) Für die Vermittlung einer Auseinander- 
setzung durch den Notar gelten nach Maß- 
gabe des Absatzes 2 die Vorschriften des 
§ 115. 

(2) Ist die Vermittlung dem Notar von 
dem Gericht übertragen, so erhält er das 
Dreieinhalbfache und, wenn die Bestätigung 
der Auseinandersetzung dem Gericht zusteht, 
das Dreifache der vollen Gebühr. Die Gebühr 
ermäßigt sich 

1. auf das Doppelte der vollen Gebühr, wenn 
das Verfahren ohne Bestätigung der Aus- 
einandersetzung abgeschlossen wird, 

2. auf die Hälfte der vollen Gebühr, wenn 
sich das Verfahren vor Eintritt in die Ver- 
handlung durch Zurücknahme oder auf 
andere Weise erledigt. 

S 148 

Erhebung, Verwahrung und Ablieferung von 
Geld, Wertpapieren und Kostbarkeiten 
(1) Werden an den Notar Zahlungen ge- 
leistet, so erhält er für die Auszahlung oder 
Rückzahlung bei Beträgen 

bis zu 1000 Deutsche Mark einschließlich 

1 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrag bis zu 10 000 Deut- 
sche Mark einschließlich 

0,6 vom Hundert, 


§ 146 

unverändert 


§ 147 


unverändert 


§ 148 

unverändert 
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von dem Mehrbeträge über 10 000 Deut- 
sdie Mark 0,3 vom Hundert. 

Unbare Zahlungen stehen baren Zahlungen 
gleich. Der Notar kann die Gebühr bei der 
Ablieferung an den Auftraggeber entnehmen. 

(2) Ist Geld in mehreren Beträgen geson- 
dert ausgezahlt oder zurückgezahlt, so wird 
die Gebühr von jedem Betrag besonders er- 
hoben. 

(3) Die Mindestgebühr beträgt eine Deut- 
sche Mark. 

(4) Für die Ablieferung oder Rückliefe- 
rung von Wertpapieren und Kostbarkeiten 
erhält der Notar die in den Absätzen 1 bis 3 
bestimmte Gebühr nach dem Wert. 

(5) Die Gebühr wird im Fall des § 51 
Abs. 3 auf die Protestgebühr, nicht jedoch 
auf die Wegegebühr, angerechnet. 

§ 149 

Bescheinigung 

Für die Erteilung einer Bescheinigung nach 
§ 23 der Bww^iesnotarordnung erhält der No- 
tar eine Gebühr von 3 Deutsche Mark. 

§ 150 

Zuziehung eines zweiten Notars 

(1) Der zweite Notar, der auf Verlangen 
eines Beteiligten anstatt der Zeugen zu einer 
Beurkundung zugezogen wird, erhält die 
Hälfte der dem beurkundenden Notar zu- 
stehenden Gebühr und im Fall des § 58 da- 
neben die dort bestimmte Zusatzgebühr. 

(2) Ist der zweite Notar ohne Verlangen 
eines Beteiligten anstatt der Zeugen zugezo- 
gen, so darf der mit der Beurkundung beauf- 
tragte Notar dafür an Gebühren nicht mehr 
als 2,50 Deutsche Mark für jede angefangene 
Stunde in Rechnung stellen. 

§ 151 

Schreib- und Postgebühren 

(1) Der Notar, dem die Gebühren für 
seine Tätigkeit selbst zufließen, erhält 
Schreibgebühren auch für die ihm auf Grund 
besonderer Vorschriften obliegenden Mittei- 
lungen an Behörden. 

(2) Er kann außer den im Dritten Ab- 
schnitt des Ersten Teils genannten Auslagen 
erheben 
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§ 149 

Bescheinigung 

Für die Erteilung einer Bescheinigung nadi 
§ 23 der Reichsnotarordnung erhält der No- 
tar eine Gebühr von 3 Deutsche Mark. 

§ 150 

unverändert 


§ 151 

unverändert 
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1. Postgebühren 

a) für die Übersendung auf Antrag erteil- 
ter Ausfertigungen und Abschriften, 

b) für die in Absatz 1 genannten Mittei- 
lungen; 

2. die im Orts- und Fernverkehr zu entrich- 
tenden Fernsprechgebühren. 

§ 152 

Reisekosten u n v 

(1) Für Geschäftsreisen, die der Notar im 
Auftrag eines Beteiligten vornimmt, erhält 
er Reisekostenvergütung und Auslagenersatz 
nach den für Bundesbeamte der Reisekosten- 
stufe II geltenden Vorschriften. Ist es nach 
den Umständen, insbesondere nach dem 
Zweck der Geschäftsreise erforderlich, ein an- 
deres als ein öffentliches, regelmäßig verkeh- 
rendes Beförderungsmittel zu benutzen, so 
erhält der Notar Ersatz der notwendigen 
Aufwendungen, bei Benutzung eines eigenen 
Kraftwagens 25 Deutsche Pfennig für jedes 
angefangene Kilometer des Fiin- und Rück- 
wegs. 

(2) Fließen die Gebühren für die Tätigkeit 
des Notars diesem selbst zu, so erhält er 
außerdem ein Abwesenheitsgeld von 15 Deut- 
sche Mark für jeden Werktag. Für Geschäfts- 
reisen von nicht mehr als 4 Stunden beträgt 
das Abwesenheitsgeld 7,50 Deutsche Mark. 

Das Abwesenheitsgeld Ist auf die Im § 58 
Abs. 1 bestimmte Zusatzgebühr anzurechnen. 

§137 gilt für das Abwesenheitsgeld entspre- 
chend, und zwar auch, wenn auf derselben 
Reise Notargeschäfte und Rechtsanwaltsge- 
schäfte erledigt werden. 

§ 153 

Einforderung der Kosten u n v 

(1) Fließen die Kosten dem Notar selbst 
zu, so dürfen sie nur auf Grund einer dem 
Zahlungspflichtigen mitgeteilten, von dem 
Notar unterschriebenen Berechnung der Ge- 
bühren und Auslagen eingefordert werden. 

(2) In der Berechnung sind der Geschäfts- 
wert, die Gebührenvorschriften, die Beträge 
der angesetzten Gebühren und Auslagen so- 
wie etwa verauslagte Gerichtskosten und 
empfangene Vorschüsse anzugeben. 

(3) Der Notar hat die Berechnung in Ab- 
schrift zu seinen Akten zu bringen. Er hat 


§ 152 

erändert 


§ 153 

erändert 
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sie ferner unter jeder von ihm erteilten Aus- 
fertigung sowie unter jedem Beglaubigungs- 
vermerk aufzustellen. Hat der Notar eine 
Urkunde entworfen und demnächst beglau- 
bigt, so sind auch die Kosten des Entwurfs 
unter der Beglaubigung zu vermerken. 

§ 154 

Beitreibung der Kosten 

Die Kosten werden auf Grund einer mit 
der Vollstreckungsklausel des Notars ver- 
sehenen Ausfertigung der Kostenberechnung 
(§ 153) nach den Vorschriften der Zivilpro- 
zeßordnung beigetrieben; § 798 der Zivil- 
prozeßordnung gilt entsprechend. Die Voll- 
streckungsklausel, die zum Zwecke der 
Zwangsvollstreckung gegen einen zur Dul- 
dung der Zwangsvollstreckung Verpflichteten 
erteilt wird, hat den Ausspruch der Dul- 
dungspflicht zu enthalten. 

§ 155 

Einwendungen gegen die Kostenberechnung 

(1) Einwendungen gegen die Kostenberech- 
nung (§ 153), einschließlich solcher gegen die 
Zahlungspflicht und gegen die Erteilung der 
Vollstreckungsklausel, sind bei dem Land- 
gericht, in dessen Bezirk der Notar den 
Amtssitz hat, im Wege der Beschwerde nach 
den Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
geltend zu machen. Das Geridit soll vor der 
Entscheidung die Beteiligten und die Vorge- 
setzte Dienstbehörde des Notars hören. Be- 
anstandet der Zahlungspflichtige dem Notar 
gegenüber die Kostenberechnung, so kann 
der Notar die Entscheidung des Landgerichts 
beantragen. Die Vorschrift des § 567 Abs, 2 
der Zivilprozeßordnung ist in Verfahren 
nach Satz 1 und 3 nicht anzuwenden. 

(2) Gegen die Entscheidung des Landge- 
richts findet binnen der Notfrist von einem 
Monat seit der Zustellung die weitere Be- 
schwerde statt. Sie ist nur zulässig, wenn der 
Beschwerdegegenstand fünfzig Deutsche 
Mark übersteigt und das Beschwerdegericht 
sie wegen der grundsätzlichen Bedeutung der 
zur Entscheidung stehenden Frage zuläßt.Die 
Vorschriften des § 568 Abs. 2 und 3 der 
Zivilprozeßordnung finden keine Anwen- 
dung. Die weitere Beschwerde kann nur dar- 
auf gestützt werden, daß die Entscheidung 
auf einer Verletzung des Gesetzes beruht; 
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§ 154 

unverändert 


§ 155 

(1) unverändert 


(2) Gegen die Entscheidung des Landge- 
richts findet binnen der Notfrist von einem 
Monat seit der Zustellung die weitere Be- 
schwerde statt. Sie ist nur zulässig, wenn das 
Beschwerdegericht sie wegen der grundsätz- 
lichen Bedeutung der zur Entscheidung stehen- 
den Frage zuläßt. Die Vorschriften des § 568 
Abs. 2 und 3 der Zivilprozeßordnung finden 
keine Anwendung. Die weitere Beschwerde 
kann nur darauf gestützt werden, daß die 
Entscheidung auf einer Verletzung des Ge- 
setzes beruht; die Vorschriften der §§ 550 
und 551 der Zivilprozeßordnung gelten ent- 


309 



Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


die Vorschriften der §§ 550 und 551 der Zi- 
vilprozeßordnung gelten entsprechend. Für 
die weitere Beschwerde gilt § 567 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung nicht. 

(3) Nach Ablauf des Kalenderjahrs, das 
auf das Jahr folgt, in dem die vollstreckbare 
Ausfertigung der Kostenberechnung zuge- 
stellt ist, können neue Beschwerden (Ab- 
satz 1) nicht mehr erhoben werden. Soweit 
die Einwendungen gegen den Kostenanspruch 
auf Gründen beruhen, die nach der Zustel- 
lung der vollstreckbaren Ausfertigung ent- 
standen sind, können sie auch nach Ablauf 
dieser Frist geltend gemacht werden. 

(4) Die Beschwerden können in allen Fäl- 

len zu Protokoll der Geschäftsstelle oder 
schriftlich ohne Mitwirkung eines Anwalts 
eingelegt werden. Das Verfahren vor dem 
Landgericht ist gebührenfrei. Die Kosten für 
die weitere Beschwerde bestimmen sich nach 
§ §§ 135 bis 138. Die gerichtlichen Aus- 

lagen einer für begründet befundenen Be- 
schwerde können ganz oder teilweise dem 
Gegner des Beschwerdeführers auferlegt wer- 
den. 

(5) Die dem Notar Vorgesetzte Dienstbe- 
hörde kann den Notar in jedem Fall anwei- 
sen, die Entscheidung des Landgerichts her- 
beizuführen (Absatz 1) und gegen die Ent- 
scheidung des Landgerichts die weitere Be- 
schwerde zu erheben (Absatz 2). Die hierauf 
ergehende gerichtliche Entscheidung kann 
auch auf eine Erhöhung der Kostenberech- 
nung lauten. Gebühren und Auslagen wer- 
den in diesem Verfahren von dem Notar 
nicht erhoben. 

§ 156 

Zurückzahlung, Schadensersatz 

(1) Wird die Kostenberechnung abgeändert 
oder ist der endgültige Kostenbetrag gerin- 
ger als der erhobene Vorschuß, so hat der 
Notar die zuviel empfangenen Beträge zu er- 
statten. Hatte der Kostenschuldner seine Ein- 
wendungen gegen die Kostenberechnung in- 
nerhalb eines Monats seit der Zustellung der 
vollstreckbaren Ausfertigung im Wege der 
Beschwerde (§ 155 Abs. 1 Satz 1) erhoben, 
so hat der Notar darüber hinaus den Scha- 
den zu ersetzen, der dem Kostenschuldner 
durch die Vollstredcung oder durch eine zur 


sprechend. Für die weitere Beschwerde gilt 
§ 567 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung nicht. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 156 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Abwendung der Vollstreckung erbrachte Lei- 
stung entstanden ist. 

(2) Über die Verpfliditungen gemäß Ab- 
satz 1 wird auf Antrag des Kostensciiuldners 
in dem Verfahren nadi § 155 entsdiieden. 
Die Entscheidung Ist nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung vollstreckbar. 


DRITTER TEIL 
Schlußvorschriften 
§ 157 

Landesrechtliche Vorschriften 

(1) Unberührt bleiben die landesrecht- 
lichen Kostenvorschriften für 

1. Verfahren zwecks anderweitiger Festset- 
zung von Altenteils- und ähnlichen Bezü- 
gen; 

2. die in landesrechtlichen Vorschriften vor- 
gesehenen Geschäfte der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit. 

(2) Ist für ein in landesrechtlichen Vor- 
schriften vorgesehenes Geschäft der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit wegen der Gebühren 
nichts bestimmt, so wird die Hälfte der vol- 
len Gebühr erhoben. 


§ 158 

Andere Behörden und Dienststellen 

Soweit andere Stellen als Gerichte, Notare 
oder Gerichtsvollzieher in bestimmten An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zuständig sind oder als gerichtliche Hilfsbe- 
amte tätig werden, bleiben die landesrecht- 
lichen Kostenvorschriften unberührt. Sind 
jedoch diesen Stellen die Aufgaben des 
Grundbuchamts, des Vormundschaftsgerichts 
oder des Nachlaßgerichts übertragen, so fin- 
den auf ihre Tätigkeit die Vorschriften des 
Ersten Teils dieses Gesetzes Anwendung; in 
den Fällen des § 14 Abs. 2 und des § 31 
(Erinnerung gegen den Kostenansatz, Fest- 
setzung des Geschäftswerts) entscheidet das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Stelle ihren 
Sitz hat. 


DRITTER TEIL 

Schlußvorschriften 

§ 157 

unverändert 


§ 158 

unverändert 
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Entwurf 
§ 159 

Gerichtstage, Sprechtage 

Die zur Abhaltung eines Gerichtstags (aus- 
wärtigen Amtstags) bestimmten Räumlici- 
keiten gelten als Gerichtsstelle im Sinne die- 
ses Gesetzes. Hält ein Notar außerhalb seiner 
Gesdiäftsstelle regelmäßige Sprechtage ab, so 
gilt dieser Ort als Amtssitz im Sinne dieses 
Gesetzes. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 159 

unverändert 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Anlage 
(zu S 32) 

Die volle Gebühr beträgt bei einem Geschäftswert 
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